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Die wirtschaftspolitische Konzeption der Bundesrepublik Deutschland wird seit 1948 
als „Soziale Marktwirtschaft“ bezeichnet. Es beruht auf den Prinzipien des Leistungswett-
bewerbs, geregelt durch staatliche Ordnungen und ergänzt durch einen sozialen Ausgleich. 
Die „Soziale Marktwirtschaft“ geht dabei einen Mittelweg zwischen einer liberalen laissez-
faire Wirtschaftsordnung und einer staatlichen Planwirtschaft.  
Vorliegende Arbeit untersucht zum ersten Mal im Detail ein Vorläuferdokument der So-
zialen Marktwirtschaft, die „Freiburger Denkschrift“ aus dem Jahr 1943. In dieser Nach-
kriegsordnung, eine Auftragsarbeit der „Bekennenden Kirche“, finden sich alle Grundprin-
zipien der später eingeführten Sozialen Marktwirtschaft, eingebettet in ein umfangreiches 
christliches Reformprogramm für den Wiederaufbau Deutschlands.  
Die Arbeit analysiert den Hintergrund der Verfasser und die Inhalte der Denkschrift. 
Konkret wird gezeigt, welche Überzeugungen der christlichen Ethik sich in den wirt-
schaftspolitischen Forderungen der Denkschrift niedergeschlagen haben. Außerdem wird 
die Denkschrift in den biographischen Kontext der Verfasser und die zeitgeschichtlichen 
theologischen Zusammenhänge eingeordnet, denn viele Thesen des Dokuments reflektie-
ren Diskussionsprozesse der damaligen Zeit. Zudem kann gezeigt werden, dass in die Frei-
burger Denkschrift sowohl protestantische wie auch römisch-katholische Elemente Ein-


















Since 1948 the economic system of the Federal Republic of Germany is called “Social 
Market Economy”. It is based on the principles of competitive markets, ensured by govern-
mental competition policy and supplemented by social insurance and public assistance. The 
“Social Market Economy” takes a middle road between a liberal laissez-faire economy and a 
a centrally planned economy. 
The current study examines for the first time in detail the document that preceded the “So-
cial Market Economy,” the 1943 “Freiburg Memorandum”. In this work, commissioned by 
the Confessing Church of the Third Reich as a post-war system, all fundamental principles of 
the later “Social Market Economy” can be found embedded in a comprehensive Christian 
reform program for the reconstruction of Germany. 
This dissertation analyzes the background of the authors and the contents of the memoran-
dum. We will show specifically which convictions of Christian ethics were incorporated into 
the economic-political requests of the document. In addition the memorandum will be con-
nected to the biographical context of the authors and the theological context of their time, as 
many theses put forward in the document reflect discussions that were in progress at that time. 
Also, it can be shown that Protestant as well as Roman-Catholic elements found entrance into 
the “Freiburg Memorandum”. 
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1.1 Soziale Marktwirtschaft: Ein „christliches“ Wirtschaftssystem? 
Die Wirtschafts- und Sozialordnung der Bundesrepublik Deutschland wird seit Ende der 
1940er Jahre von einem Wirtschaftssystem bestimmt, das sich „Soziale Marktwirtschaft“ 
nennt (vgl. zum Folgenden Schlecht 2009:289-303; Quaas 2005:384-385). Dieses System fußt 
auf bestimmten ökonomischen Grundüberzeugungen: Leistungswettbewerb, freie Preisbil-
dung, Freizügigkeit von Arbeit, Kapital, Gütern und Dienstleistung sowie die Sicherung der 
Leistungsgerechtigkeit, des sozialen Ausgleichs und der sozialen Sicherungssysteme. Wirt-
schaftspolitische Überzeugungen der Sozialen Marktwirtschaft haben nach dem 2. Weltkrieg 
Eingang gefunden in das Grundgesetz und in die Wirtschaftsgesetze der Bundesrepublik 
Deutschland (Lampert 1990).  
Der wirtschaftliche Erfolg dieser speziellen Form der Marktwirtschaft ist bis heute unbe-
stritten. In Deutschland kam es nach ihrer Einführung im Zusammenhang mit der Währungs-
reform zu einem „Wirtschaftswunder“, das weltweit Beachtung fand. Das staatliche Planungs- 
und Lenkungssystems wurde damals abgelöst von einer neuen Form der marktwirtschaftli-
chen Wettbewerbsordnung, die sowohl die Freiheit des Marktes, wie auch eine starke soziale 
Komponente betonte. Reibungslos verlief ihre Einführung nicht. Sie ging mit heftigen politi-
schen Auseinandersetzungen einher. Der für ihre Einführung und Umsetzung maßgebliche 
Politiker, der langjährige Bundeswirtschaftsminister und spätere Bundeskanzler Ludwig Er-
hard (1897-1977, vgl. Hentschel 1996), war aber der Überzeugung, dass die Soziale Markt-
wirtschaft „Wohlstand für alle“ (Erhard 1957:5) bringen würde.  
Die Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft liegen in den 1930er und 1940er Jahren (vgl. 
Ptak 2004). Einige ihrer Grundüberzeugungen finden sich zunächst im „Ordoliberalismus“ 
der so genannten „Freiburger Schule“. Schon die „Ordoliberalen“ plädierten für einen freien 
Wettbewerb, der im Gegensatz zum Wirtschaftsliberalismus des 19. Jahrhunderts jedoch eine 
staatliche Rahmenordnung nötig habe, um in geordneten Bahnen ablaufen zu können. Der 
wichtigste Wegbereiter der „Freiburger Schule“ war der Wirtschaftswissenschaftler Walter 
Eucken (1891-1950).  
Ein ähnliches Konzept, allerdings mit einer stärkeren sozialpolitischen Komponente, ent-
wickelte in den 1940er Jahren der Ökonom und Kultursoziologe Alfred Müller-Armack 
(1901-1978, vgl. Peukert 1992, Dietzfelbinger 2000), auf den auch der Begriff „Soziale 
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Marktwirtschaft“ zurückgeht.1 Er arbeitete eng mit Ludwig Erhard zusammen und war maß-
geblich an der Ausgestaltung der deutschen Wirtschaftspolitik nach dem Krieg beteiligt. Für 
Müller-Armack (1990:96) war die „Marktwirtschaft“ das „tragende Gerüst der künftige Wirt-
schaftsordnung“, die aber eine „bewußt gesteuerte, und zwar sozial gesteuerte Marktwirt-
schaft“ (:96) sein sollte. Daneben gab es weitere Wirtschaftswissenschaftler wie Wilhelm 
Röpke (1899-1966, vgl. Peukert 1992; Hennecke 2005) und Alexander Rüstow (1885-1963, 
vgl. Meier-Rust 1993), die ähnliche Prinzipien wie Müller-Armack vertraten und auf die Ge-
staltung der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland Einfluss nahmen. 
Die Besonderheit beider Ansätze bestand in ihrem Mittelweg zwischen zwei wirtschaftspo-
litischen Polen: dem Marktliberalismus, wie er insbesondere im 19. Jahrhundert vorherrschte, 
und der staatlichen Planwirtschaft, wie sie sich im Kommunismus und im Nationalsozialis-
mus zeigte und nach dem Krieg in abgewandelter Form auch von den alliierten Besatzern in 
Deutschland praktiziert wurde. Die verschiedenen Vertreter des Ordoliberalismus und der 
späteren Sozialen Marktwirtschaft waren dagegen überzeugt, dass gerade Wettbewerb und 
freie Märkte der Schlüssel zum Wohlstand der Menschen seien. Sie zogen aber auch ihre 
Konsequenzen aus den Verwerfungen eines ungezügelten Liberalismus des 19. und frühen 20. 
Jahrhunderts und plädierten für klare staatlichen Ordnungen, die Kartelle und Machtballungen 
ebenso verhindern sollten wie soziale Verwerfungen und ungleiche Marktbedingungen. Nur in 
dieser Balance, in diesem „Dritten Weg“, sei eine zugleich freie wie geordnete Wirtschaftspo-
litik der Schlüssel zu wirtschaftlichem Erfolg. Weder der „Laissez-faire-Kapitalismus“ noch 
eine „Zentralverwaltungswirtschaft“ seien die Lösung, sondern eine freie und zugleich gere-
gelte Marktwirtschaft. Über die Einzelheiten in der Ausgestaltung der Wirtschaftspolitik gab 
es zwischen den genannten Vertretern Differenzen, in den Grundlinien war man sich jedoch 
einig. 
Auf eine Besonderheit dieses neuen wirtschaftspolitischen Ansatzes will diese Arbeit ihren 
Schwerpunkt legen. Die Gründer und führenden Vertreter waren davon überzeugt, dass diese 
Wirtschaftsordnung eine gesellschaftliche „Rahmenordnung“ benötige, damit sie überhaupt 
funktionieren könne. Müller-Armack äußerte sich z.B. mehrfach zu diesem notwendigen 
„Wirtschaftsstil“, wie er es nannte: „Die Marktwirtschaft kann ohne eine solche von außen 
kommende Prägung überhaupt auf Dauer nicht existieren“ (Müller-Armack 1990:114). Er 
sprach von einer notwendigen „geistigen Formung“, von „Werten“ und einem „Gesamtrah-
men“, in die die Wettbewerbsordnung eingebettet sein müsse (:114). Ähnliche Äußerungen 
                                               
1 Über die frühe Verwendung des Begriffs vgl. Klump 2005:384-385 
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finden sich bei allen Begründern der geordneten Wettbewerbswirtschaft in dieser Zeit. Diese 
gesellschaftliche Grundvoraussetzung fanden die Begründer der Sozialen Marktwirtschaft in 
der christlichen Ethik. Sie sei der Referenzrahmen, in dem die Soziale Marktwirtschaft inte-
griert werden müsse. Die in der christlichen Ethik verwurzelten „sittlichen Überzeugungen“ 
(:113) könne die neue Wirtschaftsordnung selber nicht hervorbringen, sondern sie müssten 
von außen an sie herangetragen werden. Die Grundprinzipien dieses Wirtschaftssystems sah 
man im christlichen Glauben verankert. Schon die anthropologischen Grundlagen des Alten 
und Neuen Testamentes sprächen für einen Ausgleich zwischen den zwei Polen des Systems: 
Der Freiheit des Marktes und der staatlichen Intervention. Weil der Mensch einerseits als frei-
es Wesen von Gott geschaffen sei, das selbstverantwortlich Gestaltungsräume habe und nut-
zen könne, andererseits als sündiger Mensch jedoch Grenzen und Ordnungen benötige, damit 
nicht Egoismus und Selbstsucht Oberhand gewönnen, sei ein Korrektiv nötig. Einen solchen 
irenischen Ausgleich sah man in der Sozialen Marktwirtschaft verwirklicht. Die Ordnung des 
„Dritten Weges“ sei von daher eine Wirtschaftsordnung, die den Grundprinzipien der Bibel 
am nächsten komme. 
Diese Überzeugungen finden sich schon in einem der bekanntesten Dokumente des deut-
schen Widerstandes, in der Denkschrift des „Freiburger Bonhoeffer-Kreises“ von 1942/43.  
Dieses Dokument steht im Mittelpunkt unserer Untersuchung. Mitten im 2. Weltkrieg trafen 
sich damals in Freiburg im Breisgau verschiedene Persönlichkeiten aus Kirche und Wissen-
schaft, um ein politisches Programm für den Neuaufbau Deutschlands nach dem Krieg zu 
verfassen. Ausgangspunkt dieser „Denkschrift“2 war ein Besuch Dietrich Bonhoeffers (1906-
1945), der im Spätsommer 1942 im Auftrag der „Vorläufigen Kirchenleitung der Bekennen-
den Kirche“ einige Freiburger Universitätsprofessoren bat, für ein mögliches ökumenisches 
Friedenskonzil nach dem Krieg ein Dokument zu erarbeiten, das die Grundzüge einer neuen 
Gesellschaftsordnung enthalten sollte. Von daher wird die Gruppe in der Literatur auch häufig 
als „Bonhoeffer-Kreis“ bezeichnet, obwohl Bonhoeffer nicht direkt an der Textabfassung be-
teiligt war, sondern nur der Initiator des Projekts war.3  
                                               
2 Der Begriff „Denkschrift“ wird häufig in der Literatur für das Dokument des Freiburger Kreises benutzt. 
„Denkschrift“ ist allerdings ein Begriff, der erst nach dem 2. Weltkrieg für Dokumente der Evangelischen Kir-
che in Deutschland zu aktuellen gesellschaftlichen Fragen verwendet wurde. Trotzdem wird auch in dieser Ar-
beit dieser mittlerweile landläufige Begriff für die Freiburger Erklärung verwendet. 
3 Über die Bezeichnung der Gruppe wird in der Literatur gestritten. Die Nomenklatur „Bonhoeffer-Kreis“ sollte 
wohl nach dem Krieg die Bedeutung der Gruppe herausstellen. In dieser Arbeit werden die Begriffe „Freibur-
ger Kreis“, „Freiburger“, „Bonhoeffer-Kreis“ usw. nebeneinander verwendet, ohne Unterschied. Die Gruppe 
selber hat sich keinen Namen gegeben. 
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In mehreren geheimen Sitzungen erarbeitete man damals ein über 100 Seiten langes Do-
kument, dessen Endredaktion im Januar 1943 abgeschlossen wurde.4 Es waren weithin be-
kannte Persönlichkeiten der wissenschaftlichen Welt, die an der Denkschrift mitwirkten: So 
der Freiburger Historiker Gerhard Ritter (1888-1967), die ebenfalls an der Universität Frei-
burg lehrenden Wirtschaftswissenschaftler Walter Eucken, Constantin von Dietze (1891-1973) 
und Adolf Lampe (1897-1948), der Politiker und Widerstandskämpfer Carl Goerdeler (1884-
1945), die Juristen Erik Wolf (1902-1977) und Franz Böhm (1895-1977), der Religionspäda-
goge Friedrich Delekat (1892-1970) sowie aus dem kirchlichen Bereich der evangelische Ge-
neralsuperintendent Otto Dibelius (1880-1967) und der spätere Hamburger Theologieprofes-
sor Helmut Thielicke (1908-1986). 
Die Denkschrift enthielt Überlegungen zur politischen Neugestaltung Deutschlands nach 
dem 2. Weltkrieg. Im Hauptteil sowie in einem längeren Anhang (Anlage 4) wurden dabei 
auch wirtschaftspolitische Überlegungen formuliert, die von den oben genannten Ökonomen 
aus Freiburg verfasst wurden. Ihre Ausführungen zu einer „Wirtschafts- und Sozialordnung“ 
wurden – wie andere Teile der Denkschrift – nach Kriegsende verbreitet und haben eine ge-
wisse Wirkung beim Aufbau der neuen Ordnung in Deutschland erzielt. Die Denkschrift ent-
hielt viele Prinzipien der späteren Sozialen Marktwirtschaft, angefangen von der Freiheit des 
Marktes, dem Primat des Wettbewerbs und der Leistung bis hin zum wirtschaftspolitischen 
Ordnungsrahmen, der durch den Staat festgelegt werden und ergänzt durch eine Sozialgesetz-
gebung Verwerfungen des Marktes verhindern sollte. Gewissen und Gewinn, Freiheit und 
Ordnung schließen sich nicht aus – so die Überzeugung der Freiburger Autoren, die in dieser 
Arbeit entfaltet wird. Der wirtschaftspolitische Teil der Freiburger Denkschrift kann deshalb 
als ein komprimierter Vorläufer der späteren Sozialen Marktwirtschaft gelten, zu einer Zeit 
verfasst, als dieses Wirtschaftssystem in der Praxis noch gar nicht existierte und ihre Einfüh-
rung eher ein Wunschtraum war. 
Die wirtschaftspolitischen Ideen der Freiburger Denkschrift waren aber nicht im Sinne ei-
nes nationalökonomischen Dokumentes formuliert worden, sondern als eine „Denkschrift“, 
die bewusst den christlichen Glauben mit einbezog. Schon im Untertitel der Schrift war vom 
„christlichen Gewissen“ die Rede, das als „sittliche Ordnung“ die Basis der Nachkriegsord-
nung bestimmen sollte. Die dezidiert christliche Begründung der neuen Gesellschaftsordnung 
findet sich vor allem in den Vorschlägen zur Wirtschaftsordnung in Anlage 4 der Denkschrift. 
                                               
4 Über den genauen Zeitpunkt des Abschlusses der Revisionsarbeiten herrscht keine Klarheit. Ritter, der Haupt-
verfasser, spricht von einem Abschluss im Januar 1943 (Ritter 1979:28). Noch im Februar 1943 scheint es aber 
Debatten über das Dokument gegeben zu haben (Ringshausen 1997:222). 
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Zwar ging es den Verfassern nicht darum, eine „christliche Wirtschaftsordnung“ zu entwi-
ckeln, aber eine Ordnung vorzuschlagen, die sich am Dekalog orientiert und „den denkbar 
stärksten Widerstand gegen die Macht der Sünde ermöglicht“ (In der Stunde Null:128-129). 
Die „Freiburger Denkschrift“ war das längste zusammenhängende Dokument der Beken-
nenden Kirche und des deutschen Widerstandes. Es wurde während des Krieges unter hohem 
Risiko verfasst. Obwohl die Sitzungen im Geheimen stattfanden und die wenigen Exemplare 
der Denkschrift versteckt wurden, blieb die Aktion nicht verborgen. Bei den Säuberungswel-
len nach dem Attentat auf Hitler im Juli 1944 wurden die meisten Verfasser verhaftet, inter-
niert und gefoltert. Einige Autoren und Mitarbeiter fanden den Tod. Die Überlebenden ver-
suchten nach dem Krieg, sich in der Politik Gehör zu verschaffen und die Grundlinien der 
Denkschrift bekannt zu machen. Dies ist ihnen nur zum Teil gelungen. Trotzdem kann man 
sagen, dass die Freiburger Denkschrift und insbesondere ihre wirtschaftspolitischen Überzeu-
gungen in gewisser Weise die spätere Nachkriegsordnung vorwegnahmen und somit als ein 
wichtiges Vorläuferdokument der Sozialen Marktwirtschaft gelten kann. 
1.2 Zur wissenschaftlichen Fragestellung und zum Gang der Untersuchung 
1.2.1 Wissenschaftliche Fragestellung, Verortung in der Disziplin der „Theologischen 
Ethik“ sowie Motivation des Verfassers 
Die Hauptfragestellung dieser Arbeit besteht darin, erstmals herauszuarbeiten, worin genau 
der christliche Selbstanspruch der Freiburger Denkschrift lag. Die christliche Begründung der 
Denkschrift ist von den Verfassern auch in der späteren Rezeption immer wieder herausge-
stellt worden. Gerhard Ritter, der den Hauptteil verfasste, schrieb nach dem Krieg über die 
Denkschrift: „Sie mag bezeugen, daß es schon lange vor dem Zusammenbruch des Hitlerrei-
ches ganze Gruppen deutscher Männer gab…, die sich bemühten, ihr Idealbild deutscher und 
europäischer Zukunft auf den festen Boden christlichen Offenbarungsglaubens, christlicher 
Sittlichkeit zu gründen…“ (Ritter 1979:29). Helmut Thielicke, ebenfalls an der Ausarbeitung 
des Dokumentes beteiligt, schrieb im Rückblick: „Die Kraft zum Widerstand und das Nor-
mengerüst für die Konzeption einer neuen Zukunft empfing dieser Kreis aus dem christlichen 
Glauben“ (Thielicke 1979:5). Constantin von Dietze, der die Anlage 4 mitverantwortete, be-
zeichnete 1947 die Denkschrift als ein Dokument, das „auf christlichem Glauben gegründet“ 
war (Constantin von Dietze 1947:7). Die Forschungsfrage konkretisiert diesen Selbstan-
spruch: Wo hat konkret die christliche Ethik Eingang in die Denkschrift und vor allem in den 
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wirtschaftspolitischen Teil gefunden? Dazu wird die Denkschrift erstmals in der Literatur sys-
tematisch untersucht und werden ihre Thesen in den Kontext christlicher Ethik gestellt. 
Unterhalb dieser Hauptfragestellung beleuchtet die vorliegende Arbeit auch weitere Aspek-
te, die mit der Leitfrage verbunden sind. So werden erstmals die Viten der Autoren und Bear-
beiter der Denkschrift untersucht, konkret unter der Fragestellung, ob sich in den Biographien 
belastbare Hinweise auf die christlichen Überzeugungen der Autoren finden lassen. Damit 
wird die Freiburger Denkschrift erstmals in einen biographischen Kontext gestellt, der über 
das eigentliche Dokument hinausgeht. Die Fragestellung lautet hier: Welche Rolle spielte der 
christliche Glauben in den Biographien der Verfasser? Es wird zu zeigen sein, dass die Auto-
ren auch in anderen Kontexten ähnliche Überzeugungen wie in der Freiburger Denkschrift 
ausgedrückt haben, was für die Interpretation des Dokuments von wesentlicher Bedeutung ist. 
Außerdem beschäftigt sich unsere Untersuchung mit der theologischen Verortung des Do-
kuments. Erstmals in der Forschung wird die Denkschrift auch in den Gesamtzusammenhang 
der theologischen Debatten der Zeit gestellt. Die Autoren, obwohl darunter vielen „Laien“ 
waren, rezipierten in ihren Thesen Resultate aus damaligen theologischen Disputen, die hohe 
Wellen schlugen. Die Freiburger Denkschrift ist von daher auch ein Resultat theologischer 
Auseinandersetzungen der 1930er und 1940er Jahre. Auf diese Zusammenhänge sind bisheri-
ge Untersuchungen zur Freiburger Denkschrift nicht eingegangen. Sie werden in Kapitel 4 
dieser Studie erstmals ausführlich dargestellt. 
Darüber hinaus wird die Behauptung überprüft, ob es sich bei der Denkschrift um ein pro-
testantisches Dokument gehandelt habe. Die Autoren der Denkschrift verstanden sich tatsäch-
lich als bewusst in der evangelischen Tradition stehend, was sich an mehreren Stellen im Do-
kument zeigen wird. Von evangelischen Theologen ist deshalb die Denkschrift und ihre Über-
zeugungen unter dem Begriff der „protestantischen Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft“ 
subsummiert worden (Brakelmann & Jähnichen 1994:13). Diese These wird in der vorliegen-
den Arbeit allerdings kritisch beleuchtet, in dem das Dokument auch mit der Christlichen So-
ziallehre der römisch-katholischen Theologie verglichen wird.  
Die vorliegende Untersuchung ist im Bereich der „Theologischen Ethik“ verortet. Theolo-
gische Ethik als Reflektion über das moralisch Gute geschieht dabei bewusst im Kontext der 
Theologie. Sie beschäftigt sich mit der „theologischen Begründung der Ethik“ und informiert 
über theologische „Argumentationen“ ethischer Fragestellungen (Honecker 1990:V). Theolo-
gische Ethik folgt als wissenschaftliche Disziplin den klassischen Regeln wissenschaftlichen 
Arbeitens, in dem sie nach rationalen, plausiblen, diskursiven und argumentativen Begrün-
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dungszusammenhängen menschlichen Handelns fragt, interpretiert aber die Wirklichkeitsfel-
der des Seins bewusst und transparent aus dem Blickwinkel eines christlichen Menschen- und 
Weltbildes (Hunold u.a. 2000:1-2). Sie erinnert dabei daran, dass jede Ethik von einem „um-
greifenden Sinnhorizont“ (:2) ausgeht, in diesem Falle eben der des christlichen Glaubens. 
Dabei gibt der Glaube zwar bestimmte allgemeine Regeln und Prinzipien ethischen Handelns 
vor, nimmt jedoch die Persönlichkeit des Menschen, seine Vernunft, sein Gewissen und seine 
Verantwortung in bestimmten geschichtlichen Situationen bewusst in den ethischen Prozess 
mit hinein.  
Ein solcher Ansatz ist dem Beobachtungsgegenstand angemessen, da sich ein solches Ver-
ständnis der Ethik auch in der Freiburger Denkschrift findet. Sie wollte bewusst als ein Do-
kument christlicher Ethik verstanden und interpretiert werden. Dieser Zugang zur Denkschrift 
über die Theologische Ethik ist aber auch aus anderen Gründen folgerichtig, da es sich um 
eine Auftragsarbeit für die Bekennende Kirche handelte und die Autoren ihre gesellschaftspo-
litischen Überzeugungen dezidiert in einen christlichen Kontext hineinstellten. Bisherige Un-
tersuchungen zur Denkschrift sind dagegen einem rein profanhistorischem Interesse verhaftet 
(Blumenberg-Lampe 1973; Rüther 2002) und verzichteten deshalb auf eine theologische Ana-
lyse und Interpretation der Inhalte. Diesem Manko will die vorliegende Untersuchung begeg-
nen, in dem sie das Dokument unter theologischen Gesichtspunkten analysiert und auch in 
den theologischen Kontext der Zeit hineinstellt. 
Die Untersuchung streift dabei beide Bereiche der Theologischen Ethik: Die „Sozialethik“, 
da es sich bei der Freiburger Denkschrift in erster Linie um ein gesamtgesellschaftliches Kon-
zept für die Nachkriegszeit handelte, aber auch die „Individualethik“, da bei den vielen ange-
sprochenen Fragen auch Prinzipien des persönlichen Lebenswandels angesprochen werden. 
Generell versteht sich die Arbeit auch als ein Beitrag zur Geschichte der Ethik, da es sich um 
eine Analyse eines wichtigen historischen Dokuments mit ethischen Bezügen handelt.  
Die eigene Motivation des Verfassers, sich mit der Freiburger Denkschrift zu beschäftigen, 
liegt in seiner Funktion als Dozent für Ethik an einer theologischen Hochschule, als langjähri-
ger Lehrbeauftragter für Wirtschaftsethik an einer Fachhochschule und als Leiter des „Insti-
tuts für Ethik & Werte“. Diese drei Arbeitsschwerpunkte haben mein Interesse an Themen der 
Theologischen Ethik, insbesondere der Wirtschaftsethik, in den vergangenen Jahren geweckt 
und vertieft. Als Gründer und Mitinitiator des „Forums christlicher Wirtschaftswissenschaft-
ler“ interessieren mich seit Jahren zusätzlich Fragen an der Schnittstelle von Wirtschaft und 
Religion. Besonders haben mich auch geschichtliche Zusammenhänge seit meiner Promotion 
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in Historischer Theologie im Jahre 1992, begleitet. Von daher erklärt es sich, warum die The-
menwahl auf ein geschichtliches Dokument fiel und warum der geistesgeschichtliche Kontext 
der damaligen Zeit ausführlich dargestellt wird.  
1.2.2 Gang der Untersuchung und Methodik 
Nach der Einführung in den Problemhorizont erfolgt zunächst ein Forschungsüberblick, in 
dem die wichtigsten Studien zur Freiburger Denkschrift und ihrer Autoren vorgestellt werden. 
Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der Frage nach der christlichen Begründung der Denkschrift. 
Außerdem werden auch einige Standardwerke zur Sozialen Marktwirtschaft herangezogen, 
die auf die Denkschrift und ihre religiöse Begründung Bezug nehmen.  
Das Freiburger Dokument ist in seiner Genese ohne seinen zeitgeschichtlichen Kontext 
nicht zu verstehen. Damit beschäftigt sich Kapitel 2 dieser Studie. In einem kurzen Kapitel 
wird zunächst die Geschichte des Kirchenkampfs im Dritten Reich überblicksmäßig darge-
stellt. Dies ist notwendig, da die Freiburger Denkschrift ja auf Bitten der Bekennenden Kirche 
erarbeitet wurde und in diesem Kontext zu interpretieren ist. Fast alle Autoren waren auch 
selber – zum Teil jahrelang – in der Bekennenden Kirche aktiv. Anschließend wird der wirt-
schaftswissenschaftliche Kontext des Dokuments bedacht, denn vier der Hauptautoren waren 
führende Nationalökonomen ihrer Zeit. Die Gleichschaltungspolitik der Nationalsozialisten 
und ihre von oben aufoktroyierte Finanz- und Wirtschaftspolitik stand als Kontrast im Hinter-
grund der neuen Konzepte der Freiburger Ökonomen. Davon wollte man sich auf jeden Fall 
abgrenzen. Darüber hinaus gab es in der damaligen Nationalökonomie erhebliche Diskussio-
nen um die weitere Ausrichtung des Fachs, Debatten, an denen auch die Freiburger Ökono-
men beteiligt waren. Deshalb wird die Entwicklung der Disziplin der Wirtschaftswissenschaft 
im deutschsprachigen Raum im Überblick beleuchtet. Ein weiteres Unterkapitel von Teil 2 
nähert sich dann dem Freiburger Dokument, in dem es neben einem knappen Überblick über 
die Entstehung auch Vorläufer- und Nachfolgegruppen erwähnt („Freiburger Konzil“, „Ar-
beitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“). Ein letzter Teil informiert über die Beziehungen 
der Freiburger Autoren zum deutschen Widerstand. 
Die Inhalte der Freiburger Denkschrift und die Autoren werden in Kapitel drei vorgestellt. 
Außerdem werden zwei Vorläuferdokumente von 1937 und 1938 beschrieben, die wesentliche 
Inhalte der Denkschrift vorwegnahmen und deren Gedanken z.T. wörtlich in der Freiburger 
Denkschrift wiederzufinden sind („Kirche, Volk und Staat“ von 1937 und „Kirche und Welt“ 
1938). Ein viertes Kapitel enthält als eigentlichen Kern dieser Untersuchung die systematisch-
theologische Analyse der Denkschrift. Im Mittelpunkt stehen dabei das Staatsverständnis, die 
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Anthropologie, Fragen des Naturrechts und der Schöpfungsordnungen, die Bibliologie und 
die Ethik, aber auch konkrete wirtschaftspolitische Fragestellungen wie Leistungswettbewerb, 
Subsidiarität, Lohngerechtigkeit und die Sozialverantwortung der Wirtschaftsakteure. Alle 
diese Fragen werden dabei erstmals in ihren zeitgeschichtlichen Kontext gestellt. Die wirt-
schaftsethischen Bezüge der Denkschrift werden dabei systematisch herausgearbeitet. Die 
Arbeit setzt sich konkret auch mit dem christlichen Selbstanspruch der Verfasser der Denk-
schrift auseinander. 
Insgesamt kommen in der vorliegenden Untersuchung verschiedene Methoden zur Anwen-
dung:  
+ historische, zur Herausarbeitung der Thesen der Denkschrift im Kontext der Zeit, 
+ inhaltliche, zur analytischen Feststellung der Aussagen eines Textes, 
+ vergleichende, zur Abgleichung des Referenztextes mit anderen Entwürfen der Zeit,  
+ kritische, zur Hinterfragung der Behauptungen des Textes, 
+ bewertende, zur Beurteilung und Begutachtung des Selbstanspruches der Autoren. 
Durch die enge Verzahnung des Themas mit verschiedenen Bereichen der Theologie und 
Wirtschaftswissenschaft stellt die Untersuchung eine interdisziplinäre Forschungsarbeit dar. 
1.2.3 Ökonomie und Weltanschauung: Zur Relevanz des Themas 
 In dieser wirtschaftsethischen Arbeit geht es nicht nur um die Aufarbeitung eines histori-
schen Dokuments, sondern auch um eine grundsätzliche religionsökonomische Frage, nämlich 
um den Zusammenhang zwischen Ökonomie und Weltanschauung.  
Diese Fragestellung ist nicht neu. Spätestens seit Max Webers erstmals 1904/05 erschiene-
nen Aufsatz über die „Protestantische Ethik und dem Geist des Kapitalismus“ (Weber 1920) 
wurde sie häufig diskutiert. Weber ging es um die Verhältnisbestimmung von Protestantismus 
und Kapitalismus. Seine Beschreibung der asketischen Lebensführung vornehmlich der Cal-
vinisten sollte erklären, wie es zur Entstehung des Frühkapitalismus gekommen sei. Der 
„Geist des Kapitalismus“ basiere auf einer bestimmten Ausformung der christlichen Ethik, so 
die Grundthese Webers. 
Seiner These ist vielfach widersprochen worden.5 Die religionssoziologische Grundüber-
zeugung blieb allerdings unbestritten: Religion hat Auswirkungen auf das wirtschaftliche 
Handeln des Menschen. Religion und Ökonomie stehen nicht untrennbar nebeneinander, son-
dern bedingen sich gegenseitig, wie auch neuere Studien belegen (Iannaccone 1990; McClea-
                                               




ry & Barro 2006). Der Markt wird nicht nur durch wirtschaftliche Eigengesetzlichkeiten gere-
gelt, die sich aus rein ökonomischen Gegebenheiten ableiten lassen. Vielmehr spielen kultu-
relle (vgl. Hofstede 2001) und auch religiöse (Held 2007) Prägemuster eine wesentliche Rol-
le.  
Die Fachdisziplin der „Religionsökonomie“ hat sich seit Weber immer wieder mit solchen 
Zusammenhängen beschäftigt und dabei nicht nur die Einflüsse der Religion auf die Ökono-
mie, sondern neuerdings auch umgekehrt den Einfluss der Ökonomie auf die Religion unter-
sucht (Nelson 2001). Weber untersuchte den Einfluss des Protestantismus auf ein spezielles 
Wirtschaftssystem, den Frühkapitalismus. In dieser Untersuchung geht es um eine ähnliche 
Frage: Den Einfluss der christlichen Religion auf die Freiburger Denkschrift und damit indi-
rekt um ihren Einfluss auf die Entstehung der Sozialen Marktwirtschaft. Bei aller Unter-
schiedlichkeit der Fragestellung, die immer auch mit den zeitgeschichtlichen Umständen zu 
tun hat, bleibt die dahinerliegende Forschungsfrage gleich: Braucht eine Wirtschaftsordnung 
eine weltanschauliche Grundlage? Welchen Einfluss hatten dabei religiöse oder weltanschau-
liche Faktoren?  
Damit hängt eine zweite Frage zusammen: Selbst wenn die Entstehung eines Wirtschafts-
systems mit religiösen Faktoren zusammenhängt – was bedeutete das für die weitere Entwick-
lung einer Gesellschaft und eines Wirtschaftssystems? Ist es möglich, dieses Wirtschaftssys-
tem auch ohne den ursprünglichen weltanschaulichen Hintergrund zu praktizieren oder es von 
ihm zu lösen, ohne seine Grundsubstanz zu verlieren? Weber sah das kritisch. Schon zu seiner 
Zeit meinte er zu erkennen, dass dem Kapitalismus der „Geist“ entwichen sei, der ihn geformt 
habe. Zurück geblieben sei ein „stahlhartes Gehäuse“ (Weber 1920:180-181). Wie die Unter-
suchung zeigen wird, argumentierten die Begründer der Sozialen Marktwirtschaft ähnlich, 
indem sie sich gegen die Säkularisierung der Gesellschaft wandten und die „sittliche Begrün-
dung“ im Sinne des christlichen Glaubens als unabdingbar für den Erfolg ihrer Form der 
Marktwirtschaft ansahen. 
In der Religionsökonomie wird neuerdings auch die Frage diskutiert, ob Religion die öko-
nomische Entwicklung fördere, hindere oder sich dazu neutral verhalte (Kubon-Gilke 2007). 
Diese Debatte ist komplex. Offensichtlich ist, dass „für Gesellschaften, die als unterentwickelt 
eingeschätzt werden, die Hindernisthese aufgegriffen wird. Dagegen werden aufstrebende, 
prosperierende Ökonomien als Belege für die Vorteilsthese angeführt“ (:23). Andere plädieren 
für eine „Neutralitätsthese“, die der Religion nur einen marginalen oder zeitlich begrenzten 
Faktor für ökonomische Entwicklung zugesteht. Gerade diese unterschiedlichen Interpretatio-
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nen zeigen, dass vorschnelle Ableitungen vermieden werden müssen, will man nicht Religion 
in die eine oder andere Richtung funktionalisieren. Ökonomischer Erfolg hängt nachweislich 
von vielen wirtschaftlichen und kulturellen Faktoren ab. Religiöse Prägungen sind dabei ein 
wesentlicher Faktor, aber nur einer unter vielen. Von daher scheint eine Kombination aus allen 
drei Thesen die Wirklichkeit zu treffen: Religion kann Vorteil oder Hindernis für wirtschaftli-
che Entwicklung sein, oder eben auch ein zeitlich begrenzter oder neutraler Faktor (Kubon-
Gilke 2007:24). Die spezifische Entwicklung eines jeden Landes muss hier berücksichtigt 
werden, mit ihrer unterschiedlichen Intensität von Religion und anderer kultureller Faktoren. 
Vor generalisierenden Aussagen muss man sich hüten. 
Unbestritten ist jedoch, dass ökonomische Theorien „weltanschauliche Prämissen“ haben 
(Koch 2007) und der christliche Glaube als Begründungsmuster für die Soziale Marktwirt-
schaft herhalten musste. Die „Väter“ der Sozialen Marktwirtschaft waren generell überzeugt, 
dass es überhaupt keine Wirtschaftsordnung ohne einen weltanschaulichen Hintergrund geben 
könne (z.B. Müller-Armack 1990: 114). In der christlichen Ethik, insbesondere in den 10 Ge-
boten, sahen sie die Rahmenordnung, in die eine Marktwirtschaft eingebettet sein müsse. 
Über den umgekehrten Einfluss der Ökonomie auf die Religion haben sie sich keine Gedan-
ken gemacht. Für sie war der religiöse Faktor dominant, autoritativ. Der Blick für eine gegen-
seitige Beeinflussung fehlte ihnen. 
Nicht alle diese Fragestellungen der Religionsökonomie können und sollen in dieser Arbeit 
erschöpfend behandelt werden. Trotzdem streift das Thema viele dieser generellen Zusam-
menhänge. Sie zeigt, wie bedeutsam es ist, auch bei ökonomischen Fragestellungen einen 
kultur- und religionsökonomischen Blickwinkel zu berücksichtigen. Multi- und Interdiszipli-
narität ist gerade hier von Nöten, um Phänomene zu verstehen und sich vor einseitigen Be-
gründungszusammenhängen zu schützen. 
Die evangelischen Landeskirchen und die römisch-katholische Kirche in Deutschland ha-
ben sich dementsprechend in den letzten Jahren immer wieder mit der Sozialen Marktwirt-
schaft beschäftigt und in verschiedenen Dokumenten auf die Bedeutung ihres religiösen Fun-
damentes hingewiesen (z.B. Evangelische Kirche in Deutschland 1991; Kirchenamt der 
Evangelischen Kirche in Deutschland / Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 1997; 
Evangelische Kirche in Deutschland 2008; Benedikt XVI. 2009; Evangelische Kirche in 
Deutschland & Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 2014). Nach einer Phase der 
eher wirtschaftskritischen Verlautbarungen in den 1970er und 1980er Jahren bieten neuere 
Denkschriften und Veröffentlichungen der deutschen Kirchen ein differenzierteres Bild, das 
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von einer Wertschätzung der Sozialen Marktwirtschaft geprägt ist. Sie wird von beiden gro-
ßen Konfessionen als ethisch legitimes Wirtschaftssystem verstanden und gefördert. Diese 
Untersuchung will helfen, diese These der Kirchen zu prüfen und nachvollziehbare Begrün-
dungszusammenhänge aufzuzeigen.  
Auch die generellen ethischen Fragestellungen von damals sind heute noch relevant. In 
welchem Verhältnis stehen individuelle Freiheit und soziale Verantwortung? Welche Bedeu-
tung haben ethische Werte und Überzeugungen für Wirtschaftsprozesse? Wie kann ein frei-
heitlich-liberaler Markt ethisch gestaltet werden? Wie kann man den Kapitalismus sozial zü-
geln? Wie viel Ordnung braucht Freiheit? Das alles sind Grundfragen der Ethik, die schon in 
der Freiburger Denkschrift bedacht und beantwortet wurden und die zu allen Zeiten wirt-
schaftspolitische Bedeutung haben. 
1.3 Zum Stand der Forschung 
Auf die religiöse Begründung der Freiburger Denkschrift und der Sozialen Marktwirtschaft 
ist in der Literatur häufig hingewiesen worden (Brakelmann & Jähnichen 1994; Jähnichen 
2008 u.v.a.). Der folgende Überblick über die Fragestellung dient als Forschungsüberblick. 
Die wichtigsten Arbeiten zur Freiburger Denkschrift werden dabei vollständig aufgeführt, 
Werke zur Sozialen Marktwirtschaft und zur Wirtschaftsethik nur exemplarisch.6 
1.3.1 Studien zur Freiburger Denkschrift 
Das Standardwerk über die Entstehung der Freiburger Denkschrift ist bis heute die Disser-
tation von Christine Blumenberg-Lampe (1973), Tochter des Mitverfassers Adolf Lampe, die 
die Vorgänge um die verschiedenen Freiburger Kreise minutiös nachgezeichnet hat. Ihr lagen 
Originaldokumente der damaligen Zeit vor, insbesondere die Unterlagen der „Arbeitsgemein-
schaft Erwin von Beckerath“, dem dritten Freiburger Kreis, der sich ab März 1943 traf. Über 
die Entstehungsgeschichte der Freiburger Denkschrift informierten sie Briefe oder Interviews 
mit den damals noch lebenden Verfassern. Blumenberg-Lampe spricht in Bezug auf Anlage 4 
der Freiburger Denkschrift von Vorschlägen „aus christlich-ethischer Sicht“ (:55) und bestä-
tigt damit die Selbstaussagen der Autoren. Ansonsten geht sie aber nicht näher auf die Inhalte 
dieser christlichen Begründung ein, sondern beschränkt sich auf eine Darstellung der vorhan-
                                               
6 Es gibt auffallend wenige Zeitschriftenartikel zum Thema. Z.B. finden sich im einschlägigen Verzeichnis „In-
dex Theologicus“, das Artikel aus 600 meist theologischen Journalen dokumentiert, nur zwei Artikel über die 
Freiburger Denkschrift (Roser 2001; Segbers 2011). In den bekannten Datenbanken der wirtschaftswissen-
schaftlichen Zeitschriften gab es keine Treffer (z.B. Business Source Premier). 
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denen wirtschaftspolitischen Überlegungen und auf historische Zusammenhänge. Von daher 
ist die Arbeit von Blumenberg-Lampe für unsere Fragestellung wenig ergiebig. 
1988 kamen einige weitere historische Details über die Entstehung der Freiburger Denk-
schrift durch eine Ausstellung über den „Freiburger Kreis“ ans Tageslicht. Der Historiker 
Ernst Schulin (1990:13), mitverantwortlich für die Konzeption, erwähnte im Begleitband der 
Ausstellung ebenfalls die „christlich-religiösen Grundlagen“ der Gruppe. Er stellt dabei beim 
Anhang 4 Differenzen zwischen den mehr sozialpolitischen Vorstellungen Lampes und der 
freiheitlichen Wettbewerbsordnung Euckens fest. Aber auch Schulin erwähnt keine Details, 
worin denn konkret die christliche Begründung der Freiburger Denkschrift und der Anlage 4 
bestand.  
Daniela Rüther (2002) hat sich in ihrer Dissertation am intensivsten mit den Inhalten der 
Denkschrift befasste und einige neue Ergebnisse zu Tage gefördert. Sie konnte sie z.B. erst-
mals nachweisen, dass Teile der Anlage 4 schon vorher als Bericht des „Ökumenischen Aus-
schusses“ der „Vorläufigen Kirchenleitung der Deutschen Evangelischen Kirche“ für die 
Weltkirchenkonferenz in Oxford 1937 (vgl. Böhm 1948) und andere Teile für die „Volkswirt-
schaftsfibel“ von Carl Goerdeler verfasst wurde (Rüther 2002:209-210, 218-219). Auch 
Rüther bestätigt das Selbstzeugnis der Autoren, dass es sich um eine „christliche Wirtschafts-
ordnung“ gehandelt habe (:215, 217), aufgebaut auf „christlichen Glaubensmaximen“ (:256), 
bezeichnet aber die christliche Begründung der Denkschrift als „aufgesetzt“ und nur dadurch 
ausgelöst, dass der Auftraggeber die Bekennende Kirche war (:258). Dieser These wird in 
unserer Untersuchung ausdrücklich und anhand der Quellen widersprochen. Trotzdem bleibt 
Rüther die ergiebigste inhaltliche Untersuchung der Freiburger Denkschrift. 
Weitere Ergebnisse zu Einzelaspekten der Denkschrift und ihrer Autoren hat Nils Gold-
schmidt vorgelegt, langjähriger Mitarbeiter am Walter-Eucken-Institut in Freiburg. Zwei um-
fangreiche Sammelbände, von Goldschmidt herausgegeben, werden in dieser Arbeit rezipiert 
(Goldschmidt 2005; Goldschmidt & Wohlgemuth 2008). Auch Goldschmidt betont die „ethi-
sche und religiöse Basis“ des Dokuments und setzt sich dabei von Rüther ab (Goldschmidt 
2008:95). Im Gegensatz dazu reduziert Helge Peukert (2005:282) in einem Beitrag über die 
Denkschrift das Dokument auf seinen „national-konservativen Einschlag“ und hält die religi-
öse Fundierung ähnlich wie Rüther für eher nebensächlich.  
Über diese allgemeinen Hinweise hinaus finden sich in den expliziten Studien zur Freibur-
ger Denkschrift keine konkreten Ausführungen, worin denn genau diese „christlichen Grund-
lagen“ bestanden. Dies hängt sicher damit zusammen, dass diese Autoren in erster Linie ein 
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historisches Interesse hatten, weniger ein theologisches. Trotzdem erscheint es eigentümlich, 
warum man den Selbstanspruch der Autoren nicht intensiver untersucht und anhand des Do-
kuments hinterfragt hat. 
1.3.2 (Auto-)Biographische Arbeiten über die Autoren der Denkschrift und ihrer christ-
lichen Sozialisation 
Die wichtigsten autobiographischen und biographischen Werke über die Autoren und Mit-
arbeiter der Denkschrift haben ebenfalls die theologische Grundlage der Freiburger Denk-
schrift betont, vor allem aber die generelle christliche Ausrichtung der Autoren: 
Der Hauptautor des ersten Teils war der Historiker Gerhard Ritter. Claudia Lepp (2008), 
eine Biographin Ritters, betonte in Bezug auf seinen Beitrag zur Freiburger Denkschrift Rit-
ters „christlich-ethischen Grundsätze“ (:87). Klaus Schwabe (1979), mit Rolf Reichardt Her-
ausgeber einer umfangreichen Briefsammlung Ritters, entdeckte in Ritters Ausführungen ein 
„christlich-lutherisches Menschenbild“ und eine Verbindung zur lutherischen Sozialethik 
(:169+93). Cornelißen (2001:652), der mit seiner Habilitationsschrift die umfangreichste Bio-
graphie vorlegte, sprach von Ritters „tief verankerten christlich-lutherischen Glaubens-, Welt- 
und Menschenverständnis“, Matthiesen (1993:1) in seiner Dissertation von der „religiös moti-
vierten negativen Anthropologie Ritters“. Aber auch hier analysiert keiner der Autoren den 
spezifischen theologischen Kontext der Denkschrift oder des Beitrages von Ritter für das Do-
kument. 
Auch die autobiographischen oder biographischen Beiträge von und über Erik Wolf, Ver-
fasser der Anlage 1 über „Rechtsordnung“ der Denkschrift, zeigen, dass er ein überzeugter 
Christ war, der den christlichen Glauben mit seiner wissenschaftlichen Arbeit als Rechtswis-
senschaftler verband. Für Wolf war das Recht generell „göttlichen Ursprungs“ und dem Men-
schen seit der Schöpfung von Gott zugeordnet (Wolf 1937:243-244). Diese Überzeugungen 
hatte er schon vor dem Krieg geäußert, worauf wir in der biographischen Darstellung seines 
Werdegangs noch eingehen werden. Sein Biograph Alexander Hollerbach (1982) hat Wolfs 
enge Verbindung zur Bekennenden Kirche und zur ökumenischen Bewegung nachgezeichnet. 
Hollerbach sieht Wolfs Gesamtwerk „im Zeichen sittlich-religiös fundierten Rechtsdenkens“ 
(:251-253,258-260; auch in Hollerbach 1986:45-46).  
Traugott Roser (1998) hat in seiner gründlichen Studie über den Juristen Franz Böhm, der 
mit Wolf die Anlage 1 verantwortete, ebenfalls die christlichen Grundlagen seines Denkens 
treffend und ausführlich herausgearbeitet. Roser bestätigt auch die protestantischen Wurzeln 
der Sozialen Marktwirtschaft, die er in den Biographien der Verfasser der Denkschrift ent-
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deckte, speziell auch bei Böhm, bei dem er eine „von christlichen Motiven geprägte morali-
sche Motivation“ feststellt (:341). 
Was speziell den wirtschaftspolitischen Teil der Denkschrift und seine christliche Begrün-
dung angeht, verfasst von Walter Eucken, Adolf Lampe und Constantin von Dietze, gibt es 
ebenfalls Hinweise auf die christlichen Grundlagen in den klassischen Biographien über die 
Autoren. So erkennt Nils Goldschmidt (1998:35+45) in den wirtschaftspolitischen Vorstellun-
gen Walter Euckens ein „christliches Normverständnis“ und eine „religiös-metaphysische“ 
Fundierung. Eucken könne nicht „ohne seine Wertebasis“ verstanden werden, so Goldschmidt 
(:47). Wilfried Schulz (1996) hat die „christlichen Überzeugungen“ Adolf Lampes herausge-
arbeitet, der auch in anderen Schriften mehr Moral in der Wirtschaft und eine „Rückkehr der 
Wirtschaft zu Gott“ gefordert habe (Lampe 1949:24-25). Constantin von Dietze war von allen 
drei Verfassern der Anlage am engsten mit der Bekennenden Kirche verbunden. Schon seine 
„Volkswirtschaftspolitik“ (Dietze 1936) beinhaltete ein Kapitel über „Volkswirtschaftspolitik 
und Glauben“ (:127-134). Im Nachgang zu den Freiburger Thesen sprach er selber von einer 
„auf christlichen Glauben gegründeten“ Wirtschafts- und Sozialpolitik (Dietze 1947:7). 
Alle diese biographischen Studien zu den Hauptautoren der Denkschrift enthalten aller-
dings keine konkreten Informationen, worin genau die christliche Begründung des wirt-
schaftspolitischen Teiles der Denkschrift bestand. Sie zeigen aber, dass die darin enthaltenen 
Thesen mit anderen Schriften der Autoren übereinstimmten und meist auch mit der biographi-
schen Prägung der Persönlichkeiten zusammenhingen.  
1.3.3 Hinweise in Werken zur Sozialen Marktwirtschaft 
Die Freiburger Denkschrift enthält in Anlage 4 praktisch alle Prinzipien, die in der späteren 
Soziale Marktwirtschaft in Deutschland eine Rolle spielten. Philipp von Bismarck hat darauf 
bei der Drucklegung der Denkschrift 1979 in seinem Nachwort hingewiesen: „Zum ersten 
gibt die Geschichte der Entstehung und ihre spätere Verwendung Auskunft über die geistigen 
Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft“ (von Bismarck 1979:153).  Deshalb finden sich Hin-
weise auf die Freiburger Denkschrift und die religiösen Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft 
immer wieder in entsprechenden Studien, von denen einige exemplarisch erwähnt werden 
sollen. 
Unter dem Titel „Der Weg in die Soziale Marktwirtschaft“ hat Christine Blumenberg-
Lampe 1986 die Protokolle der „Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“, der Nachfolge-
gruppe des „Bonhoeffer-Kreises“, herausgegeben. Dieser größere Kreis, zu dem auch Walter 
Eucken, Constantin von Dietze und Adolf Lampe gehörten, war allerdings nicht religiös be-
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gründet, sondern beschränkte sich auf fachökonomische Fragen der Wirtschaftsordnung. Von 
daher ist der von Blumenberg Lampe herausgegebene umfangreiche Textband (604 S.) mit 
seinen 55 Dokumenten für unsere Fragestellung nicht sonderlich ergiebig. Er zeigt aber, wie 
detailliert die Vorstellungen dieses erweiterten Kreises den Überzeugungen der Wettbewerbs-
ordnung nahe kamen.  
In anderen Werken zur Sozialen Marktwirtschaft werden allerdings die religiösen Wurzeln 
betont. So bezeichnet Eckart Müller (1997:354) die Soziale Marktwirtschaft als Produkt einer 
„evangelischen Wirtschaftsethik“ (vgl. auch Nutzinger & Müller 1997:34-37, 54-58). Traugott 
Jähnichen (1994:314) sah protestantische Sozialethik und Soziale Marktwirtschaft „enger 
verbunden, als vielfach dargestellt“. Werner Lachmann (2009:4) betont, dass die ordoliberale 
Schule „vom christlichen Menschenbild“ geprägt sei. Philip Manow (2010:8) resümiert sogar 
schon über die Ordoliberalen: „Die Mehrzahl der Ordoliberalen waren religiös tief geprägte 
protestantische Christen mit enger biografischer Verbindung zur Kirche. Die Bedeutung des 
Glaubens ist deutlich an ihren Veröffentlichungen abzulesen, die immer wieder um das Ver-
hältnis von Religion und Wirtschaft kreisen“. 
Aber auch in diesen Studien finden sich wenige Hinweise, worin denn konkret die christli-
che Fundierung der Freiburger Denkschrift, des Ordoliberalismus oder der Sozialen Markt-
wirtschaft bestanden haben und mit welchen biblisch-theologischen Argumenten die Ablei-
tung aus dem christlichen Glauben vollzogen wurde. 
1.3.4 Hinweise in Werken zur Wirtschaftsethik 
Auf gleicher Ebene bleiben die bekannten Standardwerke zur Wirtschaftsethik. Mecken-
stock (1997:173) spricht von „protestantisch-liberalen Vorstellungen“, die hinter der Sozialen 
Marktwirtschaft gestanden hätten. Noll (2002:48) erwähnt bei der Sozialen Marktwirtschaft 
eine „wertgebundenen Ordnung“. Jähnichen (2007:123, 131) betont die „protestantischen 
Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft“ und deren „ethischen Werte“, auch in der Freiburger 
Denkschrift (Jähnichen 2010). Segbers (2002:234) weißt wiederum auf die „protestantische 
Tradition“ der Sozialen Marktwirtschaft hin, die er in Bezug auf die Freiburger Denkschrift 
eindeutig in der biblischen Begründung der Thesen entdeckt. Goldschmidt (2011:76) stellt im 
„Handbuch Wirtschaftsethik“ fest: „Diese ethischen Grundlagen der Sozialen Marktwirt-
schaft, insbesondere verwurzelt in einem christlich-protestantischen Fundament, lassen sich… 
bei allen Vordenkern der Sozialen Marktwirtschaft auffinden“. Nils Ole Oermann (2007:264) 
sieht im Gegensatz dazu die Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft in der katholischen Sozial-
lehre, wobei er sich schwerpunktmäßig nur mit Alfred Müller-Armack befasst – eine These, 
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die auch in vorliegender Untersuchung unterstrichen wird. Gleiches gilt für Arthur Rich 
(1990:342-343), der die Soziale Marktwirtschaft mit dem Signum „menschengerecht“ ver-
sieht und meint, sie sei „von der Humanität aus Glauben, Hoffnung und Liebe rezipierbar“. 
Konkretere Hinweise, um welche ethischen Grundlagen es sich dabei genau gehandelt hat, 
fehlen aber auch hier. 
1.3.5 Desiderate der Forschung 
Trotz der Fülle von Quellen, die auf die christlichen Wurzeln der Freiburger Denkschrift, 
des Ordoliberalismus und der Sozialen Marktwirtschaft hinweisen, gibt es praktisch keine 
Detailstudien zu der Frage, was denn genau die Freiburger Denkschrift und ihre Wirtschafts-
ordnung als christlichen Ansatz einer Wirtschaftsordnung auszeichnete. Auf Grund der mir 
vorliegenden Quellen zum Thema lassen sich konkrete Begründungszusammenhänge nicht 
ableiten. Allgemeine Hinweise auf das Menschenbild kommen über Allgemeinplätze nicht 
hinaus. Auch der Rückgriff auf die christliche Sozialisation der Autoren klärt noch nicht, wa-
rum Prinzipien wie Wettbewerb, freier Markt, die Verhinderung von Kartellen, eine stabile 
Währung und Preispolitik sowie die Selbstbegrenzung des Staates auf die Ordnung der Wirt-
schaftspolitik christliche Überzeugungen widerspiegeln, die aus der Bibel abgeleitet werden 






2. Die Entstehung, der historische Kontext und der Inhalt der Freiburger Denkschrift 
Die Freiburger Denkschrift von 1942/43 ist ohne ihre Vorgeschichte nicht zu verstehen. In 
ihr bündelten sich kirchliche, wirtschaftswissenschaftliche und politische Entwicklungen, die 
bis in die frühen 1930 Jahre zurückreichen. Deshalb ist es notwendig, zunächst den histori-
schen Kontext nachzuzeichnen, um das Dokument richtig einordnen zu können. 
2.1 Der kirchliche und wirtschaftswissenschaftliche Kontext der Freiburger Denkschrift  
2.1.1 Zwischen Widerstand und Anpassung: Der „Kirchenkampf“ im Dritten Reich 
Der Auftrag zur Abfassung der Denkschrift kam im Sommer 1942 von der „Vorläufigen 
Kirchenleitung der Bekennenden Kirche“, zu einer Zeit, als die großen Kirchenkontroversen 
des Dritten Reiches schon der Vergangenheit angehörten. Der Krieg hatte die Auseinanderset-
zungen zwischen Staat und Kirche zurückgedrängt. In großen Teilen der evangelischen Kirche 
war es zu einem „Burgfrieden“ gekommen, um alle Kräfte auf die Kriegshandlungen zu kon-
zentrieren. 
Trotzdem sollen die Hauptstationen des „Kirchenkampfes“ der 1930er Jahre hier in groben 
Strichen nachgezeichnet werden (vgl. Meier 1976-1984; Scholder 1977-1985; Besier 2001), 
denn sie spielten bei der Abfassung der Denkschrift eine nicht unwesentliche Rolle. Viele der 
Autoren waren an den vorhergehenden Auseinandersetzungen aktiv beteiligt gewesen. Auch 
im Dokument selber spiegeln sich die Fragestellungen des Kirchenkampfes wider. Bei dem 
folgenden Überblick beschränken wir uns dabei auf den „evangelischen Kirchenkampf“, da 
alle Autoren der Denkschrift aus diesem ekklesiologischen Kontext stammten. 
Nach der Machtergreifung Hitlers im Januar 1933, die von den Kirchenführern und auch 
von den meisten Verfassern der Denkschrift begrüßt wurde, versuchte der nationalsozialisti-
sche Staat im Rahmen der „Gleichschaltung“ auch Einfluss auf die Kirchen zu nehmen. Die 
Strategie der Anfangsphase war die der Vereinnahmung, nicht der Konfrontation. Inhaltlich 
propagierte die NSDAP ein „positives Christentum“, einen „deutschen Glauben“, Begriffe, 
die bei großen Teilen der damaligen deutschen Bevölkerung auf fruchtbaren Boden fielen. 
Auch Hitler selber lehnte den christlichen Glauben keineswegs ab, sondern sah in den neuen 
Entwicklungen im „Deutschen Reich“ eine Art „Vorsehung Gottes“. Schon seit 1932 gab es 
auch die „Glaubensbewegung Deutscher Christen“, ein Zusammenschluss von evangelischen 
Nationalsozialisten. Ihr Hauptziel war die Zusammenführung der verschiedenen zersplitterten 
evangelischen Landeskirche in einer „Reichskirche“, um darin das Führerprinzips durchzuset-
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zen. Auch diesem Ziel konnten sich viele Protestanten anschließen, ohne dass jeder die dahin-
terliegenden ideologischen Ziele gleich erkannt hätte. 
Die „Deutschen Christen“ versuchten nach der Machtergreifung, in den verschiedenen 
evangelischen Landeskirchen an Einfluss zu gewinnen. Aber schon im April 1933 kam es zu 
einer ersten Oppositionsbewegung. Hintergrund war die Verabschiedung des so genannten 
„Arierparagraphen“. Die „Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ sollte alles „Nichtdeut-
sche“ von öffentlichen Ämtern ausschließen, besonders die Juden. Der Paragraph sollte auch 
für Pfarrer gelten. Der Staat versuchte damit, direkt in die Kirche hineinzuregieren. Als einer 
der Ersten protestierte Dietrich Bonhoeffer in einem Aufsatz über „Die Kirche und die Juden-
frage“ (vgl. Smid 1990:419-477). Dabei ging es ihm in erster Linie um den Einfluss des Staa-
tes auf die Kirche, nicht um eine generelle Kritik am „Arierparagraphen“. Grundsätzlich bil-
ligte man dem Staat zu, solche Verordnungen für die Volksgemeinschaft verbindlich zu ma-
chen. Die Kirche selber sollte aber frei bleiben von staatlicher Bevormundung. So sahen es 
auch viele Theologen der Zeit. 
Am 23. Juli 1933 kam es zu Kirchenwahlen. Der Kandidat Hitlers und der „Deutschen 
Christen“, Ludwig Müller, wurde mit großer Mehrheit gewählt und im September zum 
Reichsbischof ernannt. Da im Herbst 1933 allerdings immer mehr radikale Kräfte bei den 
Deutschen Christen die Oberhand gewannen, die eine „Arisierung des Glaubens“ forderten, 
wandten sich viele Anhänger ab. Im September 1933 gründete sich ein „Pfarrernotbund“, ge-
leitet durch den Berliner Pfarrer Martin Niemöller (1892-1984), der später zu einer der wich-
tigsten Persönlichkeiten der „Bekennenden Kirche“ wurde. Zu dieser Gruppe gehörte auch 
Otto Dibelius, einer der Mitverfasser der Freiburger Denkschrift. Ziel war es, die Verquickung 
zwischen nationalsozialistischer Ideologie und dem Evangelium zu überwinden. Die Opposi-
tion gegen Müller wuchs auch Anfang 1934 weiter an, da er Kritiker systematisch kaltstellte.  
Ende Mai 1934 trafen sich verschiedene Vertreter der sich nun formierenden Bekenntnis-
gruppen zu einer ersten „Synode“ in Barmen. In ihrer „Theologischen Erklärung“ (Niemöller 
1959:102-107), die in den Grundlinien von Karl Barth (1886-1968) konzipiert wurde, lehnte 
man jede Einflussnahme des Staates auf die Kirche ab. Botschaft und Ordnung der Kirche 
dürften nicht von staatlichen Stellen bestimmt werden. Einem totalitären Staat und einer poli-
tisierte Kirche erteilte man eine Absage. In der Folgezeit wurden weitere Parallelstrukturen 
der „Bekennenden Kirche“ aufgebaut. Ein „Reichsbruderrat“ koordinierte die Aktivitäten. Ab 
November 1934 gab es auch eine „Vorläufige Kirchenleitung“, die sich im Sinne der Beken-
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nenden Kirche als rechtmäßige Führung der evangelischen Kirche verstand, also das Gremi-
um, das 1942 den Auftrag zur Verfassung der Nachkriegsordnung an die Freiburger gab. 
Die Front der Bekenner war aber nicht einheitlich. Einige Landeskirchen lehnten zwar den 
Reichsbischof ab, setzten sich aber weiterhin für eine gemeinsame Reichskirche ein. Andere 
betonten dagegen die Eigenständigkeit der Landeskirchen und lehnten sich gegen eine Ein-
heitskirche auf. Diese „Radikalen“ und „Gemäßigten“ standen sich frühzeitig gegenüber. Die 
internen Querelen schwächten die Bekennende Kirche und führten später zum Bruch. 1935 
ordnete auch Hitler die Kirchenangelegenheiten neu und installierte einen „Reichskirchenaus-
schuss“, der 1936 sogar Unterstützung aus Teilen der Bekennenden Kirche bekam. Die Unei-
nigkeit hatte damit vollends die Kreise der kirchlichen Opposition erreicht. Eine „Zweite Vor-
läufige Kirchenleitung“ führte zwar weiterhin die Geschäfte der Bekennenden Kirche, aber 
ohne die meisten Lutheraner, die stärker mit dem Reichskirchenausschuss zusammenarbeite-
ten, um auf diesem Wege Veränderungen zu bewirken. Ein Brief der Bekennenden Kirche an 
Hitler vom 4. Juni 1936 lehnte noch einmal jede Form eines totalitären Staates ab, was eine 
Verhaftungswelle auslöste. Symptomatisch war, dass es im Juli 1937 auch zur Verhaftung von 
Martin Niemöller kam, dem eigentlichen Leiter der Bekennenden Kirche. Damit war die Pha-
se der Konfrontation endgültig erreicht. 
Viele Aktivitäten der Bekennenden Kirche konnten danach nur noch im Untergrund erfol-
gen, so die eigene Theologenausbildung, an der auch Dietrich Bonhoeffer beteiligt war. Öku-
menische Kontakte waren wichtig, wurden aber von Regierungsstellen boykottiert. Ab dem 
Kriegsbeginn 1939 war an eine systematische Arbeit der Organe der Bekennenden Kirche 
nicht mehr zu denken. Mitarbeiter wurden häufig zum Kriegsdienst eingezogen, ab 1941 viele 
Gehälter eingefroren und auch missliebige Personen vermehrt mit einem Rede- und Reisever-
bot bedrängt. Jede Mitarbeit war mit erheblichen Risiken verbunden. 
Insgesamt kann die Haltung der Bekennenden Kirche zu Hitler und dem nationalsozialisti-
schen Regime als eine Haltung zwischen Anpassung und Widerstand beschrieben werden. 
Konfessionelle Diskrepanzen innerhalb des bekennenden Lagers spielten hierbei eine wesent-
liche Rolle. Kreise des sogenannten Neuluthertums konnten sich schon aus theologischen 
Gründen nicht zu einer kritischen Haltung gegenüber der Obrigkeit durchringen. Reformierte 
Theologen betonten zwar eine stärkere Abgrenzung, hatten aber einen geringen Einfluss. Die 
kontroverse Frage nach dem Einfluss des Staates wird sich auch in der Freiburger Denkschrift 
widerspiegeln. Einig war man sich in der Ablehnung der „Deutschen Christen“, deren Agitati-
onen man als unerträglich empfand. Aber schon in der „Judenfrage“ gab es keinen Konsens, 
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was wiederum auch in der Freiburger Denkschrift ersichtlich wird, in der ein problematisches 
Kapitel über die Juden aufgenommen wurde. Vor allem führte die Frage, ob man überhaupt 
mit dem Regime und der von ihm eingesetzten Kirchenleitung zusammenarbeiten dürfe, zu 
Brüchen und Spaltungen in der Bekennenden Kirche. 
In diesem Kontext ist die Abfassung der Freiburger Denkschrift 1942/43 zu verstehen. Die 
konfessionellen und theologischen Unterschiede und Fraktionsbildungen in der protestanti-
schen Kirchenführung mit allen damit verbundenen Spannungen sind auch in der Denkschrift 
deutlich zu spüren. Die unpolitische Haltung des Luthertums wird im Dokument heftig kriti-
siert (In der Stunde Null:31-32). Aber auch der Bekennenden Kirche wird bescheinigt, dass 
ihre Appelle wirkungslos geblieben seien (:32). Grundlegende Fragen nach dem Verhältnis 
von Kirche und Staat, die während des Dritten Reiches immer wieder erörtert wurden, spielen 
in der Denkschrift eine zentrale Rolle. Gleiches gilt für die Auseinandersetzung mit einem 
„totalitären Staat“, der in alle Lebensbereiche des Menschen eingreifen wollte. Auch Fragen 
nach dem Naturrecht, den Schöpfungsordnungen und der Geschichtstheologie, die besonders 
in den 1930er Jahren in Theologenkreisen diskutiert wurden, haben in der Denkschrift ihren 
Niederschlag gefunden. 
Wie wir noch ausführlich anhand der Biogramme sehen werden, waren fast alle Verfasser 
der Freiburger Denkschrift eng mit der Bekennenden Kirche verbunden, speziell mit deren 
„radikalen Flügel“ um Niemöller und Bonhoeffer.7 Gerhard Ritter hatte ab 1934 an mehreren 
„Synoden“ der Bekennenden Kirche teilgenommen. Constantin von Dietze stand seit seiner 
Berliner Zeit in enger Verbindung mit Niemöller und Bonhoeffer. Erik Wolf arbeitete als Jurist 
für die Bekennende Kirche und kannte ebenfalls viele ihrer Leiter persönlich. Weniger eng 
war das Verhältnis bei Walter Eucken und Adolf Lampe, die aber auch die Führer der Beken-
nenden Kirche kannten und schätzten. Vor Ort waren alle Freiburger Autoren Mitglieder von 
evangelischen Kirchengemeinden, die sich aktiv für die Bekennende Kirche einsetzten und 
den Einfluss der Deutschen Christen zurückdrängten. Von daher ist die Freiburger Denkschrift 
nicht nur als Auftragsarbeit der Bekennenden Kirche an „Externe“ zu verstehen, sondern 
stammte aus der Feder von Verfassern, die Teil der Bekennenden Kirche waren und sich jahre-
lang für ihre Ziele einsetzten. 
Die Veränderungen in der nationalsozialistischen Kirchenpolitik ab ca. 1937 zeigen sich 
auch in den äußeren Umständen der Abfassung. Die Verhandlungen mussten konspirativ ab-
gehalten werden (Ritter 1979:28). Das Dokument selber ist nur dreimal abgeschrieben und 
                                               
7 Entsprechende Quellennachweise finden sich in Kapitel 4 über die Autoren der Denkschrift. 
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danach sofort versteckt worden (:28). Die Autoren nahmen ein erhebliches Risiko auf sich. 
Ritter schrieb im Rückblick: „Geriet die Denkschrift in die Hände der Gestapo, so war die 
Verhaftung aller Beteiligten und ihre Verurteilung zu schweren Strafen zu erwarten“ (:28). 
Hintergrund dieser Befürchtungen war allerdings nicht nur die Aktivität für die Bekennende 
Kirche, als vielmehr der Zusammenhang mit dem Widerstand gegen Hitler. Klar war aber, 
dass schon die Intention, sich mit einer Nachkriegsordnung zu beschäftigen, die Verfasser 
1942/43 in große Gefahr brachte. 
2.2.2 Der wirtschaftswissenschaftliche Kontext  
Es wäre aber zu wenig, nur den kirchenpolitischen Kontext der Denkschrift zu analysieren. 
Die wirtschaftspolitischen Thesen der Freiburger Denkschrift müssen vor allem in ihrem wirt-
schaftswissenschaftlichen Zusammenhang beleuchtet werden. Die Autoren gaben in der da-
maligen Zeit nämlich nicht die Meinung aller Volkswirte wider, sondern nur eine unter vielen 
Positionen. Allein dieser Tatbestand macht das Dokument bedeutsam.  
Schon lange Zeit vor der Denkschrift gab es unter Fachökonomen ein heftiges Ringen um 
den weiteren Weg der Volkswirtschaftslehre, eine Auseinandersetzung, die sich auch in der 
Freiburger Denkschrift widerfindet. Deshalb muss an dieser Stelle kurz und überblicksmäßig 
auf die Debatten der 1920er und 1930er Jahre eingegangen werden. Ich beziehe mich dabei 
schwerpunktmäßig auf die Ausführungen bei Brandt (1993), Janssen (2012) und Ptak (2004). 
Eigentlich stritten schon seit Ende des 19. Jahrhunderts deutsche Volkswirte um die Neu-
ausrichtung ihres Faches. In den 1920er Jahren kam diese Diskussion zu ihrem Höhepunkt. 
Die Pole der Auseinandersetzung waren der „Historismus“ und die so genannten „Neoklassik“ 
(Janssen 2012:31-154). Konkrete Fragestellungen zwischen den Weltkriegen waren neben der 
Bekämpfung von Inflation und Weltwirtschaftskrise die Debatte um Kapitalismus, Ordnungs-
politik, um die Kosten- und Preistheorie und um den Wirtschaftskreislauf, insbesondere nach 
der Weltwirtschaftskrise 1929 (Brandt 1993:395-473). Im Dritten Reich und nach der 
„Gleichschaltung“ der Wirtschaftswissenschaften kamen dann Auseinandersetzungen um die 
Planwirtschaft hinzu, die aus Sicht der Partei mit marktwirtschaftlichen Überlegungen nicht in 
Einklang zu bringen war. Die heftigen Debatten um diese unterschiedlichen, wenn auch 
manchmal verwandte Ansätze, zeigten, wie unsicher das Terrain der Nationalökonomie nach 
dem 1. Weltkrieg war.  
Viele Vertreter hielten an der „Historischen Schule“ fest, die stark an der Praxis und der re-
alen Wirklichkeit ökonomischer Prozesse interessiert war. Grundlage dieser Schulrichtung 
war die Überzeugung, dass alle Lebensvorgänge in erster Linie auf geschichtlichen Entwick-
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lungen beruhen, auf kulturellen Ereignissen. Die empirischen Daten und Fakten seien für die 
Nationalökonomie die einzig sinnvollen Erfahrungsobjekte, nicht theoretische Modelle oder 
Wertvorgaben. Universell gültige Gesetze der Volkswirtschaftslehre gäbe es nicht. Die „Jün-
gere Historische Schule“ unter Gustav Schmoller (1838-1917) lehnte zwar Theorien über 
langfristige Wirtschaftsentwicklungen und auch Fragen nach einer ethischen Fundierung der 
Wirtschaft nicht generell ab (vgl. Schmoller 1919:39-76), hatte aber ebenfalls erhebliche An-
fragen an theoretisch ausgerichtete ökonomische Konzepte. Vor allen Dingen war die Frage 
nach der Einflussnahme des Staates umstritten. Der Staat solle soziale Ungleichheit verhin-
dern, so die Vertreter der „Jüngeren Historischen Schule“. 
Im Gegensatz dazu formierten sich Ende der 1920er Jahre mehr theoretisch ausgerichtete 
Ökonomen, die die Historische Schule in Frage stellten.8 Sie sei zu statisch und deskriptiv, 
mache sich zu wenig Gedanken über die Grundlagen der Nationalökonomie. Außerdem sei 
die Orientierung an der Gegenwart gefährlich und geschichtsblind. Die unterschiedlichen An-
sichten der beiden Gruppen zeigten sich eklatant in der Interpretation der Weltwirtschaftskri-
se. Sie sei nicht das Ergebnis des Scheiterns des Kapitalismus gewesen, sondern gehe u.a. auf 
die mangelnde Intervention des Staates zurück, so die Kritiker der „Historischen Schule“. Zu 
dieser Gruppe, die als „Neoliberale“ bezeichnet wurde, gehörten Ökonomen wie Alexander 
Rüstow, Wilhelm Röpke und die „Ordoliberalen“ in Freiburg um Walter Eucken, die eine 
stärkere Ordnungsfunktion durch den Staat vorsahen. Diese „Theoretiker“ wiederum lehnten 
die radikal-marktwirtschaftliche Haltung der liberalen „Österreichischen Grenznutzenschule“ 
ab, die gegen jeden Eingriff des Staates opponierten. 
Nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten 1933 verschärften sich die Konflikte 
(vgl. Janssen 2012). Exemplarisch standen dafür die Kontroversen im „Verein für Socialpoli-
tik“, dem wichtigsten wissenschaftlichen Gremium der Volkswirte. Hier kam es zu heftigen 
Auseinandersetzung über die Frage der politischen Einflussnahme des Staates auf die Wirt-
schaft (:197-205). An den Fakultäten waren zudem Säuberungswellen im Gang. NS-Anhänger 
taten sich auch bei den wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten hervor und drängten an die 
Macht. Fast ein Viertel aller Wirtschaftswissenschaftler an deutschen Fakultäten wurden bis 
1935 suspendiert (Hagemann 2005:3). Die meisten deutschen Nationalökonomen passten sich 
an oder schwiegen. Nur wenige widerstanden der Einflussnahme auf die Fakultäten, darunter 
die Mitglieder des Freiburger Kreises. Andere wie Rüstow oder Röpke gingen ins Exil, eben-
                                               
8 Die Auseinandersetzung mit dem „Historismus“ wurde in diesen Jahren nicht nur in der Nationalökonomie, 
sondern auch in der Theologie und in anderen Disziplinen geführt. Vgl. dazu Annette Wittkau 1992, Historis-
mus: Zur Geschichte des Begriffs und des Problems, Göttingen: Vandenhoeck & Rupprecht. 
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so die Österreicher Ludwig von Mises (1881-1973) und Friedrich August Hayek (1899-1992). 
Nimmt man Österreich hinzu emigrierten damals mindestens 221 Wirtschaftswissenschaftler 
aus dem deutschsprachigen Raum, davon gingen allein 131 in die USA und 35 nach Großbri-
tannien (:9). Von ihnen kehrte nach dem Krieg kaum jemand zurück, was für die Wirtschafts-
wissenschaften in Deutschland und Österreich ein großer Verlust war. „Aufgrund der Zäsur 
von 1933 fiel die deutsche Wirtschaftswissenschaft international zurück und musste nach 
1945 mühsam wieder Anschluss finden, ohne die personellen Verluste in den nachfolgenden 
Jahrzehnten vollwertig ersetzen zu können“ (:11).  
Auch die Universität Freiburg war von der Säuberungswelle betroffen, wenn auch nicht so 
stark wie z.B. die Fakultäten in Heidelberg und Tübingen. In Freiburg war der Wirtschafts-
wissenschaftler und Honorarprofessor Robert Liefmann (1874-1941) Jude. Er wurde 1933 aus 
der Universität ausgeschlossen und 1940 in ein Internierungslager verschleppt. An den Folgen 
der Lagerhaft starb Liebmann im März 1941, noch bevor die Nachricht von seiner Berufung 
an die New York University eintraf (Blümle & Goldschmidt 2005:148-155). Ansonsten war 
die Universität Freiburg und besonders ihre nationalökonomische Fakultät jedoch ein Ort des 
Widerstands (Janssen 2012:527). 
Die wirtschaftspolitischen Thesen des Freiburger Kreises hatten es daher mit mehreren 
Frontstellungen zu tun. Innerhalb der eigenen Zunft wandte man sich gegen die Dominanz der 
„Historischen Schule“ und teilweise auch gegen die „Österreichische Schule“ (Janssen 
2012:262-263). Politisch musste man sich mit der Gleichschaltung der Fakultäten durch die 
Nationalsozialisten auseinandersetzen. Die inhaltliche Frontstellung galt der nationalsozialis-
tischen Planwirtschaft, die den marktwirtschaftlichen Ideen der Freiburger entgegenstand. Nur 
auf diesem Hintergrund ist die Bedeutung der Anlage 4 der Freiburger Denkschrift zu verste-
hen. Ihre Thesen waren keineswegs selbstverständlich, weder politisch, noch wirtschaftswis-
senschaftlich. Sie waren als Kritik am nationalsozialistischen System und seiner Wirtschafts-
politik zu verstehen und brachten die Verfasser auch aus diesem Grund in Gefahr.  
Dass angesichts der wirtschaftswissenschaftlichen Gesamtlage gerade die Prinzipien des 
Ordoliberalismus Eingang in die Freiburger Denkschrift fanden, ist wahrscheinlich ein ge-
schichtlicher Zufall. Ob die Bekennende Kirche bewusst die Freiburger Ökonomen ausge-
wählt hatte, um diesem ökonomischen Ansatz Gehör zu verschaffen, ist fraglich. Wahrschein-
lich schätzten die Auftraggeber mehr die glaubensmäßige und persönliche Verbundenheit mit 
den Verfassern. Andererseits: Da führende Vertreter der Bekennenden Kirche den Text redi-
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gierten, kann man davon ausgehen, dass sie keine generellen Einwände gegen die wirtschafts-
politischen Thesen der Denkschrift hatten.  
2.2 Die Entstehung des „Freiburger Konzils“, des „Freiburger Bonhoeffer-Kreises“ und der 
„Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ 
Der „Freiburger Bonhoeffer-Kreis“ stand auch als Gruppe nicht isoliert da. Er hatte einen 
Vorläufer und einen Nachfolger, das „Freiburger Konzil“ und die „Arbeitsgemeinschaft Erwin 
von Beckerath“.  
2.2.1 Das „Freiburger Konzil“ 
Die Professorenschaft der Universität Freiburg galt in der Zeit des Dritten Reiches als eher 
nazikritisch, besonders die Mitarbeiter in der Rechts- und der Staatswissenschaftlichen Fakul-
tät (Blumenberg-Lampe 1973:15). Von daher verwundet es nicht, dass es frühzeitig Foren 
unter den Professoren gab, in denen man sich regimekritisch austauschte. 
Keimzellen der Freiburger Kreise gab es mehrere (Rüther 2002:191; Blumenberg-Lampe 
1973:16-17). Zunächst ein Seminar des emeritierten Professors Karl Diehl (1864-1943), eines 
Nationalökonomen, der seit 1908 in Freiburg lehrte. Er bot auch nach seiner Emeritierung 
noch Veranstaltungen an (Brintzinger 2005:139-140; Kluge 1988:24-25). Sein Seminar „Der 
Einzelne und die Gemeinschaft“ wurde zwischen 1934 und 1943 in seiner Privatwohnung 
abgehalten und galt als Treffpunkt von Regimekritikern (Blumenberg-Lampe 1973:16-17). 
Die meisten Verfasser der Freiburger Denkschrift haben an diesem „Diehl-Kreis“ teilgenom-
men. Darüber hinaus gab es auch einen „Hauskreis“ bei Gerhard Ritter, dem Pfarrer und Pro-
fessoren der Bekennenden Kirche angehörten, sowie mehrere Fachkreise um Ritter und Lam-
pe (Rüther 2002:191 Anm. 8). 
Wichtiger wurde dann das sogenannte „Freiburger Konzil“. In der Literatur wurde lange 
Jahre die „Reichspogromnacht“ im November 1938 als Auslöser dieses Treffens angegeben 
(Blumenberg-Lampe 1973:17). Rüther (Rüther 2002) hat dem widersprochen und als Aus-
gangspunkt regimekritische Gedanken Lampes angesichts der „Tschechei-Aktion“ vermutet 
(:192). In einem entsprechenden Brief Lampes, den Rüther zitiert, wird diese Aktion und eine 
„Bußpredigt“ von Helmut Gollwitzer (1908-1993) als Auslöser erwähnt, dem Vertreter des 
inhaftierten Martin Niemöllers in Berlin-Dahlem (Rüther 2002:192). Beides habe laut Lampe 
zur Initiierung des „Konzils“ geführt. Unter der „Tschechei-Aktion“ war wohl die Annektie-
rung des Sudetenlandes im März 1938 zu verstehen. Damit wäre der Beginn des Konzils auf 
das Frühjahr 1938 zu datieren. Eine „Bußpredigt“ Gollwitzers ist allerdings nur aus dem No-
26 
 
vember 1938 bekannt (Gerlach 1987:239-240), direkt nach der „Reichspogromnacht“, was für 
einen wahrscheinlicheren Beginn des „Konzils“ im November 1938 sprechen würde, so wie 
auch andere bisher vermutet haben (Blumenberg-Lampe 1979:17).  
So oder so: Lampe tauschte sich mit seinem Kollegen von Dietze aus und sie entschieden, 
einige Gleichgesinnte um sich zu sammeln (Blumenberg-Lampe 1973:17). Der Kreis verstand 
sich von Anfang an als theologische Runde. Zu ihr gehörten neben Lampe und von Dietze 
auch andere Autoren der späteren Denkschrift, so Walter Eucken und Gerhard Ritter.9 Außer-
dem noch Fritz Freiherr von Bieberstein, Clemens Bauer, der Physiker Gustav Mie und einige 
Pfarrer der Bekennenden Kirche, so Karl Dürr10, Otto Hof und Fritz Horch. Andere Teilneh-
mer waren nur bei einzelnen Treffen dabei (Rüther 2002:193-194; Cornelißen 2011:338-339 
Anm. 13). 
In diesen etwa monatlich stattfindenden Runden diskutierte man das Verhältnis des Chris-
ten zur Obrigkeit nach Römer 13 und die Möglichkeit des Widerstandes gegen ein totalitäres 
Regime.11 Intensive Anregungen und Debatten scheint es auch von und um die katholische 
Soziallehre gegeben zu haben, angeregt durch einen Vortrag des späteren Erzbischofs von 
Freiburg, Wendelin Rauch (Blumenberg-Lampe 1973:18). Aber auch nationalökonomische 
Fragen wurden besprochen. 
Das „Konzil“ zielte nicht auf eine Veröffentlichung der Ergebnisse. Trotzdem wurden Re-
sultate der Konsultation in einem Dokument zusammengefasst, das im Dezember 1938 unter 
dem Titel „Kirche und Welt: Eine notwendige Besinnung auf die Aufgaben des Christen und 
der Kirche in unserer Zeit“ bekannt wurde (Text bei Hauf 1984:635-654; vgl. auch Cornelißen 
2001:354-356). Hauptverfasser war wie bei der späteren Denkschrift der Historiker Gerhard 
Ritter. Die Datierung des Textes ist umstritten. Blumenberg-Lampe spricht von 1940 oder 
1941 (Blumenberg-Lampe 1973:19), Reinhard Hauf datiert wohl richtiger auf „Herbst 1938“ 
(Hauf 1984:630, 635), Rübsam und Schadlek von Dezember 1938 (Rübsam & Schadlek 
1990:76). Auf den Text werden wir in Kapitel 3.2.2 näher  zu sprechen kommen. 
                                               
9 Eine komplette Teilnehmerliste findet sich bei Blumenberg-Lampe 1973:157. Von den späteren Verfassern der 
Denkschrift waren noch nicht dabei: Erik Wolf und Franz Böhm. 
10 Pfr. Dürr war Mitglied des „Reichsbruderrates“ der Bekennenden Kirche und auch Mitglied der Synode der 
vierten Bekenntnissynode in Bad Oeynhausen  (Niemöller 1960:100). 
11 Von Dietze hat nach dem Krieg in einem Vortrag einige Einblicke in das Ringen um den Widerstand gegen 
Hitler gegeben (Dietze [1962b]). 
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2.2.2 Der Freiburger „Bonhoeffer-Kreis“ 
Die Schrift „Kirche und Welt“ fand weitere Verbreitung in Südwestdeutschland, wurde 
aber wohl auch der „Vorläufigen Kirchenleitung“ der Bekennenden Kirche zugeleitet. Im Ok-
tober 1942 kam dann im Auftrag eben dieser Kirchenleitung Dietrich Bonhoeffer nach Frei-
burg, mit dem Auftrag an die Gruppe, für eine mögliche erste „Weltkirchenkonferenz“ nach 
dem Krieg ein politisches Konzept über die Zukunft Deutschlands zu entwerfen (Ritter 
1979:27; Bethge 1967:871-873). Der englische Bischof von Chichester, George Bell, plante 
eine solche Weltkirchenkonferenz unter bewusster Einbeziehung der Deutschen, um eine 
schnelle Aussöhnung zu erreichen. Bonhoeffer hatte George Bell im April in Norwegen ge-
troffen und mit ihm über diese mögliche Konferenz gesprochen. Den Freiburger traute man 
zu, eine solche größere Denkschrift zu verfassen (Rüther 2002:196). 
Nach Ritter sollte die Ausarbeitung dazu dienen, dass sich die „Führer der deutschen Kir-
chen über die Grundsätze einer gesunden, auf christlicher Grundlage ruhenden Außen- und 
Innenpolitik“ verständigen sollten (Ritter 1979:27). Die Autoren wollten „womöglich alle 
Hauptzweige des öffentlichen Lebens unter den Gesichtspunkten christlicher Sozialethik“ 
behandeln (:27-28). Die Ergebnisse sollten auch den Führern der Landeskirchen und in Eng-
lisch der möglichen Weltkirchenkonferenz zugeleitet werden (:28). 
Von Oktober 1942 bis Januar/Februar 1943 wurde unter Geheimhaltung an der Denkschrift 
gearbeitet (Blumenberg-Lampe 1973:23-26). Nicht einmal alle Mitglieder des „Konzils“ wa-
ren über die Arbeiten informiert. Eine intensive Aussprache und Revision der Texte fand im 
November 1942 im Kreis der Autoren statt (Rüther 2002:197; Ritter 1979:28). Zu diesem 
Treffen waren auch Carl Goerdeler, Helmut Thielicke, Otto Dibelius und Walter Bauer ange-
reist. Dort wurde beschlossen, weitere Anhänge zu verfassen oder in Auftrag zu geben. Alle 
Nachträge wurden noch einmal durchgesehen und auch von anderen Personen begutachtet, 
die nicht in Freiburg zugegen sein konnten: Hans Asmussen (1898-1968), ein führenden Ver-
treter der Bekennenden Kirche, Hans Böhm (1899-1962), Sprecher der Bekennenden Kirche, 
Dietrich Bonhoeffer und Friedrich Justus Perels (Bauer 1963:88). Von Dietze und Lampe reis-
ten auch extra nach Berlin, um vor Ort mit den „Berliner Freunden“ den Text noch einmal 
durchzugehen. Im Januar oder Februar 1943 sollen die Arbeiten dann abgeschlossen gewesen 
sein. Vom endgültigen Text wurden aus Sicherheitsgründen nur drei Exemplare angefertigt.  
Nach dem 20. Juli 1944 fiel der Gestapo ein Teil der Denkschrift, das erste Kapitel des 
zweiten Hauptteils, in die Hände (Ritter 1979:29). Daraufhin wurden im September von Diet-
ze und Lampe verhaftet, Ritter im November, aus dem Berliner Kreis Bauer, Böhm und Perels 
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(Ritter 1979:29). Außer Bonhoeffer, Goerdeler und Perels, die eng mit dem Widerstand in 
Verbindung standen und den Tod fanden, konnten die Beschuldigten nach KZ-Haft und teil-
weise grausamen Misshandlungen Ende April 1945 wieder die Freiheit erlangen. 
2.2.3 Die „Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ 
Ab März 1943 gab es einen dritten Kreis, der eng mit den Freiburgern verbunden war, die 
„Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ (vgl. Blumenberg-Lampe 1973:29-52; Rüther 
2002:139-189; Blumenberg-Lampe 1986).12 Eine Art Vorläuferorganisation dieser Arbeitsge-
meinschaft war die „Klasse IV der Akademie für Deutsches Recht“, eine Gruppe von heimli-
chen Regimegegnern unter der Leitung des Berliner Wirtschaftswissenschaftlers Jens Jessen 
(1895-1944). Jessen war zu Beginn ein begeisterter Anhänger des Nationalsozialismus gewe-
sen, wechselte später aber in den Widerstand. Innerhalb dieser „Klasse IV“ der Akademie gab 
es wiederum verschiedene Ausschüsse, auch „Arbeitsgemeinschaften“ genannt. Eine davon 
war die „Arbeitsgemeinschaft Volkswirtschaftslehre“, geleitet von Erwin von Beckerath 
(1889-1964), einem Nationalökonomen, der in Bonn lehrte. Nach ihm wurde später diese Ar-
beitsgemeinschaft benannt. Auf verschiedenen Tagungen diskutierte man aktuelle wirtschafts-
theoretische Themen, so den Neuansatz einer Theorie der Marktwirtschaft von Walter Eucken. 
Ein Unterausschuss in Freiburg war mit den bekannten Namen besetzt: Constantin von Diet-
ze, Walter Eucken und Adolf Lampe. Hier ging es in erster Linie um „Wirtschaftspolitik“ und 
um die Aufgaben des Wiederaufbaus nach dem Krieg.  
Trotz der kriegsbedingten offiziellen Schließung der „Arbeitsgemeinschaft Volkswirt-
schaftslehre“ durch die Nationalsozialisten 1943 traf man sich privat weiter, um nun konspira-
tiv an einer Nachkriegsordnung zu arbeiten. Zwischen März 1943 und Juli 1944 traf man sich 
12-mal, meistens in der Privatwohnung von Adolf Lampe, der neben von Beckerath der Kopf 
der Gruppe war. Am Ende hatte man 32 Gutachten formuliert, die zum Teil noch mal in Un-
tergutachten eingeteilt waren (abgedruckt in Blumenberg-Lampe 1986:40-499). Zu einem 
abschließenden Dokument ist es nicht mehr gekommen, da einige Teilnehmer im Zusammen-
hang mit dem 20. Juli 1944 verhaftet wurden.  
Die Gutachten der Arbeitsgemeinschaft stimmten im Duktus mit der Anlage 4 der Denk-
schrift überein (Blumenberg-Lampe 1973:8), gingen aber viel detaillierter auf die verschiede-
nen Bereiche der Wirtschaft und der Finanzwelt ein und sind daher wesentlich umfangreicher. 
Nach dem Krieg wollte man auf jeden Fall eine „marktliche Wirtschaftsordnung“ einführen, 
                                               
12 Blumenberg-Lampe hat die Akten und Protokolle der Arbeitsgemeinschaft minutiös ausgewertet. 
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die auf einer „marktgemäßen Wirtschaftsordnung“ beruhen sollte (:64). Die Wirtschaftslen-
kung sollte die Rahmenbedingungen des Marktes sicherstellen, insbesondere wollte man das 
private Unternehmertum fördern. Staatliche Eingriffe in die Preispolitik sollten vermieden 
werden, ebenso die Entwicklung von Monopolen und Großunternehmen (:97-99). Sozialpoli-
tische Konzepte fanden sich in der Forderung nach gerechter Lohnpolitik (:111), in dem Recht 
der Arbeitnehmer, sich betrieblich und überbetrieblich zu organisieren und in der staatlichen 
Aufgabe, eine „Ausbeutung der Arbeitnehmer“ zu verhindern (:102).  
Blumenberg-Lampe hat mit Recht darauf hingewiesen, dass die Freiburger Denkschrift als 
eine Art „Präambel“ zu den detaillierten Gutachten der Arbeitsgemeinschaft gelten kann 
(:130). Was in der Denkschrift in den großen Zügen eines Gesamtentwurfes niedergelegt wur-
de, haben die verschiedenen Gutachten der Arbeitsgemeinschaft dann für die Wirtschaftspoli-
tik aufgeschlüsselt. Den Dokumenten der „Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ fehlten 
allerdings die religiöse Begründung und die theologischen Bezüge. Sie verstanden sich viel-
mehr als Fachbeiträge von Ökonomen für Ökonomen. Trotzdem zeigen die Dokumente, dass 
die Freiburger, die in dieser Arbeitsgemeinschaft eine führende Rolle spielten, auch nach der 
Denkschrift ihre wirtschaftspolitischen Überlegungen weiterdachten und bis in die Einzelhei-
ten hinein weiterentwickelten. Nach dem Krieg haben die Gutachten der Arbeitsgemeinschaft 
eine wichtige Rolle in der Entwicklung der wirtschaftspolitischen Nachkriegsordnung gespielt 
(Blumenberg-Lampe 1986:500-604). 
2.3 Die Verbindung zum Widerstand im Dritten Reich 
Die Freiburger Denkschrift ist nicht nur als ein Dokument der Bekennenden Kirche ge-
würdigt worden. Sie muss auch im Kontext des Widerstands gegen Hitler interpretiert werden. 
Unter dem Begriff des „Widerstands“ im Dritten Reich werden verschiedene Gruppen und 
Einzelpersonen zusammengefasst, die sich gegen das nationalsozialistische System und seine 
Ideologie zur Wehr setzten (van Roon 1967:1). Es handelte sich allerdings nicht um eine ein-
heitliche Gruppe. Die Formen des Widerstandes reichten von offenen Putsch- und Attentats-
versuchen bis hin zu innerer Emigration.  
In der Forschung ist über die Verbindung der Freiburger zum Widerstand immer wieder 
spekuliert worden. Klar ist, dass die meisten Freiburger einem militanten Widerstand gegen 
Hitler distanziert gegenüber standen. Das erklärt, warum keine Militärs bei den Beratungen 
um die Freiburger Denkschrift beteiligt waren. Es erklärt aber auch, warum ein bekannter 
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Widerständler mit dabei war, der sich damals noch gegen einen gewaltsamen Umsturz aus-
sprach: Carl Goerdeler.13 Er gehörte zum sogenannten „bürgerlichen Widerstand“.  
Die bekannteste Gruppe des bürgerlichen Widerstandes war der „Kreisauer Kreis“. Verbin-
dungen der Freiburger zu den Kreisauern konnten nachgewiesen werden.  Protokolle von den 
Sitzungen in Freiburg gingen auch an Mitglieder des „Kreisauer Kreises“ (:273). Es gab auch 
Kontakte zu Peter Graf Yorck von Wartenburg (1904-1944), einem führenden Mann der 
„Kreisauer“ (:273). Von Dietze nahm im Juli 1942 sogar an einer Sitzung der Kreisauer teil 
(Kluge 1988:37; van Roon 1967:250). Auch Franz Böhm war mit Graf Yorck verbunden (van 
Roon 1967:273).  Trotzdem war die Zusammensetzung der beiden Gruppierungen völlig un-
terschiedlich, wie von Roon zu Recht feststellte (:272). Deshalb ist es nicht zu einer engeren 
Arbeitsgemeinschaft gekommen. 
In einigen Detailfragen der Wirtschafspolitik nahm der Freiburger Kreis inhaltlich eine 
Mittelposition zwischen den Überzeugungen Goerdelers und den Kreisauern ein (:272). Wie 
die Freiburger forderten die Kreisauer, in der Wirtschaftspolitik wieder den Menschen in den 
Mittelpunkt zu stellen, ihm die Freiheit zum wirtschaftlichen Handeln einzuräumen und die 
Selbstverantwortung zu stärken (:417). Ein „geordneter Leistungswettbewerb“ müsse geför-
dert werden (:433). Zur sozialen Ordnung gehörten allerdings auch die „Sicherung der materi-
ellen Existenz aller Glieder des Volkes“  und ein „Recht auf Arbeit“ (:433). Eine eigene, aus-
gefeilte Wirtschaftstheorie wie die Freiburger haben die Kreisauer aber nicht entwickelt. In 
Fragen der religiösen Positionierung waren sie wie die Freiburger überzeugte Christen, die im 
Glauben die entscheidende Kraft für die Erneuerung des Volkes sahen (:235). Ihre Grundhal-
tung war jedoch stärker nationalistisch geprägt und weniger von biblisch-theologischen 
Grundüberzeugungen durchdrungen. 
Darüber hinaus lassen sich keine direkten Bezüge der Freiburger Autoren zu Kreisen des 
Widerstandes feststellen. In der Opposition gegen die nationalsozialistische Ideologie war 
man sich einig. Auch in wirtschaftspolitischen Fragen gab es Parallelen. Aber an militanten 
Aktionen gegen das Regime haben sich die Freiburger nicht beteiligt. Allein Dietrich Bonho-
effer, der Mitinitiator der Denkschrift, war an der letzten Stufe der „Verschwörung“ beteiligt, 
der „aktiven Konspiration“ (Bethge 1967:890). Soweit konnten und wollten die Freiburger 
nicht gehen. 
                                               




Dass es zu keiner engeren Zusammenarbeit mit anderen Widerstandsgruppen kam, dürfte 
auch an der unterschiedlichen Sozialisation der Widerstandsgruppen gelegen haben. Hier die 
Universitätsprofessoren, unterstützt von Schlüsselpersonen der Bekennenden Kirche, dort die 
adligen Kreisauer und die Widerständler in der Wehrmacht. Der deutsche Widerstand war 
vielfältig und zersplittert. Die Freiburger waren nur eine Stimme von vielen, mit besonderen 
Eigenheiten, die noch näher beleuchtet werden müssen. Ihre Form des Widerstandes zeigte 
sich im akademischen Engagement für die Gesellschaft und die Kirche, weniger im Eingrei-
fen in das aktuelle politische oder militärische Geschehen. Sie wollten durch ihre Schriften 
wirken, durch Ideen und Gedanken, nicht durch politische Agitationen. Genau darin haben die 
Freiburger einen wichtigen Beitrag geleistet und können deshalb zu Recht als eine von vielen 
Widerstandskreisen des Dritten Reiches bezeichnet werden, die es trotz der überwältigenden 




3. Die Freiburger Denkschrift: Ihre Autoren, literarischen Vorläufer, Inhalte und Aus-
wirkungen im Überblick 
Um bei der Interpretation des wirtschaftspolitischen Anhangs nicht zu Fehlinterpretationen 
zu kommen, ist es notwendig, die Autoren und die wichtigsten Grundaussagen der gesamten 
Denkschrift zu kennen. Sie werden in diesem Kapitel zusammenfassend dargestellt. Außer-
dem wird auf zwei Vorläuferdokumente eingegangen, die schon vor 1942/43 erschienen und 
Parallelen zur späteren Denkschrift enthalten. Sie zeigen, dass die Grundüberzeugungen der 
Denkschrift schon Jahre vorher bei den Autoren und im „Freiburger Konzil“ heranreiften. 
3.1 Die Autoren und beratenden Mitarbeiter der Freiburger Denkschrift 
Bei den Verfassern der Freiburger Denkschrift müssen zwei Personenkreise unterschieden 
werden: Die eigentlichen Autoren, Gerhard Ritter, Erik Wolf, Franz Böhm, Otto Dibelius, 
Friedrich Delekat, Walter Eucken, Constantin von Dietze und Adolf Lampe. Sie haben einzel-
ne Teile der Denkschrift verfasst und auch die Teile der anderen Autoren gegengelesen. Diese 
Zuordnung der verschiedenen Teile der Denkschrift ist durch die spätere Einleitung von 
Gerhard Ritter eindeutig geklärt (Ritter 1979:28). Sie stellt sich folgendermaßen dar: 
 
Teil der Denkschrift: Autor / Erstentwurf: Beruf: 
Hauptteil I G. Ritter Historiker 
Hauptteil II G. Ritter Historiker 
Anlage 1: Rechtsordnung E. Wolf / F. Böhm Juristen 
Anlage 2: Kirchenpolitik O. Dibelius Theologe 
Anlage 3: Erziehung F. Delekat Religionspädagoge 
Anlage 4: Wirtschaft C. v. Dietze / W. Eucken / A. Lampe Nationalökonomen 
Anlage 5: „Judenfrage“ C. v. Dietze Nationalökonom 
Tab. 1: Autorenzuordnung der Teile der Denkschrift mit Berufsbezeichnung der Autoren 
Daneben gab es beratende Mitarbeiter, die bei der Revision der Denkschrift mit dabei wa-
ren. Ein Dreierkreis stach dabei heraus: Der spätere Hamburger Theologieprofessor Helmut 
Thielicke, der Politiker und Widerstandskämpfer Carl Goerdeler sowie der Unternehmer Wal-
ter Bauer. Sie waren Teilnehmer an einer intensiven, dreitätigen Revisionsrunde im November 
1942. Der genaue Einfluss dieser drei auf die Denkschrift ist nicht mehr nachweisbar, scheint 
aber nicht unbedeutend gewesen zu sein. Zumindest Thielicke hat später angedeutet, dass er 
Korrekturen eingebracht habe (Thielicke 1979:16). Darüber hinaus wurde die Denkschrift 
dann noch in einem „Berliner Kreis“ diskutiert, dessen Zusammensetzung sich nicht mehr 
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vollständig rekonstruieren lässt. Auf jeden Fall war dort Dietrich Bonhoeffer dabei (Schreiber 
1989:176). 
Die Autoren und beratenden Mitarbeiter der Denkschrift sollen im Folgenden kurz vorge-
stellt werden, wobei der Schwerpunkt auf ihrer Herkunft, ihren wissenschaftlichen Werken 
und ihrer christlichen Sozialisation liegt. Damit soll deutlich gemacht werden, wie stark ihr 
biographischer Kontext und ihr Werdegang im Einklang mit den Thesen der Freiburger Denk-
schrift standen. 
3.1.1 Gerhard Ritter  
Gerhard Ritter (vgl. Cornelißen 2001; Matthiesen 1993; Schwabe 1984) war neben Eucken 
der bekannteste Verfasser. Von ihm stammt der größte Teil des Textes, der Hauptteil der ei-
gentlichen Denkschrift. Von den ca. 125 Druckseiten gehen etwa 75 Seiten auf ihn zurück.  
Ritter (1888-1967) war ein angesehener Historiker. Er galt noch bis in die 60er Jahre des 
20. Jahrhunderts als der „bekannteste Vertreter der deutschen Historiographie“ (Cornelißen 
2001:2). In der Kinder- und Jugendzeit kam er in Berührung mit den Ausläufern der Minden-
Ravensberger Erweckungsbewegung (Cornelißen 2001:29-32; Matthiesen 1993:12-14). Sein 
Germanistik- und Geschichtsstudium absolvierte er in München, Leipzig, Heidelberg und 
Berlin. Promotion und Habilitation legte er beim Heidelberger Historiker Hermann Oncken 
(1869-1945) ab, der später  in Berlin durch die Nationalsozialisten zwangsemeritiert wurde, 
was Ritters großen Unmut hervorrief. Von 1925 bis zu seiner Emeritierung 1956 war Ritter 
Professor für  Geschichte an der Universität Freiburg.  
Ritters umfangreiches wissenschaftliches Œuvre umfasste Biographien über Martin Luther 
(Ritter 1925), Freiherr vom Stein (Ritter 1931) und Friedrich dem Großen (Ritter 1936). 1954 
veröffentlichte er auch eine Biographie über Carl Goerdeler (Ritter 1954), einem Mitbeteilig-
ten der Freiburger Denkschrift. Außerdem publizierte Ritter viele Aufsätze und Bücher über 
historische Themen, vom späten Mittelalter bis zur Neuzeit. Bekannt wurde er auch durch 
seine Geschichte der Universität Heidelberg (Ritter 1936).  
Unter allen seinen Werken hatte die Lutherbiographie für ihn selber eine herausragende 
Bedeutung. Matthiesen spricht von Ritters Versuch, sich dadurch „den weithin sichtbaren Ori-
entierungspunkt und unzerstörbaren Maßstab für das eigene künftige Wirken zu sichern“ 
(Matthiesen 1993:378). Schwabe spricht sogar von einer „Bekenntnisschrift“ (Schwabe 
1984:8). Für die spätere Denkschrift ist diese Hinwendung Ritters zu Luther von entscheiden-
der Bedeutung, denn Luther wird in der Denkschrift mehrfach positiv erwähnt (Schwabe & 
Reichardt 1984:8).  
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Die Machtübernahme durch die Nationalsozialisten hatte Ritter zunächst mit Hoffnungen 
begleitet, ging aber in den Folgejahren immer mehr auf Distanz, ohne sich direkt am aktiven 
politischen Widerstand zu beteiligen (Schwabe 1991). Vor allen Dingen wandte er sich gegen 
die Gleichschaltungsbestrebungen der Nationalsozialisten im Wissenschaftsbetrieb. Sein 1940 
erschienenes Werk „Machtstaat und Utopie“ (Ritter 1940) war nicht nur eine gelehrte Unter-
suchung über das europäische Staatsdenken im 16. Jahrhundert, sondern eine verdeckte Ab-
rechnung mit jeder Art von totalitärer Herrschaft, ohne dass er dabei den Nationalsozialismus 
erwähnte. 
Ritter hielt sich ab 1934 zur Bekennenden Kirche und war Mitglied im Bruderrat in Baden. 
Wie kein anderer der Freiburger war er bald in führenden Gremien der Bekennenden Kirche 
tätig. An den Bekenntnissynoden in Barmen (1934), Dahlem (1934) und Bad Oeynhausen 
(1936) nahm er teil, was zeigt, welch großes Vertrauen er in diesen Kreisen genoss (Corneli-
ßen 2001:344,351; Blänsdorf 1991:3). Aktiv war er auch in der örtlichen „Christuskirche“ in 
Freiburg, der auch von Dietze, Lampe und Eucken angehörten (Cornelißen 2001:344,352). Im 
November 1944 wurde er wegen seiner Verbindung zu Carl Goerdeler von der Gestapo ver-
haftet und vorrübergehend im KZ Fürstenberg inhaftiert, später wie von Dietze und Lampe im 
Gefängnis Lehrter Straße in Berlin festgehalten (Cornelißen 2001:362). Folter musste er nicht 
erleiden. Durch die Zerstörung Berlins und dem Einmarsch russischer Truppen blieb ihm ein 
Prozess erspart.  
Nach dem Krieg stieg Ritter, der für ein „anderes Deutschland“ stand, in hohe wissen-
schaftliche Ämter auf. Er war Mitinitiator und seit 1949 erster Vorsitzender des „Verbands der 
Historiker Deutschlands“, beteiligt an der Gründung des angesehenen „Instituts für Zeitge-
schichte“ in München und saß auch in vielen internationalen Kommissionen (:437). In mehre-
ren auch in der Öffentlichkeit ausgetragenen kontroversen historischen Diskussionen um den 
preußischen Militarismus, den Widerstand im Dritten Reich und die Schuld Deutschland am 
1. Weltkrieg war Ritter führend beteiligt. Er galt als kontroverse Persönlichkeit und wurde 
besonders aus dem linken politischen Spektrum in den 1950er und 1960er Jahren scharf kriti-
siert (Matthiesen 1993:2-4).  
Ritter selbst hat seine christliche Prägung durch das Elternhaus nach anfänglicher Ableh-
nung positiv gewürdigt (Cornelißen 2001:27). Er und sein Bruder seien „im Herzen immer 
halbe Theologen geblieben“, so äußerte er selbst über seinen Werdegang (Zitat bei Matthiesen 
1993:209-210; Cornelißen 2001:27). Symptomatisch war auch, dass er in seinen Vorlesungen 
seinen persönlichen Glauben nicht versteckte. Für ihn war „das Bekenntnis zum Christentum 
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verpflichtend und ganz selbstverständlich“, äußerte sein Schüler Wilhelm Deist (Cornelißen 
2001:166). Cornelißen (:368) resümiert über Ritters Zeit im Gefängnis und seine dortigen 
Studien über Max Weber: „Ritter dagegen sah sich zu einem offen bekennenden Christentum 
als sittlicher Grundlage seiner Geschichtsschreibung gedrängt.“ Insgesamt sei sein oberster 
Bezugspunkt ein „subjektiv tief verankertes christlich-lutherisches Glaubens-, Welt- und 
Menschenverständnis“ gewesen (:652). Diese lutherische Welt- und Menschensicht findet sich 
auch in der Freiburger Denkschrift.  
3.1.2 Constantin von Dietze  
Constantin von Dietze war der alleinige Autor des Anhangs 5 über die „Judenfrage“, Mit-
autor der Anlage 4 über die „Wirtschafts- und Sozialordnung“, vor allen Dingen aber Mitiniti-
ator des ganzen Projekts. Außerdem war von Dietze Vorsitzender der mehrtägigen Redakti-
onssitzung in seinem Haus im November 1942 (Ritter 1979:28). Alle diese Zusammenhänge 
zeigen, wie intensiv er mit der Konzeption der Denkschrift verbunden war.  
Von Dietze (vgl. Blesgen 2005) war einer der bekanntesten Agrarökonomen seiner Zeit. Ab 
1924 lehrte er Agrarwissenschaften in Göttingen, 1927 wurde er zum ordentlichen Professor 
in Jena ernannt, ab 1933 lehrte er an der Humboldt-Universität in Berlin. 1934/35 war er Vor-
sitzender des renommierten „Vereins für Socialpolitik“ (Janssen 2012:203). Von seinen wis-
senschaftlichen Aktivitäten zeugte später sein umfangreiches Werk  „Grundzüge der Agrarpo-
litik“, erstmals 1967 herausgegeben (von Dietze 1967). 
Wie die meisten anderen Verfasser der Freiburger Denkschrift war auch von Dietze nicht 
von Anfang an ein Gegner des Nationalsozialismus, sondern sympathisierte in den ersten Mo-
naten mit der neuen Regierung (Blesgen 2005:71). Nach einigen Monaten kam es jedoch zu 
Kontroversen mit dem „Reichsbauernführer“ Walther Darré (1895-1953), weil von Dietze die 
nationalsozialistische Agrarreform kritisierte (:71). Schon 1933/34 hatte von Dietze deshalb in 
Berlin Verbindungen zu Gegnern des Nationalsozialismus innerhalb der evangelischen Kirche 
aufgenommen und erste Personen der Bekennenden Kirche kennengelernt. Bei der dritten 
Bekenntnissynode in Dahlem 1934 scheint er am wirtschaftspolitischen Teil der dortigen 
„Thesen“ mitgearbeitet zu haben (Hinweise bei von Dietze 1947a:22-23). Da sich die Zentrale 
der Bekennenden Kirche in Berlin befand, war es für von Dietze leicht, direkten Zugang zu 
den kirchlichen Leitern zu bekommen.  
Für die spätere Freiburger Denkschrift waren auch seine frühen ökumenischen Kontakte 
von Bedeutung. So war er einer der ernannten deutschen Delegierten der Oxforder Weltkir-
chenkonferenz 1937. Die deutschen Behörden verhinderten jedoch die Ausreise der gesamten 
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Delegation (Dietrich 1988:69; Boyens 1969:150). Im gleichen Jahr, 1937, lernte von Dietze 
bei einer Sitzung der Bekennenden Kirche in Berlin-Dahlem auch Dietrich Bonhoeffer ken-
nen (Kirchhofer & von Dietze 2005:434). Darüber hinaus gab es enge Kontakte zu Martin 
Niemöller, der auch mehrfach in seinem Hause in Potsdam gastierte (:435). 
Spätestens zu dieser Zeit hatte sich von Dietze zu einem überzeugten Gegner des National-
sozialismus entwickelt. Symptomatisch dafür war, dass er für die Auflösung des „Vereins für 
Socialpolitik“ eintrat, um dem ideologischen Einfluss des Regimes ein Ende zu bereiten 
(Blesgen 2005:72). Zur gleichen Zeit, im November 1936, erhielt er Redeverbot an der Berli-
ner Universität, was zeigt, wie wichtig er von seinen Gegnern eingeschätzt wurde (Kirchhofer 
& von Dietze 2005:434). Aufgrund weiterer nationalsozialistischer Agitationen gegen seine 
Person wechselte er 1937 an die Universität Freiburg, wo es mehr Freiheit gab.  
In den ersten Monaten wohnte er dort im Hause von Gerhard Ritter, woraus eine enge 
Freundschaft erwuchs (Cornelißen 2001:352). Von Dietze hatte sich in Berlin trotz der natio-
nalsozialistischen Rassegesetze noch erlaubt, jüdische Studenten zu promovieren (Roser 
1998:64; Blesgen 2005:71). In Freiburg konnte von Dietze dagegen aufatmen. Enge Verbin-
dung knüpfte er dort auch zu seinem Kollegen Walter Eucken, den er noch aus Berlin kannte, 
und zu Adolf Lampe. Die drei Nationalökonomen bestimmten in Zukunft die Ausrichtung der 
Fakultät – für deutsche Verhältnisse eine einmalige Konstellation. 
Im September 1944 wurde von Dietze aufgrund seiner Mitverfasserschaft der Freiburger 
Denkschrift verhaftet und wegen Landesverrats angeklagt. Interniert war er im Konzentrati-
onslager Ravensbrück und im Berliner Gefängnis Lehrter Straße, wo er auch gefoltert wurde. 
Wegen seiner Mitarbeit an der Denkschrift und behaupteten Umsturzvorbereitungen wurde er 
vor dem Volksgerichtshof angeklagt (Blesgen 2005:75). Die Verhandlung und das sichere 
Todesurteil wurden nur durch den Zusammenbruch des Dritten Reiches verhindert.  
Nach seiner Rückkehr nach Freiburg (Kirchhofer & von Dietze 2005:445-446) machte er 
an der Universität schnell Karriere. Von 1946-1950 war er Rektor, außerdem Direktor des 
dortigen „Instituts für Agrarwissenschaften“. Dabei war es ihm ein besonderes Anliegen, 
„Geist mit Ethos“ zu verbinden und der studentischen Nachkriegsgeneration „zur ethischen 
Besinnung“ zu rufen, wie er es selber formulierte (Dietze 1947b:196). Fachwissenschaftlich 
ging es ihm um die „ethische Fundierung der Agrarverfassungspolitik“ (Dietze 1967:167) und 
die „Verbindung von ökonomischem und sozialem Gehalt“ der Agrarpolitik (:261). Leitbild 
der Agrarpolitik war für ihn die Wettbewerbsordnung von Walter Eucken, „wegen ihrer sach-
gemäßen Grundsätze und letztlich wegen ihrer ethischen Fundierung“ (:262). Bolschewisti-
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sche Großbetriebe lehnte er aus ökonomischen wie ethischen Gründen ab und betonte demge-
genüber den Wert von bäuerlichen Familienbetrieben (:262), eine Überzeugung, die sich auch 
in der Freiburger Denkschrift findet. 
Über die Verhältnisbestimmung von Theologie und Nationalökonomie hatte sich von Diet-
ze schon in den 1930er Jahren Gedanken gemacht, was für die spätere Interpretation der Frei-
burger Denkschrift von Bedeutung ist. In seinem Lehrbuch „Volkswirtschaftspolitik“ (Dietze 
1936) veröffentlichte er dazu ein eigenes Kapitel über „Volkswirtschaftspolitik und Glaube“ 
(:127-134), ein absolut außergewöhnliches Unterfangen. Er stellte darin das volkswirtschaftli-
che Handeln in einen größeren Zusammenhang. Da in jeder Volkswirtschaftspolitik auch der 
Staat handelnder Akteur sei und es nicht nur eigengesetzliches, wirtschaftliches Handeln gibt, 
käme automatisch die Frage nach den Zielen seines Handelns auf. Oberstes Ziel allen wirt-
schaftspolitischen Handelns könnten aber nie rein ökonomische Zweckmäßigkeiten sein. Ent-
scheidend waren für von Dietze die Zielsetzungen des christlichen Glaubens (:127-128). Zwar 
könne man eine konkrete Wirtschaftspolitik nicht aus der Bibel ableiten („Es gibt keine Wirt-
schaftspolitik des Vaterunsers“ (:143)), auch nicht eine bestimmte Herrschaftsform oder eine 
bestimmte Form des Eigentums, aber wirtschaftlicher Fortschritt sei ein christliches Anliegen, 
das mit Nächstenliebe und den Geboten übereinstimmen müsse. Dabei forderte er auch eine 
ausgleichende Sozialpolitik: „Es können aber auch Sittlichkeit und geistige Entwicklung nur 
gedeihen, wenn Elend und Dürftigkeit überwunden werden“ (:143). Für von Dietze war klar, 
dass „die christliche Religion als Fundament jeglicher wirtschaftlichen und sozialen Ord-
nung“ dienen müsse (Martin 2005:45). Alle diese Gedanken finden sich später in der Freibur-
ger Denkschrift, z.T. bis in die Wortwahl hinein.  
Von Dietzes Verbindung von Glaube und Ökonomik war keine Eintagsfliegen. Er vertiefte 
diesen Ansatz noch einmal während des Krieges, 1941, bei einem Vortrag über „Nationalöko-
nomie und Theologie“ vor der „Gesellschaft für evangelische Theologie“ auf einer Tagung in 
Alpirsbach (von Dietze 1947a). Auf Teile dieser Ausführungen wird noch zu sprechen zu 
kommen sein. Blesgen würdigte die Verdienste von Dietzes für die spätere Soziale Marktwirt-
schaft: „Constantin von Dietze hat an der Ausarbeitung dieses ordnungspolitischen Konzepts 
großen Anteil gehabt und mit seiner christlich-human geprägten Mentalität, in der sich die 
Freiheit des Einzelnen mit sozialer Verantwortung vereinigte, wichtige Überlegungen mitbe-
stimmt“ (Blesgen 2005:68). Er war innerhalb des Freiburger Kreises zusammen mit Ritter der 
Vertreter mit den engsten Beziehungen zur Bekennenden Kirche. Von Dietze war aber nicht 
nur der engagierteste Protestant in der Gruppe, sondern hatte – in einem gewissen Gegensatz 
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zu Eucken – auch ein besonderes Interesse an der „sozialpolitischen Dimension“ der Wettbe-
werbsordnung (Klump 2005:399). 
3.1.3 Walter Eucken  
Der bekannteste Mitautor der Freiburger Denkschrift war Walter Eucken, der Vater des 
„Ordoliberalismus“ und Kopf der bekannten „Freiburger Schule“. Eucken (Klinckowstroem 
2000), Sohn des bekannten Philosophen Rudolf Eucken (1846-1926), nahm 1925 zunächst 
einen Ruf an die Universität Tübingen an, wechselte aber schon 1927 nach Freiburg, wo er bis 
zu seinem Tod 1950 lehrte. Er war einer der bekanntesten Wirtschaftswissenschaftler seiner 
Zeit. 
Die Anfänge der „Freiburger Schule“ liegen schon Ende der 1920er und in den 1930er Jah-
re. Damals legte Eucken zusammen mit Franz Böhm und Hans Großmann-Doerth (1894-
1944) die Grundlagen des späteren Ordoliberalismus (Klump 1997:132-140). 1932 hatte er in 
einem Aufsatz (Eucken 1932) die Folgen des Kapitalismus und das Aufkommen von Kartel-
len scharf kritisiert, da sie das Sozialgefüge der Gesellschaft zerstören würden. Andererseits 
verteidigte er den wettbewerbsorientierten Kapitalismus, da nur er die Menschen mit den 
notwendigen wirtschaftlichen Gütern versorgen könnte (Gerken & Renner 2000:3-4).  
Nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten wandte er sich sofort gegen den Einfluss 
des Regims auf die Universität. Sein Widerpart war dabei der neue Rektor der Universität 
Freiburg, der berühmte Philosoph Martin Heidegger (1889-1976), der versuchte, das Führer-
prinzip einzuführen. Auch in den Folgejahren wehrte sich Eucken immer wieder gegen den 
Einfluss der nationalsozialistischen Ideologie auf die Universität (Goldschmidt 2005b:301-
302; Oswalt 2005:340-341), später kündigte er sogar die Zusammenarbeit mit seinem Kolle-
gen Großmann-Doerth auf, als der sich zum Nationalsozialismus bekannte (Oswalt 2005:317-
318). 
Eucken war weniger eng mit kirchlichen Kreisen verbunden, als von Dietze und Ritter. 
Durch die Opposition gegen den Nationalsozialisten hatte er aber auch Verbindungen mit der 
Bekennenden Kirche bekommen, wohl vermittelt durch Gerhard Ritter (Goldschmidt 
2005b:305). Von seinem Vater geprägt hatte Eucken eine eher kirchenkritische Haltung einge-
nommen und ein „freies Christentum“ kennengelernt (Nutzinger & Müller 1997:34). Bei in-
ternen Veranstaltungen der Bekennenden Kirche wurde jedoch auch Eucken als Ratgeber mit 
herangezogen, lernte dadurch auch Martin Niemöller kennen (:34). Er schätzte die Männer 
der Bekennenden Kirche vor allem wegen ihres Mutes und ihrer Charakterfestigkeit. Vor Ort 
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in Freiburg war er wie von Dietze und Lampe Mitglied in der evangelischen Christuskirchen-
gemeinde, die sich zur Bekennenden Kirche hielt.  
Eucken schätze das Christentum als Grundlage der abendländischen Kultur, weniger als 
Grundlage des persönlichen Glaubens. Er konnte auch einige Sitzungen des Konzils, die ihm 
zu christlich erschienen, kritisieren (Oswalt 2005:343-344). Innerhalb des Freiburger Kreises 
scheint es sogar zu Kontroversen um die fehlende christliche Frömmigkeit bei Eucken ge-
kommen zu sein (vgl. Goldschmidt 2005b:306). Die Existenz Gottes war aber auch für Eu-
cken die Grundlage allen Seins. In einem Brief an Alexander Rüstow schrieb er 1940: „Ich 
aber könnte weder existieren noch arbeiten, wenn ich nicht wüßte, daß Gott existiert“ (zitiert 
bei Lenel 1991:12). Die Wurzel seines Christseins sah er bei Leibniz und Kant, nicht bei Lu-
ther (:12). So kann man Euckens Glauben als „christlichen Humanismus“ bezeichnen. 
Eucken lieferte vor allen Dingen den wirtschaftswissenschaftlichen Hintergrund der Anla-
ge 4, also die intellektuelle Fundierung des Freiburger Programms. Sein wichtigstes Werk war 
schon 1939/40 unter dem Titel „Die Grundlagen der Nationalökonomie“ erschienen (Eucken 
1989; vgl. Ptak 2004:109-131). Dieses Werk spielte in den Freiburger Kreisen „eine zentrale 
Rolle“ (Klump 1997:133). Die bisherigen Wirtschaftssysteme unterzog er eine radikale Kritik, 
vor allem, weil sie sich nicht an der Wirklichkeit ausgerichtet hätten (:67). Seine „freie Ver-
kehrswirtschaft“ (:87), wie er die Marktwirtschaft nannte, bedinge einen freiheitlichen 
Rechtsstaat, zentralgeleitete Wirtschaft dagegen die Diktatur. Deren Hauptproblem sei die 
„Ballung wirtschaftlicher Macht“ (:86). Der Gegenpol zur Zentralwirtschaft war für Eucken 
nicht die „Laissez-faire-Marktwirtschaft“, sondern die „stabile“ (:195) Wettbewerbswirt-
schaft, denn nur bei ihr könne niemand allein über die ganze Wirtschaftsmacht verfügen.  
Wegen seiner Mithilfe bei der Abfassung an der Denkschrift wurde Eucken 1944 mehrfach 
verhört, zweimal auch unter Folterandrohung. Zu einer Verhaftung kam es jedoch nicht 
(Klinckowstroem 2000:97). Die Gründe hierfür liegen im Dunkeln. Es mag sein, dass sein 
Name von den anderen Gefangenen nicht verraten wurde. Außerdem hatte er sich weniger in 
die kirchenpolitischen Fragestellungen der Zeit eingemischt und war deshalb für das Regime 
weniger als kirchlicher Regimegegner bekannt. Als international anerkannter Ökonom besaß 
er zudem eine hohe akademische Reputation, so dass eine Verhaftung hohes Aufsehen erregt 
hätte. Außerdem wurde er selbst in der Schlussphase des Krieges von einigen nationalsozialis-
tischen Kreisen noch sehr geschätzt (Ptak 2004:137-138).  
Posthum erschienen 1952 Euckens „Grundsätze der Wirtschaftspolitik“ (Eucken 1990), das 
zweite international hochbeachtete Werk des Freiburger Ökonomen. Hier wiederholte er noch 
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einmal die Grundlinien der Freiburger Schule, arbeitete sie aber deutlicher heraus. Stärker als 
in seinem ersten Hauptwerk ging er dabei auch auf die soziale Frage ein. Jede Wirtschaftsord-
nung müsse „dem Wesen des Menschen und der Sache“ entsprechen (Eucken 1990:372), eine 
„funktionsfähige“ und „menschenwürdige Ordnung“ haben (:14) und „den Menschen das 
Leben nach ethischen Prinzipien“ ermöglichen (:199). Dies klang stärker nach den Ausfüh-
rungen, wie man sie in der Anlage 4 der Denkschrift findet.  
Zusammen mit seinem Freund und Kollegen Franz Böhm gab Eucken ab 1948 das Jahr-
buch „Ordo“ heraus, ein Organ, das dem Anliegen der Freiburger Schule dienen sollte und bis 
heute die entscheidende Publikation der Ordoliberalen ist. Seine Werke legten „den wissen-
schaftlichen Grundstein für die wirtschaftspolitischen Diskussionen deutscher Ökonomen in 
der Kriegs- und Nachkriegszeit, auf denen die politische Umsetzung der Sozialen Marktwirt-
schaft aufbauen konnte“ (Klump 2005:383). Er war der Theoretiker, der Intellektuelle, der der 
deutschsprachigen Nationalökonomie in der Nachkriegszeit den Weg wies. Seine Mitarbeit an 
der Anlage 4 der Denkschrift ist unter diesem Diktum zu verstehen.  
3.1.4 Adolf Lampe 
Der vierte Mitautor der Denkschrift, speziell des Anhanges 4, war ein weiterer National-
ökonom der Fakultät in Freiburg: Adolf Lampe. Lampe (Schulz 1996) wurde 1927 nach Frei-
burg berufen, wo er bis zu seinem frühen Tod 1948 lehrte. Im Gegensatz zu den anderen Mit-
verfassern der Denkschrift scheint er von Anfang an ein Gegner des Nationalsozialismus ge-
wesen zu sein. Der Grund lag wohl darin, dass er schon in den 1920er Jahren, während seiner 
Münchner Zeit, mit dem frühen Nationalsozialismus konfrontiert worden war (Schulz 
1996:224-225; Rüther 2002:78). Er hatte den Marsch auf die Feldherrnhalle und erste studen-
tische Versammlungen der nationalsozialistischen Bewegung erlebt, die ihn abstießen. So war 
er von der Gefährlichkeit Hitlers frühzeitig überzeugt worden (Grossekettler 2005:110). Seine 
Ablehnung reichte so weit, dass er schon 1932 in Baden von der NSDAP kritisch beäugt wur-
de, weil er sich gegen Hitler als kommenden Reichspräsident ausgesprochen hatte. Den Par-
teiführern der NSDAP wurde damals jegliche Diskussion mit Lampe untersagt (Schulz 
1996:228; Rüther 2002:78).  
Lampe begrüßte trotzdem 1933 kurzzeitig den Regimewechsel, aber nur, weil er sich da-
von Vorteile beim nötigen Umbau des Steuersystems versprach. Die Ideologie des National-
sozialismus hielt er weiterhin für gefährlich. Kurze Zeit später wurde er von den Nazis des 
Liberalismus bezichtigt und öffentlich denunziert, was zu einer völligen Abkehr Lampes von 
den Zielen der neuen Regierung führte (Rüther 2002:83).  
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Die literarische Tätigkeit Lampes war durch die nationalsozialistischen Agitationen einge-
schränkt. Trotzdem erschien 1938 ein wichtiges Buch, seine „Allgemeine Wehrwirtschaftsleh-
re“. Das Werk war keine Unterstützung der nationalsozialistischen Aufrüstung- und Expansi-
onspolitik, wie der Titel andeuten könnte, sondern im Gegenteil ein „Anti-Kriegsbuch“ (so 
Schulz 1996:230; allerdings bestritten von Grossekettler 2005:97). Lampe wollte darin dem 
Staat praktische Hilfe geben im Übergang zu einer „Kriegswirtschaft“, wobei er interessanter 
Weise zu dem Ergebnis kam, dass auch in Kriegszeiten eine marktwirtschaftliche Ordnung 
von Vorteil sei (Lampe 1938:VII-VIII).  
Lampes Bedeutung für alle Freiburger Kreise kann nicht unterschätzt werden. Klump 
(1997:140) nennt ihn den „eigentlichen Motor der wirtschaftspolitischen Arbeit“ der Freibur-
ger Kreise, was wohl auf seinen pragmatischen Aktivismus gemünzt ist, weniger auf seinen 
inhaltlichen Einfluss. Lampe war vor allem Initiator des „Freiburger Konzils“ (Schulz 
1996:240). Aber auch für die „Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ war er von großer 
Bedeutung, da er der „Schriftführer“ der Gruppe und der eigentliche treibende Geist war. Mit 
Eucken gab es einige inhaltliche Differenzen, betonte Lampe doch eine stärkere „direkte, 
zentrale Wirtschaftslenkung“, was Eucken ablehnte, der dem Staat nur die Sicherung des 
Leistungswettbewerbes auftrug (Kluge 1988:35). In den Grundlinien stimmten aber auch sie 
überein, so dass man diese Unterschiede nicht zu sehr gewichten darf. 
Wie die meisten anderen Autoren wurde auch Lampe nach dem Attentat am 20. Juli 1944 
von der Gestapo verhaftet und im Gefängnis Lehrter Straße in Berlin inhaftiert (Schulz 
1996:231). Von Oktober bis November 1944 saß er wie von Dietze im Konzentrationslager 
Ravensbrück, dann wieder im Gefängnis in Berlin. Die Erstellung der Anklageschrift gegen 
ihn zog sich in die Länge. Zusammen mit von Dietze und Ritter kam er beim Anrücken der 
Roten Armee auf Berlin Ende April 1945 aus der Haft frei.  
Nach Kriegsende kehrte er auf seinen Lehrstuhl in Freiburg zurück, gesundheitlich jedoch 
geschwächt. Bitter war für Lampe, dass er von März bis Juli 1946 von den Franzosen inhaf-
tiert wurde, unter dem Verdacht, dass seine „Allgemeine Wehrwirtschaftslehre“ dem Krieg der 
Nationalsozialisten Vorschub geleistet habe. Schulz vermutet auch, dass seine Gegnerschaft 
zu Heidegger mit ausschlaggebend war, der nach dem Krieg von Jean Paul Sartre geschützt 
wurde (Schulz 1996:234). Lampe wurde zwar rehabilitiert, von den gesundheitlichen Folgen 
dieser weiteren Internierung hat er sich aber nicht mehr erholt. Er verstarb im Februar 1948, 
noch ehe er einen schon ausgesprochenen Ruf an die Universität Bonn annehmen konnte. 
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Posthum erschienen Lampes (1951) fragmentarische „Umrisse einer allgemeinen Theorie 
der Wirtschaftspolitik“, herausgegeben von Erich Preiser (1900-1967), die die klassischen 
Prinzipien des „Leistungswettbewerbs“ enthielten, aber mit einigen eigenen Schwerpunkten 
versehen waren. Lampe wandte sich darin gegen den Pragmatismus in der Wirtschaftsordnung 
der Nachkriegszeit und plädierte für eine Berücksichtigung der Theorie der Wirtschaftspolitik. 
Er forderte einen „starken Staat“, um den Leistungswettbewerb gegen die private Wirt-
schaftsmacht durchzusetzen (:111). Über Fragmente sind diese Ausführungen jedoch nicht 
hinausgekommen. 
Schulz (1996:238) resümiert über Lampe: „Seine Beweggründe, tatsächlich Widerstand zu 
leisten, lagen in seiner tiefverwurzelten christlichen Überzeugung…“. Er war der Wirtschafts-
politiker, der sich nach dem Krieg für die politische Umsetzung der wirtschaftspolitischen 
Überzeugungen der Freiburger einsetzte (Klump 2005:399). War von Dietze der überzeugte 
Christ, Eucken der konsequente Ordoliberale, kann Lampe als der pragmatische Aktivist gel-
ten, der versuchte, seine christlichen Überzeugungen in Politik und Gesellschaft durchzuset-
zen. 
3.1.5 Erik Wolf 
Neben dem Historiker Ritter und den drei Ökonomen Eucken, von Dietze und Lampe 
spielte der Jurist Erik Wolf bei der Abfassung der Denkschrift eine wichtige Rolle. Wolf war 
wie Ritter, von Dietze, Eucken und Lampe ebenfalls Professor in Freiburg, Inhaber des Lehr-
stuhls für Geschichte der Rechtswissenschaft und Rechtsphilosophie (vgl. Hollerbach 1979; 
Hollerbach 1982; Foljanty 2013:137-153). Er galt als „einer der bedeutendsten Rechtsdenker“ 
seiner Zeit (Würtenberger 1978:535).  
Auch er kam aus einem „frommen Haus“. Seine Mutter war eine geborene Burckhardt und 
stammte aus Basel. Die Patrizierfamilie Burckhardt spielte schon in der Reformationszeit in 
Basel eine bedeutende Rolle, sowohl in der politischen wie auch in der reformierten Gemein-
de. Wolf bekannte sich zeitlebens zu diesem reformierten Glauben (Hollerbach 1979:456), 
wenn er auch dank seines weiten Horizontes andere kirchliche Traditionen schätzte.  
Wolf lehrte ab 1930 bis zu seiner Emeritierung 1967 in Freiburg. Ähnlich wie andere Mit-
glieder des Freiburger Kreises begrüßte er 1933 zunächst die Machtergreifung der National-
sozialisten, wurde auf Vorschlag Martin Heideggers, dem Rektor der Universität, sogar zum 
Dekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät berufen und trat 1933 dem NS-
Juristenbund bei (Hollerbach 1986:42; Hollerbach 1982:247-248; Hollerbach 1991:95-96). 
Aber schon kurze Zeit später wurde er durch Nationalsozialisten bespitzelt und kritisch be-
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äugt. Nach eigenen Angaben war seine Nähe zu seinem Freund und Lehrer Gustav Radbruch 
(1878-1946) der ausschlaggebende Grund. Radbruch war einer der bekanntesten Ökonomen 
der Zeit und ehemaliger Reichsjustizminister der Weimarer Republik, der im Mai 1933 aus 
dem Amt gedrängt worden war. Im April 1933 hatte Wolf aber auch im „Freiburger Kirchen-
gemeinderat“ ein Dokument herausgegeben, das kritische Passagen zur nationalsozialistischen 
Rassepolitik enthielt (Faksimile bei Rübsam & Schadek 1990:54-55). Außerdem passten seine 
Ablehnung der Todesstrafe und sein Einsatz für jüdische Studenten nicht ins nationalsozialis-
tische Schema (Hollerbach 1982:247-248). Schon im April 1934 trat Wolf als Dekan zurück. 
Nach und nach entwickelte er sich dann zu einem überzeugten Regimegegner.  
Ab 1934 lassen sich Kontakte zur Bekennenden Kirche nachweisen. Wolf mühte sich hier 
insbesondere um die kirchenrechtlichen Grundlagen der kirchlichen Oppositionsbewegung. 
Zur Bekenntnissynode in Barmen 1934 war er eingeladen, musste aber aus gesundheitlichen 
Gründen absagen (Hollerbach 1986:44). Eine enge Zusammenarbeit ergab sich mit dem Ar-
beitskreis der Zeitschrift „Junge Kirche“ (:44), einem der Hauptorgane der Bekennenden Kir-
che. Vorher schon war er regional in kirchliche Ämter der Bekennenden Kirche aufgestiegen 
und engagierte sich als Mitglied des kirchlichen Verwaltungsgerichts der Badischen Landes-
kirche und als Mitglied der badischen Synode (Hollerbach 1979:457; Hollerbach 1982:251). 
Bei der badischen Synodensitzung im Juli 1934 stimmte er gegen eine Eingliederung in die 
nationalsozialistische Reichskirche. Auch vor Ort in Freiburg engagierte er sich im „Ortsbru-
derrat“ der Bekennenden Kirche (Hollerbach 1982:251). 1936 wurde er sogar in die Verfas-
sungskammer der „Vorläufigen Leitung der Deutschen Evangelischen Kirche“ berufen (:251; 
Wolf 1961:445). Mehrere Sitzungen der Kammer fanden in Berlin-Dahlem statt, was Wolf in 
engen Kontakt zu den führenden Mitarbeitern der Bekennenden Kirche brachte. Berichterstat-
ter der Kammer war kein anderer als Otto Dibelius, der spätere auch Mitarbeiter der Freibur-
ger Denkschrift war (Wolf 1955:55). Seit 1935 war Wolf sogar einer der Kontaktmänner zur 
Weltkonferenz für praktisches Christentum der Ökumene (Hollerbach 1982:252-253). 
Sein wissenschaftliches Werk war von einer großen Weite des Denkens geprägt. Vor allen 
Dingen hatte sich Wolf immer wieder mit der Frage beschäftigt, welche Beziehung es zwi-
schen weltlichem Recht und christlichem Glauben gebe (Hollerbach 1979:459). Wolf hatte 
sich 1936 in einem Beitrag für die „Junge Kirche“ erstmals zur „rechtlichen Neugestaltung 
der Kirche“ in den Umbrüchen der Zeit geäußert (Wolf 1936). Hier finden sich frühe rechts-
theologische Überlegungen. 1937 erschien die fünfte Auflage eines wichtigen theologischen 
Sammelbandes, „Die Nation vor Gott“, herausgegeben von Walter Künneth und Helmuth 
44 
 
Schreiner. Schon in der ersten Auflage von 1934 hatte Wolf einen Beitrag zum Thema „Rich-
tiges Recht und evangelischer Glaube“ veröffentlicht, noch mit manchen Zitaten von Natio-
nalsozialisten. Der Beitrag wurde von ihm jedoch für die fünfte Auflage grundlegend umgear-
beitet (Wolf 1937). Hier fehlten alle direkten Bezüge zum Dritten Reich, auch wenn nationale 
Prinzipien wie „Gemeinschaft“ und „Volk“ noch eine wesentliche Rolle in seiner Argumenta-
tion spielten. Als Konsequenz aus der „Barmer Theologischen Erklärung“ von 1934 sah Wolf 
jetzt aber das Kirchenrecht als eine eigenständige Größe, jenseits des staatlichen Rechts. Es 
sei „bekenntnisgebunden“ und „bekenntnisbestimmt“, so Hollerbach in seiner treffenden spä-
teren Interpretation des Textes (Hollerbach 1986:45). Das Recht sei generell dem Menschen 
„in der Schöpfung zugeordnet“ (Wolf 1937:241) und damit göttlichen Ursprungs (:248).  
Literarisch hat sich Wolf auch in den Jahren danach weiter gegen den Einfluss der natio-
nalsozialistischen Ideologie auf die Rechtswissenschaft gewandt, allerdings eher in einer ver-
deckten Art. Als „Protest gegen den Ungeist jener Zeit“ (Hollerbach 1986:46) wurde zum 
Beispiel Wolfs 1939 erschienenes „Opus Magnum“ (700 S.) „Große Rechtsdenker der deut-
schen Geistesgeschichte“ verstanden, das 1944 in einer zweiten Auflage erschien (Wolf 
1944). Es enthielt eigentlich nur ausführliche Biogramme von Rechtsgelehrten seit dem Mit-
telalter bis ins 19. Jahrhundert. Aber indirekt wandte er sich gegen die „Zersetzung“ der 
Rechtsidee durch die „Macht“ und betonte, dass „des Rechtes Grund und Ziel die Gerechtig-
keit“ sei (:676). Schon im Vorwort zur ersten Auflage hatte er über die Anlage und Zielset-
zung des Buches gesagt, es ziele auf die „innere Haltung eines Menschen, der erkennen will, 
was groß ist, um es zu verehren“ (:III). Die großen Rechtsdenker sah er als Personen an, die 
„Zeugen vom Wirken Gottes in der Welt“ seien, Menschen, die eine Rechtsanschauung her-
ausgebildet hätten, die von „Wahrheitsliebe und Gerechtigkeit“ erfüllt gewesen sei (:IV). Hol-
lerbach würdigt die Bedeutung dieses voluminösen Werkes: „Erik Wolfs ‚Große Rechtsden-
ker‘ sind ein Zeugnis der Nichtanpassung, ja in gewisser Weise ein Dokument des geistigen 
Widerstandes, der im Zeichen sittlich-religiös fundierten Rechtsdenkens gegen die ideologi-
sche Instrumentalisierung des Rechts im totalen Staat geleistet wurde“ (Hollerbach 1986:46). 
Seine Mitarbeit an der Denkschrift und seine Opposition gegen den Nationalsozialismus 
brachten ihn wie alle Mitautoren 1944 in Bedrängnis. Er wurde bei Androhung von Folter 
verhört, aber ähnlich wie Ritter nicht inhaftiert (Hollerbach 1979:456). Die Gründe hierfür 
liegen ebenfalls im Dunkeln. Nach dem 2. Weltkrieg leitete er das „Seminar für Rechtsphilo-
sophie und evangelisches Kirchenrecht“ an der Universität Freiburg. Neben seinen bedeuten-
den rechtsphilosophischen und rechtstheologischen Untersuchungen war er auch als Kirchen-
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rechtler aktiv. Seine Studien fasste er 1961 in einem monumentalen Werk (832 S.) unter dem 
Titel „Ordnung der Kirche“ zusammen, in dem er das Kirchenrecht aus dem Glauben der Kir-
che ableiten wollte, nicht aus der historischen Tradition (Wolf 1961).  
Wolf war einer der bekanntesten und einflussreichsten Rechtsdenker seiner Zeit, der Vater 
der „evangelischen Rechtslehre“ (Foljanty 2013:137). Er selber bezeichnete sich als „einen 
geistesgeschichtlich denkenden Rechtsphilosophen“ (Zitat in Hollerbach 1982:256). „Rechts-
philosophie“ gründete für ihn zeitlebens in „Rechtstheologie“, die aus „biblischen Weisun-
gen“ abzuleiten sei (:266; Würtenberger 1978:544).  
3.1.6 Franz Böhm 
Mitautor der Anlage 1 über „Rechtsordnung“ war wie erwähnt auch Franz Böhm (1895-
1977). Er war zwar ebenfalls Jurist, aber gleichzeitig neben Walter Eucken und Hans Groß-
mann-Doerth auch ein Mitbegründer der „Freiburger Schule“ des Ordoliberalismus (vgl. Hol-
lerbach 1989; Roser 1998; Blumenberg-Lampe 2004; Vanberg 2008b:43-47), stand also ei-
gentlich zwischen Ökonomen und Juristen. Wichtig war Böhm als Autor auch deshalb, weil er 
wie Wolf direkten Kontakt mit den anderen Autoren der Anlage 4 hatte. Er war zwar damals 
an der Universität Jena aktiv, besuchte aber häufig Freiburg und stand mit den Autoren in en-
ger Korrespondenz (Roser 1998:212 Anm. 11). 
Schon 1934 hatte er für das Organ „Die Tatwelt“ einen Aufsatz über „Recht und Macht“ 
geschrieben, in dem er die wichtigsten Grundlagen seines Rechtsverständnisses, aber auch des 
späteren Ordoliberalismus beschrieb (Böhm 1934). Er betonte darin zunächst ähnlich wie 
Wolf, dass jede Rechtswissenschaft ihren Ausgangspunkt in einem Glaubenssystem habe, 
jenseits des wissenschaftlichen Bodens (:119). Von daher müsse der „wahre Rechtsgelehrte“ 
„nicht nur im Denken“, sondern auch im Glauben „mit Ernst zu Werke gehen“ (:119). Begrif-
fe wie Recht, Staat, Macht und Freiheit blieben bloße Worthülsen, wenn sie nicht religiös ge-
füllt würden. Dem „Positivismus“ in den Rechtswissenschaften fehle es dagegen gerade an 
weltanschaulichem Orientierungsvermögen (:120). Auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik 
müsse man Monopolen „mit der ganzen Schärfe ihres Schwertes“ entgegenwirken und „Frei-
heit der gewerblichen Betätigung“ und „Freizügigkeit“ herstellen (:185). Konkurrenz und 
Leistungskraft seien die Pfeiler einer erfolgreichen neuen Wirtschaftsordnung. Damit hatte er 
schon früh die Grundlinien des Ordoliberalismus skizziert. 
1937 veröffentlichte Böhm dann den ersten Band der Schriftenreihe „Ordnung der Wirt-
schaft“, nach Hollerbach das „Grund-Buch der sog. Freiburger Schule“ (Hollerbach 
1989:286; vgl. Ptak 2004:91-109). Böhm beschrieb darin unter dem Titel „Die Ordnung der 
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Wirtschaft als geschichtliche Aufgabe und rechtsschöpferische Leistung“ Grundpfeiler der 
Freiburger Schule (Böhm 1937). Von daher war dieser erste Band quasi die Grundlage aller 
weiteren Bände der Schriftenreihe.  
Auch Böhm war ein Gegner des Nationalsozialismus. Er trat schon Anfang der 1930er Jah-
re gegen die Diskriminierung von Juden auf, verstärkt dann während seiner Lehrstuhlvertre-
tungszeit in Jena (Hollerbach 1989:289; Hollerbach 1991:106-107). 1935/36 muss es zu 
Morddrohungen gegen ihn, Lampe, Eucken und Großmann-Doerth gekommen sein, so nach 
seiner Schwiegermutter Ricarda Huch (zitiert bei Hollerbach 1989:288). 1938 wurde er sogar 
angeklagt, es folgte ein Dienststrafverfahren und 1940 der Entzug der Lehrerlaubnis (Roser 
1998:111-120; Hollerbach 1989:290). Zum Freiburger „Konzil“, zum „Bonhoeffer-Kreis“ und 
auch zur „Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ hatte er enge Kontakte und arbeitete 
aktiv an den Dokumenten mit, war darüber hinaus auch Berater von Carl Goerdeler (Roser 
1998:64-65, 81-83; Blumenberg-Lampe 2004:110-111). Für die Redaktionssitzung der Frei-
burger Denkschrift im November 1942 reiste er extra von Jena nach Freiburg (Roser 
1998:71). Engere Verbindungen Böhms zur Bekennenden Kirche sind nicht bekannt. Aller-
dings zählten zum Freundeskreis der Familie Böhm einige bekannte Theologen, so der Alttes-
tamentler Gerhard von Rad (1901-1971) und Pastor Helmut Gollwitzer, der Vertreter von 
Martin Niemöller in der Gemeinde in Berlin-Dahlem (Roser 1998:93-101). Wohl nur wegen 
einer Namensverwechslung wurde er nach dem 20. Juli 1944 nicht inhaftiert, obwohl er enge 
Verbindung zu Carl Goerdeler und damit zum Widerstand hatte. 
Kurz vor Kriegsende wurde Böhm nach einem turbulenten Verfahren auf einen Lehrstuhl 
(in der Nachfolge Großmann-Doerths) an die Universität Freiburg berufen (:293-294), war 
dort auch kurz Prorektor, wechselte aber schon 1946 an die Universität Frankfurt, wo er von 
1948-1949 auch Rektor war. Für kurze Zeit war er sogar Kultusminister in Hessen (:296). Von 
1953-1965 war er Bundestagsabgeordneter. 1952 war er Leiter des Wiedergutmachungsab-
kommens mit Israel (Roser 1998:141-193; Hansen 2009). Zwei Perioden lang war er Mitglied 
der Synode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und engagierte sich bei der 
Evangelischen Akademie Echzell (Roser 1998:193-201). 1959 stand er kurzzeitig als Nach-
folger von Theodor Heuss für das Amt des Bundespräsidenten zur Diskussion (Roser 1998:1).  
3.1.7 Otto Dibelius 
Der bekannteste kirchliche Mitarbeiter der Freiburger Denkschrift war Otto Dibelius, Autor 
der Anlage 2 über „Kirchenpolitik“. Dibelius (vgl. Stupperich 1989) war seit 1925 Generalsu-
perintendent der Kurmark gewesen, einer großen Kirchenprovinz innerhalb der Kirche der 
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„Altpreußischen Union“ mit Sitz in Potsdam. Er hatte in Berlin evangelische Theologie stu-
diert, wurde 1902 in Gießen promoviert, war ab 1910 Pfarrer in Danzig, seit 1911 in Pom-
mern. 1915 übernahm er eine Pfarrstelle in Berlin. Danach stieg er in verschiedene hohe Äm-
ter der preußischen Kirche auf. 
Politisch war Dibelius wie viele Kirchenvertreter konservativ eingestellt, während des 1. 
Weltkrieg vertrat er eine nationalistische Gesinnung, während der Weimarer Republik war er 
Mitglied in der „Deutschen Nationalen Volkspartei“ (DNVP). Die Machtergreifung Hitlers 
begrüßte auch er. Allerdings wehrte er sich frühzeitig und vehementer als andere gegen die 
Einflussnahme der Regierung und der Partei auf die Kirche, insbesondere gegen den Willkür-
akt, parteitreue „Kommissare“ in den Landeskirchen einzusetzen. Wegen seines Protestes 
wurde er deshalb schon im Juni 1933 als Generalsuperintendent abgesetzt, im September so-
gar in den Ruhestand versetzt. Nach einigen Monaten als Prediger in Italien kehrte er im Juli 
1934 nach Deutschland zurück und engagierte sich seither für die Bekennende Kirche, wurde 
mehrfach verhaftet, erhielt sogar Predigtverbot. Als Mitverfasser der Freiburger Denkschrift 
war er der Gestapo bekannt, wurde aber nicht inhaftiert, wohl, weil er sehr bekannt war und 
die Regierung bei seiner Verhaftung Unruhen befürchtete (Dibelius 1961:205).  
Frühzeitig engagierte Dibelius sich in der ökumenischen Bewegung, war dort „ein bekann-
ter Mann“ (Stupperich 1989:316-327). 1925 nahm er an der „Weltkonferenz für Praktisches 
Christentum“ in Stockholm und 1927 an der „Konferenz für Glaube und Kirchenverfassung“ 
in Lausanne teil. Bischof Bell kannte er von Begegnungen persönlich (:320). Bei den Vorbe-
reitungen auf die Oxforder Konferenz von 1937 war er intensiv beteiligt (:318-327). 
Dibelius war bei den Revisionsarbeiten an der Freiburger Denkschrift im November 1942 
in Freiburg mit dabei. Danach traf er sich noch mehrmals mit von Dietze in Berlin (:347). Er 
selber verfasste Anhang 2 der Denkschrift über „Kirchenpolitik“, in dem er seine Erfahrungen 
aus dem Kirchenkampf zusammenfasste. Die genaue Einflussnahme von Dibelius auf die 
Denkschrift kann aber nicht mehr geklärt werden. Umgekehrt lässt sich nachweisen, dass die 
Überzeugungen der Freiburger bei ihm auf fruchtbaren Boden fielen. Denn nach dem Krieg 
hatte er sich 1947 als Bischof von Berlin auf dem dortigen Kirchentag im Sinne der Freibur-
ger Ökonomen zu Wirtschaftsfragen geäußert, also zu einer Zeit, wo konkret in Deutschland 
an einer Nachkriegsordnung gearbeitet wurde (Dibelius 1947).  
Bis zum Ende des Krieges engagierte er sich in der Bekennenden Kirche. Später leitete er 
als Bischof die evangelische Kirche Berlin-Brandenburg, von 1949-1961 war er als Ratsvor-
sitzender der EKD sogar höchster Repräsentant der Protestanten in Deutschland. 
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3.1.8 Friedrich Delekat 
Anhang 3 der Denkschrift wurde von dem Theologen und Religionspädagogen Friedrich 
Delekat verfasst. Es handelte sich dabei allerdings um eine Auftragsarbeit, d.h. Delekat war 
nicht direkt an der Abfassung und der Redaktionsarbeit der gesamten Denkschrift beteiligt 
(Ritter 1979:28). Von daher war sein Einfluss beschränkt, wobei man aber davon ausgehen 
kann, dass er über die Inhalte der Denkschrift informiert war und sie mitgetragen hat. 
Delekat (vgl. Simojoki 2008) war seit 1929 Professor für Religionswissenschaft an der 
Technischen Hochschule Dresden. Seine Abneigung gegen die ideologische Unterwanderung 
der Schule begann früh. 1927 erschien seine Programmschrift „Vom Sinn und Grenzen be-
wusster Erziehung“ (Delekat 1967). Schon darin forderte er angesichts der kulturellen Krise, 
die sich insbesondere in der Erziehung zeige, eine Verbindung von Glaube und Erziehung, die 
nach der Reformation verloren gegangen sei. Der Glaube habe eine „pädagogische Macht“, 
ohne immer eine „pädagogische Absicht“ zu haben (:9). Der aktuellen Pädagogik fehle es an 
einer klar durchdachten Anthropologie, was sich daran zeige, dass man „bestimmte Men-
schentypen züchten und andere einfach vernichten sollte“ (:111). 
Von daher war klar, dass er der nationalsozialistischen Ideologie von Anfang an kritisch 
gegenüber stand, vor allem den Übergriffen auf die Erziehung. 1933, im Jahr der Machtergrei-
fung, erschien sein Werk „Die Kirche Jesu Christi und der Staat“ (Delekat 1933), in dem er 
das Wesen des Staates aus der Botschaft des christlichen Glaubens ableiten wollte. Der Staat 
sei notwendig, da jeder Mensch ein Sünder sei (:189). Einen totalitären Staat mit einer Verfü-
gungsgewalt über alle Bereiche des menschlichen Lebens lehnte er aber genauso ab, wie die 
„Staatsgläubigkeit“ der Lutheraner (:191, 198). 
Sein wichtigster Kontaktmann zur Bekennenden Kirche und dann zum Freiburger Kreis 
war Otto Dibelius. Für Dibelius waren Fragen der Erziehung und der Schule schon seit den 
1920er Jahre sehr wichtig (:43). So kann man annehmen, dass Dibelius auch den Vorschlag 
machte, Delekat um den Anhang 3 zu bitten. In der Nachkriegsordnung sollten Fragen der 
Erziehung und der Schulpolitik eine wesentliche Rolle spielen, gerade angesichts der negati-
ven Erfahrungen im Nationalsozialismus. Aber auch von Dietze kannte Delekat persönlich, 
und zwar aus den Vorarbeiten zur Oxforder Kirchenkonferenz (Simojoki 2008:269). Darüber 
hinaus scheint es Begegnungen im Rahmen der Bekennenden Kirche gegeben zu haben. Als 
sächsischer Delegierter nahm er an den Bekenntnissynoden in Barmen, Augsburg und Bad 
Oeynhausen teil (:216-222), wo ja auch einige Freiburger vertreten waren. Eine führende Rol-
le spielte er auch in der „Schulkammer“ der Bekennenden Kirche (:222-239).  
49 
 
1936 beteiligte er sich wie angedeutet an den Vorarbeiten zur ökumenischen Konferenz in 
Oxford, insbesondere an dem Diskurs über Erziehung (Simojoki 2008:251-265). Dieses En-
gagement wurde ihm zum Verhängnis. Seit der Vollversammlung des „Ökumenischen Rates 
für Praktisches Christentum“ 1934 auf Fanö wurde in internationalen Expertenrunden die 
Oxforder Konferenz vorbereitet. Für die Arbeitsgruppe „Erziehung“ schrieb Delekat ein um-
fangreiches Gutachten über die Erziehungsaufgabe der Kirche (:253). In seinem Beitrag lehn-
te er wieder eine totalitäre Erziehungspolitik dezidiert ab (Delekat 1939:198-199). Vor der 
Veröffentlichung des entsprechenden Sammelbandes wurde auf politischen Druck hin der 
Name „Delekat“ in der englischen Version mit dem Buchstaben „X“ versehen, in der deut-
schen Fassung erschien der Beitrag anonym (:255). Das „Kirchliche Außenamt“ in Berlin 
hatte eigentlich gefordert, den Beitrag Delekats vollständig aus dem Sammelband zu nehmen, 
worauf sich der Leiter der Studienabteilung des Ökumenischen Rates aber nicht einließ 
(:255).  
Dies alles zeigt, wie mutig und entschlossen der Dresdener Religionspädagoge auftrat, aber 
wie gefährlich die Situation für ihn ab 1936 wurde. Gerade der Schwerpunkt der ökumeni-
schen Bewegung auf das Thema „Erziehung“ mag auch ein Grund gewesen sein, warum De-
lekat zu diesem Thema den Anhang für die Freiburger Denkschrift schrieb, denn das Doku-
ment sollte ja einen Beitrag für eine zukünftige ökumenische Weltkonferenz liefern. Seine 
kritische Haltung führte im Dezember 1936 schließlich zu seiner Zwangsemeritierung (:240-
243). 1943 bot ihm Theophil Wurm ein Stadtpfarramt in Stuttgart an. Trotz des Auffliegens 
der Freiburger Aktion blieb Delekat nach dem 20. Juli 1944 vor Verhaftung und Verhör durch 
die Gestapo verschont. Grund war wohl, dass auf der Anwesenheitsliste der Redaktionssit-
zung vom November 1942 sein Name nicht vorhanden war, vermutet Simojoki (Simojoki 
2008:270).  
Nach dem Krieg wurde Delekat Professor an der Universität Mainz, 1957/58 war er dort 
auch Rektor. Herausragend waren seine Bemühungen des interdisziplinären Gesprächs der 
Pädagogik mit der Theologie. Er galt auch als einer der führenden Vertreter der Religionspä-
dagogik. 
3.1.9 Die Mitberater und Redakteure der Denkschrift 
Neben den Verfassern der Denkschrift gab es auch einen kleinen Kreis von „Mitberatern“, 
die die Texte durchsahen und Korrekturen anmerkten.  
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3.1.9.1 Carl Goerdeler 
Der bekannteste Mitberater der Freiburger Denkschrift war ein Vertreter des „bürgerlichen 
Widerstands“, Carl Goerdeler, eine damals weithin bekannte Persönlichkeit. Goerdeler (vgl. 
Ritter 1954; Reich 1997) war von der Ausbildung her Jurist, der aber frühzeitig in die Politik 
gegangen war. 1930 wählte man ihn zum Oberbürgermeister von Leipzig. Parallel hielt er 
noch weitere hohe Ämter inne. Die Machtergreifung Hitlers begrüßte auch er zunächst, ging 
aber wie viele andere nach einigen Monaten in die Opposition. Als 1937 in Leipzig das 
Denkmal des jüdischen Komponisten Felix Mendelssohn-Bartholdy von Nationalsozialisten 
bewusst zerstört wurde, trat er demonstrativ als Oberbürgermeister zurück (Reich 1997:257-
267).  
Anschließend war Goerdeler formal bei der Firma Bosch beschäftigt, in erster Linie war er 
aber als Reisender freigestellt. Er nutzte seine Auslandskontakte, um die Gefährlichkeit Hit-
lers deutlich zu machen, sowohl seiner Ideologie, wie auch seiner Wirtschaftspolitik. Er traf 
sich über mehrere Jahre mit hohen politischen Vertretern in verschiedenen Ländern und riet zu 
einem harten Vorgehen gegen das NS-Regime (Young 1989; Meyer-Krahmer 1989:117). Den 
Machthabern in Deutschland blieb der Zweck seiner Reisen lange verborgen. Mehr und mehr 
sammelte Goerdeler einen Kreis von Widerständlern um sich, eng verbunden mit dem Gene-
ralstabschef des Heeres, Ludwig Beck (1880-1944), aber auch mit Sozialdemokraten wie 
Wilhelm Leuschner (1890-1944) und Gewerkschaftlern wie Jakob Kaiser (1888-1961) (Mey-
er-Krahmer 1989:138). Ziel war der Sturz Hitlers, nicht seine Tötung. Nach dem Attentat auf 
Hitler am 20. Juli wurde Goerdeler im August 1944 verhaftet und am 2. Februar 1945 hinge-
richtet. 
Goerdeler war in politischen Fragen wie viele Personen des Widerstandes konservativ, in 
wirtschaftlichen Fragen dagegen frühzeitig liberal eingestellt, auf jeden Fall aber antikommu-
nistisch. Er stand mit seinen wirtschaftspolitischen Überlegungen in einem gewissen Gegen-
satz zu anderen Widerstandskreisen, die eine freie Marktwirtschaft ablehnten. Für unsere Fra-
gestellung ist bedeutsam, dass Goerdeler schon während seiner Tätigkeit als ehrenamtlicher 
„Reichspreiskommissar“ 1931/32 Kontakte zu Lampe und Böhm aufgenommen hatte. Noch 
wichtiger wurde seine freundschaftliche Verbindung zu Constantin von Dietze (Rüther 
2002:271). Ritter sprach später davon, Goerdeler habe sich „mindestens zehnmal“ mit von 
Dietze in Freiburg beraten (Ritter 1954:507 Anm. 15). Seine Tätigkeit als Reichspreiskom-
missar stand nicht im Gegensatz zu seinen Überzeugungen einer freien Preispolitik, wie sie 
die Freiburger vertraten. Im Gegenteil: Gordeler wollte damals schon jede Form von 
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Zwangswirtschaft verhindern und den Leistungswettbewerb fördern (:272-273). Auch in sei-
ner zweiten Dienstperiode als Reichspreiskommissar, 1934/35, hat er dieses Ziel verfolgt, in 
enger Übereinstimmung mit den Überlegungen der Freiburger.  
Es war deshalb nicht verwunderlich, dass Goerdeler die Freiburger hoch schätzte und auch 
bei einem früheren wirtschaftswissenschaftlichen Projekt um Rat fragte. Es ging dabei um die 
Abfassung einer „Volkswirtschaftsfibel“, die allgemeinverständlich die Grundlagen der Wirt-
schaftspolitik für eine breite Leserschaft beinhalten sollte (Rüther 2002:287-314). Goerdeler 
war überzeugt, dass man das Volk für Wirtschaftsreformen gewinnen müsse. Das Aufkommen 
des Nationalsozialismus sah er in Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen Niedergang 
Deutschlands. Der Ruf nach einem starken Staat, der auch die Wirtschaft bestimmen sollte, 
war für ihn Resultat der völligen Unkenntnis des Volkes in Wirtschaftsfragen. Rüther hat 
nachgewiesen, dass Teile dieser Vorlage der Freiburger für die „Volkswirtschaftsfibel“ auch 
Eingang gefunden haben in die Freiburger Denkschrift, die Fibel also quasi auch als Vorläufer 
der Denkschrift gelten kann (:288; Rüther 2005:379-380).  
Bei der mehrtätigen Redaktionssitzung der Freiburger Denkschrift im November 1942 fiel 
Goerdeler eine wichtige Funktion zu. Während des Treffens war er der pragmatische Geist, 
der Optimist, der seine Formulierungskunst und sachliche Klarheit in den Kreis einbrachte, so 
Thielicke (1979:9). Goerdeler war ebenfalls ein überzeugter Christ (Young 1989:9). Mit der 
Bekennenden Kirche stand er enger Verbindungen, insbesondere mit Martin Niemöller. Bei 
seinen Gesprächen mit dem britischen Geschäftsmann A. P. Young (1885-1977) war das Er-
gehen Niemöllers ein häufiges Thema (:48, 61-64). Viele beeindruckte seine „starke Persön-
lichkeit“, sein „liebeswürdiger Humor“ und sein „moralischer Mut“ (:26). Young urteilt über 
die Kräfte, aus denen Goerdeler schöpfte: „Die stärkste dieser Kräfte war sein christlicher 
Glaube…“ (:224). 
3.1.9.2 Helmut Thielicke 
Ein weiterer Berater war Helmut Thielicke (1908-1986), der spätere bekannte lutherische 
Theologieprofessor. Thielicke (vgl. 1984) war nach seiner Habilitation ab 1936 an der Uni-
versität Heidelberg tätig. Frühzeitig kam er in Konflikt mit dem Nationalsozialismus (:92). 
Eine Berufung an die Universität Erlangen wurde von den Nazis 1935 verhindert (:105). Wie-
derholte Verhöre durch die Gestapo folgten. 1940 wurde er als Professor in Heidelberg abge-
setzt (:125-129). Auf Vermittlung von Landesbischof Wurm übernahm er im gleichen Jahr ein 
Pfarramt in Ravensburg, 1942 wurde er Leiter des Theologischen Amtes in Stuttgart. Nach 
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der Ausbombung Stuttgarts zog er ins nahegelegene Korntal. Nach dem Krieg übernahm er 
eine Professur für Systematische Theologie in Tübingen, 1954 wechselte er nach Hamburg.  
Thielicke war schon Teilnehmer des „Freiburger Konzils“ und an dem Dokument „Kirche 
und Welt“ beteiligt gewesen (Thielicke 1979:7).14 In seiner Einführung in den Text der Frei-
burger Denkschrift von 1979 schreibt er, er sei als „kleines Licht“ zu den Beratungen der 
Freiburger an der Denkschrift hinzugezogen worden, als Stellvertreter des württembergischen 
Landesbischofs Theophil Wurm (:6) und wohl wegen seines Buches „Geschichte und Exis-
tenz“ von 1935 (:23; vgl. Thielicke 1935), das Aufsehen erregt hatte. Er war der „weitaus 
Jüngste“ im Kreis (:23) bei den Redaktionssitzungen über die Denkschrift war er 34 Jahre alt. 
Nach seiner Erinnerung habe er zweimal an den Beratungen teilgenommen (:7).15 Auf jeden 
Fall wirkte er bei den Revisionsarbeiten im November 1942 vor Ort mit (:8-9).16 Er habe sich 
allerdings damals über die „Zukunftsvision“ der „älteren Herren“ erschrocken, die etwas 
Weltfremdes und Träumerisches an sich gehabt hätten (:6). Selber habe er die Schrift aber nur 
einmal gelesen und dann in Korntal, wo er damals wohnte, vergraben. Seinen eigenen gerin-
gen Beitrag sah Thielicke im Einbringen von theologischen Impulsen, so bei den Debatten um 
den Dekalog, die Zwei-Reiche-Lehre, das Naturrechtsverständnis und bei der Kritik am Lu-
thertum (:16). Die „allzu idealistisch (im philosophischen Sinne idealistisch) dünkende Kon-
zeption Ritters“ habe er in einigen Partien an einen „der Reformation näherstehenden theolo-
gischen Ansatz“ herangeführt (Thielicke 1984:189). Wohl nur die abgelegene Lage Korntals 
hat verhindert, dass er nach Bekanntwerden seiner Mitarbeit von der Gestapo nicht verhaftet 
wurde (Thielicke 1979:8).  
Thielicke hat seinen Einfluss auf das Dokument heruntergespielt, wohl auch, um nicht mit 
den problematischen Passagen zu eng in Verbindung gebracht zu werden. Eine genaue Analy-
se des Textes wird aber zeigen, dass er sehr wohl bei den theologischen Sachfragen ein erheb-
liches Gewicht hatte. Die von ihm selber erwähnten Themen Dekalog und Naturrecht zeigen 
seine Handschrift.17 Auf jeden Fall haben die Diskussionen mit den Verfassern umgekehrt bei 
ihm bleibende Eindrücke hinterlassen, wie sich in seinen späteren Werken zeigte. In den Mo-
naten der Abfassung der Denkschrift schrieb er selber am ersten Band seiner Ethik. Er er-
                                               
14 In Thielicke 1985 spricht er davon, dass er mit von Dietze, Eucken, Lampe, Ritter und Wolf schon vor der 
Abfassung der Denkschrift „seit längeren persönlich bekannt war“ (:188). 
15 Nach den Erinnerungen von Marianne Kirchhofer und Gottfried von Dietze, zwei Kindern von Constantin von 
Dietze, soll Thielicke „ab und zu“ nach Freiburg gekommen sein, um am Freiburger Kreis teilzunehmen 
(Kirchhofer & von Dietze 2005:436). 
16 Walter Bauer hat das bestritten (Bauer 1963:87). Thielicke sei „im letzten Augenblick verhindert“ gewesen. 
17 Belege dazu finden sich in Kapitel 5.1.4 und 5.1.5 dieser Untersuchung. 
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wähnte in seiner Einführung zur ersten Drucklegung der Denkschrift 1979 auch selber einige 
seiner späteren Bücher, die sich mit Themen der Freiburger Denkschrift beschäftigten (:16 
Anm. 12). Die Überzeugungen der Denkschrift seien von ihm darin „weiter entfaltet“ worden, 
so seine Interpretation. In den entsprechenden Passagen seiner „Ethik“ vertrat er später auch 
das Prinzip der „Leistungsgerechtigkeit“ (Thielicke 1964:252; Bremer 1996:144-145), eine 
konstruktive, faire und vom Staat gelenkte Wettbewerbs- und Konkurrenzwirtschaft (Thieli-
cke 1964:253; Bremer 1996:160-175) und einen konsequenten Schutz des Privateigentums 
(Thielicke 1964:228-262; Bremer 1996:204-21), alles Überzeugungen, die er von den Frei-
burger Ökonomen her kannte. Ohne Frage dürfte die Begegnung mit den Freiburgern für seine 
wirtschaftsethischen Überzeugungen grundlegend geworden sein.  
3.1.9.3 Walter Bauer 
Eine weitere Person, die als Berater fungierte, war der Unternehmer Walter Bauer. Bauer 
(vgl. Fuchs u.a. 2005:472-473) war der einzige Vertreter, der aus der Wirtschaft kam. Nach 
seinem wirtschaftswissenschaftlichen Studium wurde er 1926 in Tübingen promoviert, ging 
aber nicht in die Wissenschaft, sondern in die Praxis. Mehrere Jahre war er Vorstandsmitglied 
der „Berliner Verkehrs- und Handels-AG“, die deutsche Verwaltungsgesellschaft des tschechi-
schen Braunkohlemagnaten Julius Petchek (1856-1932), außerdem Leiter der „Thüringischen 
Kohlen- und Brikettverkaufsgesellschaft Leipzig“. 1938 machte er sich selbständig. Hinter-
grund war die Zerschlagung des Unternehmens von Petchek im Rahmen der „Arisierung“ der 
deutschen Wirtschaft (:473). 
An seine Mitarbeit im Freiburger Kreis hat Bauer später, 1963, in einer Festschrift für Hans 
Asmussen erinnert (Bauer 1963). Er war seit 1941 Mitglied eines Kreises der Bekennenden 
Kirche um Asmussen, Perels und Bonhoeffer in Berlin, der ähnliche Ziele verfolgte, wie die 
Freiburger. Nachdem Bonhoeffer den Freiburgern den Auftrag für die Erstellung der Denk-
schrift übermittelt hatte, bat er auch Bauer, bei der Redaktionssitzung im November mit dabei 
zu sein. Bauer berichtete, dass nach der Freiburger Revision der Text noch einmal von einem 
„Berliner Kreis“ um Asmussen, Böhm, Bonhoeffer, Dibelius, Perels und ihm selber „disku-
tiert, ergänzt und bestätigt“ wurde (:88).  
Bauers Verbindungen zu Leuten des Widerstandes gegen Hitler waren intensiver, als bei 
den meisten Freiburgern. Nach dem 20. Juli 1944 wurde er deshalb verhaftet und wie andere 
Verfasser der Denkschrift und Männer des Widerstandes ins Gestapo-Gefängnis in die Lehrter 
Straße in Berlin gebracht (:89). Es folgten schwere Folterungen. Unter Folter soll er auch den 
Namen von Helmut Thielicke als Mitbeteiligten der Denkschrift verraten haben, was aber für 
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Thielicke keine Konsequenzen hatte (Thielicke 1979:8). Wie von Dietze und Lampe entging 
er der Verurteilung nur durch die Bombardierung Berlins und die Wirren der letzten Kriegs-
wochen.  
Nach dem Krieg hielt Bauer führende wirtschaftspolitische und kirchliche Positionen inne 
(Fuchs 2005:473). Ludwig Erhard ernannte ihn zum Beobachter bei der internationalen Ruhr-
behörde. Später saß er in der Verhandlungsdelegation um den „Schumann-Plan“. Aber auch 
kirchlich war er aktiv, so 1948 als stellvertretender Delegierter bei der Weltkirchenkonferenz 
in Amsterdam. Ehrenamtlich engagierte er sich auch im „Evangelischen Hilfswerk“. Von 
1949-1968 war er Mitglied in der Synode der EKD, einige Zeit auch in der „Kammer für öf-
fentliche Verantwortung und für soziale Ordnung“. 1957 wurde er zum Ehrensenator der Uni-
versität Freiburg berufen, 1966 war er Mitbegründer des „Arbeitskreises evangelischer Unter-
nehmer“ (AEU). 
3.1.9.4 Dietrich Bonhoeffer 
Über die Mitarbeit Dietrich Bonhoeffers an der Denkschrift herrscht Unklarheit. Neben 
den schon erwähnten Zusammenhängen bei der Entstehung der Denkschrift bleibt die Frage, 
ob er direkt auf den Text Einfluss genommen hat. Klar ist, dass er schon seit 1937 Kontakt zu 
von Dietze hatte und auch im Vorfeld der Anfrage zunächst mit ihm korrespondierte (Rüther 
2002:196). Beide hatten sich bei einer Sitzung der Bekennenden Kirche in Berlin-Dahlem 
kennengelernt (Kirchhofer & von Dietze 2005:434). Bonhoeffer scheint auch von den anderen 
Freiburgern und ihren Aktivitäten gewusst zu haben. Bethge, der Biograph Bonhoeffers, 
spricht im Rahmen der Entstehung der Denkschrift von „mindestens zwei“ Besuchen Bonho-
effers in Freiburg (Bethge 1967:872). Er soll auch zu einem „kurzen Besuch“ bei der Redak-
tionssitzung im November 1942 dort gewesen sein (:872), was Bethge aus einen Notizzettel 
Bonhoeffers rekonstruiert.  
Bethge (:872) vermutet auch, dass die Kapitel „Staat und  Kirche“ sowie „Über die Mög-
lichkeit des Wortes der Kirche an die Welt“ in Bonhoeffers später durch Bethge veröffentlich-
ten „Ethik“ (Bonhoeffer 1988:353-384) für die Freiburger Runde geschrieben worden seien. 
Tatsächlich gibt es darin inhaltliche Überschneidungen mit der Denkschrift. Die Notwendig-
keit des Staates als Schöpfungsordnung wird z.B. mit der Sündhaftigkeit des Menschen ver-
bunden (:356-357). Es gibt aber auch Unterschiede, so z.B., wenn Bonhoeffer die Basis der 
Obrigkeit in Christus festmacht und damit über die naturrechtliche Begründung hinausgeht, 
die er ausdrücklich kritisiert (:356-360). Ringshausen vermutet, Bonhoeffer hätte den zweiten 
Beitrag über die „Möglichkeiten des Wortes“ als Referat bei der Redaktionssitzung im No-
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vember 1942 halten wollen. Hinweise auf diesen geplanten Beitrag gibt es im Nachlass von 
Constantin von Dietze (Ringshausen 1997:212 Anm. 9). Die Sache an sich zerschlug sich aber 
wohl, da er nicht nach Freiburg kommen konnte. Ob der Beitrag in der „Ethik“ wirklich für 
die Freiburger geschrieben war, bleibt eine Vermutung. Dagegen spricht, dass Ritter in seiner 
Einleitung zum Text der Denkschrift nicht von einem geplanten Referat Bonhoeffers gespro-
chen hat. Außerdem gibt es in der Denkschrift selber viele Bezüge zum Thema „Staat und 
Kirche“, so dass ein zusätzlicher Beitrag eigentlich unnötig gewesen wäre. 
Den Text der Denkschrift hat Bonhoeffer dann aber in Berlin durchgesehen und redigiert 
(Bauer 1963:88; Ringhausen 1997:222). Bei einem Treffen mit Ritter, Böhm, Perels und De-
lekat im Büro Bauers in Berlin am 6./7. Februar 1943 kritisierte er einige Passagen des Textes, 
insbesondere die von Ritter vertretene Begründung der Ethik im Gewissen, statt in Christus 
(Ringshausen 1997:222). Ringshausen spricht von einer „vernichtenden Kritik“ Bonhoeffers 
am Hauptteil der Denkschrift von Ritter. Nur deshalb sei die Arbeit an der Denkschrift auch 
nicht weitergeführt worden. Diese Behauptung widerspricht jedoch den Aussagen Ritters, der 
„in allen Punkten“ von Übereinstimmung mit den Berlinern sprach (Ritter 1979:28). Wenn es 
wirklich zu einem Abbruch der Beratungen wegen solcher Diskrepanzen gekommen ist, wä-
ren solche Ausführungen des Hauptautors irreführend gewesen.  
So muss man feststellen, dass Bonhoeffer im Rahmen seiner Mitarbeit in der Vorläufigen 
Kirchenleitung der Bekennenden Kirche und vor allen Dingen durch seine ökumenischen 
Kontakte der Ideengeber und Initiator der Freiburger Denkschrift gewesen ist. Einen inhaltli-
chen Einfluss auf die Gestaltung hat es aber wohl nicht gegeben. Dadurch, dass er wahr-
scheinlich auch nicht selber an den Treffen zur Abfassung teilnehmen konnte, sondern nur das 
schon praktisch fertige Dokument in Berlin redigierte, konnte er der Freiburger Denkschrift 
keine eigene Note geben.  
3.2 Die Vorläufer der Freiburger Denkschrift 
Die Verfasser der Freiburger Denkschrift waren schon vor der Abfassung der Denkschrift  
mit der Frage nach einer alternativen Gesellschaftsordnung konfrontiert gewesen. Auslöser 
dafür war die ökumenische Bewegung gewesen, die sich schon seit Mitte der 1930er Jahre 
angesichts der sich zuspitzenden weltpolitischen Lage mit dem Verhältnis des Christen zum 
Staat beschäftigte. Die Autoren der späteren Freiburger Denkschrift waren von deutscher Sei-
te an diesem Gedankenaustausch beteiligt. Außerdem tauschte man sich vor Ort in Freiburg 
im „Konzil“ über ähnliche Fragen aus und verfasste dazu auch ein Dokument, das bis in die 
Wortwahl hinein Parallelen zur späteren Denkschrift aufweist.  
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3.2.1 „Kirche, Volk und Staat“ von 1937 
Daniela Rüther (2002:209-218) hat erstmals nachgewiesen, dass Gedanken der Anlage 4 
der Denkschrift in gekürzter Form schon im Bericht des „Ökumenischen Ausschusses“ der 
„Vorläufigen Leitung der Deutschen Evangelischen Kirche“ für die Weltkirchenkonferenz in 
Oxford 1937 auftauchten. Die Konferenz in Oxford stand unter dem Thema „Kirche, Volk und 
Staat“ und beschäftigte sich mit den weltpolitischen Herausforderungen der Zeit. Die deut-
schen Delegierten wurden zwar damals an der Ausreise nach England gehindert. Ihre Thesen 
konnten bei der Konferenz jedoch schriftlich verteilt werden (Böhm 1948:3). Erst nach dem 
Krieg wurden sie 1948 in der „Schriftenreihe der Bekennenden Kirche“ auch in Deutschland 
veröffentlicht (:3). 
Innerhalb der „Vorläufigen Leitung“ gab es verschiedene Ausschüsse. Einer davon war der 
„Ökumenische Ausschuss“, in dem Kleriker und Laien aus allen deutschen Landeskirchen 
vertreten waren und der für die Oxforder Konferenz eine Stellungnahme vorbereiten sollte. 
Einer der Mitverfasser des Berichts war Constantin von Dietze (Rüther 2002:195). Außerdem 
waren mit Dibelius und Bonhoeffer zwei weitere Personen beteiligt, die später mit der Frei-
burger Denkschrift zu tun hatten (:195).18 Der Text des Ausschusses, der unter der Leitung 
von Hans Böhm (1899-1962), dem späteren Propst von Berlin, eingerichtet worden war, wur-
de im April 1937 abgeschlossen. 
In einem ersten Teil ging es in der Stellungnahme um die Verhältnisbestimmung von „Kir-
che und Volk“. Jeder Mensch sei von Gott in den Zusammenhang einer Volksgemeinschaft 
gestellt, so die Autoren. Deshalb gebe es auch eine natürliche Liebe zum Volk. Eine Volksmy-
thologie, wie sie von nationalsozialistischen Ideologen vertreten wurde, lehnte man jedoch ab 
(Böhm 1948:7). Auch das Volk sei ein Volk von „Sündern“, das so auch durch die Kirche an-
geredet werden müsse. Im zweiten Teil beschäftigte man sich mit der Frage des Verhältnisses 
von „Kirche und Staat“ (:8-13). Jeder Christ habe zunächst Gott zu gehorchen, nicht den 
Menschen. Der Gehorsam gegenüber dem Staat entspringe aus dem Glaubensgehorsam ge-
genüber Gott. Furcht gegenüber dem Staat sei nicht angebracht, weil jeder Staat vergänglich 
sei. Der Staat sei wegen der Sünde notwendig und deshalb von Gott verordnet. Er habe aber 
klare Grenzen: „Wo die staatliche Gewalt nicht mehr einer sittlichen Bindung unterworfen ist, 
sondern in Willkür ausartet, versündigt sie sich an dem Amt, das Gott ihr gegeben hat, und 
zerstört ihre eigene Grundlage“ (:11). Über dem Gesetz des Staates stünden die 10 Gebote, die 
                                               
18 Segbers (2011:84) schreibt, auch Walter Eucken habe zum Kreis der Autoren gehört, was ich selber nicht 
überprüfen konnte.  
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die Macht des Staates begrenzen. „Nur da, wo diese Grenze geachtet wird, ist Obrigkeit im 
biblischen Sinne vorhanden“ (:11). 
Teil drei behandelte das für unsere Fragestellung wichtige Thema „Kirche und Wirt-
schaftsordnung“ (:13-15). Hier finden sich tatsächlich wörtliche Übereinstimmungen mit der 
späteren Denkschrift, wenn auch der Bericht wesentlich kürzer gefasst ist. Man kann von da-
her darauf schließen, dass im späteren Freiburger Dokument die Federführung von Constantin 
von Dietze besonders zu erkennen ist. Er war der einzige Nationalökonom im Redaktionskreis 
des „Ökumenischen Ausschusses“ und von daher ganz sicher für diesen Teil verantwortlich. 
Inhaltlich formulierte man vorsichtig, wollte keiner Wirtschaftsordnung eine „heilbringende“ 
Bedeutung beimessen (:13). Jede Wirtschaftsordnung sei abhängig von den Geboten Gottes, 
besonders vom Dekalog (:14). Fast wörtlich wie später in der Denkschrift wird auch ihre Stel-
lung zur „Sünde“ formuliert: „Keine menschliche Wirtschaftsordnung kann die Macht der 
Sünde überwinden, jede muß eine Bekämpfung dieser Macht erstreben“ (:13). Außerdem wird 
darauf hingewiesen, dass der „Anspruch des Herrn“ sich nicht nur auf das individuelle Wirt-
schaftsverhalten des Einzelnen bezieht, sondern auch auf „Gemeinschaften des Lebens und 
Schaffens“, also auch „für den Inhalt jeder Wirtschaftsordnung“, ein Hinweis, der auch gleich 
zu Beginn von Anlage 4 der Denkschrift erfolgte (In der Stunde Null:128). Ausführlich wird 
dann erwähnt, welche Folgerungen sich für die Wirtschaftsordnung aus den 10 Geboten erge-
ben, eine Passage, die sich z.T. wörtlich in der Denkschrift wiederfindet (Böhm 1948:14-15; 
In der Stunde Null:129-130). 
Rüther (2002:212-216) hat aber auch auf Modifikationen im späteren Freiburger Text hin-
gewiesen. Immerhin lagen zwischen dem Bericht des Ökumenischen Ausschusses und dem 
Freiburger Dokument sechs Jahre, in denen sich sowohl die politische Lage noch einmal zu-
gespitzt hatte, wie auch die Erkenntnisse der Verfasser. Die Freiburger Denkschrift bekannte 
sich z.B. eindeutig zum Privateigentum und zum Leistungswettbewerb. Hier hatte der Text für 
Oxford noch zurückhaltender und offener formuliert. Jede Wirtschaftsordnung sei eine zeitli-
che Erscheinung, die sich den „unwandelbaren Geboten Gottes“ unterordnen müsse (Böhm 
1948:13).  
Am ausführlichsten geht es im Bericht an die Ökumene dann um das Thema „Erziehung“ 
(:15-20). In zehn Punkten werden das Verhältnis der Kirche zu Erziehung und Schule, die 
Krise der Erziehung durch die Verweltlichung und den Niedergang der Familien sowie die 
Gefahr der augenblicklichen „totalitären Erziehung“ (:17) beschrieben. Die Themen „Erzie-
hung“ und „Ordnungen“ finden sich ebenfalls ausführlicher in der Freiburger Denkschrift. 
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Das Dokument schließt mit Ausführungen über die christliche Jugendarbeit und über das 
Thema „Krieg und Frieden“. Es zeigt, dass die Überzeugungen der späteren Denkschrift in 
Ansätzen schon 1937 im Rahmen der Bekennenden Kirche vertreten wurden, wenn auch noch 
in einer recht allgemeinen und wenig zugespitzten Art. Inhaltlich finden sich Anklänge an die 
„Barmer Theologische Erklärung“ von 1934 (Segbers 2011:85). Unbestreitbar ist, dass einige 
Sätze aus dem Abschnitt „Kirche und Wirtschaftsordnung“ sich wörtlich in der Denkschrift 
von 1942/43 finden, was sicher auf das Mitwirken von Constantin von Dietze an beiden Do-
kumenten zurückzuführen war. Der Text kann deshalb in gewisser Weise als „Grundlage für 
die Freiburger Denkschrift“ (:85) gelten. 
3.2.2 „Kirche und Welt“ 1938 
Wie schon erwähnt veröffentlichte das „Freiburger Konzil“ im Dezember 1938 ein Doku-
ment, das ebenfalls als eine Art Vorläufer der Freiburger Denkschrift bezeichnet werden kann, 
das Dokument „Kirche und Welt: Eine notwendige Besinnung auf die Aufgaben des Christen 
und der Kirche in unserer Zeit“ (Text bei Hauf 1984:635-654; vgl. auch Cornelißen 2001:354-
356). Über die Zusammensetzung der Autoren herrscht keine letzte Klarheit. Ganz sicher gin-
gen die Hauptteile auf Gerhard Ritter zurück, in Zusammenarbeit mit den Freiburger Pfarrern 
Otto Hof (Christuskirche) und Karl Dürr (Paulusgemeinde) (Martin 2005:48-50). Die Inhalte 
wurden jedoch in einem größeren Zirkel diskutiert, so dass sicher auch Anregungen der ande-
ren Konzilsteilnehmer eingeflossen sind.  
Der Text (20 Seiten) beschäftigt sich hauptsächlich mit der Frage nach einem legitimen 
Widerstandsrecht. In einem ersten Hauptteil werden zunächst biblische und historische Fragen 
im Kontext einer politischen Ethik behandelt, Themenbereiche, die typisch für das „Konzil“ 
waren. Im zweiten Hauptteil wird dann nach den Konsequenzen für die Gegenwart gefragt.  
Die Autoren sahen sich dabei in Kontinuität mit der Bekennenden Kirche. Sie wird aber – 
wie später auch in der Freiburger Denkschrift – kritisiert, weil sie auf politischem Gebiet nicht 
viel ausgerichtet und zu wenig konkrete Handlungsanweisungen gegeben habe, wie man sich 
denn als Christ gegenüber dem totalitären Regime zu verhalten habe (Hauf 1984:636). Chris-
ten sollte nach Ansicht der Autoren „Licht in der Welt“ und „Salz der Erde“ sein (:635), For-
mulierungen, die später auch in der Denkschrift auftauchen (In der Stunde Null:33). Die 
Trennung von Kirche und Welt dürfe nicht zu einer Passivität der Christen führen, denn sie 
hätten eine Verantwortung für die Welt. Eine bedingungslose Unterwerfung des Christen unter 
den Staat konnten die Verfasser in den biblischen Texten, die auch anhand der griechischen 
Begriffe untersucht werden, nicht erkennen. Allerdings habe die Frage des Widerstandsrechts 
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noch nicht im Fokus der neutestamentlichen Verfasser gestanden, weil es dazu damals keinen 
praktischen Anlass gegeben habe. Diese Frage wäre erst später für die Kirche relevant gewor-
den. Immerhin hätten aber schon die biblischen Autoren und Propheten den weltlichen Herr-
schern gegenüber ihr Versagen deutlich vor Augen gemalt.  
Im kirchengeschichtlichen Teil nimmt man Luther ausdrücklich vor der Interpretation in 
Schutz, als habe er sich prinzipiell gegen jeden Widerstand gegen die Obrigkeit ausgespro-
chen (Hauf 1984:643-644). Außerdem habe man es im Gegensatz zu seiner Zeit und der Zeit 
des Neuen Testamentes heute mit einem „totalitären Anspruch des modernen Staates“ und 
einer „Dogmatik“ zu tun, die sich „schärfsten gegen das Christentum wendet“ (:648). Von 
daher müsse Römer 12,1-2, d.h. die Scheidung von der Welt, in den Mittelpunkt der Interpre-
tation gerückt werden, nicht Römer 13,1, das Untertansein unter der Obrigkeit. Aufgabe der 
heutigen Kirche sei es deshalb, dem politischen Machthaber zu predigen, dass „all sein Han-
deln unter Gottes Gericht steht“ (:649). Aufgabe der Kirche in der Zeit müsse sein, „nicht nur 
an die der Obrigkeit geschuldete Untertänigkeit [zu] erinnern, sondern nicht minder über die 
von Gott gesetzten Grenzen dieser Untertänigkeit [zu] belehren“ (:653). 
Ritter selbst kam in der Einleitung zur späteren „Denkschrift“ noch einmal auf diese Vor-
arbeit zu sprechen (Ritter 1979:26). Er setzte die Denkschrift in den Kontext des „Konzils“ 
und sah den Text der Denkschrift als „Summe einer Gemeinschaftsarbeit von mehreren Jah-
ren“ (:26), also nicht nur als Ergebnis des „Bonhoeffer-Kreises“, der ja nur wenige Wochen an 
dem Dokument arbeitete. Ritter selber sah von daher das „Freiburger Konzil“ und „Kirche 
und Welt“ als Vorläufergruppen für die spätere Denkschrift. „Ohne daß die meisten Teilneh-
mer davon unterrichtet waren, trugen sie damit bei zu der großen Denkschrift ‚Politische Ge-
meinschaftsordnung‘ vom Januar 1943“ (Rübsam & Schadek 1990: 71). 
3.3 Der „Hauptteil“ der Freiburger Denkschrift 
Die Freiburger Denkschrift wurde – wie erwähnt – im Januar (Ritter 1979:28) oder Februar 
(Ringshausen 1997:222) 1943 abgeschlossen.19 In der Druckfassung von 1979 umfasst sie 
116 Druckseiten, ohne das Vorwort von Gerhard Ritter, das erst im Juli 1945 „namens des 
                                               
19 Nach Ringshausen (1997:222) soll es wie erwähnt Anfang Februar noch einmal eine Redaktionssitzung in 
Berlin gegeben haben, an der auch Bonhoeffer teilnahm. Da Ritter jedoch die Einstellung der Arbeiten auf Ja-
nuar 1943 datiert (Ritter 1979:28), kann man annehmen, dass die Revision in Berlin keinen Einfluss mehr auf 
das Dokument hatte.  
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Freiburger Mitarbeiterkreises“20 (Ritter 1979:30) hinzukam.21 Die Struktur (:25) und die Ab-
fassungszeiten, die aus verschiedenen Quellen zu eruieren waren (u.a.:2822), sahen folgen-
dermaßen aus: 
 
Teile der Denkschrift: Umfang: Abfassung: 
Vorwort 5 S. 1945 
Hauptteil I 19 S. Okt./Nov. 1942 
Hauptteil II 47 S. Okt./Nov. 1942 
Anlage 1: Rechtsordnung 6 S. Okt./Nov. 1942 
Anlage 2: Kirchenpolitik 5 S. Dez. 1942 
Anlage 3: Erziehung 15 S. Jan. 1943 
Anlage 4: Wirtschaft 18 S. Okt./Nov. 1942 
Anlage 5: „Judenfrage“ 6 S. Okt./Nov. 1942 
Tab. 2: Struktur, Umfang und Abfassungszeit der Teile der Denkschrift 
3.3.1 Der programmatische Titel der Denkschrift 
Der etwas sperrige und umständliche Titel der Denkschrift, „Politische Gemeinschaftsord-
nung: Ein Versuch zur Selbstbesinnung des christlichen Gewissens in den politischen Nöten 
unserer Zeit“, sollte die Zielsetzung und das Programm des Dokumentes angeben. Aus ihm 
und den darin verwendeten Begriffen lassen sich schon wichtige Grundlinien der Denkschrift 
herauslesen. 
Zunächst wurde bewusst der Begriff der „Ordnung“ aufgenommen. Das Wort kann als 
Schlüsselbegriff des ganzen Dokuments bezeichnet werden. Im Rahmen der neuen Wirt-
schaftspolitik war „Ordo“ z.B. ein entscheidendes Prinzip, das neben Wettbewerb und Leis-
tungsgerechtigkeit das neue System bestimmen sollte. Hinzu trat der Begriff der „Gemein-
schaft“, der darauf abzielte, dass eine solche Nachkriegsordnung nur dann erfolgreich sein 
könne, wenn die gesamte Volksgemeinschaft darin eingeschlossen sei. Außerdem wollten sie 
die Beteiligung möglichst vieler gesellschaftlicher Gruppen ermöglichen, um dem totalen, 
zentralistischen Staat eine Alternative entgegensetzen zu können. „Gemeinschaftsordnung“ 
                                               
20 Wir sprechen im Folgenden einfacher Weise bei den Verfassern von den „Freiburgern“, auch wenn natürlich 
noch andere Personen außerhalb Freiburgs an der Revision beteiligt waren oder sogar ganze Anlagen verfasst 
haben. 
21 Nachfolgend wird nach der Ausgabe der Denkschrift von 1979 zitiert (In der Stunde Null 1979). Es handelt 
sich dabei um die Textfassung von 1945, die leichte Revisionen, vorgenommen durch Gerhard Ritter, enthält. 
Am Duktus des Textes wurde jedoch nichts geändert. Die Originalfassung von 1943 ist abgedruckt in Schwabe 
& Reichardt 1984:655-774.  




wies auf die Notwendigkeit hin, als deutsches Volk wieder eine gemeinsame Identität zu fin-
den.  
Programmatisch wird im Untertitel dann von der „Selbstbesinnung des christlichen Gewis-
sens“ gesprochen. Der Begriff „Gewissen“ ist ebenfalls ein Leitwort des Dokuments und wies 
auf eine wichtige Debatte hin, die im Hintergrund des Dokuments stand: die Frage nach dem 
Naturrecht und der „Sittlichkeit“, Zusammenhänge, auf die noch ausführlich eingegangen 
werden wird. Der Adressatenkreis des Dokumentes sollte nicht nur der Kreis der Christen 
sein, wie er sich in der Bekennenden Kirche zusammengefunden hatte. Denn das „christliche 
Gewissen“ sahen die Autoren als die „sittliche“ Grundlage der gesamten Gesellschaft, die 
ohne eine „christliche Sittenlehre“, die sich im Gewissen jedes einzelnen Menschen zeige, 
nicht existieren könne. „Selbstbesinnung“ zielte wohl auf den Gedanken, dass die nachfol-
genden Ausführungen zur inneren Umkehr und Neuausrichtung des Einzelnen führen sollten 
und könnten, und nicht als diktatorischer Befehl von oben zu verstehen seien, wie man das 
aus der Zeit des Nationalsozialismus kannte. Es ging den Freiburgern um einen Anstoß zur 
Selbstreflektion angesichts der „politischen Nöte unserer Zeit“.  
So zeigt schon die Überschrift, worum es den Autoren ging: Sie wollten die politische 
Neuordnung bewusst als ein Gegenprogramm zur nationalsozialistischen Ideologie verstehen, 
am Gewissen der Menschen anknüpfen und den Leser zur eigenen Reflektion über den Zu-
stand der Zeit anregen. 
3.3.2 Die Einführung in die Denkschrift 
In einer sechs Seiten umfassenden „Einführung“ (In der Stunde Null:31-35) wird zunächst 
die aktuelle Problemlage skizziert. Gleich im ersten Absatz wird mit deutlichen Worten der 
Kampf des totalitären Staates gegen die christliche Kirche und das „christliche Gewissen“ 
beschrieben. Damit war die Frontstellung klar: der totalitäre Staat „verfehmt“, „bekämpft“ 
und „ersetzt“ die Kirche. An ihre Stelle will er eine neue, „kämpferische Ethik“ einführen, in 
dem „die neue Jugend“ eine Schlüsselrolle spielt (:31). Der totalitäre Staat habe sich damit an 
die Stelle der Kirche gesetzt. 
Dem gegenüber steht ein hilfloses deutsches Luthertum, dem im Gegensatz zu Martin Lu-
ther eine „klare Gewissensorientierung“ in der Auseinandersetzung mit dem totalitären Staat 
fehle, so die Verfasser (:31). Jahrhundertelang habe ein enges Vertrauen zwischen evangeli-
scher Kirche und weltlichem Staat bestanden, was zu einem „unpolitischen Charakter des 
deutschen Luthertums“ geführt habe (:32). Zwar sei es deshalb nicht zu einer politisierten 
Kirche gekommen. Andererseits sei dieses unpolitische Verhalten aber mitunter auch Frucht 
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einer „Beschränktheit des geistigen Horizontes“, eines „toten Traditionalismus“, einer „Scheu 
vor Verantwortung“ und nichts anderes als „Kleinglaube“, „geheime Schwäche und Unsicher-
heit“, „Wirklichkeitsblindheit“ und „Verblendung“ (:32). Die Zeit der Appelle an das christli-
che Gewissen der Machthaber sei jetzt vorbei, da er als Ansprechpartner völlig ausfalle.  
Deshalb müsse die Kirche ihre Appelle nun an das Volk richten, nicht an den Staat. Nicht 
allein innerkirchliche Kanzelabkündigungen oder Rückzug von der Welt, sondern öffentliche 
Verantwortung für das Volk sei gefordert. Dazu sei „Sachverstand“ aus den verschiedenen 
Wissenschaftsgebieten notwendig, was leider ebenfalls dem Luthertum fehle (:34). Außerdem 
würde die Uneinigkeit der Führer der evangelischen Landeskirchen ein gemeinsames Auftre-
ten in der Öffentlichkeit und ein gemeinsames Zukunftsprogramm nach dem Kriege unmög-
lich machen. Eine „unchristlich gewordene Welt ohne Gnade“ (:35) versinkt im sittlichen 
Chaos, schützt nicht vor der „nackten Barbarei“, kann kein „Gemeinschaftsleben“ aufbauen. 
Deshalb müssten gerade die evangelischen „Laien“ ihre Stimme erheben, um in Auseinander-
setzung „mit der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wirklichkeit“ ihr christliches Ge-
wissen zu schärfen (:35).  
Bei dieser Einführung fällt die scharfe Diktion in der Wortwahl auf, die die Dringlichkeit 
des Anliegens verdeutlicht. Auch die harsche Kritik an den lutherischen Landeskirchen ist 
auffällig. Die wichtigsten Begriffe des Dokuments finden sich schon hier: „Christliches Ge-
wissen“, „Verantwortung“, „Sittlichkeit“, „Sachnotwendigkeiten“. Adressaten der Denkschrift 
sind nicht die Pfarrer und Kirchenführer, sondern die evangelischen Laien, also Menschen in 
verschiedenen Berufen und Ständen, die ihre Stimme erheben sollten. Gerade hier wird der 
„Sachverstand“ verortet, der für eine politische Ethik der Zeit notwendig sei. Zu bedenken ist 
dabei, dass die Hauptautoren und Redaktoren alle, außer Dibelius und Thielicke, keine Theo-
logen oder Pastoren waren und sich von daher gegenüber kirchlichen Stellen rechtfertigen 
mussten, warum gerade sie eine christliche Denkschrift verfassten. Es zeigt aber auch wiede-
rum die Dringlichkeit und Not der Zeit, dass theologische Laien von der Bekennenden Kirche 
gebeten wurden, ein solches Dokument zu verfassen, weil der Klerus dazu offensichtlich nicht 
mehr in der Lage war.  
Theologischer Ausgangspunkt war trotz der Schelte gegen die lutherischen Landeskirchen 
ein „evangelisch-lutherisches Verständnis“ (:35), allerdings in Abgrenzung zur lutherischen 
Tradition des Burgfriedens zwischen Kirche und Staat. Hier war eindeutig die Handschrift 
Ritters zu erkennen, der sich dabei direkt auf den Reformator bezog, der unter seiner „Zwei-
Reiche-Lehre“ etwas anderes verstanden habe, als das derzeitige Neuluthertum (:31). 
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3.3.3 Der erste Hauptteil: Die Gegenwartsanalyse 
Der erste Hauptteil, knapp 20 Textseiten umfassend, war dabei in vielen Passagen ein 
„mixtum compositum“ aus verschiedenen schon publizierten Texten von Ritter (Nachweise 
bei Cornelißen 2001:358). Er arbeitete zu dieser Zeit parallel an der dritten Auflage seines 
Buches „Machtstaat und Utopie“ (Ritter 1943), in dem ähnliche Gedanken zu finden waren, 
z.B. bei der Beurteilung Bismarcks, den er in der Denkschrift besonders für seine Außenpoli-
tik lobt (In der Stunde Null:44; Ritter 1943:132-133). Auch bestimmte Begriffe im ersten 
Hauptteil der Denkschrift waren typisch für Ritter, so, wenn mehrfach von der „Dämonie“ im 
Sinne eines übersteigerten Macht- und Geltungsdrangs des Staates gesprochen wird (In der 
Stunde Null:42, 46, 54 u.ö.). Auch sein Glaube an den „wahrhaft schöpferischen Geist in der 
modernen Kultur“ (:54) spiegelt seine kulturphilosophische Einstellung wieder, wie sie sich 
auch in anderen Werken zeigte. Nur in der Frage des konkreten politischen Protestes ging die 
Denkschrift über das hinaus, was Ritter bisher hatte verlauten lassen (:54). 
Im ersten Hauptteil werden vor allem das „politische Chaos“ der Zeit und seine Ursachen 
beschrieben (:36-54). Ritter betonte dabei die „seelisch-geistige Krise“ (:37). Die derzeitige 
Situation sei die eines „völlig entseelten technisierten Massenmenschentums“ (:37). Die Ursa-
chen dieser Krise aufzudecken sei die Voraussetzung, um ein Programm des Wiederaufbaus 
zu formulieren, so Ritter. Die früheren Machthaber Europas hätten bei allen nationalstaatli-
chen Interessen immer noch ein Bewusstsein für ihre gemeinsame Verantwortung für Europa 
gehabt, man habe sich als Teil einer „Völkerfamilie“ verstanden, auf dem Hintergrund einer 
abendländischen gemeinsamen Kultur. Diese Gesinnung sei seit dem 1. Weltkrieg verloren 
gegangen, vor allem durch den ungerechten Versailler Friedensvertrag, der dazu geführt habe, 
dass das unterdrückte und gedemütigte deutschen Nationalempfinden im Dritten Reich 
„krampfhafte Übersteigerung“ annahm (:39). Versailles und die „Erfüllungspolitik“ der Wei-
marer Republik hätten die Deutschen in die Hände der „nationalsozialistischen Revolution“ 
getrieben. Aber vorher schon sei das „religiöse Verantwortungsbewusstsein“ der europäischen 
Machthaber mit dem „Verblassen des christlichen Gottesgedankens“ zurückgetreten und habe 
dann seit der Französischen Revolution zum Aufkommen des Nationalismus und zu einer nie 
dagewesenen Säkularisierung geführt (:40). An die Stelle Gottes sei die Nation getreten. Auch 
die Staatenlenker hätten sich seither nicht mehr vor Gott, sondern nur noch vor dem Volk ver-
antwortlich gefühlt. 
Das 19. Jahrhundert sei zwar insgesamt ein friedliches Jahrhundert gewesen, so Ritter. Die 
Anpassung der Kirche an die restaurativen Kräfte sei aber verhängnisvoll gewesen (:41). 
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Trotzdem hätten zu dieser Zeit die „christlich-humanitäre Gesinnung“, der „Glaube an Recht, 
Wahrheit und Menschlichkeit als sittliche Höchstwerte“, diese „Kulturgesinnung“ die Welt 
noch bestimmt (:42). Das alles sei 1914 untergegangen. Vor allem hätten seither eine „enorme 
Steigerung jenes Vermassungsprozesses“ und eine „Verrohung der Sitten“ stattgefunden. Hin-
zu träte die Technisierung der Welt. Die Technik sei längst stärker geworden als der Mensch, 
sie habe ihn zu einem „seelenlosen Sklaven“ gemacht (:51). 
Bemerkenswert ist, dass Ritter auch das Bürgertum mitverantwortlich macht für das Auf-
kommen von Hitler und Mussolini (:51-52). In totalitären Ländern, insbesondere in Russland, 
überwögen trotz mancher positiver Entwicklungen die Probleme. Besonders in Russland herr-
sche eine „Vermassung und Entseelung des russischen Menschen“. „Faschismus und Natio-
nalsozialismus wiederholen nur in abgewandelter Form die Ursünde des Bolschewismus: die 
Vergötzung der Staatsgewalt“ (:53). Aber auch die christlichen Kirchen trügen eine Mitver-
antwortung für das politische und geistige Chaos der Zeit, da sie als weltgestaltende Mächte 
versagt hätten (:54). Die Lösung dieser generellen Probleme sei nur durch die Rückkehr zu 
„wahrer Gottesfurcht“ möglich, im „entschlossenen Widerstand [der Christenheit] mit Einsatz 
aller ihrer geistigen Kräfte“, wozu eine mächtige, umfassende ökumenische Bewegung wich-
tig sei (:54).  
Der erste Teil der Denkschrift ist nicht ohne Probleme, da er Deutschland stark in Schutz 
nimmt und als eine Art Rechtfertigung des deutschen Weges nach 1918 interpretiert werden 
kann. Er enthält auch viele Anklagen an die alliierten Mächte. Sicher verhinderte Ritters nicht 
unbegründete aber einseitige Sicht des Versailler Friedensvertrags und der späteren Entwick-
lung der Geschichte eine stärkere Selbsterkenntnis über die Schuld Deutschlands am Aus-
bruch des 1. Weltkriegs, aber auch an der Destabilisierungspolitik Hitlers in den 1930er Jah-
ren. Dieser Teil der Denkschrift enthält auch Überlegungen zur Nachkriegsordnung in anderen 
Ländern, z.B. in Frankreich (:42-43). Aus der Sicht der Nachkriegszeit und der deutschen 
Kriegsschuld am 2. Weltkrieg wirken auch solche Ausführungen deplatziert, auch angesichts 
der damaligen Besetzung Frankreichs durch die Deutschen. Die mehrfach vorkommende Kri-
tik an Fehlentwicklungen in Frankreich, den USA und in England (:53) dürfte nach dem Krieg 
sicher auch der Grund gewesen sein, warum die Denkschrift nicht von allen als eine Art 
Grunddokument für eine internationale Nachkriegsordnung angesehen werden konnte. Ebenso 
problematisch erscheint es, dass die „Heldentaten“ und die „heroische Selbstaufopferung“ der 
Vaterlandskrieger hervorgehoben werden (:50). 
65 
 
Insgesamt wirkt die Hinführung zur eigentlichen „Gemeinschaftsordnung“, wie sie danach 
im zweiten Hauptteil entfaltet wird, langatmig, stark belehrend, im Sprachstil pathetisch, mit-
unter auch überheblich. Zwar wird auch das nationalsozialistische Regime kritisiert, aber im-
mer in Zusammenhang mit Fehlentwicklungen, die sich auch in anderen Ländern breitge-
macht hätten. Die Singularität des Nationalsozialismus und seiner Gräueltaten wird dadurch 
bestritten. Immerhin wird aber an die Christenheit appelliert, gegen den „Ungeist“ der Zeit 
Widerstand zu leisten, aus dem eigenen Versagen zu lernen, die „weltgestaltende Macht“ des 
Christentums neu zu beleben und sich für eine „vernünftige, sittliche Weltordnung“ einzuset-
zen (:54). Trotz dieser Einseitigkeiten und nationalen Engführungen kann man aber sagen, 
dass dieser erste Teil der Denkschrift eine hilfreiche historische Analyse der Geistesgeschichte 
seit dem 18. Jahrhundert bietet und damit das Aufkommen von totalitären Regimen in Europa 
in einen größeren geistesgeschichtlichen Horizont stellt. 
3.3.4 Der zweite Hauptteil: Grundzüge einer politischen Gemeinschaftsordnung 
Der zweite Hauptteil, unter der Überschrift „Grundzüge einer politischen Gemeinschafts-
ordnung nach christlichem Verständnis“ veröffentlicht, umfasst mit 46 Textseiten den größten 
Teil der Denkschrift (:55-101). Er ist noch einmal in zwei Abschnitte unterteilt, einmal in die 
„Allgemeinen Grundsätze“ (18 S.), und in „Praktische Forderungen“ (28 S.). Die „Praktischen 
Forderungen“ unterteilen sich dabei in Teile zur Innen- (20 S.) und zur Außenpolitik (8 S.).  
Dieser zweite Hauptteil, auch wenn er wohl wieder auf einer Vorlage von Gerhard Ritter 
zurückgeht, spiegelte stärker das Ergebnis der Diskussionen im Redaktionskreis wieder, fin-
den sich hier doch auch Gedanken, die typisch waren für die anderen Mitverfasser der Denk-
schrift. 
3.3.4.1 Die „Allgemeinen Grundsätze“ 
In den „Allgemeinen Grundsätzen“ geht es zu Beginn um prinzipielle Fragen der christli-
chen Ethik. Zunächst wird im lutherischen Sinne eine klare „Zwei-Reiche-Lehre“ vertreten. 
Das Reich Christi sei nicht von dieser Welt (:55), die Bibel „kein Gesetzbuch für weltliche 
Gemeinschaften“ (:55), einen „christlichen Staat“ könne es deshalb nicht geben (:55). Die 
„sündhafte Verderbnis des Menschen“ schütze vor „Schwärmerei“ im Sinne des Versuchs, auf 
Erden eine „vollkommene Gerechtigkeit“ aufbauen zu wollen (:55). 
Trotzdem sei „die Gewalt des Schwertes“ und damit der Staat eine „Ordnung Gottes“, 
„sittliche Ordnungsmacht“ (:55-56). Daraus könne man jedoch keine „natürlichen Wesens-
ordnungen“, wie z.B. die Ständeordnung, ableiten, wie es der Katholizismus tue. Am derzeiti-
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gen Luthertum kritisiert man, dass sich das naturrechtliche Denken über die „Schöpfungsord-
nungen“ eingenistet habe. Damit würden sogar „geschichtliche Ordnungen“ als Willensäuße-
rungen Gottes legitimiert, wie die „Nation“ oder das „Staatsvolk“, und ein „Untertanengehor-
sam“ verfestigt (:57). Zwar gäbe es „natürlich gegebene Ordnungen“ wie Familie, Berufsge-
nossenschaft, Stand usw., die geachtet werden müssten (:58). „Aber sie sind keine bindenden 
Gewissensnormen für den Christen, sie haben keinen legitimen Anspruch auf den Rang als 
göttliche „Schöpfungsordnungen“ (:59). Vor allen Dingen würden sie in der Gegenwart gerne 
als höhere Legitimation für schreckliche Gewalttaten herangezogen. Von daher wird betont, 
dass Gott immer im Verborgenen wirkt und das Evangelium von Christus jedes natürliche 
Gesetz aufhebt (:59-60). 
Das dürfe jedoch nicht zu einem Rückzug der Christen aus der Welt führen. Die gemein-
same Klammer zwischen Nichtchristen und Christen sei die „sittliche Weisung“, die „Stimme 
des Gewissens“, die den Christen „mit allen sittlich nicht ganz verkommenen Nichtchristen 
gemeinsam ist“ (:60-61). Der Dekalog stecke die Grenzen dieser Ordnung ab. Er sei eine Art 
„Lehre vom Natur-Unrecht“ (:61). Im Gewissen jedes Menschen gäbe es „sittliche Bewußt-
seinsbestände“, an die z.B. die Bergpredigt anknüpfe. Der Inhalt christlicher Ethik unterschei-
de sich nicht von diesen „Bewußtseinsbeständen“, stelle sie aber in den richtigen Bezug. 
Christliche Ethik sei „Handeln in steter Verantwortung vor Gott, dem persönlichen Gott und 
Herrn der Welt“, „Handeln aus Liebe zu Gott und (was von selbst daraus folgt) zu den Mit-
menschen…“ (:61-62). Ein solches Handeln sei geprägt von wahrer Freiheit (:62), die durch 
echte sittliche Gemeinschaft geprägt werden könne. Sie wiederum sei in der Praxis des All-
tagslebens immer in der Spannung zwischen „Selbstbehauptung“ und „Selbstpreisgabe“ zu 
leben (:63). Es brauche den „edlen Ehrgeiz der ihres Auftrags gewissen Charaktere“, der für 
die eigenen Bedürfnisse eintrete. Aber dieser Eigennutz habe auch Grenzen in Gott und in der 
Gemeinschaft der anderen, um nicht zu eskalieren. 
Im Folgenden kommt die Denkschrift noch einmal auf die Aufgaben der Obrigkeit zu spre-
chen. Die Obrigkeit habe die „Idee der Gerechtigkeit in konkreten Lebensordnungen zu ver-
wirklichen“ (:64). Konkret hieße das, jedem „nach dem Maß seiner Leistungen“ das zukom-
men zu lassen, das ihm zusteht (:64). Der Staat habe eine wichtige Ordnungsfunktion, müsse 
von daher ein „souveräner Staat“ sein. Eine große Herausforderung sei allerdings die Gefahr 
des „Dämons der Macht“ (:65), die nicht gezähmt werden könne (:67). Reformatorische Ethik 
habe gelernt, dass der Hauptauftrag der Kirche sei, den Staat an seine Pflicht zu erinnern, 
„Ordnungsmacht und nicht zerstörende Macht“ zu sein (:68). Krieg könne für den Staat im-
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mer nur „ultima ratio“ sein. Wichtiger sei, eine dauerhafte Friedensordnung aufzubauen (:69). 
Ziel des Staates müsse sein, eine „wahre Rechtsgemeinschaft, eine sittliche Gemeinschaft 
unter Menschen“ zu stiften (:72). 
3.3.4.2 Die praktischen Forderungen zur Innenpolitik 
Im zweiten Kapitel, den „Praktischen Forderungen“, geht es zunächst um innenpolitische 
Konkretionen der Nachkriegsordnung. Auch hier wird zunächst wieder betont, dass es nicht 
um ein „politisches Organisationsprogramm“, auch nicht um eine bestimmte Staatsform oder 
ein „christliches Naturrecht“ gehe, sondern um „Grundsätze christlicher Sittlichkeit“ für den 
Aufbau des Staates (:73). Hauptaufgabe der Innenpolitik der Nachkriegsordnung sei die 
„Entmassung der Massen“ durch wirtschaftlich-soziale und politische „Aufgliederung“ und 
durch „Volkserziehung“, so die Autoren (:74). Idealziel sei die Herausbildung einer neuen 
„Notabelnschicht der politisch Einsichtigen und sittlich Zuverlässigen“ (:74). Um dieses Ziel 
zu erreichen, seien auch „gewisse Beschränkungen der Rede- und Pressefreiheit, Versamm-
lungsfreiheit, Koalitionsfreiheit“ notwendig (:74). Langfristig müsse es aber zu einer echten 
„Rechtsordnung“ kommen, zu einer „politischen Gemeinschaft“, die auf einer „Gemeinschaft 
von Personen“ gegründet sei, nicht auf das Kollektiv (:74-75). 
Zum Minimalprogramm der neuen innenpolitischen Ordnung zähle zunächst der Aufbau 
einer „Staats- und Rechtsordnung“. Nur ein „starker“ Staat könne Anarchie verhindern (:76). 
Der Staat sei dabei „Gott verantwortlich“, nicht nur Menschen gegenüber (:76). Der Mensch 
brauche „Bewegungsfreiheit“, „individuelle Freiheitsrechte“, sowohl im Beruf, wie auch in 
der politischen Betätigung (:76). Konkret forderte man „Freiheit des Gewissens“ und das En-
de des „Spitzelsystems“, der „lügenhaften Propaganda“ und der „polizeilichen Verfolgung 
verdächtiger oder unbequemer Elemente ohne gewissenhafte Prüfung des Sachverhalts“ sowie 
die Wiedergutmachung aller Schäden, die unter Rechtsbeugung durch die Nationalsozialisten 
bei einzelnen Staatsbürgern entstanden seien (:78-79).  
Eine neue Rechtsordnung müsse als obersten Maßstab die Gerechtigkeit eines „ewigen, 
göttlichen Rechts“ haben. „Denn die Idee der Gerechtigkeit geht von Gott selber aus, nicht 
von irgendeiner Schöpfungsordnung“ (:79), so die Autoren. Die absolute Gültigkeit des Ge-
setzes dürfe nur für kurze Zeit im Sinne eines „Ausnahmezustands“ aufgehoben werden, Ge-
richtsverfahren müssten vor politischem Missbrauch geschützt werden (:80). Der Staat dürfe 
sich auch nicht anmaßen, einziger Schöpfer des Rechts zu sein. Gemeinschaftsstiftende Ord-
nungen gäbe es auch in „Familie, Freundschaft, Nachbarschaft, Berufskameradschaft, Verein 
und Kooperation, Stand, Gemeinde und Landsmannschaft“ (:80). Dadurch sei eine Totalität 
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des Staates ausgeschlossen. Vor allem habe der Staat keine Funktion als Ordnungsmacht in-
nerhalb der Kirche (:80). Die politische Führung selber habe vorbildlich und verantwortlich 
zu handeln, wobei man starken „Parteigewalten“ ablehnend gegenüberstand, gerade, wenn 
diese „bewaffnet“ aufträten (:81). 
Ein eigener Abschnitt ist der „Kirchenpolitik“ gewidmet. Hier fordert man Freiheit des 
Gewissens, der Verkündigung, der christlichen Erziehung, Freiheit in ihrer Verfassung und der 
Berufung der Amtsträger. Die Finanzierung der Kirche soll nach Möglichkeit durch freiwilli-
ge Spenden, ergänzt durch „staatliche Finanzhilfe“ geschehen, da die Kirche auch hoheitliche 
Aufgaben übernimmt (:81). Der Staat solle der Kirche Schutz gewähren und ihre Rechte ga-
rantieren, auch die „Heilighaltung des Sonntags“ schützen (:82). Als besondere Herausforde-
rung der Nachkriegsordnung sahen die Verfasser die „Heranbildung der Jugend“. Auch hier 
standen die totalitären Versuche der „Hitlerjugend“ und der Übergriff des nationalsozialisti-
schen Staates auf die Schulen im Hintergrund. Im Gegensatz dazu wird betont: „Die Erzie-
hung der Jugend ist in erster Linie Sache der Familie und der Schule“ (:82).  
Ausführlicher wird dann auf die „Sozialpolitik“ eingegangen. Hier ist den Autoren wichtig, 
dass der Sozialkörper durch vielfältige Struktur gekennzeichnet sei. Der Staat sollte dafür 
selbständig Initiativen fördern, so Mittel- und Kleinbetriebe (:87). Monopole, die „den freien 
Wettbewerb unterdrücken“ sollten verhindert, genossenschaftliche und berufsständische Ver-
einigung dagegen gefördert werden (:87). Generell fordert man die Unterstützung der lokalen 
Selbstverwaltungen und die wirtschaftliche Selbständigkeit der Einzelnen. Jede Form von 
Uniformierung sollte vermieden werden. Der Staat sei zu „sozialen Fürsorgemaßnahmen“ 
aufgerufen (:89). „Nur dürfen sie nicht wieder dahin führen, die Begehrlichkeit und Unzufrie-
denheit der Massen noch zu steigern, statt zu vermindern“ (:89). Auch das Versicherungswe-
sen dürfe nicht „das Bewußtsein der Selbstverantwortung“ schwächen (:90). Die staatliche 
Sozialfürsorge sei aber bei den wirklich Bedürftigen notwendig. „Die christliche Nächstenlie-
be macht nicht vor den Kranken, Schwachen und Hilflosen Halt, sondern nimmt sich gerade 
ihrer nach dem Vorbild des Meisters mit selbstloser Liebe an“ (:90). Die Tötung von „Lebens-
untüchtigen“ sei dagegen ein „schweres Verbrechen“ (:90) – eine deutliche Anspielung und 
Kritik am Euthanasie-Programm der Nationalsozialisten. 
Ein eigenes Unterkapitel über „Wirtschaftspolitik“ wird mit dem programmatischen Satz 
eingeleitet: „Die Menschen sind nicht um der Wirtschaft und auch nicht um der staatlichen 
Wirtschaftsmacht willen da, sondern die Wirtschaft ist um der Menschen willen da“ (:90-91). 
Diese an sich schon biblische Wendung wird durch den nächsten Satz verstärkt: „Denn was 
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hülfe es dem Menschen, so er die ganze Welt gewönne und nähme doch Schaden an seiner 
Seele? (Mark. 8)“ (:91). Die Hauptgefahr allen Wirtschaftens sieht man nicht im Reichwer-
den, sondern im „Dämon der Habgier“, in der materialistischen Gesinnung (:91). Man benöti-
ge eine „staatliche Wirtschaftsordnung“, die die Extreme des Kollektivs ebenso vermeidet, 
wie eine Wirtschaftsanarchie. Diese neue Wirtschaftsordnung solle die selbständige Initiative 
und die Freiheit der Wirtschaftenden anregen, „aber zuchtvoll gebändigt und eingefügt in den 
Rahmen einer festen und streng überwachten Gesamtordnung“ (:91).  
Die Details dieser recht allgemeinen wirtschaftspolitischen Leitlinien werden zwar erst in 
Anhang 4 ausformuliert, aber schon im Hauptteil werden einige Hinweise gegeben, wie eine 
solche wirtschaftspolitische Nachkriegsordnung konkret aussehen sollte. Arbeit müsse wieder 
zum „Beruf“ werden. Konkret könne das durch eine „gerechte Lohnpolitik“ erreicht werden, 
die durch ein gutes Miteinander der Unternehmer- und Arbeiterverbände möglich sei (:92). 
Eine staatliche Überwachung der Lohn- und Preispolitik sei notwendig. Unverschuldete Ar-
beitslosigkeit sollte wenn möglich vermieden werden (:92), „Beweglichkeit der Löhne“ könne 
dagegen Arbeitslosigkeit bekämpfen. Weitere Forderungen an die Nachkriegswirtschaft sind 
der gesetzliche Schutz des Eigentums und die Förderung möglichst breiter Eigentumsvertei-
lung (:93). 
Der Staat habe gegenüber der Wirtschaft die Funktion einer unabhängigen „Ordnungs-
macht“ (:93). Er solle bürokratische Schranken abbauen, die Kommandierung der Wirtschaft 
einstellen und „Vierjahrespläne“ auf Krisenzeiten beschränken. Außerdem solle er selber kein 
Geld verschwenden und eine „echte moralische Autorität“ sein, auch bei seinen „Repräsenta-
tionsbedürfnissen“ (:94). Die Sicherung der Währung sei seine Hauptaufgabe, um Geldent-
wertung zu verhindern. Generell wird allen Bürgern ins Stammbuch geschrieben, dass Eigen-
tum zum Dienst am Nächsten verpflichte. Die Ausführungen über Wirtschaftspolitik enden 
mit dem Hinweis: „Jede freie Wettbewerbswirtschaft, auch die staatlich regulierte, bedarf 
starker sittlicher Gegenwirkungen gegen den Privategoismus, damit dieser nicht überwuchert 
und den Gedanken des Dienstes am Ganzen nicht verschwinden läßt“ (:94). 
3.3.4.3 Die praktischen Forderungen zur Außenpolitik 
Der zweite Abschnitt des zweiten Kapitels der Denkschrift beschäftigt sich relativ knapp 
auf sieben Seiten mit der „Außenpolitik“. Hauptsächlich geht es dabei um die „Gestaltung des 
künftigen Friedens“. Der Staat habe die „sittliche Verpflichtung“ der „Friedenswahrung“ 
(:95). Interessensgegensätze der Völker sollten durch „Diplomatie“ und auf dem „Grundsatz 
wahrer Gerechtigkeit“ gelöst werden. „Vor Gott ist die Nation nicht ein Letztes und Höchstes; 
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die Menschheit als Ganzes steht darüber“ (:95). Deshalb dürfe sich kein Land nach außen hin 
im Sinne einer geistigen und wirtschaftlichen Autarkie abschotten. 
Nach dem Krieg sei es notwendig, einen nachhaltigen Frieden zu schaffen, einen „Frieden 
der Gerechtigkeit“, um den aufgestauten Hass der Völker zu überwinden. Dieser Friede dürfe 
nicht wie der Versailler Friedensvertrag einem Volk aufoktroyiert werden. Andererseits habe 
Deutschland die Verpflichtung, Schuld wieder gutzumachen und die nationale Freiheit und 
Selbständigkeit der unterdrückten Völker und Nationen wiederherzustellen (:95). Europäische 
Streitigkeiten sollten durch einen „europäischen Bund und Rat“ geschlichtet werden (:96), 
eine Idee, die später im „Europäischen Wirtschaftsrat“ und der „Europäischen Union“ ver-
wirklicht wurde. Zwangsherrschaft über unabhängige Völker, insbesondere auf dem Balkan, 
sei zu vermeiden. Jeder Form von Rassismus wird eine Absage erteilt (:96). Zu einem gerech-
ten Frieden gehöre auch ein freier Zutritt der Völker zu den Rohstoffquellen und Absatzmärk-
ten der Welt, auch eine neue Weltwirtschaftsordnung (:96-97). Innerhalb der Nationen müsse 
es Schutz von nationalen Minderheiten geben. Gefordert wird auch die Förderung der Zu-
sammenarbeit der Nationen, der Ausbau des Völkerrechts und die Verabschiedung von huma-
nitären Kriegsregeln (:98). Eine vollständige Abrüstung wird abgelehnt, da der Friede nie 
ewig gesichert werden könne, ebenso auch ein „hemmungsloses Wettrüsten“ (:99). Präventiv-
kriegen steht die Denkschrift eher kritisch gegenüber (:99). Misshandlungen von fremden 
Völkern im Krieg müssten ausgeschlossen werden (:100). 
Generell gehen die Verfasser davon aus, dass es neben der materiellen Abrüstung auch ei-
ner „geistigen Abrüstung“ der Völker bedürfe, eines „Gesinnungswandels“ (:100). Dazu sei 
eine „öffentliche politische Erziehung“ notwendig, in der auch die Tugend der Nächstenliebe 
wieder ihren Platz findet (:101). Vor allem aber müsse die verfälschte und missbrauchte Vater-
landsliebe wieder für ihre echte Zielsetzung eingesetzt werden (:101). 
In diesem zweiten Teil beeindruckt die Fülle von Einzelthemen, die angesprochen werden. 
Es handelt sich dabei um eine umfassende Darlegung einer neuen Gesellschaftsordnung im 
europäischen Maßstab. Fast alle wichtigen Gesellschaftsbereiche werden dabei erwähnt, wenn 
auch nur knapp und im Überblick. Zu bedenken ist dabei, dass diese Zusammenhänge inner-
halb von kürzester Zeit und unter strikter Geheimhaltung zusammengetragen und zu einem 
gemeinsamen Konsens verdichtet werden mussten. Im Gegensatz zum ersten Teil der Denk-
schrift mit seinen oft einseitigen, aus deutscher Perspektive geschriebenen Geschichtsanaly-
sen, finden sich hier Zukunftsperspektiven mit Weitblick, Sachverstand und Tiefgang. Hier 
zahlte sich aus, dass die Mitarbeiter aus verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen kamen 
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und sich vorher schon mit ähnlichen Fragen auseinandergesetzt hatten. Dass es bei den kom-
plexen Zusammenhängen nicht zu größeren Zerwürfnissen der Verfasser gekommen ist, er-
staunt ebenfalls. Die gemeinsame Opposition gegenüber der nationalsozialistischen Ideologie, 
die persönliche Verbundenheit, die Erfahrungen in gemeinsamen Arbeitsgemeinschaften in 
den Jahren zuvor sowie der offensichtliche große Konsens in Fragen der christlichen Begrün-
dung mögen die Gründe dafür gewesen zu sein, dass man sich auf diese Grundlagen der neu-
en Gesellschaftsordnung in kürzester Zeit einigen konnte.  
3.4 Die Anlagen der Denkschrift 
Der Denkschrift sind fünf Anlagen beigefügt worden, die einzelne Grundanliegen noch 
einmal ausführlicher beschreiben. 
3.4.1 Anlage 1 über die Rechtsordnung 
Einig ist man sich in der Literatur, dass die Anlage 1 in ihren Hauptlinien von Erik Wolf 
stammte (Ringsdorf 1997:224), auch wenn Franz Böhm beim Entwurf mitgearbeitet hat (Rit-
ter 1979:28). Der mit sechs Seiten nicht sehr umfangreiche Text ist in der Diktion sehr knapp 
und thetisch gehalten. Er gliedert sich in die Unterkapitel „Verfassung“, „Verwaltung“, „Ge-
setzgebung und Rechtsgang“, „Strafrecht“, „Familienrecht und Privatrecht“ sowie „Völker-
recht“. 
Einleitend wird festgestellt: „Das Recht gehört zu den Ordnungsaufgaben, die aus dem 
Personsein des Menschen folgen“ (:102). „Grundsätze der Rechtsordnung“ will man auf der 
Grundlage der Bibel durch „vernünftige Einsicht in die Erfordernisse, welche die Naturgeset-
ze, die geschichtliche Entwicklung und die Sittlichkeit (verstanden als Wille zur persönlichen 
Verantwortung vor Gott)“ erlangen (:102). Ein Naturrecht lehnt man ab, aber es gäbe eine 
„Ordnung der Welt“, die die Welt vom Glauben her organisiert. Zu einer solchen Ordnung der 
Welt „verpflichten uns die Richtschnuren des biblischen Wortes“ (:102). Aufgabe sei es, der 
Welt ihr Unrecht vor Augen zu malen und ihr die Verantwortung vor Gott neu deutlich zu ma-
chen. Aus dem Dekalog und anderer biblischer Schriften seien „Richtschnuren für den Aufbau 
einer gerechten (jeweiligen, nicht ewigen) Rechtsordnung [zu] entwickeln“ (:103). Ziel einer 
solchen Rechtsordnung sei „die Verwirklichung sittlicher Personhaftigkeit und Gemeinschaft“ 
(:103). 
Aufgabe des Staates als politische Ordnungsmacht sei die Förderung der Gemeinschaft von 
Personen, wobei die „körperliche und geistige Gesunderhaltung der Betroffenen“ gewährleis-
tet sein müsse (:103). Gefordert wird vom Staat die Sicherung der Religionsfreiheit. Ein tota-
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ler Staat wird abgelehnt, trotzdem müsse jeder Staat auch „Machthabung“ verkörpern. Höchs-
tes Ziel seiner Aktivitäten sei die „Ermöglichung der sittlichen Entfaltung der Person in einer 
von Nächstenliebe getragenen Gemeinschaft“ (:103). Der Glaube gebe keine bestimmte 
Staatsform vor, auch „kirchliche Parteien“ seien abzulehnen, meint die Anlage (:104). Wichti-
ger als eine geschriebene Verfassung sei die Ausrichtung der verantwortlichen Personen nach 
dem „Grundsatz einer sittlichen Gemeinschaft“. Eine klare Gewaltenteilung zwischen Politik 
und Jurisdiktion wird betont (:104). 
Auch die Verwaltung müsse die Personalität des Menschen zum Zielpunkt haben. „Got-
tesmacht“, „Nächstenliebe“ und „Rechtsgedanke“ setzten auch in diesem Bereich die Gren-
zen. Eindringlich wird ein Bürokratieabbau gefordert (:104). Die öffentliche Verwaltung dürfe 
sich nicht auf alle menschlichen Lebensbereiche erstrecken, da Selbstverwaltung in kleinen 
Verwaltungskörpern von besonderem Wert sei. Auch die Gesetzgebung müsse sich an der 
„sittlichen Gemeinschaftsordnung“ orientieren (:105). Menschliche Gesetze dürften sich nur 
„mit Furcht und Zittern auf eine analogia justitiae divinae“ berufen (:105). Sorgfalt im 
Rechtsgang und Bewusstsein der Fehlbarkeit seien Grundsätze guter Gerichtsbarkeit, ebenso 
die Unabhängigkeit der Richter.  
Auch der Bestrafte sei immer der „Nächste“ (:106). Deshalb müsse Strafvollstreckung die 
Würde des Menschen wahren. „Der Zusammenhang des Strafrechts mit der Ethik ist zu beto-
nen…“ (:106). Beim Vertragsrecht dürfe der sozial Schwächere nicht benachteiligt werden 
(:107), das Privateigentum sei unbedingt zu schützen (:107). „Der sakrale Charakter der Ehe 
und die sittliche Bedeutung der Familie ist rechtlich anzuerkennen und zu schützen… Ehe und 
Familie sind nicht zu sehr staatlich zu bevormunden“ (:107). Völkerrechtlich ist die Souverä-
nität jedes Staates beschränkt durch das Dasein der Völkergemeinschaft (:107). Krieg sei nur 
ein „Ausnahmezustand“. International sollte eine „schiedsrichterliche Instanz“ geschaffen 
werden (:107). 
3.4.2 Anlage 2 über Kirchenpolitik 
Erst im Rahmen der Redaktionssitzung im November 1942 wurde Otto Dibelius, der an-
wesend war, gebeten, eine weitere Anlage über „Kirchenpolitik“ zu verfassen. Offensichtlich 
reichten die knappen Ausführungen im Hauptteil den Autoren nicht, diesen komplexen und 
auch für eine Nachkriegsordnung offensichtlich wichtigen Bereich zusammenzufassen (Ritter 
1979:28). 
Auch diese Anlage ist mit fünf Textseiten recht knapp ausgefallen. Dabei wird davon aus-
gegangen, dass ein Staat, der „die Gebote Gottes als Grundlage und Maßstab für sein Leben 
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anerkennt“, von sich aus bestrebt ist, eine positive Stellung zur Kirche einzunehmen (In der 
Stunde Null:108). Die Kirche dürfe nicht abhängig sein vom Staat, da sie sonst Vollmacht und 
Glaubwürdigkeit verliere (:108). Sie habe ihrerseits die Autorität des Staates zu stärken, müs-
se ihm aber auch ins Gewissen reden. Der Staat dürfe nicht in die Verkündigung der Kirche 
hineinreden, auch nicht in die Ausgestaltung der Kirchenverfassung (:109). Die „besondere 
Rechtsform der Kirche“ sollte in einem „Staatsvertrag“ festgehalten werden. Das Vereinsrecht 
dürfe nicht auf die Kirche Anwendung finden, höchstens das Körperschaftsrecht. Die Frage 
nach der Finanzierung der Kirche wird differenziert gesehen: Hier sollten „persönliche Opfer-
bereitschaft“ und staatliche Hilfen zusammenlaufen, ohne wiederum innerer Abhängigkeiten 
zu schaffen (:111). Generell sollten aber Staatszuschüsse abgebaut und die „Freiheit um Opfer 
zu werben“ ausgebaut werden (:111). 
Bei der sozialen Fürsorge sei die Zusammenarbeit zwischen Staat und Kirche von besonde-
rer Bedeutung, da Sozialarbeit ohne Seelsorge „in einen äußeren Betrieb ausartet, der ebenso 
viel schadet, wie er nützt“ (:111). Ein freiwilliger, von Pfarrern verantworteter Religionsunter-
richt an den Schulen, sei für die religiöse Erziehung der Jugend unabdingbar (:112). Neben 
den staatlichen theologischen Fakultäten brauche es auch „freie evangelische Hochschulen“ 
mit dem Ziel, „in Forschung und Lehre der geschichtlichen Auswirkung des Evangeliums auf 
allen Lebensgebieten“ und den „praktischen Aufgaben“ im Sinne der Durchdringung des mo-
dernen Lebens nachzugehen (:112). Außerdem habe der Staat den Schutz des Sonntags zu 
sichern. 
Die Denkschrift als kirchliches Dokument hatte ein großes Interesse an der Klärung der 
Frage nach dem Verhältnis von Kirche und Staat im Nachkriegsdeutschland. Gerade die Er-
fahrungen mit dem Dritten Reich, aber auch die Spannungen in der Weimarer Demokratie, 
erforderten neue Leitlinien. Von daher ist verständlich, warum die Autoren für diese Frage 
eine eigene Anlage für nötig hielten. Dibelius war als Autor dafür bestens geeignet. Seine 
Ausführungen gingen von einer klaren Trennung von Kirche und Staat aus, um einer erneuten 
Gleichschaltung der Kirchen eine Absage zu erteilen. Andererseits sah er ein enges Miteinan-
der von Kirche und Staat als Grundlage einer stabilen Gesellschaft an. Diese ausgewogene 
Mittelposition, die typisch war für das gesamte Dokument, kann als Blaupause für die spätere 
Nachkriegsordnung gelten. 
3.4.3 Anlage 3 über Erziehung 
Mit 15 Seiten ist die Anlage über „Erziehung“ von Friedrich Delekat im Vergleich zu den 
ersten beiden Anlagen recht umfangreich. Sie muss trotzdem relativ kurzfristig entstanden 
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sein, da zwischen der Bitte des Freiburger Kreises und der Abfassung nur wenige Wochen 
vergingen (Simojoki 2008:270). Ritter bestätigt diesen Zusammenhang, spricht er doch da-
von, dass Delekats Beitrag „später“ als der von Dibelius eingereicht wurde, was also sicher 
erst im Dezember 1942 oder Januar 1943 gewesen sein kann (Ritter 1979:28). Man muss des-
halb davon ausgehen, dass Delekat aufgrund der Eile auf eigene Vorarbeiten zurückgegriffen 
hat. Im Aufbau und Stil unterscheidet sich diese Anlage von den anderen, was sicher damit zu 
tun hatte, dass Delekat bei der Abfassung und den Verhandlungen über die Denkschrift nicht 
selber dabei war. Von daher wirken seine Ausführungen etwas fremd. Der Text ist zudem 
recht ausladend geschrieben und weniger präzise formuliert, wie die anderen Anlagen der 
Denkschrift.  
Nach einer etwas umständlichen Hinführung zum Thema mit Ausführungen über „Allge-
meine Orientierung“ und „Kirche und öffentliche Meinungsbildung“ (:113-117) geht Delekat 
zunächst auf die „Erziehung innerhalb der Kirche“ ein (:117-127). Die erzieherischen Aufga-
ben der geistlichen Leitung sieht Delekat vor allem gewährleistet in der Schulung der Pfarrer 
(:118-119). Außerdem sei auf den theologischen Nachwuchs und die christliche Akademiker-
schaft zu achten. Beim Theologiestudium sollten auch das geistliche Leben und das Interesse 
an Vorlesungen außerhalb der Theologie gefördert werden, um den angehenden Pfarrer eine 
breite Bildung angedeihen zu lassen (:119-120). Ebenso sollten Schülerbibelkreise, der Reli-
gionsunterricht, die Konfirmation, Jugendgemeinden und der Kindergottesdienst unterstützt 
werden (:120-121).  
Abschließend wird auf die „Erziehung außerhalb der Kirche“ eingegangen (:121-127). 
Hier wird an die „civilisatorische Einheit“ Europas appelliert (:122). Nationalitätenhass sollte 
abgebaut und die „Solidarität aller europäischen Völker“ auf dem weltanschaulichen Hinter-
grund des Christentums betont werden (:122-123). Wichtig sei eine „neue glaubens- und ge-
wissensmäßige Verankerung der Bildung“, um die Zahl der Halbgebildeten zu überwinden 
(:123). „Halbbildung ist ihrem Wesen nach eine Bildung ohne klare Glaubensgrundlage“ 
(:123). Die Schulen dürften dabei nicht mehr „Handlanger“ des Staates werden – auch das 
eine deutliche Kritik am Nationalsozialismus (:125).  
Man merkt auch dieser Anlag an, dass sie eine Nachkriegsordnung erstrebt, die im bewuss-
ten Kontrast zur Erziehungspolitik des „Dritten Reiches“ steht. Trotzdem brauche jede Bil-
dung eine weltanschauliche Grundlage, die auch für Delekat eng mit dem christlichen Glau-
ben verbunden war. Gleichzeitig sollte die Schule aber nicht „christianisiert“ werden. Viel-
mehr sei ein ausgewogenes und harmonisches Miteinander von Kirche und Schule nötig. 
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Oberstes Ziel aller Bildungspolitik sei es, das „moralische Niveau der gebildeten Jugend“ zu 
fördern (:126).  
3.4.4 Anlage 4 über die „Wirtschafts- und Sozialordnung“ 
Die für unsere Fragestellung wesentliche Anlage 4 über „Wirtschafts- und Sozialordnung“ 
ist mit 17 Seiten die umfangreichste. Das mag nicht sonderlich verwundern, waren doch drei 
der Freiburger Verfasser Nationalökonomen. Von Dietze, Lampe und Eucken fassten hier ihre 
Ideen und Vorschläge für eine wirtschaftspolitische Nachkriegsordnung zusammen. Im 
Hauptdokument selber wurden zwar auch schon einige wirtschaftspolitische Fragen ange-
schnitten (:87f, 90-94). In Anlage 4 finden sich aber detaillierte Ausführungen zu den wich-
tigsten Zusammenhängen der Wirtschafts- und Sozialpolitik, ganz im Sinne der späteren So-
zialen Marktwirtschaft. 
Die Anlage gliedert sich in ein kurzes, aber wichtiges „Vorwort“ (1 S.), eine „Kirchliche 
Grundlegung“ (2 S.), „Sachnotwendige Grundsätze des Wirtschaftslebens und seiner Ord-
nung“ (2 S.), eine „Sachliche Würdigung der Lage“ (4 S.) sowie „Grundlinien neuer Ord-
nung“ (8 S.). Der Ordnungsbegriff kommt sowohl in der Überschrift, wie auch in zwei Kapi-
telüberschriften vor. Den drei Autoren ging es in erster Linie um eine „Gesamtordnung des 
Wirtschaftslebens“, weniger um das Verhalten der einzelnen Wirtschaftsakteure. Für die indi-
viduelle Wirtschaftsethik verweist man auf das Doppelgebot der Liebe, in dem alles Notwen-
dige dazu stehe (:128). Gerade jetzt sei es aber dringender, die „Grundlagen der Sozial-
Wirtschaftsethik“ zu bearbeiten, genauer „christlich zu begründen, gerade nach evangeli-
schem Verständnis“ (:128). Dabei ist allerdings auch zu berücksichtigen, dass es sich bei den 
Autoren um Fachleute der Volkswirtschaftslehre handelte, nicht um „Betriebswirte“. Die kon-
kreten betrieblichen oder individualethischen Zusammenhänge waren ihnen von ihrem Fach-
gebiet her fremder als die makroökonomischen Fragestellungen.  
Dabei leiteten die Autoren ihre Forderungen aus drei Erkenntnisebenen ab: „Richtschnure 
und Verbote, die sich nach unserem Glauben aus Gottes Wort für die Wirtschaft und ihre Ord-
nung ergeben“, überzeitliche „Grundsätze, die sich aus Sachnotwendigkeiten des Wirtschaf-
tens ergeben“ sowie die Konsequenzen aus der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage (:128). 
Aus dem Glauben heraus könne man keine evangelische Wirtschaftsordnung entwerfen. Hier 
müsse die menschliche Vernunft aktiv werden, „sachliche Zweckmäßigkeiten“ müssten dabei 
bedacht werden (:128-129). Was allerdings eine christlich begründete Wirtschaftspolitik 
schaffen könne, sei ein System, das „den denkbar stärksten Widerstand gegen die Macht der 
Sünde ermöglicht“ (:128). 
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Die „Kirchliche Grundlegung“, der zweite Teil der Anlage, stellt sich als eine auf die Wirt-
schaftspolitik bezogene Auslegung des Dekalogs dar, wie sie sich schon im Vorbereitungspa-
pier der ökumenischen Konferenz von Oxford 1937 fand. Die 10 Gebote würden nicht nur für 
Christen gelten, so die Überzeugung von Eucken, Lampe und von Dietze, sondern für alle 
„Gemeinschaften des Lebens und Schaffens, für den Inhalt der sie bestimmenden Ordnungen“ 
(:129). Die Kirche müsse darauf drängen, dass jede Wirtschaftsordnung dem Dekalog ent-
spräche. Konkret würde sich das durch Verbote, das Materielle zu vergötzen, den Menschen 
auszubeuten oder die Familie zu schwächen, zeigen. Die Kirche stecke damit Grenzen ab, 
immer im Bewusstsein, dass die konkrete wirtschaftliche Ausgestaltung nicht ihr Auftrag sei, 
sondern den „christlichen Laien“ überlassen werden müsse (:130). Keine Wirtschaftsordnung 
trüge dabei in sich einen Wert. Jedes Wirtschaftssystem könne korrumpiert werden. Deshalb 
sei die Gesinnung des Wirtschaftsakteurs wesentlich. 
Zu den „sachnotwendigen Grundsätzen des Wirtschaftslebens“ zählt der Anhang 4, dass 
jede Wirtschaft den Menschen zu dienen habe (:131). Zu einer gesunden Volkswirtschaft ge-
hören eine „gesicherte Rechtsordnung“ und eine „feste, sittliche Grundlage“. Ein weiterer 
Grundsatz sei die „Leistung“, wobei man hier keinen Widerspruch sah zwischen dem Streben 
für sich selbst auf der einen Seite und dem sozialen Einsatz für den Nächsten auf der anderen 
Seite. Im richtigen ökonomischen Verhalten liege „Eigennutz wie Opferbereitschaft“, vor al-
lem für die eigene Familie (:131). Um diese Balance herzustellen empfehlen die Autoren ei-
nen „geordneten Wettbewerb zur Förderung des Gemeinwohles“ (:131). Damit waren die 
wichtigsten Eckpfeiler der späteren Sozialen Marktwirtschaft angesprochen. 
Der Staat selber habe vor allem die Aufgabe, die Währungspolitik zu sichern, einen trans-
parenten, ausgeglichenen Haushalt zu gewährleisten und mit anderen Staaten zu kooperieren, 
um die Verarmung zu überwinden (:132). Wichtiger als alle Einzelleistungen sei jedoch die 
„planmäßige Sicherung einer Gesamtordnung des Wirtschaftslebens“, wobei hier sogar offen-
gelassen wird, ob der Staat sich für eine zentrale Wirtschaftsleitung, oder für eine Wettbe-
werbsordnung entscheidet, die von den Verfassern favorisiert wird. Hauptsache sei, dass die 
Ordnungsaufgaben des Staates verfassungsmäßig gesichert werden müssten (:132) Konkret 
gehöre zu den Ordnungsaufgaben des Staates die Regelungen zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern und die Integration der Wirtschaftspolitik in eine Sozialordnung, um die wirt-
schaftlich Schwachen zu schützen (:132-133). 
Der dritte Teil der Anlage 4 analysiert dann die Ausgangslage einer Wirtschaftspolitik nach 
Ende des Krieges (:133-137). Man geht von einer kollektiven Verarmung, einem Zusammen-
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bruch der gewerblichen Produktionsstätten, der Infrastruktur und starker Schädigung aller 
wirtschaftlichen Ressourcen aus. Zudem würden sicher viele Arbeitskräfte fehlen. Eine zent-
rale Wirtschaftsleitung wie bisher könne diese Nöte nicht lindern, eine neue Wirtschaftsord-
nung sei nötig, die allerdings von „politischen und sittlichen Voraussetzungen“ getragen sein 
müsse (:134). Die im 19. Jahrhundert vorherrschende liberale Wirtschaftsordnung sei zwar in 
den Grundlagen richtig gewesen, da sie Gemeinnutz und Eigennutz verbunden habe. Später 
seien ihr aber ihre „sittliche Grundlage“ und damit das „christliche Erbe“ verloren gegangen 
(:135). Mit dem ersten Weltkrieg sei die Wettbewerbswirtschaft ausgehöhlt und an ihr Ende 
gekommen. Der Nationalsozialismus habe durch seine zentrale Leitung und die „Kollektivie-
rung des gesamten Lebens“ die „Selbständigkeit und vielfach sogar die Existenz zahlreicher 
kleiner und mittlerer Einzelwirtschaften aufgehoben“ (:136). 
Im letzten Teil der Anlage geht es dann konkret um „Grundlinien neuer Ordnung“ (:137-
145). Eine zentral geleitete Wirtschaftspolitik lehnte man dezidiert ab, da sie weder die bevor-
stehenden wirtschaftlichen Herausforderungen meistern noch den sittlichen Anforderungen 
entsprechen könne (:137). Eine Rückkehr zu den herrschenden Verhältnissen in der Weimarer 
Republik wird ebenfalls verworfen. Das zukünftige Wirtschaftssystem bezeichnet man als 
„neue Ordnung“ (:137). Ihre Basis wird in einem entscheidenden Satz zusammengefasst: „Die 
zu verwirklichenden Ordnungsgrundsätze sollen den auf Leistung, d.h. den auf Dienst an der 
Gesamtwirtschaft berufenen Wettbewerb zur Geltung bringen“ (:137-138).  
Konkret bedeutete das für die Freiburger Ökonomen eine „Ordnung auf Selbstverantwort-
lichkeit der Einzelwirtschaften“, in der Markt- und Preisfreiheit herrschen und der Staat die 
„Regeln“ festlegen solle (:138). Familienbetriebe seien zu fördern, um Machtballungen zu 
verhindern. Nur im Notfall sollte der Staat, wo es größere Wirtschaftseinheiten geben müsse, 
als Wirtschaftsakteur auftreten, so bei Verkehrsanstalten, Gas- oder Stromwerken, ohne 
dadurch die Wettbewerbswirtschaft generell in Frage zu stellen (:138). Bei der Währungspoli-
tik müsse der Staat auf einen stabilen Geldwert achten, die richtige Geldmenge und eine An-
lehnung der Währung an das Gold sicherstellen (:138-139). Wettbewerbspolitik sei das beste 
Mittel gegen Arbeitslosigkeit und für „gerechte Preise und Löhne“ (:139). Auch die „Lohnbil-
dung“ sollte auf der Grundlage des Wettbewerbs in gutem Einvernehmen der Verbände gere-
gelt werden, wobei „Ausbeutungslöhne“ zu verhindern seien (:139). Alles das sei Ausdruck 
einer geregelten „Sozialpolitik“, die auf sittlichen Grundlagen beruhe, die der Staat allerdings 
selber nicht schaffen könne (:140).  
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Gerade wegen des Erfolges einer Wettbewerbsordnung sei der Staat überhaupt erst in der 
Lage, Geld für soziale Aufgaben ausgeben (:141). Besondere Aufgaben in der Sozialpolitik 
seien die Wiederherstellung der „Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände als freie Vereini-
gungen“, Bildung von „Arbeitskammern“ (:141), Regelungen für Arbeitsschutz und Ansprü-
che von Kranken, Invaliden und Alten, Sicherung einer Arbeitslosenversicherung, Behebung 
der Wohnungsnot nach dem Krieg sowie die Ermöglichung von „Genossenschaften, Nachbar-
schaftsverbänden und Berufsvertretungen“ (:142). 
Abschließend skizzieren die Autoren noch einmal die Nachteile einer zentralen Verwal-
tungswirtschaft, die das christliche Leben ersticken, die Menschen ausbeuten und missachten 
und zu „privater Sklaverei“ führten (:143). Die „freie Wirtschaft“ des 19. Jahrhunderts sei 
ebenso abzulehnen, da sie genauso Menschen ausgebeutet habe. Zwar vermeide die Wettbe-
werbsordnung nicht automatisch die „Versuchung zum lieblosen Geiz, zum Mammondienst“ 
(:143). Sie vermeide aber jede Unterdrückung der Menschen durch Zwang, verhindere nicht 
ein christliches Leben und wirke einer „unsittlichen Vermassung“ entgegen (:143). 
Damit waren die wichtigsten Grundprinzipien einer Nachkriegswirtschaftsordnung kom-
primiert auf nur 17 Seiten auf den Punkt gebracht worden. Sie enthielten eine neue Wirt-
schaftsordnung, den von den Autoren erhofften und schon vorher dargelegten „Dritten Weg“, 
der eine zentralistische Wirtschaftssteuerung ebenso ablehnte, wie eine ungezügelte Markt-
wirtschaft des 19. Jahrhunderts. Vielmehr sollte auf der Grundlage der Leistung und des Wett-
bewerbs ein sozial ausgewogenes System der selbstverantwortlichen Wirtschaftsakteure ent-
stehen, in dem der Staat als Ordnungsmacht Grenzen festlegt, Rahmenbedingungen schafft 
und die soziale Sicherung übernehmen sollte. Der Staat als Unternehmer war nur in Ausnah-
mefällen vorgesehen. Die Grundlagen dieser neuen Wirtschaftsordnung sah man als „christ-
lich begründet“ (:129) an. 
3.4.5 Anlage 5 über die Lösung der „Judenfrage“ 
Der bis heute umstrittenste Teil der Denkschrift, die Anlage 5 über die „Judenfrage“, wurde 
von Constantin von Dietze verfasst (Ritter 1979:28). Auf sechs Textseiten werden hier „Vor-
schläge für eine Lösung der Judenfrage in Deutschland“ formuliert, die besonders aus der 
Retroperspektive der Nachkriegszeit höchst bedenklich erscheinen. Thielicke (1979:21) be-
hauptete später, die Anlage 5 sei im Herausgeberkreis nicht besprochen worden. Er könne sich 
auch nicht vorstellen, dass ein solches Dokument zu den Verhandlungsgegenständen gehört 
haben könnte. Die Einseitigkeit in der Darstellung wäre sicher im Plenum korrigiert worden 
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(:21). Er selber distanzierte sich bei der Drucklegung der Denkschrift 1979 ausdrücklich von 
den rassistischen Äußerungen in diesem Kapitel und bezeichnete sie als „peinlich“ (:22). 
Dem steht entgegen, dass Ritter (1979:28) bei der Aufzählung der Anlagen und deren Ver-
fasser im Jahr 1945 den Eindruck erweckt, als sei diese Anlage schon frühzeitig durch von 
Dietze vorgelegt worden, parallel zur Anlage 4 über die Wirtschaftsordnung, im Gegensatz zu 
den Anlagen 2 und 3 von Dibelius und Delekat, die erst nach der Novembersitzung in Auftrag 
gegeben worden seien. Außerdem hatte Ritter ja selber im Juli 1945 die gesamte Denkschrift 
mit den Anlagen mit einem Vorwort versehen und an einige Schlüsselleute geschickt, samt der 
Anlage über die Juden. Er hätte diesen Teil sicher weggelassen, wenn er nicht zum offiziellen 
Teil der Denkschrift gehört hätte. Man kann also auf jeden Fall davon ausgehen, dass Ritter 
hinter den Ausführungen von Constantin von Dietze stand und den Text als genuinen Teil der 
Denkschrift verstand.  
Trotzdem hat diese Anlage 5 eine Besonderheit, die wiederum dafür spricht, dass dieser 
Teil nicht allen Redaktoren vorlag: Für die „Judenfrage“ gibt es keine direkten Bezüge im 
Hauptteil der Denkschrift. Alle anderen Anlagen sind eigentlich nur ausführlichere Versionen 
von Thesen, die in knappen Strichen schon im Hauptteil vorkommen. Zur „Judenfrage“ wird 
im Hauptteil aber nirgendwo Stellung genommen, höchstens indirekt, wenn der Minderhei-
tenschutz gefordert oder Rassismus zurückgewiesen wird. Ob damit allerdings die Juden ge-
meint waren, ist fraglich. Die Ausführungen in Anlage 5 hätten ganz sicher nicht die Zustim-
mung von Dietrich Bonhoeffer erfahren, der bei der Endredaktion in Berlin beteiligt war. Er 
hatte sich frühzeitig für den Schutz der Juden eingesetzt, ganz im Gegensatz zu vielen Vertre-
tern der Bekennenden Kirche (vgl. Müller 1990; Smid 1990:415-472). Die Thesen von Diet-
zes hätte er kategorisch abgelehnt (Müller 1990:277). Gleiches kann man bei Franz Böhm 
vermuten, der sich frühzeitig für Juden engagierte. So muss man annehmen, dass der Text 
wohl nur den Freiburger Autoren nach der Redaktionssitzung im November 1942 vorlag, 
nicht aber zum Berliner Redaktionskreis gelangte. 
Von Dietze betont im Text zunächst, dass es in der Kirche Jesu zwar eine Einheit der Gläu-
bigen gäbe, dass diese aber die Unterschiede zwischen den Menschen nicht aufhebe, auch 
nicht die zwischen verschiedenen „Rassen“ in der Kirche (In der Stunde Null:146). Ähnliches 
gelte auch für den Umgang des Christen mit „Rassen“ außerhalb der Kirche. Solche Men-
schen seien einerseits „der Nächste“, dem man im „Geist der Liebe“ begegnen müsse, aber 
andererseits könnten „enge Berührung oder gar Vermischung mit anderen Rassen“ sich 
„schädlich auswirken für Leib und Seele“ (:146). Zwar dürfe sich kein Volk über das andere 
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erheben, es „verfolgen“, „unterdrücken“ oder gar „vernichten“ (:147) – eine klare Anspielung 
auf die nationalsozialistische Verfolgung der Juden in Europa, die sogar als „Schandtat“ und 
„Verbrechen“ (:149) sowie „Schuld vor Gott“ (:147) bezeichnet wird. Andererseits sah von 
Dietze diese Verfolgung als ein Strafgericht Gottes an den Juden und als notwendige Maß-
nahme an, „um dem unheilvollen Einfluß einer Rasse auf die Volksgemeinschaft zu wehren“ 
(:147). Die Hauptschuld des jüdischen Volkes sei sein Widerstand gegen die Offenbarung 
Gottes in Christus. Gläubige Juden dürften zwar getauft werden, aber das solle dazu führen, 
dass „Gottes heiliger Geist neue Menschen machen und dazu helfen kann, gefahrvolle Anla-
gen und Charaktereigenschaften zu überwinden“ (:147). 
Als notwendige Maßnahmen für die Zukunft sieht von Dietze die Wiedergutmachung des 
geschehenen Unrechts an den Juden, so z.B. im Sinne von Entschädigungen (:149-150). Die 
Schuldigen der Verbrechen müssten zur Rechenschaft gezogen, die Nürnberger Rassegesetze 
aufgehoben sowie den ausgewanderten Juden die Rückkehr nach Deutschland ermöglicht 
werden. Allerdings müsse die Rückwanderung begrenzt werden, wenn der Staat eine solche 
Maßnahme „um des Gesamtvolkes für nötig hält“ (:150-151). Für Deutschland sei die Gefahr 
für das deutsche Volkstum jedoch nicht so groß, da „die Zahl der überlebenden und nach 
Deutschland zurückkehrenden Juden nicht so groß sein wird“ – so die zynische Bemerkung 
des Autors (:151). 
Die Kinder von Constantin von Dietze haben eine antisemitische Haltung des Vaters später 
bestritten (Kirchhofer & von Dietze 2005:437-439). Er selber hatte sich während seiner Berli-
ner Zeit für jüdische Studierende eingesetzt, denen er noch eine Promotionsmöglichkeit ver-
schaffte, obwohl die Rassengesetze dies eigentlich verboten (Roser 1998:64; Blesgen 
2005:71). Von daher kann man tatsächlich nicht von einer kämpferischen antisemitistischen 
Haltung bei von Dietze und den anderen Verfassern sprechen, wie man sie von der nationalso-
zialistischen Ideologie her kannte. Man bedenke auch, dass das „Freiburger Konzil“ im Um-
feld der Exzesse der „Reichskristallnacht“ gegründet wurde. Trotzdem spiegeln sich im Text 
rassistische Gedankengänge der Zeit wider, vor dessen Einfluss die Autoren der Denkschrift 
offensichtlich trotz ihrer Opposition zur nationalsozialistischen Ideologie nicht gefeit waren. 
Die Argumentationsmuster, die keineswegs einmalig waren, sondern sich auch bis in die Ge-
genwart in vergleichbaren rassistischen Äußerungen gegenüber Menschen anderer Hautfarbe 
wiederfinden, können als „latenter Rassismus“ bezeichnet werden, wie er damals in der deut-
schen Bevölkerung weit verbreitet war. 
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3.5 Die Auswirkungen der Freiburger Denkschrift in der Nachkriegszeit 
Der Einfluss der Freiburger Denkschrift auf die wirtschaftspolitische Entwicklung der 
Nachkriegsentwicklung kann hier nicht detailliert dargelegt werden. Dazu wäre eine eigene 
Studie notwendig. Einige Hinweise sollen aber gegeben werden: 
Bis 1948 gab es große Debatten über die Fragen, wie die Nachkriegsordnung in Deutsch-
land konkret gestaltet werden sollte (Ambrosius 1977). In dieser Übergangsphase spielten die 
Freiburger und ihr favorisiertes Wirtschaftssystem eine wichtige Rolle. Direkt nach dem Ende 
des Krieges am 8. Mai 1945 holte Gerhard Ritter die Freiburger Denkschrift aus dem Ver-
steck, versah sie „im Juli“ (Ritter 1979:30) „namens des Freiburger Mitarbeiterkreises“ (:30) 
mit einem Vorwort, in dem er über ihre Entstehung informierte, und ließ sie vervielfältigen. 
Zusammen mit der Schrift „Kirche und Welt“ wurde sie, etwas revidiert, an verschiedene 
Empfänger verschickt (Cornelißen 2001:357 Anm. 81). Eine „Christliche Arbeitsgemeinschaft 
in Freiburg/Br.“ fasste die Anlage 4 der Denkschrift in einer kürzeren Version zusammen, 
ergänzt durch eine „Sozialordnung“, und veröffentlichten sie unter dem Titel „Vorschläge für 
programmatische Grundlinien der Wirtschafts- und Sozialordnung“ (abgedruckt bei von Diet-
ze 1947d:16-28). Der erste Hauptteil der Denkschrift wurde 1947 unter dem Namen Ritters in 
der Zeitschrift „Neubau“ (Ritter 1947) publiziert. Erik Wolf veröffentlichte 1946 den Anhang 
1 der Denkschrift über die „Rechtsordnung“ in der Schriftenreihe „Zeugnisse der Bekennen-
den Kirche“ (Im Reiche 1946:81-87). Den ersten Teil des Anhangs 4 der Denkschrift publi-
zierte wiederum Constantin von Dietze ebenfalls 1947 als Appendix zu einer Broschüre mit 
dem Titel „Nationalökonomie und Theologie“ (Dietze 1947a:42-47). Eine größere Wirkung 
dieser Fragmente konnte aber nicht nachgewiesen werden. 
Die Freiburger haben sofort nach dem Ende des 2. Weltkrieges aber versucht, ihre Über-
zeugungen den Besatzermächten in Deutschland vorzutragen. Adolf Lampe erarbeitete zu-
sammen mit Eucken und von Dietze schon im August 1945 ein Gutachten zur Währungsre-
form (Text in Blumenberg-Lampe 1986:500-506), und zwar für die Abteilung „Economics“ 
beim „Military Government of Germany“ in Höchst (vgl. Blumenberg-Lampe 1998:108; 
Klinckowstroem 2000:98; Klump 1997:154 Anm. 94). Wichtiger wurde Walter Euckens und 
Franz Böhms Mitgliedschaft in einer Sachverständigenkommission des Länderrats der ameri-
kanischen Besatzungszone. Böhm forderte in diesem Gremium für die zukünftige deutsche 
Wirtschaftsstruktur eine „Wettbewerbsordnung“ (Klump 1997:155 Anm. 95; Roser & Oswalt 
2007:228). Ab Oktober 1945 arbeitete Böhm sogar für drei Monate für die amerikanischen 
Besatzer bei gesetzgeberischen Vorarbeiten für die Wirtschafts- und Industriepolitik mit (Hol-
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lerbach 1989:295). Bemerkenswert war außerdem die Mitarbeit von Eucken, Lampe und von 
Dietze im „Comité d’Études Economiques“, der Wirtschaftszentrale der französischen Mili-
tärregierung in Baden ab November 1945. Besonders Euckens Gutachten, von denen einige 
1999 von Walter Oswalt neu herausgegeben wurden (Eucken 1999), betonten, dass eine neue 
Marktwirtschaft vor allen Dingen den Einfluss von großen Konzernmächten zurückdrängen 
müsste.  
Auch auf die deutschen Nationalökonomen nahmen die Freiburger Einfluss. Das Erbe der 
„Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ trug Lampe zunächst hinein in die „Rothenbur-
ger Hochschullehrertagung“ im September 1947. Das Ziel dieser Tagung war, den „Verein für 
Socialpolitik“ wiederzubeleben, der sich ja 1936 freiwillig aufgelöst hatte. Die dort diskutier-
ten Thesen zur Nachkriegswirtschaft stammten in den Grundlinien aus den Gutachten der 
„Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ (Rübsam-Haug 1994:121), allerdings neu über-
arbeitet von Adolf Lampe. Das schon erwähnte „Jahrbuch für die Ordnung von Wirtschaft und 
Gesellschaft“ wurde ab 1948 zum wichtigsten wissenschaftlichen Organ der „Freiburger 
Schule“ und des Ordoliberalismus. Mitherausgeber waren neben von Dietze, Eucken und 
Böhm Karl Brandt (1899-1975), Friedrich August von Hayek, Friedrich A. Lutz (1901-1975) 
sowie auch die wichtigen anderen „Väter der Sozialen Marktwirtschaft“, Wilhelm Röpke und 
Alexander Rüstow. Zu Hayek hatte Eucken seit Ende der 1930er Jahre persönlich engere 
Kontakte aufgenommen, er war auch mehrfach zu Besuchen bei Eucken in Freiburg 
(Klinckowstroem 2000:101-104). Auch nach dem Krieg setzte sich diese Verbindung fort, 
auch wenn Eucken und Hayek mitunter unterschiedlicher Meinung waren (:103-104). Von 
Hayek stand staatlichen Eingriffen in Marktprozessen kritischer gegenüber, als die Freiburger 
(Homann & Blome-Drees 1992:54). 
Die Freiburger nahmen auch Einfluss auf die Kirchen. Ritters Verbundenheit mit der evan-
gelischen Kirche zeigte sich z.B. in seiner Funktion als „politischer Berater“ der EKD von 
1945 bis 1949 (Nowak 1988; Kaiser 1987; Cornelißen 2001:401; Blänsdorf 1991:10). Ritter 
war auch Initiator und dann seit 1949 Mitglied in der „Kammer für öffentliche Verantwor-
tung“ der EKD (Nowak 1988:240-242, 245-250). Auch von Dietze hielt nach dem Krieg enge 
Kontakte zur evangelischen Kirche. Er war Synodaler der Badischen Landeskirche und wie 
Ritter Mitglied des Rates der EKD (Blesgen 2005:76). Von 1955 bis 1961 war er sogar Präses 
der Synode der EKD (:76-77; Stupperich 1989:459-460), dem höchsten Organ der evangeli-
schen Kirche in Deutschland. Erik Wolf (1955:56-57) hat sich ebenfalls sofort nach dem 
Krieg kirchenpolitisch engagiert. Wolf war Mitglied eines „Ordnungs-Ausschusses“, der wäh-
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rend der Kirchenversammlung in Treysa im August 1945 eine „vorläufige Ordnung“ für die 
Evangelische Kirche in Deutschland erarbeitete (Wolf 1955:58-60; Wolf 1961:449 Anm. 1). 
Außerdem arbeitete er ab August 1947 im „Verfassungsausschuss“ an der neuen Grundord-
nung der EKD mit, die 1948 fertiggestellt und verabschiedet wurde (Wolf 1955:67-71; Diet-
rich 1988:75; Hollerbach 1982:259; Wolf 1961:451-455). Die Mitarbeit der Freiburger führte 
dazu, dass es innerhalb der evangelischen Kirche zu einer schnellen Öffnung für das spätere 
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft kam, wenn auch nicht alle Kirchenführer gleich mit 




4. Die theologischen und (wirtschafts-)ethischen Grundlinien der Denkschrift  
Nach der Einführung in die Viten der Autoren und dem Überblick über die Inhalte der 
Denkschrift wird nun der hauptsächlichen Frage dieser Untersuchung nachgegangen, welche 
systematisch-theologischen Grundlinien sich in der Freiburger Denkschrift widerfinden, ins-
besondere im wirtschaftspolitischen Teil. Die angeschnittenen Fragestellungen werden dabei 
erstmals in ihren zeitgeschichtlichen Kontext gestellt, denn die meisten Grundanliegen der 
Freiburger reflektieren Zusammenhänge, die in der damaligen Theologie, aber z.T. auch in 
den Wirtschafts-, Rechts- und Sozialwissenschaften, kontrovers diskutiert wurden. Dafür 
werden die Aussagen der Denkschrift verglichen mit den Thesen damaliger theologischer und 
ethischer Entwürfe, so z.B. mit den weit verbreiteten Werken des Lutheraners Paul Althaus 
(1929; 1931; 1932) und des reformierten Theologen Emil Brunner (1939, 1943). Außerdem 
werden auch Schriften von Helmut Thielicke (1935) und Dietrich Bonhoeffer (198823) heran-
gezogen, die an der Abfassung bzw. Redaktion der Denkschrift beteiligt waren. Aber auch 
Werke aus der damaligen Geschichtswissenschaft und Soziologie werden zum Verständnis 
herangezogen, ebenso Verlautbarungen der ökumenischen Bewegung, mit der einige Verfasser 
in enger Verbindung standen. In begrenztem Umfang werden zudem einige neuere ethische 
Untersuchungen berücksichtigt (z.B. Lachmann 2006; Homann & Blome-Drees 1992; Scho-
ckenhoff 1996, 2003, 2007 u.a.), um die Aktualität der Themenstellungen deutlich zu machen. 
In einem ersten Teil beschäftigen wir uns dabei mit generellen christlichen Begründungs-
zusammenhängen, die das ganze Dokument durchziehen und auch als Basis für die Anlage 4 
gelten können. Teil 2 dreht sich speziell um daraus resultierende wirtschaftspolitische Forde-
rungen wie der generelle Stellenwert einer Wirtschaftsordnung, die Bedeutung der Wettbe-
werbsordnung, die Betonung des Privateigentums, das Verhältnis von Gemeinwohl / Eigen-
nutz und Gleichheit / Ungleichheit sowie die Frage nach der Gerechtigkeit bei Lohnzahlun-
gen.24 Dabei wird auch immer nach der christlichen Begründung gefragt. 
                                               
23 Bonhoeffers „Ethik“, die nachfolgend mehrfach herangezogen wird, erschien zwar erst nach seinem Tode und 
konnte von daher von den Freiburgern natürlich nicht berücksichtigt werden. Trotzdem erscheint es sinnvoll, 
den Text der Denkschrift auch damit zu vergleichen, denn Bonhoeffer war im Redaktionskreis dabei und hat 
evt. auch inhaltliche Korrekturen am Text vorgenommen. Darüber hinaus kann der Vergleich aber auch zei-
gen, wie konform die Denkschrift mit der Theologie Bonhoeffers war. 
24 Die Aussagen der Denkschrift zu den einzelnen Fragestellungen mussten aus verschiedenen Teilen der Denk-
schrift (mühsam) zusammengestellt werden, da sie recht unstrukturiert aufgebaut ist. Von daher werden Zitate 
zu einem Thema aus unterschiedlichen Kapiteln herangezogen, damit ein Gesamtbild entsteht. 
85 
 
4.1 Die generellen christlichen Begründungszusammenhänge 
Die Denkschrift war – wie schon mehrfach erwähnt – als Auftragsarbeit für die Bekennen-
de Kirche gedacht. Von daher überrascht es nicht, dass christliche Begründungszusammen-
hänge besonders betont werden. Stellvertretend für alle Autoren schrieb Constantin von Diet-
ze (1947a:7) nach dem Krieg über die Beweggründe der Denkschrift: „Was hier nachstehend 
veröffentlicht wird, kann zeigen, wie wir um eine auf christlichen Glauben gegründete, mit 
der Vernunft entwickelte Ausrichtung der Wirtschafts- und Sozialpolitik uns bemüht haben.“  
Die christliche Begründung war dabei nicht nur für den Anhang 4, sondern für die gesamte 
Denkschrift konstitutiv. Sie zeigt sich konkret in einigen Grundüberzeugungen, die nachfol-
gend herausgearbeitet werden. Zunächst tritt dabei die Auseinandersetzung der Denkschrift 
mit der Säkularisierung als der eigentlichen Bedrohung der Zeit in den Mittelpunkt. Des Wei-
teren werden das Menschenbild, das Staatsverständnis und das Ringen um Naturrecht und 
„Schöpfungsordnungen“ näher beleuchtet. Zum Verständnis der Denkschrift ist aber auch die 
hermeneutische Frage nach der Interpretation der Bibel von Bedeutung, ebenso das grundle-
gende Verständnis von Ethik im Sinne einer allgemeinen „Sittlichkeit“. 
4.1.1 Die Zeitdiagnose: „Säkularisierung“ und „Vermassung“ 
Die Denkschrift entwickelte in ihren Überlegungen zu einer Nachkriegsordnung bewusst 
ein Alternativmodell zur damals vorherrschenden Ideologie des Nationalsozialismus. Auf die 
Kontroversen mit der Nazi-Ideologie sind wir schon mehrfach eingegangen und werden auch 
bei den einzelnen Grundüberzeugungen sehen, dass sie als die eigentliche Bedrohung der Zeit 
verstanden wird. Die Autoren stellten ihre Überzeugungen und ihr Programm jedoch in einen 
noch größeren geschichtlichen Zusammenhang. Die Zeit des Dritten Reiches sei nur der End-
punkt einer längeren „Verfallsgeschichte“. Sie habe sich schon im 18. und 19. Jahrhundert 
angedeutet, so die Freiburger. Signifikant für diese Geschichtsanalyse sind dabei die Schlüs-
selbegriffe „Säkularisierung“ und „Vermassung“. 
4.1.1.1 Säkularisierung 
In seiner Analyse geistesgeschichtlicher Erscheinungen der Neuzeit sah Gerhard Ritter das 
eigentliche Grundübel in der „Säkularisierung“. Dieser schillernde Begriff war schon seit dem 
19. Jahrhundert unterschiedlichen Interpretationen ausgesetzt gewesen, wurde zunächst vor 
allem für die Übernahme von kirchlichen Gütern in den Staatsbesitz im Rahmen des 
„Reichsdeputationshauptschlusses“ Anfang des 19. Jahrhunderts verwendet, hatte aber eine 
längere Vorgeschichte, die bis ins späte Mittelalter zurückreicht (vgl. Schrey 1981:2-4; Lübbe 
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1975). „Säkularisierung“ bekam vor allem Ende des 19. Jahrhundert eine stark negative Kon-
notation: Das Wort wurde zum Synonym für eine umfassende Kulturkritik (Ruh 1980) und 
zum „Generalnenner der weltgeschichtlichen Katastrophe Europas“ (Lübbe 1975:109). Im 
Sinne Ritters, der Freiburger Autoren und vieler anderer Geschichtsinterpreten der Zeit wurde 
darunter konkret der Abfall vom christlichen Glauben und eine zunehmende „Entkirchli-
chung“ der Gesellschaft verstanden. Diese Säkularisierung sei der eigentliche Grund für alle 
politischen und gesellschaftlichen Verfallserscheinungen der Zeit, denen man sich widerset-
zen müsse. 
Die Autoren folgten dabei nicht der These von Ernst Troeltsch, der die Säkularisierung 
noch als eine logische Folge des Protestantismus im Sinne des Individualismus und einer Ab-
grenzung gegen ideologische Vereinnahmung ansah (Lübbe 1981:59-60), sondern der Sicht 
der Kulturpessimisten, die darin die eigentliche Tragödie der Neuzeit erkannten (:61-63). Ge-
wisse Argumente für eine solche Verwendung lieferte auch Max Weber. Er sah in den politi-
schen und wirtschaftlichen Umwälzungen um die Jahrhundertwende einen Prozess der Ratio-
nalisierung und der „Entzauberung der Welt“, mit einem Zurücktreten der religiösen Wurzeln 
der Kultur (Weber 1922:612). Daran knüpften Geschichtswissenschaftler und Soziologen an, 
so Oswald Spengler in seinem Klassiker „Der Untergang des Abendlandes“ (Spengler 1988). 
Säkularisierung, manchmal sogar synonym als „Säkularismus“ oder „Säkularisation“ be-
zeichnet, wurde als bewusste Emanzipation des Menschen und der Kultur von christlichen 
Bindungen verstanden. Meier-Rust (1993:232) urteilt über die 1920er Jahre: „Bereits in den 
zwanziger Jahren fand die Säkularisierungsthese mit erstaunlichem Konsens Eingang in die 
Wissenschaft und wurde bereits damals zu einer Waffe der Ideologiekritik“.  
Diese Radikalkritik an der Entchristlichung der Kultur fand sich damals allerdings nicht 
nur unter deutschen Historikern und Soziologen. Auch innerhalb der internationalen ökumeni-
schen Bewegung, der ja einige Verfasser der Denkschrift nahe standen, wurde diese Form der 
Kulturkritik vertreten. Ein Beleg dafür war die Weltmissionskonferenz in Jerusalem 1928, die 
sich mit dem Thema „Säkularismus“ beschäftigte (Schrey 1981:12-13; Lübbe 1975:100). Der 
deutsche Theologe Karl Heim (1874-1958), selber Teilnehmer der Konferenz, äußerte die in 
Jerusalem vorgebrachten Gedanken zum Thema in einem eigenen, 1930 in der Zeitschrift 
„Die Furche“ abgedruckten Beitrag (Heim 1981). Er bezeichnete damals „Säkularismus als 
radikale Diesseitsgesinnung“ (:109), „Freundschaft der Welt“ (:116), „Kultus des Augen-
blicks“ (:122), „Frontalangriff des antichristlichen Geistes“ (:123). Ähnliche Äußerungen wa-
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ren auch auf anderen Missionskonferenzen der Zeit zu hören, bis hin zur Oxforder Konferenz 
1937, an deren Vorarbeiten einige der Freiburger Autoren beteiligt waren (Lübbe 1975:100).  
Federführend in der Analyse der gesellschaftlichen Entwicklungen der Denkschrift war wie 
erwähnt Gerhard Ritter, in dessen Werken sich immer wieder Kritik am Säkularismus findet. 
Alle neueren Krisen des 19. und 20. Jahrhunderts hätten in der Säkularisierung ihren Ur-
sprung gehabt, so der Freiburger Historiker (Nowak 1988:236). Die Säkularisierung sei aller-
dings nicht mit Gottlosigkeit zu verwechseln, sondern ersetze den klassischen Glauben durch 
Surrogate. Seit der Französischen Revolution sei z.B. der Nationalismus an die Stelle der Ver-
antwortung der Staatenlenker vor Gott getreten und sei im Nationalsozialismus, Bolschewis-
mus und Faschismus zu seinem negativen Höhepunkt gekommen (Nowak 1988:237-238). Die 
Vergötzung der Staatsgewalt sei die Folge der Abwendung von Gott, die schon seit Machia-
velli in Form der „Dämonie der Macht“ virulent gewesen sei (Ritter 1940).  
Genau diese Sichtweise findet sich auch im ersten Teil der Denkschrift. Ausdruck der „Sä-
kularisation“ sei eine „unchristliche“ Welt, die das „christliche Gewissen“ ausschließt (In der 
Stunde Null:35). An die Stelle des einen Gottes seien „säkularisierte Nationalgötter“ getreten 
(:37). Die Säkularisierung zeige sich im „Verblassen des christlichen Gottesgedankens“ und 
im fehlenden „Verantwortungsbewußtsein der Staatsmänner“ (:39). Der Scheidepunkt sei die 
Französische Revolution und der sich daraus ergebende Nationalismus gewesen (:40). „Die 
Säkularisierung der Welt wurde durch die Revolution mit einem Schlage vollendet, die Ver-
antwortung der Staatenlenker vor dem christlichen Gott wurde ersetzt durch die Verantwor-
tung vor der Nation“ (:40). Das 19. Jahrhundert habe zwar eine lange Friedensperiode ge-
bracht, die Säkularisierung – auch des Christentums – sei aber auch damals weiter vorange-
schritten (:42). Der Gegensatz zur Säkularisierung war für Ritter und die Verfasser der Denk-
schrift das „Bewußtsein abendländischer Gemeinsamkeit“ (:38), das „christliche Abendland“, 
die abendländische „Kulturgemeinschaft“ (:37). „Die Staatsmänner des christlichen Abend-
landes wußten sich allesamt verantwortlich vor demselben Gott, der eine gemeinsame höhere 
Instanz über ihnen bildete“ (:37). Daraus soll ein „Bewußtsein gemeinsamer Verantwortung 
für eine wahre Befriedung Europas“ erwachsen sein (:37).  
Genau dieses christliche Bewusstsein im Sinne der Verantwortung der Völker vor Gott for-
derte man auch von einem neuen Staat nach dem Krieg. Die Denkschrift war deshalb als Re-
formprogramm gegen die Säkularisierung gedacht, als Besinnungsruf, sich der christlichen 
Wurzeln Europas zu besinnen. Mit positiven Worten umschrieb man die „res publica christia-
na“ (:37), die „christliche Kultur- und Völkergemeinschaft“ (:37) der Vergangenheit. Dieses 
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stark rückwärtsgerichtete Geschichtsbewusstsein mit seiner Idealisierung des „christlichen 
Abendlands“ durchzieht vor allen Dingen den ersten Teil der Denkschrift. Es war von einer 
unkritischen Sicht auf die „christlichen Nationen“ vergangener Zeiten geprägt und ist Aus-
druck einer weit verbreiteten nationalkonservativen Historiographie, die problematische As-
pekte der Vergangenheit ausblendete. Andererseits war die Zeitanalyse aber in Teilen auch 
treffend, denn Säkularisierungstendenzen im Sinne des Abfalls vom Glauben waren zu dieser 
Zeit tatsächlich vorhanden, wie auch Autoren bestätigten, die nicht dezidiert aus christlicher 
Intention heraus die Zeit analysierten (Weber 1922).  
So lässt sich resümieren: In der Zeitanalyse bediente man sich eines nicht unproblemati-
schen historischen Reduktionismus, der die Moderne einseitig als Bedrohung und als unmit-
telbare Folge eines Entchristianisierungseffektes interpretierte. Andererseits war mit der Sä-
kularisierungsthese ein zentraler Bestandteil der kulturellen Entwicklung Europas treffend 
beschrieben. Sie bot ein Erklärungs- und Interpretationsmuster für das Aufkommen des Nati-
onalsozialismus und anderer totalitärer Ideologien. 
4.1.1.2 „Vermassung“ 
Neben der Säkularisierung sah das Freiburger Programm eine zweite große Gefahr, die 
„Vermassung“. Konkret wird von einem „geistig uniformierten Massenmenschen“ gespro-
chen, der die Zeit beherrsche (In der Stunde Null:73). „Vermassung heißt geistige Uniformie-
rung und Entseelung, heißt Schwächung des Personbewußtseins, Aufhebung individueller 
Eigenart und freien, d.h. selbstverantwortlichen Handelns“ (:48). Neben den politischen Ideo-
logien wird dabei die moderne Technik für das Aufkommen dieses Massenmenschen verant-
wortlich gemacht. „Vermassungsprozesse“ seien „der Fluch des modernen Industrialismus“ 
(:48). Sie führten zur Passivität, Stumpfsinnigkeit sowie Verantwortungslosigkeit und töteten 
jede Eigeninitiative ab, weil sie immer mit Zwang verbunden seien (:48-49). Gerade in der 
Massengesellschaft herrsche Unfreiheit. Die Folgen der Vermassung sehe man im Totalitaris-
mus, konkret im Nationalsozialismus und im russischen Bolschewismus (:52). Angewandt auf 
die Wirtschaftspolitik hieß das: Gerade die Planwirtschaft führe zu einer „Vollendung des 
Kollektivismus“ und würde „die Vermassung und Proletarisierung vollenden“, so Anlage 4 
der Denkschrift (:137). 
Auch die „Vermassung“ als Beschreibung gesellschaftlicher Fehlentwicklungen war wie 
der Begriff „Säkularisierung“ eine weitbreitete Problemmetapher der Zeit und ebenfalls Sy-
nonym einer grundlegenden Kulturkritik (vgl. Krenzlin 1992). Kaum ein Beobachter des 
Zeitgeistes wollte damals auf den Begriff verzichten. Exemplarisch erwähnt sei das 1931 auch 
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auf Deutsch erschienene Werk des spanischen Schriftstellers José Ortega y Gasset (1955), 
„Der Aufstand der Massen“. Ortega verband darin – ähnlich wie die Freiburger – die „Ver-
massung“ mit dem Verlust „sittlicher Normen“: „Dies ist das Problem: Europa glaubt an keine 
sittlichen Normen mehr“ (:224). Und über den „Massenmenschen“ urteilt Ortega: „Im Zent-
rum seiner Lebensführung steht gerade der Anspruch, ohne moralische Bindungen zu leben“ 
(:224). Aber schon vorher, besonders im 19. Jahrhundert, galt der diffuse und kaum konkret 
definierte Begriff „Masse“ als eine Art „Angstmetapher“. Er war Ausdruck des zunehmenden 
Unbehagens über die Anonymität des Menschen und wurde dem zivilisatorischen, sittsamen 
und selbstbestimmten Individuum entgegengestellt. Der Menschenauflauf, typisiert in der als 
problematisch empfundenen Französischen Revolution mit dem Aufstand des Volkes, eben 
des „Mobs“, wurde zum Schreckgespenst weltgeschichtlicher Betrachtungen.  
Spätestens seit der Wende zum 20. Jahrhundert wurde der Begriff dann zum Synonym für 
alle gesellschaftlichen Grundprobleme der westlichen Welt. Einer der wichtigsten Autoren 
zum Thema, der französische Sozialpsychologe Gustave Le Bon (1841-1931), veröffentlichte 
1895 sein Werk „Psychologie des foules“, das zum Standardwerk wurde und auch in Deutsch-
land rezipiert wurde. Die „Macht der Massen“ sei die „jüngste Herrscherin der Gegenwart“, 
so Le Bon (1968:2). „Das Zeitalter, in das wir eintreten, wird in Wahrheit das Zeitalter der 
Massen sein“ (:2). Ob Literaten wie Friedrich Nietzsche, Soziologen wie Georg Simmel oder 
Ökonomen wie Werner Sombart – bei allen finden sich Bezüge auf die negativen Folgen der 
„Vermassung“ (vgl. Gamper 2007). In dieser, die komplexen Weltprobleme ebenfalls stark 
reduzierenden Tradition, die zudem mit einer individuellen Elitebildung („Notabelnschicht 
der politisch Einsichtigen und sittlich Zuverlässigen“ (In der Stunde Null:74)) als Gegenpro-
gramm verbunden war, stand die Freiburger Denkschrift. 
Die Autoren der Denkschrift haben auch in anderen Werken auf die „Vermassung“ Bezug 
genommen. Walter Eucken bezeichnete schon 1932 die „Massen“ als Hauptproblem des tota-
litären „Wirtschaftsstaates“. Sie seien verantwortlich für eine „Entartung“ des Kapitalismus 
(Eucken 1932:314). Eine Lösung sah er in der Befreiung des Staates von den „Massen“ und 
eine Entflechtung vom Einfluss der Wirtschaft (:318). Diese „Vermassung“ wurde aber nicht 
nur in Deutschland und nicht nur bis 1945 als ein Hauptproblem der Zeit angesehen. Selbst 
noch auf der ökumenischen Versammlung von Amsterdam 1948 wurde „Vermassung“ als 
Grundübel der Zeit bezeichnet (Wolf 1948b:565, 567).  
Diese Sicht der gesellschaftlichen Entwicklung findet man auch in den Schriften der „an-
deren Väter“ der Sozialen Marktwirtschaft. Alfred Müller-Armack sah nicht nur in der Säku-
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larisierung das Grundübel der Zeit. In seinem Werk „Das Jahrhundert ohne Gott“ (Müller-
Armack 1948) bemerkte er, dass auch die „Vermassung“ ein Hauptproblem der Gegenwart sei 
(:200). Allein eine „Rechristianisierung“ der Kultur könne den inneren Zerfall aufhalten 
(:182). Wilhelm Röpke (1948:18) beklagte ebenso den „Verweltlichungsprozeß“ und die Ab-
nahme der Glaubenskraft in der Neuzeit, wie die „Vermassung“. Sie zeige sich darin, dass 
sich die Menschen „in Haufen von abstrakten Individuen aufgelöst“ hätten, „die als Menschen 
ebenso einsam und isoliert wie als bloße soziale Funktionsträger termitenartig zusammenge-
preßt sind“ (:23). In „Civitas Humana“ widmete Röpke (1944:237-267) sogar ein ganzes Ka-
pitel dem Phänomen der „Vermassung und Proletarisierung“. Auch in seinem Klassiker „Jen-
seits von Angebot und Nachfrage“ (Röpke 1958) war ein Hauptkapitel dem Problem der „mo-
dernen Massengesellschaft“ gewidmet (:56-129). Das Grundelend der Zeit sei die Gottlosig-
keit, die Entchristlichung und die Säkularisierung, so Röpke (:21). Ähnliche Zusammenhänge 
und Begriffe finden sich auch bei Alexander Rüstow (1950:111).  
Die Freiburger Denkschrift blieb jedoch bei der kritischen Analyse der Zeit nicht stehen. 
Das Rezept gegen die Vermassung sahen die Autoren in strukturellen Veränderungen und in 
der Volkserziehung, die sich gegen die Vermassung wenden sollten: „Die Entmassung der 
Massen durch wirtschaftlich-soziale und politische Aufgliederung sowie durch jede Art von 
personbildender Volkserziehung wird vielmehr gerade die Hauptaufgabe alles politisch-
sozialen Neuaufbaus sein müssen, soll das politisch-soziale Chaos unserer Zeit überwunden 
werden“, so heißt es programmatisch (In der Stunde Null:74). Dieser Satz ist kursiv gesetzt, 
womit seine Bedeutung hervorgehoben werden sollte.25 „Aufgliederung“ wird dabei als ein 
umfassendes Reformprogramm verstanden, bei dem z.B. im Staat verschiedene sich gegensei-
tig kontrollierende Machtmechanismus installiert und Eigeninitiative sowie kleine, selbstän-
dige Gemeinschaften gefördert werden sollten.  Ziel war eine „vielfältige Struktur des Sozial-
körpers“ (:86). Die Stärkung der Wettbewerbswirtschaft und die Ablehnung der Planwirt-
schaft galten als ökonomische Antwort auf die „Vermassung“ in der Wirtschaft, die Stärkung 
der Sittlichkeit als Gegenprogramm zur Säkularisierung. Im Prinzip verstanden sich alle Re-
formvorschläge der Denkschrift, vor allem auch die Wiedererweckung der sittlichen Grundla-
gen, als Ausdruck dieses „Entmassungsprozesses“. 
Säkularisierung und Vermassung waren die beiden Kernbegriffe, mit denen die Freiburger 
Denkschrift – in Tradition und im Einvernehmen mit vielen anderen Soziologen und Zeitana-
                                               
25 Nur sehr wenige Sätze sind in der Denkschrift kursiv gesetzt. Sonst bezieht sich die Kursivsetzung meist nur 
auf einzelne Schlüsselbegriffe. 
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lytiker – ihre radikale Kulturkritik auf den Punkt brachte. Beide Schlagworte standen syno-
nym für eine Entchristlichung und zunehmende Gottlosigkeit der Gesellschaft. Der national-
sozialistische und bolschewistische Totalitarismus war für die Freiburger nur der Kristallisati-
onspunkt einer längeren Entwicklung, die sich seit der Französischen Revolution durch die 
Geschichte der europäischen Völker gezogen hatte. Diese kulturpessimistische Analyse der 
europäischen Geistesgeschichte wurde dabei bewusst an den Anfang ihrer Ausführungen über 
eine neue Gesellschaftspolitik gestellt, um die Notwendigkeit eines radikalen Neuanfangs zu 
begründen. Unbewusst war es aber wohl auch ein Mittel, um das eigene Alternativmodell in 
seiner Bedeutung hochzustilisieren.  
Man wird der Denkschrift nicht zu Unrecht eine gewisse „Schwarz-Weiß-Malerei“ und 
„Simplifizierung“ in der Beschreibung der Gegenwart und in der historischen Herleitung 
vorwerfen können. Dahinter standen zudem elitäre Gesellschaftskonzepte, die der „Masse“ 
keinen eigenen positiven Beitrag zur Kulturentwicklung zutrauten, sondern allein durch 
Volkserziehung, Elitebildung und strukturelle Auffächerung der Ordnungsstrukturen eine Bes-
serung erwarteten. Schon von daher kann man auch verstehen, warum man demokratischen 
Überlegungen in der Denkschrift eher zurückhaltend gegenüber stand. Letztlich erhoffte man 
sich von einer „Wiederherstellung der Sittlichkeit“ und einer „Rechristianisierung“ eine Er-
neuerung der Kultur und eine Überwindung der Säkularisierung und der Vermassung.  
Das konkrete Gegenkonzept zum Massenmenschentum war dabei die Wiederherstellung 
des individuellen „Person-Seins“, ein anthropologisches Konzept, dem wir uns im Folgenden 
zuwenden werden. 
4.1.2 Der Mensch zwischen Freiheit und Ordnung: Zur Anthropologie 
Grundlegend für das Verständnis der Denkschrift ist die dahinterstehende Anthropologie. 
Sowohl in der Analyse der Zeit wie auch in den Überlegungen zur Nachkriegsordnung spie-
gelt sich ein spezifisches Menschenbild wider, das sowohl aus christlichen Überzeugungen 
wie auch aus zeitgeschichtlichen Zusammenhängen gespeist war. Auch die Anlage 4 und die 
wirtschaftspolitischen Forderungen sind ohne diese anthropologischen Grundlagen nicht zu 
verstehen, was generell für alle Interpretationen von Wirtschaftssystemen gilt (vgl. Lachmann 
2006:31-33). 
Das Menschenbild der Denkschrift hatte zunächst mehrere „Feindbilder“, von denen es 
sich abgrenzen wollte. Zunächst das Menschenbild des Nationalsozialismus. An ihm, teils 
aber auch an der Weimarer Republik, kritisierte man die Zwangsmaßnahmen des Staates ge-
genüber der Bevölkerung, die Ausbreitung der schon erwähnten „Massengesellschaft“, den 
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Gruppenzwang und die damit einhergehenden Tendenz, dass das Volk wie dargestellt zur 
„geistlosen Herde“ werde (In der Stunde Null:62). Die Gleichschaltung des Menschen sei ein 
Grundübel der Zeit. Charakteristisch dafür brandmarkte man die nationalsozialistische Propa-
ganda, die den Menschen entmündige (:49). Individuellen Lebensentwürfen würde kein Raum 
gegeben, die „Organisation“ beherrsche alles, der Einzelne sähe sich nur noch als „Zahnrad in 
einer ungeheuren Maschine“ (:48). Der Mensch sei ein „seelenloser Sklave“ (:51) geworden, 
so die Denkschrift. Von einer solchen „Entindividualisierung“ des Menschen setzte man sich 
bewusst ab. 
Es gab aber noch ein zweites anthropologisches Verständnis, mit dem man sich kritisch 
auseinandersetzen musste und das im Hintergrund der Debatten um die neue Ökonomie stand, 
das Menschenbild des „homo oeconomicus“ (vgl. Dietz 2005; Dietzfelbinger 2004). Hier 
stand nicht der Massenmensch im Mittelpunkt, sondern der autonome Mensch als rationaler 
Wirtschaftsakteur. Bei der „heuristischen Kunstfigur“ (Starbatty 1999:1) des „homo oecono-
micus“ werden idealtypisch Produzenten und Konsumenten als rationale Wesen angesehen, 
die in ihrem wirtschaftlichen Verhalten vor allem auf Nutzenmaximierung aus sind (vgl. 
Kremser 2013; Suchanek 2001:144-150). Die Maximierung der persönlichen Lebensgestal-
tung steht dabei im Vordergrund. Auch wenn das Bild vom „Homo oeconomicus“ eine grobe 
und mitunter holzschnittartige Karikierung des typischen kapitalistischen Wirtschaftsakteurs 
darstellt und mehr ein „Konstrukt“ ist, als Realität, wird es bis heute verwendet.  
Zu Bedenken ist dabei, dass diese Karikatur des marktwirtschaftlichen Individuums schon 
mit der Anthropologie von Adam Smith nicht übereinstimmte. Smith trennte den Menschen 
als Wirtschaftsakteur nicht vom Menschen als sozialem Wesen, wie es beim „homo oecono-
micus“ der Fall ist. Als „Moralphilosoph“ hatte Smith nicht umsonst mit seinem Werk „Theo-
rie der ethischen Gefühle“ (Smith 1949), das er lange vor seinem berühmten Werk „Wealth of 
the Nations“ (Smith 1978) schon 1759 verfasste, ein Plädoyer gegen Selbstsucht und Egois-
mus veröffentlicht. „Der Wohlstand der Nationen“ ist von daher im Licht seines Frühwerkes 
zu interpretieren. Deshalb wird man den „Homo oeconomicus“ nicht als unabdingbare Folge 
und erst Recht nicht als bewusste Intention der Smithschen Marktwirtschaft bezeichnen kön-
nen.  
Andererseits war nicht von der Hand zu weisen, dass gerade in der liberalen Wirtschaftspo-
litik des 19. Jahrhunderts eine solche Handlungsmaxime der egoistischen Nutzenmaximierung 
keine Seltenheit war. Praktisch alle Väter der Sozialen Marktwirtschaft haben die hemmungs-
losen Exzesse der Laissez-faire-Wirtschaft des 19. Jahrhunderts scharf kritisiert. Als Beispiel 
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sei Walter Eucken erwähnt. Er bezeichnete das soziale Problem als die „Zentralfrage der Ge-
sellschaft“ des 19. Jahrhunderts (Eucken 1990:185). In Anlage 4 der Denkschrift wird genau 
dieser „Liberalismus“ gebrandmarkt, da er die Bevölkerung „proletarisiert“ habe (In der 
Stunde Null:135). „Ausbeutungsgelüste“ und „menschenunwürdige Lebensbedingungen“ 
hätten damals die Atmosphäre bestimmt (:135). 
Mit beiden „Feindbildern“, dem willenlosen Massenmenschen des Totalitarismus und dem 
„homo oeconomicus“ der entarteten Marktwirtschaft, setzte sich die Freiburger Denkschrift 
kritisch auseinander. 
4.1.2.1 „Person-Sein in Gemeinschaft“: Wiederherstellung des wahren Menschen 
Die Lösung in diesem „Zwei-Fronten-Krieg“ sah man in der Wiederherstellung und Be-
wahrung der individuellen Personalität des Menschen. Dieses Konzept kann als der anthropo-
logische Kern des Freiburger Reformprogramms bezeichnet und als radikale Antwort auf den 
Massenmenschen im Nationalsozialismus und des „homo oeconomicus“ des Laissez-faire-
Kapitalismus verstanden werden. Gegen die „Vermassung“ der Ideologen und die Ausnutzung 
des Arbeiters setzte man das wahre „Person-Sein“, die freie, selbstverantwortliche Persön-
lichkeit des Einzelnen. So heißt es im Hauptteil der Denkschrift pointiert: „Der Begriff der 
Personalität, der vor Gott unmittelbar, und in letzter Instanz nur vor ihm verantwortlichen 
Person, ist zentral für alles rechte Verständnis christlicher Ethik“ (In der Stunde Null:62). 
Ausdruck dieser Personalität sei dabei die „Selbstbehauptung“ des Menschen (:63), sein 
„selbstverantwortliches Denken und Handeln“ (:86). Jeder Mensch stehe als Individuum in 
Selbstverantwortung vor Gott (:63). Jeder Staat habe deshalb den „Personcharakter des Men-
schen“ zu achten, er dürfe die „kreatürliche Entfaltung der Personen nicht hindern“, sondern 
müsse „die Verwirklichung sittlicher Personhaftigkeit“ fördern (:78, 103). Selbst das „Recht“ 
als notwendige Ordnungsaufgabe wird in Anhang 1 aus dem Personsein des Menschen abge-
leitet (:102).  
In diesem Zusammenhang werden auch die „allgemeinen Menschenrechte“ erwähnt und 
begrüßt, wenn auch die Verquickung mit „Forderungen politischer Machtverteilung“ abge-
lehnt wird, da sie nicht zum „Kern“ der Menschenrechte gehörten (:78). Zu ihnen und damit 
zur Achtung des Personcharakters zählten auf jeden Fall die „Freiheit des Gewissens“, das 
Ende des Spitzelsystems und der „lügenhaften Propaganda“ sowie der polizeilichen Verfol-
gung von Verdächtigen (:78-79). Der Planwirtschaft warf man vor, die Menschen wie Sklaven 
zu behandeln und sie genauso wie die „freie Wirtschaft“ des 19. Jahrhunderts ausbeuten zu 
wollen (:143), was völlig inakzeptabel sei. 
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Der Begriff „Personsein“ im Sinne einer „sittlichen Persönlichkeit“ war wiederum kein 
Proprium der Freiburger Denkschrift, sondern er zieht sich durch viele damalige Veröffentli-
chungen der katholischen und protestantischen Theologie und der Geisteswissenschaft. Roser 
(2001:222) hat darauf hingewiesen, dass der Begriff und der Gedanke sowohl bei den „Reli-
giösen Sozialisten“ und im konservativen Luthertum, wie auch bei der Schriftstellerin Ricarda 
Huch, der Schwiegermutter Franz Böhms, und selbst beim Philosophen Rudolf Eucken auf-
taucht, dem Vater Walter Euckens. Auch die „Christliche Soziallehre“ des Sozialkatholizis-
mus gebrauchte den Begriff (Althammer & Franco 2014:11). Wahres Personsein zeige sich 
gerade in der Freiheit, der Individualität, dem Sein ohne Abhängigkeiten von Technik und 
Apparaten, in der Unmittelbarkeit der Person zu Gott (Roser 2001:222). „Person-Sein“ war 
von daher eine zeitgenössische Chiffre für die Freiheit der Selbstentfaltung und der Loslösung 
von der Umklammerung geistiger Abhängigkeiten, wie man sie in der totalitären Welt erlebte.  
Im Freiburger Reformprogram wird diese Sicht der wahren Persönlichkeit allerdings im 
Gegensatz zu philosophischen Ansätzen bewusst an Gott gebunden, hat also einen religiösen 
Begründungszusammenhang (In der Stunde Null:62). Der Mensch stehe in seiner unverwech-
selbaren Identität eben „vor Gott“ und habe sich ihm gegenüber zu verantworten (:63), so die 
Freiburger. Man band von daher das Personsein an die Geschöpflichkeit des Menschen und 
seine Ebenbildlichkeit. Personalität und Selbstverantwortlichkeit waren nach Ansicht der Ver-
fasser Resultate der Schöpfung, des Willens Gottes für jeden Menschen. Personalität wurde 
schöpfungsmäßig verankert und bewusst theologisch verortet. 
Deshalb verstand man unter dem „Personcharakter“ auch keinen autonomen Individualis-
mus. Die Personalität des Einzelnen entfaltet sich nach dem Verständnis der Freiburger para-
doxer Weise in der „echten Gemeinschaft“: „Denn nur in der Gemeinschaft wird und bewährt 
sich echte Personalität. Und umgekehrt: nur wo echte Personalität sich findet, bildet sich auch 
echte sittliche Gemeinschaft“ (:62). Die Denkschrift vertritt deshalb einen „relationalen Per-
sonbegriff“ (Kreß 2006:1771). Nicht umsonst wollte die Denkschrift ja auch eine „Gemein-
schaftsordnung“ vorlegen, nicht nur eine „Individualordnung“. Der Mensch habe neben seiner 
Verantwortung vor Gott grundsätzlich auch immer eine Verantwortung für den Nächsten, 
nicht nur für sich selbst (:63), Recht verstandene Individualität und Gemeinschaft bedingten 
sich deshalb gegenseitig. „Gegen Kollektivismus und Anarchie den wahren Personcharakter 
des Menschen zu sichern ist das zentrale Anliegen einer christlich verstandenen Gemein-
schaftsordnung“ (:63).  
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Kernelement dieser Gemeinschaft war für die Freiburger die Familie, die im Dokument ei-
nen hohen Stellenwert einnimmt. Sie ist „die natürliche Grundlage jedes organischen, echte 
Gemeinschaft fördernden Sozialaufbaus“ (:88). „Die Familie ist nach christlicher Auffassung 
die natürliche Keimzelle aller echten christlichen Gemeinschaftsbildung…“ (:82). Gerade das 
Auseinanderreißen der Familie durch den nationalsozialistischen Staat wird stark kritisiert, 
ebenso die Kinderprämien, da die Kinderzeugung dadurch „als vaterländische Leistung ge-
priesen“ wird (:82). Bei den wirtschaftspolitischen Vorschlägen werden analog Familienbe-
triebe besonders in den Mittelpunkt gestellt (:87, 131, 139). „Sowohl der Eigennutz des Men-
schen wie seine Bereitschaft, zum Besten der eigenen Familie zu wirken, können durch einen 
geordneten Wettbewerb zur Förderung des Gesamtwohles nutzbar gemacht werden“, heißt es 
in Anlage 4 (:131). 
Neben der Familie wird aber auch die Volksgemeinschaft als Ort der Entwicklung und Be-
währung von Personalität betont (:89). Sie ist die Grundlage der „wahren politischen Gemein-
schaft“ (:89). „Wahre Gemeinschaft ist nur da, wo der Angehörige jedes Berufsstandes sich 
als politisch und sozial vollwertigen Volksgenossen [sic] empfinden kann“ (:89). Klassen-
kämpfe zwischen den verschiedenen „Ständen“ der Gesellschaften sind deshalb zu vermeiden. 
Schon die Jugend soll „zur vaterländischen Gesinnung“ erzogen werden, ohne dabei den Staat 
als „sittlichen Höchstwert“ zu verehren (:84). Ziel ist eine „wahre Volksgemeinschaft“, die 
zwar materielle Unterschiede nicht ausschließt, aber über „soziale Fürsorgemaßnahmen“ (:89) 
sich insbesondere um die Armen in der Bevölkerung kümmert. 
Die Freiburger sahen den Menschen deshalb in der Spannung zwischen Selbstbehauptung 
und Selbstpreisgabe. Jeder Mensch müsse vor seinem Gewissen entscheiden, wie die Grenz-
ziehung zwischen beiden Polen im konkreten Fall auszusehen habe (:89). Eine Preisgabe des 
eigenen Selbst, insbesondere die Preisgabe des Selbst an den absoluten Staat, sei eine „Selbst-
vernichtung des Personcharakters“ und müsse unbedingt verhindert werden (:89). Anderer-
seits sei eine reine Selbstbehauptung ohne soziales Engagement ebenso abzulehnen, da sich 
wahres Personsein in der Liebe zum Nächsten, konkret zur Familie, zeige (:129). Dieses aus-
balancierte Verständnis der Identität des Menschen zwischen Ich- und Nächstenliebe, in ei-
nem anderen Zusammenhang von Helmut Kaiser (1993) einmal als „solidarische Ichidentität“ 
bezeichnet, spiegelt sich in der Denkschrift wider.  
4.1.2.2 „Freiheit in Verantwortung“: Zum Freiheitsverständnis 
Sichtbarer Ausdruck dieses erneuerten Personseins ist die Freiheit des Menschen. Die For-
derung nach Freiheitsrechten der Denkschrift lehnte sich bewusst an Luthers  Schrift „Die 
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Freiheit eines Christenmenschen“ an (:62). Der freie Mensch wird dabei im Sinne seiner 
Selbstentfaltung als Idealbild beschrieben. Der Wert der Freiheit wird sogar als Zentrum aller 
christlichen Ethik bezeichnet: „Doch ist im Grunde der Mittelpunkt aller recht verstandenen 
christlichen Ethik dieselbe Lehre: die Predigt von der ‚Freiheit eines Christenmenschen‘…“ 
(:62). Diese Freiheit sei „die große Heilsbotschaft der christlichen Kirchen an das verängstig-
te, dumpfe Massenmenschentum unserer Tage“ (:62).  
Dieses enthusiastische und sogar mit einer soteriologischen Note („Heilsbotschaft“) verse-
hene Freiheitsverständnis enthält dabei nicht nur Anklänge an Luther, sondern auch an den 
frühen Liberalismus des 18. und 19. Jahrhunderts (Aßländer 2008:85-92; Ulrich 2005:13-14). 
Bürgerliche Freiheitsforderungen gingen hier konform mit der Forderung nach ökonomi-
schem Liberalismus. Die Freiheit solle sich konkret in freien Märkten, aber auch in der Frei-
heit der Religionsausübung und „künstlerischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Tä-
tigkeit“ ausdrücken, so eine Forderung der Denkschrift (In der Stunde Null:103). Nur in einer 
Übergangsphase dürften „Rede- und Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, Koalitionsfreiheit 
u. dgl.“ eingeschränkt werden, sonst aber nicht (:74). Über allem stehe die „Freiheit des Ge-
wissens“, die gesetzlich gesichert werden müsse (:78), so die Autoren der Denkschrift. 
Hintergrund dieser Betonung der menschlichen Freiheit war zunächst wieder die negative 
Erfahrung mit dem totalitären Staat, der die Freiheitsrechte der Menschen massiv einschränk-
te. Einige der Autoren hatten selber Repressalien und Einschränkung erfahren, so Franz 
Böhm, Constantin von Dietze und Carl Goerdeler. Dass es deshalb zu einer Betonung der 
Freiheitsrechte kam, war selbstverständlich. Es ging den Autoren aber nicht um einen schran-
kenlosen Libertinismus, wie er z.T. in den Freiheitsbewegungen des 19. Jahrhunderts vorzu-
finden war. Sie vertraten eben keinen „individualistischen Neoliberalismus“ (Gutmann 
1996:5). Freiheit stehe nämlich in einer Polarität zwischen Selbständigkeit und Gebundenheit, 
so die Autoren. Sie müsse durch Autorität begrenzt werden (:72, 76). „Es bedarf der staats-
bürgerlichen Erziehung ebenso wie der gesetzlichen Beschränkungen egoistischer Triebe“, 
sonst führe Freiheit „in anarchischer Willkür, zur Störung, Lähmung, wohl gar Zersetzung der 
politischen Gemeinschaftsordnung“ (:76). Die Grenze aller Freiheit sei das „an Gott gebunde-
ne Gewissen“ (:73), so die Autoren.  
Die notwendige Begrenzung der Freiheit sahen die Autoren aber nicht nur durch den Staat 
und das eigene Gewissen gewährleistet. Wahre Freiheit führe immer in die „echte Gemein-
schaft“ (:62). Freiheit könne genauso wie das Personsein nur in der Gemeinschaft richtig ge-
lebt werden. Auch dadurch wurde eine individualistische Reduktion des Freiheitsbegriffes im 
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Sinne der Willkür des Einzelnen vermieden. Freiheit nehme Rücksicht auf die Sozialgemein-
schaft und könne nur innerhalb der Gruppe entfaltet werden.  
Die Denkschrift sprach auch noch von einer anderen Art der Freiheit. Die Auseinanderset-
zung mit dem totalitären Regime brauche eine „innere Freiheit“, eine Unabhängigkeit von 
„Menschenfurcht“, konkret von allen Mächten, die das sittliche Bewusstsein unterdrücken. 
Schon im Zitat über Luthers Freiheitsschrift wurde deshalb bewusst von der Freiheit „von 
aller Menschenfurcht“ gesprochen (:62). Sie sei vor allem durch „wahre Gottesfurcht“ zu er-
langen (:54).  
Diese Freiheit von Angst und Menschenfurcht als Voraussetzung zum mutigen Handeln in 
der Öffentlichkeit findet sich schon bei Paulus, wie Schockenhoff überzeugend nachgewiesen 
hat (Schockenhoff 2007:238-240). Von daher kann man an dieser Stelle der Denkschrift einen 
neutestamentlichen Duktus bescheinigen. Der paulinische Freiheitsbegriff intendiert „immer 
auch Freiheit von Furcht und ängstlicher Sorge“ (:238). Gerade diese „Freimut“ sei ein be-
sonderes Kennzeichen des apostolischen Selbstverständnisses, aber auch des geisterfüllten 
Christen, die zur „Zivilcourage“ führt, so Schockenhoff (:238, 240). Nowak (1988:244) hat 
diesen ausbalancierten Freiheitsbegriff der Denkschrift, der einen Mittelweg geht zwischen 
einem theologischen Determinismus, der die Verantwortlichkeit des Einzelnen ablehnt, und 
einem individuellen Libertinismus, der nichts von der Sündhaftigkeit des Menschen wissen 
will und auf Autonomie zielt, am Beispiel Ritters und seiner Schriften pointiert herausgearbei-
tet: „Jenseits eines bloß individualistischen liberalen Freiheitsbegriffs auf der einen, eines 
sozialistischen Gleichheitsbegriffs („Gleichmacherei“) auf der anderen Seite, waren Individu-
um und Gesellschaft, bis hin zur Gestaltung des wirtschaftlichen Lebens, zu einer neuen Qua-
lität zusammenzuführen… Ritters politisch-ethischer Kernbegriff ist als ‚verantwortliche 
Freiheit‘ definierbar.“  
Das Prinzip „Freiheit in Verantwortung“ findet sich auch in den klassischen theologischen 
Lehrbüchern der damaligen Zeit. Z.B. unterschied der Zürcher Theologe Emil Brunner 
(1939:472) analog zwischen einer „formalen“ und einer „materialen Freiheit“. Formal sei 
jeder Mensch dank seiner Gottesebenbildlichkeit frei und könne diese Freiheit nie verlieren. 
„Diese Freiheit lebt in jedem Vernunftakt, sei es im Schaffen des Künstlers, im Denken des 
Wissenschaftlers oder im Bilden des Erziehers“ (:472). Für sie müsse man sich einsetzen. Sie 
müsse gesichert werden. Die „materiale Freiheit“ sei aber immer durch die Sünde bedroht und 
könne verloren gehen. Spätestens dann, wenn sie sich von ihrem Bezug zu Gott löse, ver-
wandle sie sich in „absolute Selbstzwecklichkeit und Autonomie“ und zerstöre jede Gemein-
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schaft (:473). Ähnlich differenziert urteilte Dietrich Bonhoeffer. Auch er sah die menschliche 
Freiheit durch die Gottesebenbildlichkeit verwirklicht (Bonhoeffer 1988:268) und stellte die 
Freiheit in den direkten Bezug mit dem Wert der Verantwortung. „Verantwortung setzt sach-
lich – nicht zeitlich – Freiheit voraus, wie Freiheit nur in der Verantwortung bestehen kann“ 
(:264), so Bonhoeffer. Freiheit gäbe es nur in der Bindung an Gott und den Nächsten. Sie sei 
zwar durch die moderne Arbeitsgesellschaft mit den damit verbundenen Abhängigkeiten be-
droht. Aber auch in solchen Situationen gäbe es noch Freiheiten, so in jeder Begegnung zwi-
schen Menschen, die dann in „freier Verantwortung“ gestaltet und gelebt werden müssten 
(:267). In Christus könne man erkennen, dass auch Freiheit und Gehorsam keine Widersprü-
che seien: „Gehorsam ohne Freiheit ist Sklaverei, Freiheit ohne Gehorsam ist Willkür. Der 
Gehorsam bindet die Freiheit, die Freiheit adelt den Gehorsam“ (:268). Diese theologischen 
Ansätze von Brunner und Bonhoeffer einer „verantworteten Freiheit“ finden sich auch in der 
Freiburger Denkschrift.  
Auch andere „Väter der Sozialen Marktwirtschaft“ haben die Freiheit des Menschen als 
Grundlage der neuen Marktwirtschaft betont, mit dem Bekenntnis, „daß wir in der Marktwirt-
schaft die Idee der Freiheit als Patrimonium unserer Zivilisation auf dem wirtschaftlichen 
Gebiet verwirklichen“, so Röpke (1960:21). Rüstow (1960a:8) bekannte: „Wenn wir mit Lei-
denschaft für die Wirtschaftsfreiheit eintreten, so tun wir das in allererster Linie eben deshalb, 
weil die Wirtschaftsfreiheit die notwendige, die unentbehrliche Grundlage der politischen 
Freiheit, der menschlichen Freiheit ist, d.h. also im Dienst der Menschenwürde.“ Aber auch 
hier gab es gleich Einschränkungen: Röpke (1960:30) z.B. geißelte genauso wie die Freibur-
ger einen schrankenlosen Freiheitsbegriff: „Freiheit ohne Normen und Regeln, ohne morali-
sche Selbstdisziplin der einzelnen ist die furchtbarste Unfreiheit für alle diejenigen, die dabei 
zertrampelt und versklavt werden“.  
Einen gewissen Streitpunkt gab es dabei in der Frage, ob die Soziale Marktwirtschaft von 
sich aus Freiheit schaffen könne, oder ob Freiheit erst eine Voraussetzung für Soziale Markt-
wirtschaft sei. Rüstow (1960a:8) sah gerade in der freiheitlichen Wirtschaft die Grundlage für 
den freiheitlichen Staat. Röpke (1960:30) wies dagegen darauf hin, dass die Marktwirtschaft 
von sich aus Freiheit nicht schaffen könne, sondern freiheitliche Strukturen voraussetze. „Die 
Idee des Westens, die Idee der Freiheit, verlangt im Wirtschaftlichen eine freie Ordnung. Aber 
diese freie Ordnung verlangt zugleich jenes moralisch-geistige Erbgut desselben Ursprungs“ 
(:22). Die Spannung von Freiheit und Selbstbegrenzung sah er dabei schon im Neuen Testa-
ment vorgegeben, wenn Paulus in Galater 5,13.15 von der Freiheit sprach, die von der Liebe 
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zum anderen getragen sein sollte (:31). Die entscheidende Frage bei dieser Diskussion war 
also: Braucht der Leistungswettbewerb als Voraussetzung eine freiheitliche, politische Ord-
nung, oder hilft er mit, eine solche Ordnung zu schaffen? Hier war man sich nicht einig. 
Trotz dieser Differenzen, die im Prinzip keine elementaren Unterschiede widerspiegeln, 
bleibt festzuhalten: Sowohl die Freiburger, wie auch die andere Väter der Sozialen Marktwirt-
schaft, sahen ihr Wirtschaftskonzept in enger Verbindung zu den protestantischen und libera-
len Freiheitsidealen, die sich auch in staatlichen Strukturen und in der Wirtschaftspolitik zei-
gen sollten. Ihr Ansatz wurde eindeutig von einem gewissen freiheitlichen Idealismus getra-
gen. Man erkannte nicht, dass es auch eine „strukturelle Ohnmacht“ gibt, die Menschen davon 
ausschließt, überhaupt freiheitliche Entscheidungen treffen zu können, sei es unverschuldete 
Arbeitslosigkeit oder prekäre Arbeitsplätze, die eine freie Entfaltung des Einzelnen nicht zu-
lassen (Ulrich 2005:19). Allein Bonhoeffer hat in der damaligen Zeit solche einschränkenden 
Fesseln angedeutet (Bonhoeffer 1988:266).  
Eindeutig war aber: Der Freiheitsbegriff der Freiburger wollte individualistische Autono-
mie ebenso verhindern wie kollektivistische Zwangswirtschaft. Beide Extreme würden am 
Ende in die Unfreiheit führen. „Freiheit und Verantwortung sind somit zwei Seiten der Me-
daille ‚Soziale Marktwirtschaft‘“ (Schlecht 2009:291). Die weltanschauliche Grundlage ihres 
Freiheitsbegriffs fanden die Freiburger in der christlichen Anthropologie, mit dem Rückbezug 
auf das Neue Testament. Ziel war die „Freiheit eines an Gott gebundenen Gewissens“, das 
„zum Dienst am Nächsten“ führen solle, so die Freiburger Denkschrift (In der Stunde 
Null:73). 
4.1.2.3 „Widerstand gegen die Macht der Sünde“: Zur Harmatologie 
Die Anthropologie der Denkschrift sieht aber nicht nur die Wiederherstellung des Person-
Seins und die Sicherstellung der Freiheit und Selbstentfaltung des Menschen als ihre Aufgabe 
an. Sie ist auch von einer sehr realistischen Sicht der „Gefallenheit“ des Menschen und seiner 
„Sündhaftigkeit“ geprägt. Die optimistische Sicht vom Menschen zeigt sich im Freiheitsver-
ständnis, die pessimistische in der Harmatologie. 
Schon die Kulturkritik Ritters machte deutlich, wie stark man den Menschen auch als feh-
lerhaftes Geschöpf betrachtete. Wieder in Anlehnung an Luther heißt es deshalb im Dokument 
pointiert, dass alle Menschen „Sünder vor Gottes Gericht“ seien (In der Stunde Null:72). „Der 
Mensch sei aus der Gnade gefallen und von selbstsüchtigen Trieben beherrscht“ (:72). „Recht-
lose Willkür“, „Gewalt“, „Zuchtlosigkeit“ und „Schwäche“ sind Begriffe, die gebraucht wer-
den, um die Fehlerhaftigkeit des Menschen auszudrücken (:72). Die neue Wirtschaftsordnung, 
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die man in Anlage 4 entwickelte, habe die Aufgabe, „den denkbar stärksten Widerstand gegen 
die Macht der Sünde“ zu gewährleisten (:129). 
Eng damit verbunden war auch eine Absage an alle idealistischen und utopischen Zu-
kunftskonzepte. Ideen von einer „vollkommenen Gerechtigkeit auf Erden“ wurden als 
„Schwärmereien“ abgetan (:55). In der Analyse der Zeit spielen dagegen apokalyptische Vor-
stellungen eine wesentliche Rolle. Man spricht von „dämonischen Mächten“, die in den Ideo-
logien am Werk seien (:54), vom „apokalyptischen Charakter der Zeit“ (:54), vom sichtbaren 
Kampf des „Satans“ und „Antichristen“ im „Endkampf“ der Zeit (:54). Die starke Betonung 
des Staates als Ordnungsmacht, symbolisiert durch das „Schwertamt“, hinge mit der Sünden-
natur des Menschen zusammen, die eindämmt werden müsse (:72). Eine Rechtsordnung sei 
nötig „wegen der Erbsünde“ und weil der „Kampf wider das Unrecht“ geboten sei (:102). Alle 
diese Zusammenhänge machen deutlich, dass die Sündhaftigkeit des Menschen und aller ge-
schichtlichen Erscheinungen als Ausgangspunkt der Anthropologie und der Weltsicht die 
Freiburger Denkschrift bestimmten.  
Dieses Verständnis vom Menschen als Sünder stand dabei in der klassischen Traditionslinie 
der lutherischen Anthropologie mit ihrer Betonung der völligen Verderbtheit des Menschen. 
Althaus (1932:60) beschrieb diesen Ansatz klassisch: „Der Mensch ist Sünder, nicht weil er 
Sünden tut, neben denen er Gutes aufweisen kann. Sondern er tut Sünden, weil er wesentlich, 
in seiner Grundhaltung, Sünder ist“. Ähnlich äußerte sich aber auch Emil Brunner (1939:139): 
„Nicht bloß die einzelnen Personakte sind gottwidrig, sondern die Gottwidrigkeit steckt jetzt 
in seinem Wesen; die ‚Natur‘, die Seinsart des Menschen ist jetzt als ganze im Widerspruch 
erfaßt… Sünde ist das Vorzeichen aller Geschichte.“ Auch Thielicke (1935:38) betonte die 
„Gefallenheit“ und „Sündigkeit“ des Menschen.  
Die deutliche Bezeichnung des Menschen als „Sünder“ ist im Rahmen der Freiburger 
Denkschrift allerdings einmalig. Da es sich um ein kirchliches Dokument handelt, ist die Be-
griffsbezeichnung sicher nicht ganz ungewöhnlich. Andererseits verzichtet das Dokument 
aber ansonsten auf typisch theologische Begriffe. Auch die anderen Väter der Sozialen 
Marktwirtschaft haben m.W. diesen Begriff „Sünde“ nicht verwendet, auch wenn sie eine 
Ordnung des Wirtschaftssystems aufgrund von Fehlverhalten des Menschen forderten. Mit der 
Personalisierung durch den Sündenbegriff im Sinne einer konkreten Schuld vor Gott und den 
Menschen verankerte die Freiburger Denkschrift die Fehlfunktionen der kritisierten Wirt-
schaftssystems nicht in einem anonymen „Marktversagen“, sondern eindeutig im Menschen 
selbst. Auf diesem Weg wurde die persönliche Verantwortung des Einzelnen betont. Eine 
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Schuldabschiebung im Sinne einer bloßen Systemkritik war damit nicht mehr möglich. Die 
Personalisierung des Fehlverhaltens im Wirtschaftsprozess war eine konsequente Folge der 
Überzeugung von der Selbstverantwortung des Menschen, die hier allerdings nicht nur eine 
Verantwortung von Menschen vor Menschen, sondern auch eine Verantwortung vor Gott war. 
4.1.2.4 „Ordo“: Ordnung als Widerstand gegen die Macht der Sünde 
Ein weiterer Schlüsselbegriff der Freiburger Denkschrift war der Begriff „Ordnung“. Ge-
rade die Gefallenheit und Sündhaftigkeit des Menschen führe dazu, dass der Mensch Ord-
nungsstrukturen brauche, feste Regeln, die das menschliche Zusammenleben regeln müssten, 
eben eine „Gemeinschaftsordnung“ (In der Stunde Null:25). Freiheit allein führe nicht auto-
matisch zum „Wohlstand der Nationen“, denn Freiheit brauche Ordnung, Gestaltung, um ein 
Segen für die Gesamtheit zu werden. Der Begriff „Ordnung“ kann dabei als eine entscheiden-
de Verstehenskategorie des gesamten Dokumentes gelten.  
Die Überzeugung von einer universalen Ordnungsstruktur hat eine lange abendländische 
Tradition (Kirsch 2009). Erst Anklänge finden sich bei Cicero (Enders 1997:335-336). Über 
Tertullian wurde der Begriff „ordo“ in die Theologie übernommen und von Augustin als eine 
Art „universelle Ordnung des Seins“, mit der Gott die Welt lenkt, ausformuliert (:340-349). 
Vor allen Dingen tauchte der Begriff dann in der scholastischen Tradition des „ordo universi“ 
auf (Althammer & Franco 2014:17-19). Dieses Verständnis einer von Gott gelenkten Welt-
ordnung durchzieht große Teile des europäischen Mittelalters, in dem der „Glaube an die 
überindividuelle Gültigkeit einer Welt- und Wertordnung“ seine Aufgabe darin sah, „diesem 
Ordo auch im Leben und Zusammenleben der Menschen gerecht zu werden“ (Kirsch 
2009:186). Thomas von Aquin sah im „ordo“ das eigentliche Prinzip allen Seins, der „eine 
Kosmos“, „der in abgestuftem Sein sich rundet und das Wie seines Werdens und Bestehens 
als ewiges, in Gott gegründetes Gesetz (lex aeterna) in sich trägt“ (Arnold 1981:139-140).  
Dieser allgemeine Konsens über die eine, in Gott gegründete „Ordnungsarchitektur“ 
(Kirsch 2009:188), brach mit dem Beginn der Neuzeit allerdings auseinander. Ein von allen 
geteiltes Regelwerk fehlte. „Geistesgeschichtlich gesehen ist der neuzeitliche Säkularismus 
das Ergebnis der kritischen Zersetzung jenes abendländischen Ordogedankens, der die Viel-
heit des Seienden in seinem Bezug zueinander wie zum letzten Grund und Ziel des Univer-
sums sehen lehrt“ (Arnold 1981:138). Genau an diesem Punkte setzte die Freiburger Denk-
schrift an und plädierte für eine Wiederaufnahme des alten Ordnungsgedankens. 
Ob Walter Eucken den scholastischen Ordnungsbegriff aufnahm, oder ihn rein wirtschafts-
politisch ohne Rückbezug auf die Metaphysik einführte, ist umstritten (vgl. Roser 2001:225). 
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Goldschmidt sieht in Bezugnahme auf Franz Böhm bei Eucken wohl richtiger Weise ein 
„Wiederaufleben des mittelalterlichen Ordo-Gedankens“, der metaphysisch legitimiert wird 
(Goldschmidt 1998:47). Denn explizit geht Eucken in seinen „Grundlagen der Nationalöko-
nomie“ auf diese geschichtlichen Zusammenhänge ein, wenn auch nur kurz. „Ordo“ sei nicht 
nur eine „Wirtschaftsordnung“, sondern ein „architektonischer Gestaltungsplan der Welt“, die 
„sinnvolle Zusammenfügung des Mannigfaltigen zu einem Ganzen“, eine „Wesensordnung 
oder Naturordnung“, die über den positiven Ordnungen der Wirtschaft ständen (Eucken 
1989:239). Eucken bezeichnete dabei nur die „Naturordnung“ als „Ordo“, die konkrete „Wirt-
schaftsordnung“ dagegen als „Ordnung“ (:239). Trotzdem dürfte Goldschmidt generell mit 
dem behaupteten Rückbezug auf die Scholastik Recht haben, wenngleich Eucken sehr wohl 
die profane Wirtschaftsordnung nicht mit diesem mittelalterlichen Ordo-Gedanken verband, 
sondern ihr eine Eigenständigkeit einräumte.  
Ob Naturordnung oder konkrete Wirtschaftsordnung – ohne ein festes Regelwerk gehe es 
nicht, so die allgemeine Überzeugung von Eucken und aller Autoren der Denkschrift. Die 
notwendige Ordnung wird dabei mit verschiedenen Begriffen und in verschiedenen Zusam-
menhängen beschrieben. Wie wir noch sehen werden hat auch die Lehre vom „starken Staat“, 
der diese Ordnung durchsetzen soll, hier ihre Wurzeln. Seine Hauptaufgabe sei es eben, „Ord-
nungsmacht“ zu sein (In der Stunde Null:68, 71). Bei allen Freiheitsrechten, die er den Bür-
gern gewähren müsse, sei er vor allem verantwortlich für die Verhinderung von Missständen. 
Eines seiner Hauptziele müsse z.B. eine umfassende Friedens-„Ordnung“ sein (:68, 70). Auch 
müsse er eine gerechte Rechts-„Ordnung“ schaffen (:74). In den anthropologischen Passagen 
wird sogar davon gesprochen, dass der sündige Mensch „Zwang und Strafe“ bräuchte, „Aus-
richtung, Klärung, Festigung, Erziehung durch das offenbarte göttliche Wort“ (:72), „gesetzli-
che Beschränkungen egoistischer Triebe“ (:76). Die ganze Anlage 1 geht von dem Gedanken 
aus, dass das Recht „zu den Ordnungsaufgaben“ gehöre, „die aus dem Personsein des Men-
schen folgen“ (:102).  
Anlage 4 spricht dann konkret von notwendigen wirtschaftspolitischen „Ordnungen“ beim 
Arbeitsschutz, im Wohnungswesen, bei genossenschaftlichen Vereinigungen, bei der Bekämp-
fung von Monopolen und bei der Sozialpolitik (:140-142). Man forderte bewusst eine „neue 
Ordnung“, „zu verwirklichende Ordnungsgrundsätze“ (:137), eine „geordnete Finanzwirt-
schaft“ (:132), eine „Gesamtordnung des Wirtschaftslebens“ (:132) und eine „Sozialordnung“ 
(:132). Kein Begriff wird in Anlage 4 so häufig benutzt, wie der Begriff „Ordnung“. Sie seien 
die notwendigen Rahmenrichtlinien für alle grundlegenden Bereiche der Gesellschaft. Der 
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Mensch als Sünder brauche Gebote, Ordnungen und Weisungen, um sein Leben richtig führen 
zu können. Auch in der Wirtschaft sei der Staat gefordert. Eine seiner Hauptaufgaben sei es, 
die negativen Seiten der „freien Wirtschaft“ einzudämmen. Machtballungen und Ausbeutung 
sollten vermieden werden (:143). Ebenso müsse „ungerechte Verteilung“ des wirtschaftlichen 
Erfolgs unterbunden werden (:131). Der Staat habe auf jeden Fall die Verantwortung, passen-
de Rahmenordnungen aufzustellen, so die Sozialordnung (:140), eine „Rechtsordnung“ (:131) 
und eine geordnete Haushaltspolitik (:131-132). Missbrauch wirtschaftlicher Macht, egoisti-
sche Ausbeutung des Nächsten, rücksichtsloses Niederkämpfen des Konkurrenten mit unlau-
teren Mittel usw. soll der Staat durch seine „Ordnungspolitik“ verhindern (:91).  
Die Ordnung sahen die Freiburger aber nicht nur durch den Staat gesichert, sondern Ord-
nungsstrukturen seien auch in der neuen Wirtschaftsordnung selbst verankert. Ein Beispiel sei 
das freie Preissystem im Kontext des Wettbewerbs. In ihm spiegle sich Freiheit und Ordnung 
zugleich. Böhm (1980:11) schrieb dazu: „Und die Wettbewerbsordnung ist zugleich die einzi-
ge Ordnung, der es gelingt, vermittels der steuernden Kraft des Wettbewerbspreises die Milli-
onen spontaner und freier Wirtschaftspläne mit einer zugleich zwingenden und sanften Gewalt 
aufeinander und auf die Wünsche des Bedarfs dergestalt abzustimmen, da der Reibungswider-
stand asozialer Motive und Interessen auf ein beinahe mikroskopisches Mindestmaß herab-
gemildert wird.“ Diese inhärenten Ordnungsstrukturen der Marktwirtschaft seien allerdings 
nicht ausreichend, sondern müssten durch die Ordnungspolitik des Staates ergänzt werden. 
Der „Ordo-Gedanke“ durchzieht auch die anderen Schriften der Verfasser der Denkschrift. 
Walter Eucken wurde schon erwähnt. Später nannte Eucken und seine Mitstreiter des „Or-
doliberalismus“ ihr wichtigstes Publikationsorgan nicht umsonst „Ordo“. Die Schriftenreihe 
der „Freiburger Schule“ trug den Reihentitel „Ordnung der Wirtschaft“ (vgl. Böhm 1937:I). 
Ihr Ansatz wurde auch als „Ordnungsökonomik“ bezeichnet: „Als Ökonomik der Regeln un-
tersucht die Ordnungsökonomik in theoretisch-erklärender und in praktisch-beratender Ab-
sicht den Zusammenhang zwischen Regelordnung und Handelsordnung“, so Vanberg 
(2008a:737). Auch die anderen Väter der Sozialen Marktwirtschaft konnten und wollten auf 
den Ordnungsbegriff nicht verzichten: Wilhelm Röpke (1949:290) sprach bei seiner Wirt-
schaftsordnung des „Dritten Weges“ von einer Kombination aus Freiheit und „Ordnung“, 
Nach Rüstow (2004:35) habe der Staat die Aufgabe, „den Markt in Ordnung zu halten“. Mül-
ler-Armack (1990:6) verstand unter „Wirtschaftslenkung“ und der „gesteuerten Marktwirt-
schaft“ „die Gestaltung einer neuen Wirtschaftsordnung“. 
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Hintergrund des Ordnungsgedankens war wiederum die anthropologische Überzeugung 
des Menschen als Sünder, die stark aus der lutherischen Theologie abgeleitet wurde. Der 
Mensch brauche ein grundsätzliches Ordnungssystem, um sein Personsein in Freiheit und 
Selbstverantwortung leben zu können. Dieses Ordnungssystem fanden die Freiburger in der 
Ethik des Christentums, in der „Sittlichkeit“. Darüber hinaus benötige man praktische Ord-
nungspolitik im Sinne von Spielregeln, die das menschliche Zusammensein regeln sollten. In 
der geordneten Wettbewerbswirtschaft fanden sie ein solches Ordnungssystem für die Wirt-
schaft. 
Außerdem thematisierte die Denkschrift auch die lutherische Lehre von den „Schöpfungs-
ordnungen“, auf die wir noch in einem eigenen Kapitel eingehen werden. 
4.1.3 Die äußere Ordnungsmacht: Zum Staatsverständnis 
Die wichtigste Ordnungsinstanz war für die Verfasser der Freiburger Denkschrift der Staat. 
Dabei ist das Staatsverständnis der Denkschrift wiederum eng verflochten mit den anthropo-
logischen Grundlagen, denn die Sicht vom Menschen als Geschöpf Gottes zwischen Freiheit 
und Gebundenheit sollte auch die Funktion und Bedeutung der Obrigkeit bestimmen. 
Zunächst wird in der Denkschrift ein „evangelischer“ oder „christlicher Staat“ kategorisch 
ausgeschlossen. „Das Reich Christi ist nicht von dieser Welt“ – so heißt es gleich im ersten 
Satz des zweiten Hauptteils (In der Stunde Null:55). Es gäbe „keinen schlechthin ‚evangeli-
schen‘ oder ‚christlichen‘ Staat“ (:55). Generell dürfe kein irdischer Staat von sich behaupten, 
das Reich Gottes auf Erden zu verkörpern (:55). Deshalb seien totalitäre Nationen nach An-
sicht der Verfasser der Denkschrift von vornherein illegitim. Andererseits sei der Staat mit 
seiner Schwertgewalt eine „Ordnung Gottes und insofern heilig“ (:55). In direktem Bezug auf 
Römer 13 wird der Staat als „Gottes Gehilfe“ bezeichnet, als „Gerichtsvollstrecker für den, 
der Böses tut“ (:55), als „sittliche Ordnungsmacht“.  
Genau in dieser Dualität des Staates zwischen starker Ordnungsmacht auf der einen und 
begrenzter Obrigkeit unter Gott auf der anderen Seite werden Prinzipien für eine neue Politik 
in der Nachkriegszeit formuliert. 
4.1.3.1 Der Staat als begrenzte und begrenzende Ordnungsmacht  
Die Freiburger Denkschrift forderte neben ihrer Betonung der Freiheit und Selbstständig-
keit des Menschen einen „starken Staat“, der sich nicht von Interessensgruppen erpressen las-
sen dürfe. Im zweiten Hauptteil der Denkschrift wird von einer „souveräner Macht“ gespro-
chen, einer Schutzmacht, ohne die „die politische Gemeinschaft, das Staatsvolk als Ganzes, 
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seine Lebensansprüche nicht unter anderen Völkern zur Geltung bringen kann“ (:65). Der 
Staat müsse eine echte „staatliche Autorität“ sein (:76). Eine notwendige, „feste Ordnung“ 
könne nicht ohne „äußeren Zwang“ des Staates durchgesetzt werden (:65). Symbolisch stehe 
dafür das „Schwert“, eben der Staat als „sittliche Ordnungsmacht“: „Das Schwert steht im 
Dienst der sittlichen Gemeinschaftsordnung, die Gott haben will“ (:56). Die Obrigkeit sei 
„gebietender Schützer des Rechts“ (:76), Gott gegenüber verantwortlich (:76), sie müsse 
„wirkliche Führerschaft ausüben, weil ohne solche Führung nicht echte Gemeinschaft, son-
dern Anarchie entsteht“ (:76). Diese „souveräne Macht“ habe auch eine innenpolitische Be-
deutung, denn sie müsse „in den unendlichen Interessenskonflikten innerhalb einer politischen 
Gemeinschaft“ die Ordnung durchsetzen (:76). Der Staat wird deshalb in erster Linie als auto-
ritative Ordnungsmacht verstanden. 
Andererseits findet sich im Dokument mehrmals die Ablehnung eines totalitären, tyranni-
schen Staates. Schon in der geschichtlichen Hinführung wird in Bezug auf den Staat von einer 
„Dämonie der Macht“ gesprochen, der es zu widerstehen gilt (:45). Der Besitz von Macht 
enthielte immer die Versuchung zum Missbrauch, die notwendige Macht des Staates habe 
einen „dämonischen, zwitterhaften Charakter“ (:45). Deshalb „gibt es keinen Dämon, der 
dringender der Zähmung und Fesselung bedürfe, als den Dämon der Macht“ (:45). Die Autori-
tät des Staates müsse von daher immer begrenzt und kontrolliert werden, so die Denkschrift 
(:77). Aufgabe der Kirche sei es, den Staat an seine „Christenpflicht zu erinnern“, „die Besin-
nung auf das, was das christliche Gewissen den Völkern und ihren Machthabern zu sagen hat“ 
(.68). Vor allem habe der Staat „keinerlei Führungsanspruch als Ordnungsmacht“ im Bereich 
der Kirche (:80). Ebenso wird in der Anlage 1 über die „Rechtsordnung“ die Ordnungsmacht 
des Staates gefordert, aber gleich auch wieder beschränkt. Erik Wolf und Franz Böhm schrie-
ben: „Der Staat ist seinem Wesen nach politische Ordnung…“ (:103). Aber er dürfe „die krea-
türliche Entfaltung der Person nicht hindern“ (:103). Die klassische Balance, die wir auch in 
anderen Bereichen des Dokuments finden, wird auch hier deutlich: „Die Ordnungsmacht des 
Staates ist keine totale, aber auch keine nur formale… Seine Ordnung wird durch das Dasein 
anderer Ordnungen beschränkt“ (:103). 
Diese ausbalancierte politische Ethik geht deshalb einen Mittelweg zwischen dem autoritä-
ren Staatsverständnis, wie es sich in den totalitären Staaten der damaligen Zeit zeigte, und 
einem liberal-republikanischen Ansatz, der dem Staat keine oder nur wenige Autoritätsrechte 
zuerkennen wollte. Klump sieht im „starken Staat“ der Denkschrift ein spezifisch lutherisches 
Erbe (Klump 2005:394), verkennt dabei aber, dass die vielen einschränkenden Passagen dazu 
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im Widerspruch stehen. Man forderte einen „autoritativen“ Staat, aber keinen „autoritären“, 
einen „begrenzenden“ Staat, der aber selber „begrenzt“ ist. 
In den Grundprinzipien der politischen Ethik orientierte man sich an den klassischen Posi-
tionen innerhalb der Bekennenden Kirche. Als Beispiel sei Bonhoeffer (1988:353) erwähnt, 
der als „Ordnungsethiker“ in Anlehnung an Luther im Staat eine Obrigkeit sah, „die Ordnung 
schafft“ und selber eine „Ordnung Gottes“ (:361) sei. Der Staat sei nach dem Sündenfall not-
wendig geworden, um den Menschen vor dem Chaos zu schützen. Allerdings band Bonhoef-
fer den Staat an Christus und sah ihn nicht nur als notwendige Folge zur Eindämmung der 
Sünde an (:357-360). Der Staat habe „der Herrschaft Christi auf Erden zu dienen“ (:362) und 
finde darin seine Begrenzung. Ihm sei zu gehorchen, allerdings nicht, wenn er „apokalyptisch 
verstanden wird“ (:365).  
Ähnliche Gedanken finden sich bei Helmut Thielicke (1935:177). Er betonte stärker die 
Gefallenheit des Staates, dem keine „Dignität“ zugebilligt werden könne. Seine Hauptaufgabe 
sei seine Funktion als „Bändiger des Chaos“ (:177). Thielicke lehnte dabei den Gedanken ab, 
den Staat als „Schöpfungsordnung“ zu sehen (:190). Mit diesem Verständnis nahm er Einfluss 
auf das Freiburger Dokument. Auch Emil Brunner (1939:430) sah den Staat als „gottgebene 
Ordnung sündiger Wirklichkeit“ an. Er sei eine „Ordnungsmacht“ durch göttliche Stiftung 
(:434). Über ihm liege sowohl ein „Glanz der Schöpfung“, wie auch ein „schwerer Schatten 
widergöttlicher Mächte“ (:432). Die gefährlichste Form sei der totalitäre Machtstaat (:434). 
An diesen Punkten unterschieden sich die damaligen lutherische und reformierte Ansätze 
nicht voneinander. 
Die Autoren standen mit ihrer Ablehnung eines „christlichen Staates“ auf der Grundlage 
der klassischen „Zwei-Regimenter-Lehre“ des Luthertums, lehnten aber eine Staatshörigkeit 
und eine Nichteinmischung in die Politik kategorisch ab. Gerade sie sei das Problem des Lu-
thertums, so die Verfasser. Gerade der „unpolitische Charakter des deutschen Luthertums“ 
und die „Wirklichkeitsblindheit“ der Lutheraner sei das Problem der Zeit (In der Stunde 
Null:32). Namentlich wird dabei Paul Althaus kritisiert, der noch 1940 verkündet habe, dass 
die Christenheit weder ein politisches Programm habe, noch das politische Leben beaufsichti-
gen oder zensieren dürfe (:33). Althaus und andere übersähen, dass auch bei Luther das Reich 
Gottes und das Reich der Welt nicht unverbunden nebeneinander standen, sondern sich auch 
überschnitten hätten, so die Verfasser (:34). Deshalb sei die Kirche aufgefordert, den Macht-
habern ins Gewissen zu reden und sie an ihre Verantwortung vor Gott zu erinnern. 
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Die Freiburger Denkschrift lehnt jede Sakralisierung des Staates ab, betont aber gleichzei-
tig die Staatsgewalt als „Ordnung Gottes“. In dieser ausgewogenen Dialektik von begrenzen-
der und begrenzter Macht spielt sich die politische Ethik der Freiburger Denkschrift ab. 
4.1.3.2 „Demokratische Grundsubstanz“: Zur Staatsformdebatte 
Die Verfasser der Denkschrift waren grundsätzlich der Meinung, dass man aus dem christ-
lichen Glauben keine bestimmte Staatsform ableiten könne, die verpflichtend für alle Völker 
sei. Es gibt keine Staatsform, die „sittlich oder gar religiös allein zulässig für alle Völker“ 
wäre, so die Verfasser (In der Stunde Null:73). „Wir legen uns darum auf keine bestimmte 
Staatsform fest“ (:73). Jede Staatsform habe eine „relative Gültigkeit“, sei nur „ein Versuch, 
konkreten Bedürfnissen einer bestimmten Zeit oder Nation“ gerecht zu werden (:77). Auch 
absolutistische Staatsverfassungen wurden deshalb nicht per se verworfen, so lange die Regie-
rungen durch ihre Gewissensbindung und Regularien in ihrer Machtfülle gezügelt wären.  
Damit war aber keine völlige Neutralität in Fragen der Staatsform gemeint. Denn einen to-
talitären Staat, wie er sich im Nationalsozialismus zeigte, lehnten der Autoren der Denkschrift 
wie gesehen konsequent ab. Wesentlich sei, dass jeder Missbrauch von Machtfülle zurückge-
drängt werden müsse, so die Autoren. Die Kontrolle der Staatsgewalt sei die entscheidende 
Aufgabe geworden (:77). Auf welchem Wege diese Kontrollorgane installiert würden, sei je-
doch eine Frage der „politischen Technik“ (:77). 
Zum demokratisch-parlamentarischen Staat fanden die Verfasser keinen direkten Zugang 
(vgl. Inacker 1994:151-158). Im Gegenteil: Man warf den Demokratien vor, dass gerade sie 
„diktatorische Gewalten“ nicht verhindert hätten (In der Stunde Null:143). Auch in manchen 
sozialpolitischen Fragen seien sie hinter totalitären Regimen zurückgeblieben (:52). Auch 
würden gerade sie, die Demokratien Englands und Amerikas, „das Massenmenschentum in 
Reinkultur züchten“ (:53). Besonders am Beispiel Englands zeige sich, wie schnell eine libe-
rale Tradition in Imperialismus und Machtwillen umschlagen könne, was zeige, dass eine de-
mokratische Verfassung kein genereller Schutz gegenüber Demagogie sei (:53). 
Solche Aussagen sind vor allem auch auf dem Hintergrund der negativen Erfahrungen der 
Autoren mit der Demokratie in der Weimarer Republik zu verstehen. An Weimar kritisierte 
man die politische Instabilität, aber auch die negativen ökonomischen Folgen (:52). Man 
sprach von einem „halbanarchischen Regiment“ (:52). Auch die „Entmassung der Massen“ 
als erklärtes Ziel der Freiburger ließ einen positiven Blick auf Demokratien kaum zu.  
Trotzdem hat Inacker (1994) mit Recht darauf hingewiesen, dass es in der Denkschrift 
„Teilaspekte demokratischer Neugestaltung“ (:152) und eine „demokratische Grundsubstanz“ 
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(:155) gäbe. Sie lagen z.B. in der Aufforderung an die Kirchenführer, sich mit der demokra-
tisch-liberalen Staatform der angloamerikanischen Länder „ernstlich auseinanderzusetzen“ (In 
der Stunde Null:57). Auch forderten die Autoren, den modernen Staat durch Verfassungsorga-
ne streng zu kontrollieren, insbesondere seinen Einfluss auf die Meinungsäußerung, damit er 
seine Machtfülle nicht missbrauche (:77-78). Auch nahm man die Weimarer Demokratie in 
gewissem Maße in Schutz, denn sie hätte deshalb keinen großen Rückhalt im Volk gefunden, 
weil durch den einseitigen Versailler Friedensvertrag „der Völkerbund und die dahinterste-
hende demokratische Ideologie in schwersten Verruf bei uns gebracht“ worden sei (:38.f).  
Vor allem aber sind demokratische Prinzipien in den Forderungen nach Selbstverantwor-
tung, im Freiheitsverständnis und in der „Partizipation der Staatsbürger“ zu erkennen, also in 
der Anthropologie der Denkschrift. Die individuellen Freiheitsrechte, wie sie sich gerade in 
den marktwirtschaftlichen Strukturen manifestieren, entsprechen demokratischen Grundlagen 
und Überzeugungen. Auch die Wettbewerbsordnung bedingt eine Selbstverantwortlichkeit des 
Wirtschaftsakteurs. Den Kern der allgemeinen Menschenrechte sah die Denkschrift in der 
„Achtung des Personcharakters des Menschen“ (:78), ebenfalls eine Überzeugung, die typisch 
war für demokratische Staaten. So lässt sich mit Inacker (1994:153) über das Demokratiever-
ständnis der Denkschrift sagen: „Bei der Formulierung des Staatsverständnisses bleibt man – 
wie nicht anders zu erwarten war – mit einem Fuß im Gestern, während der andere vorsichtig 
tastend im unbekannten künftigen Terrain seinen Halt sucht“. Man ahnte wohl, dass die auf-
gestellten Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft am besten auf der Grundlage einer freiheit-
lichen Staatsform zu realisieren sei, konnte sich aber zu einem uneingeschränktes Ja zur De-
mokratie nicht durchringen. 
Im Zusammenhang mit der favorisierten Staatsform in der Denkschrift stellt sich grund-
sätzlich die Frage, ob die Soziale Marktwirtschaft eine demokratische Grundstruktur benötigt. 
Homann und Blome-Drees (1992:54-67) haben die These vertreten, die Soziale Marktwirt-
schaft könne nur auf der Grundlage von Demokratien gelebt werden. Sie sehen in der Demo-
kratie geradezu das Surrogat für eine verlorene Religion, die früher den Menschen als Grund-
lage des Zusammenlebens gedient hätte. An ihre Stelle sei heute die moderne Demokratie 
getreten. Die Religion habe als Grundlage der Integration der Gesellschaft versagt. „In Frage 
kommt einzig noch die modernen Demokratie: In ihr bestimmen die betroffenen Menschen 
selbst und gemeinsam, wie sie ihr Zusammenleben gestalten wollen“ (:55).  
Die Verfasser der Denkschrift hätten ein solches Verständnis abgelehnt. Zum einen, weil 
eine solche Überzeugung Demokratie selber zur Religion erhebt. Gerade die Erfahrungen im 
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totalitären Staat führten die Autoren dazu, keine anderen letzten Instanzen jenseits des Glau-
bens zu akzeptieren. Einig war man sich aber in dem Gedanken, dass jedes Wirtschaftssystem 
ein dahinterliegendes Wertesystem benötigt, ein „sittliches Bewußtsein“. Es dürfe aber nach 
Ansicht der Freiburger nicht mit einem bestimmten politischen Staatssystem gleichgesetzt 
werden, auch nicht mit einem freiheitlich-demokratischen.  
In der relativierenden Haltung bestimmten Staatsformen gegenüber stand die Denkschrift 
wiederum nicht allein. In der Bekennenden Kirche aber auch in der lutherischen Ethik der 
Zeit verhielt man sich ebenso. Bonhoeffer (1998:374) meinte, die Frage nach der Staatsform 
sei „unwesentlich“. „Keine Staatsform ist als solche eine absolute Gewähr für eine rechte 
Ausübung des obrigkeitlichen Amtes“ (:374). Auch Emil Brunner (1939:452) lehnte die Fest-
legung auf eine bestimmte Staatsform ab. Er stand einer Demokratie eher kritisch gegenüber, 
wenn er auch andererseits die Staatsform eines „Führers“ scharf kritisierte (:454-455). Paul 
Althaus (1931:103), obwohl sich die Denkschrift gegen seine Politikvergessenheit wandte, 
konnte genauso wie die Freiburger sagen: „Was die Staatsverfassung anlangt, so ist keine be-
sondere Form als solche die ‚christliche‘, weder die Monarchie noch die demokratische Re-
publik noch die föderalistische Ordnung.“ Von daher reflektierte die Denkschrift die damali-
gen, eher neutralen Auffassungen innerhalb der evangelischen Theologie. Über eine „demo-
kratische Grundsubstanz“ ist die Denkschrift nicht hinausgekommen. 
4.1.3.3 „Gestalten, nicht lenken“: Das Verhältnis von Staat und Wirtschaft 
Das ausbalancierte Staatsverständnis der Denkschrift zeigt sich auch in der Wirtschaftsord-
nung. Laut der Denkschrift habe der Staat gegenüber der Wirtschaft zunächst die Funktion 
einer autoritativen „Ordnungsmacht“ (In der Stunde Null:93). Gleichzeitig dürfe er die Wirt-
schaft aber nicht leiten. „Von der Haltung des Staates gegenüber der nationalen Wirtschaft im 
Ganzen ist zu fordern, daß er sie weder sich selbst überläßt und dadurch das Chaos begünstigt, 
noch vollends sich als Werkzeug wirtschaftlicher Interessentengruppen mißbrauchen läßt, 
sondern seine Autorität unbedingt oberhalb aller Wirtschaftsgruppen behauptet, und sie auch 
als Ordnungsmacht mit Strenge einsetzt“ (:93). Die Welt brauche eine „staatliche Wirtschafts-
ordnung“ in Rahmen einer „festen und streng überwachten Gesamtordnung“ (:91). Anderer-
seits müsse er aber auch Raum lassen für „selbständige Initiative und Freiheit der Wirtschaf-
tenden“ (:91). 
Diese klassische Sicht der Freiburger Schule findet sich vor allem in Anlage 4. Auch dort 
wird betont: „Eine auf weiteres Vorantreiben zentraler Leitung gerichtete… Wirtschaftspolitik 
ist abzulehnen“ (:137). Einerseits soll der Staat der Wirtschaft die Freiräume einräumen, die 
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sie benötige, und eine freie Wettbewerbswirtschaft fördern, die auf „Selbstverantwortlichkeit“ 
beruht (:138). Der Staat sei aber gleichzeitig „wichtigster Träger der Sozialpolitik“ und soll 
„geeignete Bedingungen“ schaffen, damit sich soziale Gemeinschaften und Gruppe bilden 
können (:140). Er habe sich um die Währungspolitik, eine geordnete Finanzwirtschaft und 
internationale Arbeitsteilung zu kümmern (:132). Seine wichtigste Aufgabe sei die „planmä-
ßige Sicherung einer Gesamtordnung des Wirtschaftslebens (:132), er habe die „Regeln“ für 
die Wirtschaft aufzustellen (:138), und habe eine „Ordnungsaufgabe gegenüber dem Wirt-
schaftsleben“ (:138). Zu dieser Gesamtwirtschaftsordnung gehöre aber eben auch eine Sozial-
ordnung (:138). 
Diese Gedanken über die Aufgabe des Staates in der Wettbewerbsordnung waren nicht neu. 
Eucken (1990:325) hatte schon 1932 geschrieben, dass der Glaube an „den totalen, alles be-
herrschenden Staat“ eine Bedrohung sei, ausgelöst durch den Verlust der religiösen Sinnstif-
tung. Er forderte gleichfalls einen „starken Staat“, der das Rahmenwerk der Wirtschaft gestal-
ten müsse. Da die Wettbewerbsordnung nicht von selber zu einem stabilen Zustand führe, 
brauche es eine aktive Rolle des Staates. Er gehöre zu den „tragenden Kräften“, zu den „ord-
nenden Potenzen“, so Eucken (:325). Der Staat solle allerdings nur „gestalten“, nicht „len-
ken“: „Die wirtschaftspolitische Tätigkeit des Staates sollte auf die Gestaltung der Ordnungs-
formen der Wirtschaft gerichtet sein, nicht auf die Lenkung des Wirtschaftsprozesses“ (:336). 
Er wandte sich damit gegen die Laissez-faire-Wirtschaft, die selbst eine Gestaltung der Wirt-
schaftspolitik durch den Staat ablehnte, wie auch gegen die Zentralverwaltungswirtschaft die 
für die Lenkung der Wirtschaftspolitik zuständig war. 
Eucken stand dabei mit seiner Sicht nicht allein. Unterstützung fand er im Ausland, so in 
Großbritannien. In einer planwirtschaftlichen Wirtschaftsform sah auch der liberale Wirt-
schaftswissenschaftler und spätere Nobelpreisträger Friedrich August Hayek (1899-1992), der 
bedeutendste Vertreter der „Österreichischen Schule der Nationalökonomie“, die Gefahr, dem 
Totalitarismus Tür und Tor zu öffnen. In seiner einflussreichen Studie „Der Weg zur Knecht-
schaft“, in erster Auflage unter dem Titel „The Road to Serfdom“ im Kriegsjahr 1943 erschie-
nen und in der deutschen Version von Wilhelm Röpke herausgegeben (Hayek 1944), warf der 
dem Sozialismus vor, dem Staat auf dem Wege der Planwirtschaft so viel Macht in die Hand 
zu legen, dass sich dadurch Diktaturen herausbilden könnten. Totalitarismus und politische 
Freiheit seien aber unvereinbar. Sich ständig ausdehnende Regulierungen begünstigten Dikta-
turen, so Hayek. Umgekehrt sei Demokratie nur im Rahmen eines auf „Wettbewerb und Pri-
vateigentum“ beruhenden Wirtschaftssystems zu haben (:98). Wirtschaftspolitisch plädierte 
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Hayek für die Stärkung der „Wettbewerbsordnung“ (:59-60). Seine liberalen Ideen standen in 
Kontrast zu John Maynard Keynes (1883-1946), der gerade in Notzeiten für staatliche Ein-
griffe zur Belebung der Wirtschaft plädierte. Eine solche Intervention lehnte Hayek ab. In 
seiner Sicht des gestaltenden, aber nicht leitenden Staates, war er mit Eucken konform. 
Schwarz (2003:3) urteilt deshalb treffend über Hayek: „Er sieht durchaus – darin dem Ordoli-
beralismus verbunden – eine Rolle für den Staat, er bejaht selbstverständlich auch dessen 
Gewaltmonopol, er tritt sogar für eine soziale Mindestsicherung ein und er bekennt sich zur – 
allerdings nicht unbegrenzten – Demokratie“. 
Das Verständnis vom Verhältnis von Staat und Wirtschaft war bei den Vertretern der Sozia-
len Marktwirtschaft nicht völlig einheitlich. Andere Vertreter haben z.B. später einen stärke-
ren und aktiveren Einfluss des Staates gefordert, als die Freiburger Schule. So Alfred Müller-
Armack (1990:98), der von einer „Steuerung“ durch den Staat sprach. An diesem Punkt gab 
es immer wieder Differenzen. Jenseits des Streites darf man aber nicht vergessen: Man war 
sich einig, dass der Staat eine wichtige Ordnungsfunktion habe, um Machtballungen und 
Machtkonzentrationen zu verhindern. Wie weit diese Gestaltungsfunktion allerdings in der 
Praxis gehen durfte, darüber gingen die Meinungen auseinander. 
Abschließend bleibt die Frage, ob die Denkschrift sich in ihrer politischen Ethik mehr dem 
(neu)lutherischen oder reformierten Erbe verpflichtet sah? Nach dem bisher Gesagten lässt 
sich sagen, dass die Freiburger Denkschrift in ihrer generellen Sicht des Staates die lutheri-
sche „Zwei-Reiche-Lehre“ rezipierte. Staat sei nicht Kirche und Kirche sei nicht Staat. Es 
gäbe aus christlicher Sicht auch keine allein seligmachende Staatsform. Auch die Forderung 
nach einem „starken Staat“ entspricht lutherischen Forderungen. Es gibt aber auch ein calvi-
nistisches Element. Der Macht des Staates wurden bewusst klare Grenzen gesetzt und man 
war bereit, aus dem Glauben heraus dem Staat auch Vorschriften zu machen. Klassisch für 
diese eher reformierte Sicht war Emil Brunner (1939:445), der in seiner „Ethik“ auch ein 
übermäßiges Eingreifen des Staates in die Wirtschaft ablehnte. Der Staat solle selber nicht 
wirtschaften, sondern nur „das Eigenleben dieser Gebilde dem Volksganzen einordnen“ 
(:445), so der reformierte Theologe aus Zürich.  
Deshalb kann man zusammenfassend sagen: „Die Konzeption der Sozialen Marktwirt-
schaft erweist sich somit phänomenologisch betrachtet als Synthese des calvinistisch gepräg-
ten Freiheitsbewußtseins mit der lutherischen Wertschätzung des Staates als Träger überge-
ordneter gemeinwohlorientierter Strukturen“ (Nutzinger & Müller 1997:57). Diese ausbalan-
cierte Haltung, den Staat in seiner Verantwortung als „grenzsetzenden“ und gleichzeitig „be-
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grenzten“ Staat zu sehen, durchzieht die Denkschrift und auch die wirtschaftspolitischen Äu-
ßerungen.  
4.1.4 „Lex naturalis“: Das Ringen um ein evangelisches Naturrecht 
Eine weitere Schlüsselfrage im Verständnis der Freiburger Denkschrift war die Frage nach 
der Begründung sittlichen Handelns, konkret nach dem Naturrecht. Die Frage war deshalb so 
virulent, weil die Infragestellung des Rechts durch den totalitären Staat offensichtlich war.26 
Sie betraf auch das Verhältnis von biblisch abgeleiteten Normen und „weltlichen“, rationalen 
Begründungszusammenhängen, also nach Glaube und Vernunft. Was ist der Kern des Rechts 
in einer rechtlos gewordenen Gesellschaft? Mit welchem Recht können Christen von Nicht-
christen Recht einfordern? In welchem Verhältnis stehen die Normen des christlichen Glau-
bens zu rationalen Vernunftschlüssen? Diese Auseinandersetzung um kulturübergreifende 
Maßstäbe menschlichen Handelns wurde damals sowohl auf theologischer Ebene wie auch in 
juristischen Kreisen kontrovers geführt. Auch der „Ordo-Gedanke“ wies schon auf diese Zu-
sammenhänge hin. 
Die reformatorische Theologie, in deren Tradition die Autoren der Freiburger Denkschrift 
hauptsächlich standen, lehnte traditionell aufgrund ihrer Christologie, der „Zwei-Reiche-
Lehre“ und vor allem aufgrund ihres Sündenverständnisses die Lehre eines Naturrechts im 
Sinne einer „lex naturalis“ und generell jede Form einer „natürlichen Theologie“ oder eine der 
Schöpfung innewohnenden natürlichen Ordnung ab, auch, weil ein solches Denken stark mit 
der scholastischen Theologie der römischen Kirche verbunden war (vgl. Tanner 1993). Die 
Überzeugung, dass es so etwas wie eine „Vernunftethik“ gebe, die jedem Menschen zugäng-
lich sei (vgl. Messner 1984), war der lutherischen Rechtfertigungstheologie mit der Lehre von 
der völligen Gefallenheit des Menschen fremd. Man sah die Welt bewusst nicht als „analogia 
entis“ an, sie war nicht Spiegelbild des göttlichen Seins. Althaus kritisierte z.B. den thomisti-
schen Ansatz mit seiner Verherrlichung für Vernunft als „supranaturalistischen Intellektualis-
mus“ (Althaus 1929:49). „Denn die menschliche Vernunft ist durch die Sünde mitbestimmt“, 
so Althaus (:54). „Die Offenbarung ruft die Vernunft als sündige zur Buße“ (:54). Auch die 
menschliche Vernunft stehe unter dem Sündenfall, so die reformatorische Theologie. Zwar 
                                               
26 Eine ausführliche Darstellung der Geschichte und Entwicklung des Naturrechtsdenkens kann hier nicht gege-
ben werden. Ein Überblick findet sich bei Schrey (1951), Rommen (1936) und Pöhl (1963:16-24). Vgl. auch 
Schockenhoff (1996). Zur aktuellen Renaissance in der reformierten Theologie vgl. Grabill (2006), zum Lu-
therum  Baker & Ehlke (2011). 
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leugneten auch die Reformatoren nicht, dass es ein Naturgesetz gibt, das für alle Menschen 
gilt. Es könne aber nur durch Gottes Gnade und durch den Glauben erkannt werden. 
Diese generell unterschiedliche Sicht des „lex naturalis“ hatte konkrete Auswirkungen auf 
das Verhältnis des Christen zur Welt. Angewandt auf ihre politische Ethik bedeutete das z.B. 
im „Neuluthertum“: Die Kirche sollte sich nicht zu Fragen der weltlichen Ordnung äußern, sie 
solle sich auf die Verkündigung des Evangeliums konzentrieren – eine Sicht, die die Denk-
schrift explizit kritisierte. Auch die frühe „Dialektische Theologie“, insbesondere Karl Barth, 
verstärkte in den 1920er Jahren diese Überzeugung und lehnte ein „evangelisches Naturrecht“ 
ab, wenn auch aus andere Gründen als das Luthertum. Hier sollte neben Gott und sein Wort 
kein anderer Wirkgrund in die Theologie hineinregieren, so Karl Barth. Er sah es geradezu als 
seine Lebensaufgabe an, „Offenbarung als Gnade und Gnade als Offenbarung zu verstehen“ 
und sich deshalb „von aller ‚rechten‘ oder ‚unrechten‘ theologia naturalis“ „entschieden ab-
zuwenden“ (Barth 1934:8). 
Angesichts des totalitären Staates mit seiner Gleichschaltung aller Lebensbereiche kam 
Ende der 1930er Jahre allerdings die Frage nach der Letztbegründung der Ethik und des 
Rechts auf. Das Gerechte und Gute könne nicht Produkt menschlicher Setzungen sein, so die 
Freiburger, was angesichts des Nationalsozialismus mit seiner Verdrehung des Ethischen of-
fensichtlich war. Es müsse tiefer verankert sein. Die Antworten des Neuluthertums und der 
Dialektischen Theologie befriedigten hier nicht mehr.  
4.1.4.1 Die Naturrechtslehre in der Denkschrift 
Schon das „Freiburger Konzil“ hatte sich intensiv mit der Frage des Naturrechts beschäf-
tigt (Rübsam & Schadek 1990:72-73). Da hier auch einige Male katholische Theologen einge-
laden war, kann man annehmen, dass bei diesen Treffen auch über den römisch-katholischen 
Ansatz des Naturrechts diskutiert wurde (:74-75). Wichtiger war dann aber, dass es bei der 
Revision der Denkschrift laut Thielicke im November 1942 zu einer Debatte um das Natur-
recht gekommen ist, es also innerhalb des Redaktionskreises unterschiedliche Sichten zur 
Frage gab (Thielicke 1979:16). Thielicke selbst spricht später davon, dass er hier Korrekturen 
am Entwurf angebracht habe (:16).  
Das Dokument selber ist bei der Darstellung des Naturrechts abwägend. Zum einen lehnt 
es das Naturrecht ab, selbst ein naturrechtliches Denken, das mit Hilfe der „Schöpfungsord-
nungen“ in die evangelische Theologie eingedrungen sei (:57). Zum Versuch römisch-
katholischer Theologen, bestimmte Ordnungen als „gott- und naturgewollt, vernünftig 
schlechthin und damit auch christlich zu erweisen“, heißt es eindeutig: „Aber wir evangeli-
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schen Christen müssen es ablehnen, ihnen irgendeinen absoluten Geltungsanspruch einzu-
räumen“ (:56). Allerdings gesteht die Denkschrift dem Naturrecht und dem geschichtlichen 
Recht einige Zeilen später zumindest eine „Wegweiserfunktion“ auf der Suche nach einer 
Gemeinschaftsordnung ein (:59). Sie seien keine „göttlichen Schöpfungsordnungen“ und da-
mit keine bindenden „Gewissensnormen“ für Christen (:59). Trotzdem gebe es ein „natürli-
ches Gewissen auch der Nichtchristen“, ein „natürliches Rechtsbewußtsein“, an das die Ob-
rigkeit anknüpfen könne (:72).  
Warum wird das Naturrecht trotz ihrer „Wegweiserfunktion“ dann aber kritisiert? Dies ge-
schah offensichtlich nicht in erster Linie aus theologischen oder konfessionellen Gründen, 
sondern hatte mit den zeitgeschichtlichen Zusammenhängen zu tun. Gegner war nämlich da-
bei nicht die scholastische Theologie, sondern der nationalsozialistische Staat und seine Ideo-
logie. Kritisiert wurde konkret die Rückbeziehung des totalitären Staates auf „historische Au-
toritäten“, „Lebensnotwendigkeiten“ oder „Herrschaftsansprüchen der Nationen und Rassen“, 
also die Legitimierung der Politik durch eine Art universales Naturrecht. Genau dieses „ideo-
logische Naturrecht“, das keine Rechtssicherheit geben könne, wurde kritisiert. Die Verdre-
hung des Rechts würde zeigen, dass so ein „unsicher flackerndes Licht“ des selbstproklamier-
ten „Naturrechts“ allzu oft „zum Irrlicht“ werden könne, so die Denkschrift (:59).  
Die Überhöhung des eigenen Rechtsanspruchs im Sinne des „Naturrechts“ kritisierte man 
aber nicht nur am Nationalsozialismus. „Natürliche Ordnungen“ seien auch schon in der Ver-
gangenheit zu oft Legitimationsgrund für gräuliche Verbrechen gewesen. Es sei geradezu eine 
Folge des „Säkularisierung des Denkens“, dass man sich früher schon anmaßte, Gottes Ab-
sichten in Natur und Geschichte zu kennen. In Wirklichkeit wolle man dabei nur seine eige-
nen irdischen Machtwünsche als göttlich legitimiert kennzeichnen. Gott wirke zwar in Natur 
und Geschichte als Schöpfer, Erhalter und Regierer der Welt, aber immer als „verborgener 
Gott“, so dass man in keinem konkreten Einzelfall der Geschichte auf sein Heilshandeln 
schließen könne (:59).  
Es ging den Verfassern also nicht um eine Abrechnung mit der katholischen Naturrechts-
lehre, sondern um die Zurückweisung der „natürlichen Ordnungen“ der nationalsozialisti-
schen Ideologie. Nur so ist es zu verstehen, dass von Dietze schon auf der Tagung der „Ge-
sellschaft für Evangelische Theologie“ 1941 in Alpirsbach davon gesprochen hatte, dass man 
die echte Erhaltungsordnung Gottes und das Naturrecht auch für die evangelische Theologie 
fruchtbar machen sollte (von Dietze 1947a:32). In der nationalsozialistischen Ideologie wurde 
dagegen im Rückgriff auf eine höhere Ordnung die eigene Weltanschauung geadelt und in den 
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Stand einer unfehlbaren Geschichtstheologie erhoben. Gegen eine solche Geschichtsklitterung 
wandten sich die Freiburger und betonten dagegen die ganz andere „Gnadenordnung Gottes“.  
Allerdings kritisierten die Freiburger auch die thomistische Naturrechtslehre, denn sie habe 
gerade den Weg zu einer solchen naturrechtlichen Pseudolegitimation von Geschichte und 
Recht vorbereitet. Der Irrweg sei durch die „scholastische Umdeutung des urchristlichen 
Mysteriums“ eingeschlagen worden, finde sich aber nicht in den biblischen Urschriften (In 
der Stunde Null:60). Von daher sei das katholische Naturrechtsdenken ein Wegbereiter für die 
sogenannten „natürliche Ordnungen“ der neueren Ideologien gewesen. Es bleibt aber festzu-
halten: Die schroffe Ablehnung des Naturrechts richtete sich in erster Linie gegen die Ideolo-
gie des Nationalsozialismus, nicht gegen das katholische Naturrechtsverständnis an sich. 
Das zeigt sich auch daran, dass es ein offeneres Verhältnis zum Naturrecht in einer speziel-
len Fragestellung gab, und zwar in Bezug auf den Stellenwert der „Vernunft“. Ihr wird in der 
Denkschrift eine sehr hohe Bedeutung eingeräumt. Dem Luthertum der Zeit wird dagegen 
mangelnder „Sachverstand“ (:34) vorgeworfen. In der Gegenwart sei vor allen Dingen „Sach-
verständigkeit“ gefordert (:34). Notwendig sei das „Salz christlicher Erkenntnis“ (:35). Eine 
neue Rechtsgrundlage bedürfe einer Einsicht, die sich auf das „Hören des Wortes“ genauso 
besinnt, wie auf „vernünftige Einsicht“ (:102). Neben den „biblischen Richtschnuren und 
Verboten“, die die Kirche zu vertreten habe, gäbe es auch „Grundsätze, die sich aus Sachnot-
wendigkeiten des Wirtschaftens ergeben“, heißt es in Anlage 4 (:128). Gerade die konkrete 
Ausgestaltung der Wirtschaftsordnung sei eine „Sache der menschlichen Vernunft“, so die 
Autoren (:128). Diese Anforderungen der Vernunft seien nicht exklusiv evangelisch, sondern 
würden auch von „ernsten Katholiken oder auch vielen Nichtchristen erstrebt“ (:128), seien 
von daher nicht an die religiöse oder konfessionelle Frage gekoppelt. Man gestand auch „vie-
len Nichtchristen“ zu, dass sie „vernünftige“ Beiträge für die Wirtschaftspolitik liefern wür-
den (:128). 
Zwar dürfte es zu weit gehen, diesen Rückgriff auf die Vernunft im Sinne eines direkten 
thomistischen Naturrechtsdenkens zu interpretieren, denn die Stellung zur Vernunft wird im 
Dokument nicht näher analysiert. Immerhin wandte man sich damit aber gegen eine radikale 
Verwerfung der Ratio, wie sie in Teilen des Protestantismus vorherrschte, die den Verstand 
generell als sündig ansahen. Offenbarung Gottes und die menschliche Vernunft würden ge-
meinsam zu Lösungen bei den bedrängenden Zeitfragen beitragen, so die Freiburger (:102), 
wobei man der Offenbarung Gottes ohne Zweifel die größere Kompetenz zuwies. Ein solcher 
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Ansatz kam der katholischen Naturrechtslehre sehr nahe. Man überhöhte solche „Vernunft-
gründe“ des natürlichen Menschen jedoch nicht zu einem „Naturrecht“. 
Diese Konzeption der Denkschrift geht mit großer Wahrscheinlichkeit auf Thielicke zu-
rück, der später von Debatten um diese Fragestellung berichtete (Thielicke 1979:16). Er äu-
ßerte sich nach dem Krieg in seinem Buch „Kirche und Öffentlichkeit“ (Thielicke 1947) aus-
führlicher zu dem Thema, ein verschriftlichter Vortrag, den er bei der Gründungstagung der 
„Evangelischen Studiengemeinschaft“ in Bad Boll hielt (:9). Diese damaligen Ausführungen 
haben starke Parallelen mit der Denkschrift. Er kritisierte darin die katholische Naturrechts-
lehre, weil sie die Leistungskraft der menschlichen Vernunft überschätze. Er wollte aber nicht 
ganz auf sie verzichten, sah ihren Wert vor allem in einer Verneinung bestimmter Strukturen 
der Gesellschaft. Der Dekalog sei dafür ein gutes Beispiel, da dort eine „negative Struktur“ 
vorliege, eine „Lebensverneinung“ (:92-93). „Der Dekalog enthält – pointiert ausgedrückt – 
keine Aussagen über das Natur-Recht, sondern – wenn man seinen negativen Charakter jetzt 
konsequent anrechnet – über das Natur-Unrecht“ (:98). Dieser Gedanke findet sich fast wört-
lich auch in der Denkschrift, wo ebenfalls von einer Lehre des „Natur-Unrechts“ die Rede ist 
(In der Stunde Null:61).  
Auch die anderen Autoren der Denkschriften haben nach dem Krieg die Naturrechtsfrage 
weiter eruiert, z.B. Erik Wolf (1955) in „Das Problem der Naturrechtslehre“ und von Dietze 
(1947a) in der erwähnten Schrift „Nationalökonomie und Theologie“. Von Dietzes Überzeu-
gung lautete: „Ohne das, was am Naturrecht wesentlich ist … kommen wir auch als evangeli-
sche Christen nicht aus“ (:32). Auch 1950 schrieb er (1962a:204), das Naturrecht sei „blei-
bende Weisung für die weltliche Ordnung“. Und selbst Alfred Müller-Armack (1948:188) 
forderte später für das Rechtwesen im Nachkriegsdeutschland eine Anerkennung der Natur-
rechtsidee. 
4.1.4.2 Debatten um das Naturrecht in der protestantischen Theologie der Zeit 
Das Wiederaufbrechen der Naturrechtsdebatten hatte aber nicht nur mit der nationalsozia-
listischen Ideologie zu tun. In der bisherigen Literatur über die Freiburger Denkschrift wurde 
völlig übersehen, dass diese Debatte schon seit Anfang der 1930er Jahre in der protestanti-
schen Theologie mit großer Heftigkeit geführt wurde (vgl. Tanner 1993:15). Ein wichtiger 
Anstoß war dabei von Emil Brunner ausgegangen (Pöhl 1963).  
Brunner hatte sich intensiv mit dem Naturrechtsgedanken beschäftigt und versucht, ihn ge-
gen seinen Lehrer Karl Barth zumindest in Teilen für die protestantische Theologie fruchtbar 
zu machen. 1932 plädierte er in seinem Werk „Das Gebot und die Ordnungen“ erstmals für 
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„die Idee eines christlichen Naturrecht“ (Brunner 1939:255), das zwar keinen absoluten Cha-
rakter habe, aber immerhin „relativ“ sei (:254). Diese relative Norm, die sich an der gegebe-
nen Wirklichkeit orientiere, müsse für jede Zeit im Sinne der „Sachgerechtigkeit“, der „Bil-
ligkeit“ der „Humanität“, der „Menschendienlichkeit“ und der „Sittlichkeit“ immer neu fest-
gestellt werden (:254). Brunner sprach dabei von einer „natürlichen Sittlichkeit“ (:1, 39), von 
einem „immanent-sittlichen Selbstverständnis“ (:6), einer „sittlichen Idee“ (:11), einem „inne-
ren Gesetz“ (:14) und einem „allgemeinen sittlichen Bewußtsein“ (:18) in jedem Menschen, 
wenn er auch sehr vorsichtig über deren Entstehung und Funktion urteilt. Wichtig für unseren 
Zusammenhang ist die Tatsache, dass fast alle der obigen Begriffe sich auch in der Freiburger 
Denkschrift finden, insbesondere die Begriffe „sachgerecht“ und „Sittlichkeit“. Die natürliche 
Sittlichkeit unterschied Brunner allerdings klar von der in Christus offenbarten Ethik, der er 
die absolute Priorität einräumt (:45). 
Deutlicher wurde er 1934 in „Natur und Gnade“, einer Streitschrift gegen Karl Barth, in 
der er sich klar zu einer Naturrechtslehre bekannte. Er bezog sich dabei auf die Rezeption der 
Reformatoren, in deren Tradition er sich sah (Brunner 1935:22-36). Aber auch Hinweise im 
Römerbrief, in dem Paulus bewusst auf die „Natur“ als Begründungszusammenhang für Wis-
sen um die Gebote Gottes berief, wurden von ihm thematisiert (:12). Er unterschied dabei 
zwischen einer „objektiven“ und „subjektiven“ „theologia naturalis“. Die eine sei eine „chris-
tus-gläubige“, die andere eine „heidnisch-rationale“ (:V). Nur durch die Akzeptanz eines Na-
turrechts könne man überhaupt von einer „Verantwortlichkeit“ des Gottfernen für sein ethi-
schen Handeln sprechen (:II) und nur so gäbe es einen „Anknüpfungspunkt“ (:18-19) für das 
Evangelium, so Brunner.  
Wichtig für unsere Fragestellung ist auch sein 1943 veröffentlichtes Buch „Gerechtigkeit: 
Lehre von den Grundgesetzen der Gesellschaftsordnung“ (Brunner 1943), das auf dem Hin-
tergrund des Erstarkens totalitärer Staaten geschrieben wurde. Es kam zu spät, um noch in der 
Denkschrift berücksichtigt werden zu können. Seine Ausführungen stehen aber in enger Paral-
lelität mit Gedanken, die sich auch in der Denkschrift widerfinden und die Brunner vorher 
schon angedeutet hatte. Ausgangspunkt dieses Buches war der Zerfall der „abendländischen 
Gerechtigkeitsidee“ durch die neueren politischen Ereignisse und Brunners Überzeugung, 
dass in jedem Mensch „ein Gefühl von Recht und Unrecht“ lebe (:4). Brunner plädierte dabei 
zunächst für eine differenzierte Sicht des Naturrechts im Protestantismus. Den Begriff lehnte 
er ab, wollte aber an den Prinzipien des Naturrechts festhalten. Eine kategorische Ablehnung 
aus konfessionellen Gründen sei wenig hilfreich, denn auch Paulus gebrauche im Römerbrief 
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den Begriff „Natur“ als Begründung für allgemeine sittliche Normen des Handelns. Natur-
recht sei „nichts anderes als die Schöpfungsordnung“, so Brunner, eine „Schöpfungskonstan-
te“, die nicht durch die Sünde zerstört worden sei (:106). Diese Ordnungen der Natur könne 
auch der natürliche Mensch erkennen, weshalb die Schöpfungsordnungen auch ohne Erkennt-
nis des Schöpfers funktionieren würden. Sie ständen in engem Zusammenhang mit dem Ge-
wissen, das Gerechtigkeit fordere (:107). Allerdings bedürfe es der „göttlichen Offenbarung“ 
und der Erkenntnis des Schöpfers, um eine „sichere und klare Erkenntnis der Grundlagen 
weltlicher Gerechtigkeit“ zu finden (:108). Ein rein rationalistischer Ansatz des Naturrechts 
führe dagegen zu Einseitigkeiten. Außerdem wäre dieses Naturrecht keine Konkurrenz zum 
positiven Recht eines Staates im Sinne eines zweiten Rechtssystems. Wie die Reformatoren 
schon erkannten dürfe das Naturrecht nur im Sinne einer „kritisch-normativen Idee“ über-
nommen werden (:110). Allein beim Widerstandsrecht behauptet Brunner die absolute Gültig-
keit des göttlichen Rechts gegenüber dem positiven Recht des Staates (:100-112). 
Diese Prinzipien, und das ist das Besondere des Brunnerschen Werkes, wandte er dann 
auch konkret auf die Bereiche Familie, Wirtschaft und Staat an. Er sah den Menschen in einer 
Mittelstellung zwischen Individualismus und Kollektivismus. Ersterer führe zum ungehemm-
ten Kapitalismus, letzterer zur Absolutsetzung des Staates. Die Massengesellschaft müsse 
überwunden werden, die Familien müssten wieder in den Mittelpunkt der Sozialordnung tre-
ten. Die Wirtschaft (:174) solle geprägt sein von gerechtem Eigentum (:175-185), gerechtem 
Zins (:186-195), gerechten Preisen (:196-199), gerechten Löhnen (:200-204) und gerechter 
Machtverteilung (:205-207). Weder der übersteigerte Kapitalismus noch der Kommunismus 
seien damit vereinbar (:207-213). Der freie Markt sei positiv zu deuten, wenn der Staat Maß-
nahmen zur Aufrechterhaltung der Ordnung installieren würde (:213-218). 
Karl Barth (1934) hat auf diese Versuche Brunners, ein „evangelisches Naturrecht“ einzu-
führen, schroff ablehnend reagiert, hauptsächlich in einer Broschüre in der Reihe „Theologi-
sche Existenz heute“ mit dem vernichtenden Titel „Nein!“. Er warf Brunner eine „Vermitt-
lungstheologie“ vor, die den „Deutschen Christen“ zuarbeiten würde (:8-9). Offenbarung sei 
immer Gnade, ohne Anknüpfungspunkt im Menschen. Der natürliche Mensch sei von der 
Offenbarung nicht ansprechbar, er könne auf natürlichem Wege Gott nicht erkennen, nur 
durch Christus und seinen Geist (:18-19). Brunner stehe mit seiner Haltung in der Tradition 
von Augustin und Thomas von Aquin, die ein Zusammenwirken von göttlichem und mensch-
lichem Tun vertreten hätten (:22). Er habe sich damit von der Theologie des „sola gratia“ der 
Reformatoren entfernt und sein auf eine „schiefe Bahn“ (:27) gekommen. 
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Diese theologische Debatte zwischen Barth und Brunner, die in der damaligen Zeit breite 
Kreise zog und angesichts ihrer Heftigkeit für Furore sorgte, ist bei der Interpretation der 
Freiburger Denkschrift zu berücksichtigen. Es ist offensichtlich, dass die Verfasser der Denk-
schrift diese Auseinandersetzung kannten und in ihr auch eine Schlüsselfrage für die Nach-
kriegsordnung sahen. Dabei ist der Einfluss Brunners offensichtlich. Seine Relativierung des 
katholischen Naturrechts bei gleichzeitiger Würdigung einer „objektiven theologia naturalis“, 
seine Konzentration auf die „gegebene Wirklichkeit“, sein Bezug auf das „Gewissen“, die 
„Sach-“ und die „Menschendienlichkeit“ – alle diese Bezüge, Begriffe und Gedankengänge 
finden sich in der Denkschrift und zeigen, dass die Verfasser sich mit diesem Ansatz solida-
risch zeigten.  
Ausführlich haben später Walter Eucken und Wilhelm Röpke auf das Werk von Brunner 
hingewiesen (Petersen 2008:19-26). Röpke (1944:28), brachte  dem Werk von Brunner sogar 
„hohe Wertschätzung“ entgegen und stimmte ihm im Wesentlichen zu. Eucken lobte aus-
drücklich Brunners Bekenntnis zur Wettbewerbsordnung (Eucken 1990:349), wenn er auch 
dessen Zinsüberlegungen ablehnt. Eucken wandte sich wie Brunner gegen eine Naturrechts-
lehre der Wirtschaftsordnung im Sinne der Laissez-faire-Marktwirtschaft, bei der proklamiert 
wurde, die Freiheit in Wirtschaftsdingen führe automatisch zu einer natürlichen, gottgewollten 
Ordnung (Gerken & Renner 2000:26). Diese Interpretation aus dem Naturrecht heraus würde 
in die Irre führen. Eine Ordnung würde sich nie von alleine entwickeln, sondern müsse auf die 
freie, natürliche Ordnung hin gesteuert werden, so Eucken (:27). Auch damit stand er Brunner 
nahe.  
Wie direkt der Einfluss Brunners auf das Naturrechtsverständnis der Verfasser der Freibur-
ger Denkschrift war, lässt sich nicht mehr feststellen. Ganz sicher gab es einen Einfluss des 
Lutheraners Thielicke, der zwischen Brunner und Barth stand. Klar wird aber, wie intensiv 
sich auch die theologischen Laien in Freiburg mit den fachtheologischen Debatten ihrer Zeit 
auseinandergesetzt haben. 
4.1.4.3 Debatten um das Naturrecht in der ökumenischen Bewegung der Zeit 
Die Verfasser der Freiburger Denkschrift waren aber nicht nur durch die theologischen De-
batten innerhalb der evangelischen Theologie mit der Frage nach dem Naturrecht konfrontiert. 
Auch in der ökumenischen Bewegung wurde damals um das richtige Verhältnis von Natur 
und Gnade gerungen. 
Schon im Rahmen der Konferenz von Oxford 1937, bei der die Freiburger auf der deut-
schen Seite eine nicht unbedeutende Rolle spielten, kam es zu Meinungsunterschieden in der 
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Bewertung des Naturrechts (vgl. Tanner 1993:17). Auch hier stand die Frage nach der Be-
gründung einer Sozialordnung im Hintergrund. Joseph Oldham (1874-1969), der als Vorsit-
zender der „Konferenz für Praktisches Christentum“ die Vorbereitungen für Oxford koordi-
nierte, entwickelte damals die Überzeugung von den „Mittleren Axiomen“, die zwischen den 
unaufgebbaren christlichen Grundüberzeugungen, insbesondere dem Liebesgebot, und der 
vernünftigen Sachebene der aktuellen ethischen Herausforderungen eine Brücke schlagen 
sollten (Kosmahl 1970). Unter „Mittleren Axiome“ verstand er das Bemühen, wie sich der 
christliche Glaube in einer bestimmten zeitgeschichtlichen Situation auswirken sollte (:57). 
Ziel sei ein „verantwortliches Denken und Handeln in der Gemeinschaft aller, die guten Wil-
lens sind“ (:57). Auch Oldham sprach dabei vom „Personsein“, das erst in der Begegnung mit 
anderen zu seinem Ziel käme, Formulierungen, wie wir sie aus der Freiburger Denkschrift 
kennen (:29-32). Seine Intention war die rationale Nachvollziehbarkeit ethischer Entschei-
dungen für Nichtchristen und eine „verantwortliche Gesellschaft“, die den Blick für das Gan-
ze habe. Generell ging es darum, die überrationalen Ansprüche der christlichen Ethik mit den 
sachgemäßen und aktuellen Fragen der Zeit zu verbinden. Oldham war damit wie Brunner auf 
der Seite der evangelischen Christen zu finden, die „an einer Erneuerung des Naturrechts“ 
arbeiteten (:104).27 
Man kann annehmen, dass den Freiburgern angesichts ihrer Einbindung in die ökumeni-
sche Bewegung auch diese Debatten bekannt waren. Ihre Ausführungen in der Freiburger 
Denkschrift gaben im Prinzip den Ansatz von Oldham wieder. Zu bedenken ist dabei, dass 
auch Emil Brunner Impulse aus der ökumenischen Diskussion bekam (Tanner 1993:26), sich 
der Kreis hier also wieder schließt. 
4.1.4.4 Debatten um das Naturrecht in juristischen Kreisen 
Parallel zu den theologischen Debatten interessierte die Naturrechtsfrage damals auch die 
Juristen der Bekennenden Kirche. Denn die Verdrehung des Rechts durch die Nationalsozia-
listen ließ auch hier die Frage aufkommen, worin denn ein „höheres“, „ideales“, „allgemei-
nes“ oder „objektives Recht“ bestehen könnte, jenseits des „positiven Rechts“ (vgl. Schrey 
1951:56-62). Selbst Vertreter des klassischen Rechtspositivismus merkten damals, dass die 
Geltung von rechtlichen Normen nicht allein durch ihre positive Setzung garantiert sei 
(Neumann 2007:11-32).  
                                               
27 Selbst nach der Oxforder Konferenz hörte die Debatte um das Naturrecht innerhalb der ökumenischen Bewe-
gung nicht auf (Tanner 1993:18). Eine „Ecumenical Group“ erörterte ab 1939 Fragen des Naturrechts, aller-
dings ohne deutsche Beteiligung.  
121 
 
Eine solche Einsicht kam allerdings bis 1945 über erste Ansätze nicht hinaus. Pointiert fin-
den wir sie nur bei Erik Wolf, der frühzeitig die Naturrechtsfrage in die Diskussion einbrach-
te. Er war unter den Juristen einer der wenigen, der schon während des Dritten Reichs diese 
Frage intensiv durchdachte. Für Wolf war klar, dass der Rechtspositivismus eine Mitschuld 
trüge an den Verstrickungen der Juristen im Nationalsozialismus. Der Positivismus verbinde 
Recht mit Macht und führe in letzter Konsequenz dazu, den Staat als allmächtigen Rechtsge-
ber zu verstehen. Damit war der totalitäre Missbrauch des Rechts fast vorprogrammiert. Im 
Naturrecht sah Wolf den Ausweg, weil es einen Ansatz bot für ein „übergesetzliches Recht“ 
jenseits der geschriebenen Gesetze der Zeit. Für Wolf war diese Überlegung die Schlüsselfra-
ge in der Auseinandersetzung mit dem Totalitarismus und seiner gleichgeschalteten Rechts-
wissenschaft.  
Schon in seiner Promotion hatte Wolf sich 1924 mit dem Thema beschäftigt (Foljanty 
2013:138). In seinem Werk „Große Rechtsdenker“ (Wolf 1944) hatte er sich dann historisch 
mit Vertretern des Naturrechts auseinandergesetzt und weitere Erkenntnisse gewonnen (vgl. 
Tanner 1993:15 Anm. 13). Aber erst in der Auseinandersetzung mit dem Dritten Reich kam es 
bei ihm selber zu einer Annäherung an das Naturrechtsdenken. Das katholische Verständnis 
des Naturrechts lehnte er wie die anderen Autoren der Denkschrift ab, versuchte aber, eine 
evangelische Position aufzubauen. Es war Wolf, der in diesem Zusammenhang von allge-
meingültigen „Richtschnuren“ und einer „natürlichen Gerechtigkeit“ sprach, die über allem 
gesprochenen Recht ständen. Verbindliche Normen könne man zwar nicht direkt aus der Na-
tur und auch nicht aus dem Menschen ableiten, wegen der Erbsünde. Aber in einem gewissen 
Rahmen könne jeder Mensch Gerechtigkeit erkennen, da grundlegende Werte jedem Men-
schen ins Herz geschrieben seien (Foljanty 2013:146). Für das Rechtsdenken sah Wolf ein 
höheres Naturrecht als absolut notwendig an, um totalitäre Rechtsverdrehungen zu vermeiden 
(Wolf 1955). 
Diese differenzierte Sicht des Naturrechts fand sich auch bei seinem Kollegen Franz 
Böhm, mit dem er zusammen den Anhang 1 der Denkschrift schrieb (vgl. Roser 1998:212 
Anm. 12, 258-275). Auch er sprach sich angesichts der Rechtsbeugung im Dritten Reich für 
eine Neubewertung des Naturrechtsgedankens aus (:258). Sein Ziel war dabei, auch die „Ein-
sicht in das Moralgesetz und seine Verpflichtungskraft“ der „Heiden“ für eine neue Rechts-
grundlage zu nutzen, denn auch sie hätten von Gott „ein Licht der Vernunft“ bekommen. Im 
Gegensatz zu Wolf hatte Böhm dabei keine Berührungsängste gegenüber der römisch-
katholischen Theologie. „Diese Annahme der katholischen Naturrechtslehre teile ich durch-
122 
 
aus“, so Böhm (:260). Diese Gedanken hatte er schon in einem Aufsatz über „Recht und 
Macht“ von 1934 angedeutet (Böhm 1934:124).  
Im Dritten Reich waren Wolf und Böhm aber einsame Rufer. Die Gleichschaltung auf dem 
Gebiet des Rechts war den Nazis fast vollständig gelungen (vgl. Weinkauff 1968). Erst nach 
dem Krieg kam es zu einer lebhaften öffentlichen Debatte über die Grundlage des Rechts, so 
auch über den Wert des Naturrechts. Lena Foljanty (2013) hat die Rückbesinnung auf das 
Naturrecht nach dem Krieg minutiös nachgezeichnet. Viele publizistische Beiträge von Juris-
ten beschäftigten sich mit diesem Thema.28 Nach 1945 war man gezwungen, sich über die 
eigene Identität und die Grundlagen des Faches Gedanken zu machen. Dies hatte auch mit der 
konkreten Rechtsprechung zu tun. Direkt nach dem Krieg wurden erste Urteile auf Grundlage 
eines „übergesetzlichen Rechts“ gefällt, um der nationalsozialistischen Rechtsbeugung etwas 
entgegenzusetzen. Problematisch war hier die Frage nach der rückwirkenden Bestrafung nati-
onalsozialistischer Verbrechen und der Norm dieses überzeitlichen Rechts. Ein „rechtsethi-
scher Essentialismus“ (Fischer 2007:173), dem sich nach dem Krieg plötzlich viele verpflich-
tet fühlten, wurde im totalitären Staat aber nur von wenigen vertreten. Wolf und Böhm, die 
beiden Mitverfasser der Freiburger Denkschrift, waren hier die Ausnahmen. 
Erik Wolf spielte bei den juristischen Debatten nach dem Krieg eine untergeordnete Rolle. 
Viele evangelische (Fuljanty 2013:137-173) und katholische Theologen29 (:97-136), aber auch 
Juristen und Philosophen, haben nach 1945 verschiedene Entwürfe zum Naturrecht vorgelegt. 
Kaum einer wollte dabei aber wie Wolf von einer christlichen Fundierung des Rechts spre-
chen. Viele plädierten für eine kulturrechtliche Begründung anhand der „Menschenrechte“. 
Auf die Positionen der Freiburger wurde kaum eingegangen, obwohl gerade sie als glaubwür-
dige Vertreter des Widerstandes einen wichtigen Beitrag zu diesen Debatten hätten leisten 
können. 
Dass es nicht dazu kam, hing vielleicht auch mit Differenzen bei den Freiburgern selbst zu-
sammen. Nach dem Krieg wurden sie offensichtlich. Wolfs enge Verbindung von Rechtferti-
gung und Recht vertrat er in Anlehnung an den reformierten Theologen Karl Barth, der sich 
dazu publizistisch geäußert hatte und mit dem Wolf freundschaftlich verbunden war (Holler-
                                               
28 Im Sammelband „Naturrecht oder Rechtspositivismus?“ (Maihofer 1962) werden allein 25 Artikel von füh-
renden Rechtsgelehrten und Theologen aufgeführt, die zwischen 1947 und 1955 sich mit dem Thema Natur-
recht beschäftigten, darunter so bekannte Namen wie Gustav Radbruch, Adolf Süsterhenn und Helmut Coing. 
Es fehlen allerdings Beiträge von Erik Wolf. Eine angehängte Bibliografie zum Thema enthält einige Hundert 
Angaben, darunter dann auch Beiträge von Erik Wolf. 
29 Führende Vertreter des Naturrechtsgedankens in der katholischen Tradition waren in den Jahren nach dem 
Krieg Ernst von Hippel, Valentin Tomberg, Günther Küchenhoff, Friedrich August von der Heydte, Heinrich 
Kipp, Heinrich Rommen und Adolf Süsterhenn (Foljanty 2012:98). 
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bach 1986:35; Hollerbach 1982:260-261). Barth (1998:20) hatte 1938 in einem Buch die Be-
ziehung zwischen göttlichem und menschlichem Recht untersucht und eine Verbindung zwi-
schen beiden Bereichen in der Christologie gefunden. Der Lutheraner Ritter lehnte eine solche 
Vermischung von Heilslehre und menschlicher Ordnung dagegen kategorisch ab. Sie sei un-
zulässig und gefährlich (Blänsdorf 1991:12). Die konkrete Ausformulierung einer Rechtsord-
nung sei Aufgabe der praktischen Vernunft, so Ritter, die im Gegensatz zur göttlichen Recht-
sprechung nie Anspruch auf Unfehlbarkeit habe. Aus der göttlichen Gerechtigkeit eine Lehre 
über Gerechtigkeit auf der Erde abzuleiten, sei unmöglich. Überhaupt dürfe man politische 
Sachentscheidungen nicht durch das Evangelium heiligen wollen.  
Hier traten Differenzen unter den alten Weggefährten aus Freiburg zu Tage, deren Gründe 
in unterschiedlichen theologischen Prägungen lagen. Im Detail zeigt sich aber, dass Wolf eine 
Vermischung der verschiedenen Welten ebenso ablehnte, wie Ritter. Von daher scheint es sich 
mehr um ein Missverständnis gehandelt zu haben, als um eine wirkliche Differenz. Wolfs dia-
lektische Art wollte lutherische und reformierte Traditionen zeitlebens miteinander verbinden 
(Steinmüller 1968:284), was Ritter als überzeugter Lutheraner ablehnte. Steinmüller (:444) 
hat deshalb mit Recht über Wolfs Rechtstheologie geurteilt: „Die Rechtstheologie Erik Wolfs 
kann nicht simplifizierend als ‚barthianisch‘ bezeichnet werden, weder im negativen noch im 
positiven Sinne. Sie war sui generis“. 
4.1.5 „Ordo creationis“: Die Schöpfungsordnungen 
Eng verbunden mit der Frage des Naturrechts war die damalige Debatte um „Schöpfungs-
ordnungen“, ein Begriff, der im Neuluthertum der Zeit eine wesentliche Rolle spielte. In ge-
wisser Weise waren die „Schöpfungsordnungen“ aus der Sicht ihrer Gegner eine lutherische 
Variante der katholischen Naturrechtstheologie. Die Denkschrift hat sich ausführlich dazu 
geäußert. 
4.1.5.1 Die Denkschrift und die Schöpfungsordnungen 
In der Frage nach den Schöpfungsordnungen bleibt die Denkschrift ebenfalls auf den ers-
ten Blick ambivalent. Einerseits werden sie abgelehnt, weil sie als Legitimationsgrund für 
nationalsozialistische Werte wie „Blut und Boden“ verwendet wurden. Recht deutlich heißt 
es, dass die Schöpfungsordnungen „in der neuen Lutherdeutung und in der sog. Politischen 
Ethik moderner Theologen wie Althaus über Brunner und Gogarten bis zu Wünsch eine 
höchst bedenkliche und verwirrende Rolle“ spielen (In der Stunde Null:57). Konkret wird 
dieser Kritikpunkt durch den direkten Bezug auf die „Ansbacher Ratschlag“ der bayerischen 
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Lutheraner vom 11. Juni 1934 (:57) betont, der Gegenerklärung zur „Barmer Theologischen 
Erklärung“, in dem die Verfasser betonten, dass sich Gott neben Christus auch in „Familie, 
Volk und Rasse“ offenbart habe. Deshalb verkörpere auch der nationalsozialistische Staat die 
Ordnungsfunktion Gottes.30 Eine solche Rechtfertigung eines totalitären Staates im Sinne ei-
ner „Schöpfungsordnung“ wies man entschieden zurück. 
Andererseits wird nicht geleugnet, dass es bestimmte Ordnungen Gottes gebe, die bis in 
die Strukturen des Alltagslebens hineinwirken. Vom „Ordo“ war schon die Rede. Der Staat 
mit seiner Schwertgewalt wird ebenfalls eindeutig als „Ordnung Gottes“ deklariert (:55), 
ebenso die Familie (:58). An anderer Stelle wird von „natürlichen und geschichtlichen ‚Ord-
nungen‘“ gesprochen, die respektiert werden müssten (:72). Darunter werden „geschichtlichen 
Traditionen, politische Erziehungsreife, allgemein geistige Anlagen und zeit- und ortsbedingte 
Verhältnisse“ verstanden (:72).  
In der Analyse der entsprechenden Texte wird klar, dass man sich auch hier in erster Linie 
gegen die „geschichtlichen Ordnungen“ der Nationalsozialisten wehrte, nicht gegen die „na-
türlichen Ordnungen“ Gottes an sich (:57). Gerade die konkrete Zuweisung von göttlichen 
Ordnungen auf geschichtliche Strukturen und Phänomene der Gegenwart sah man als proble-
matisch an. Ähnlich wie beim Naturrecht blieb man in der Kritik nicht beim Nationalsozia-
lismus stehen. Schon die Untertanenhaltung der Lutheraner in der Kaiserzeit wird kritisiert, 
weil dadurch scheinbare „geschichtliche Ordnungen“ der Monarchie als gottgegeben dekla-
riert worden seien. Die Konservierung des „Althergekommenen“ und die damit einhergehen-
de Glorifizierung solcher zeitgebundenen Umstände seien hoch problematisch. Genauso seien 
auch die gegenwärtigen Tendenzen, die aktuellen politischen Ordnungen sittlich zu rechtferti-
gen, abzulehnen (:57-58) Wie beim Naturrecht konstatiert man, dass geschichtliche Ordnun-
gen „keine bindenden Gewissensnormen für den Christen“ seien. „Sie haben keine legitimen 
Anspruch auf den Rang als göttliche ‚Schöpfungsordnungen‘“ (:59). 
4.1.5.2 Debatten um die Schöpfungsordnungen in der evangelischen Theologie 
Analog zu den Kontroversen um eine Naturrechtstheologie gab es in der damaligen evan-
gelischen Theologie auch Auseinandersetzungen um diese „Schöpfungsordnungen“. Die De-
batten gab es sowohl bei den Lutheranern, wie auch bei den Reformierten, und sie werden 
hier im Überblick dargestellt, weil dadurch wiederum die Interpretation der Denkschrift er-
leichtert wird. 
                                               
30 Vgl. dazu: Der „Ansbacher Ratschlag“ zu der Barmer „Theologischen Erklärung“ 1935: 102–104. 
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Einen gewissen Ausgangspunkt markierte wieder Emil Brunner. 1932 hatte er in der Erst-
auflage seines Werkes „Das Gebot und die Ordnungen“ (Brunner 1939) die Überzeugung von 
der Existenz von „Schöpfungsordnungen“ wie Ehe, Staat, Kultur und Wirtschaft verteidigt. 
Unter Schöpfungsordnungen verstand er „solche Gegebenheiten des menschlichen Zusam-
menlebens, die allem geschichtlichen Leben als unveränderliche Voraussetzungen zugrunde 
liegen…“ (:194). Sie seien „Mittel der göttlichen Weisheit“, die sündige Menschen „zur Ge-
meinschaft zu zwingen“ (:194). Allerdings erkenne man diese Ordnungen nur unter der „Ge-
brochenheit der Sünde“, so Brunner (:194). Der Christ habe die Verpflichtung, die Ordnungen 
positiv zu verändern, eine These, mit der er sich bewusst gegen seinen Lehrer Karl Barth stell-
te (:416).  
Am Beispiel der Wirtschaft machte Brunner diese Zusammenhänge deutlich: „Indem Gott 
den Menschen als leibliches Wesen geschaffen hat, hat er ihn auch als wirtschaftsbedürftiges 
und wirtschaftsfähiges Wesen geschaffen. Wirtschaft ist also eine ursprüngliche Schöpfungs-
ordnung Gottes“ (:383). Sie sei allerdings heute „gebrochene Schöpfungsordnung“ und von 
daher müsse sie wiederhergestellt werden (:383). Einige Ordnungen sah Brunner sogar gänz-
lich als „Sündenordnungen“ an, so die Ordnungen des Staates und des Rechts, deren es vor 
dem Sündenfall gar nicht bedurft habe (:197). Die Wirtschaftsordnung sei dagegen praelapsa-
risch zu verstehen und von daher eine richtige „Schöpfungsordnung“.  
Brunners Werk zeigt, dass auch bei Anhängern der reformierten Theologie solche Gedan-
ken rezipiert wurden. Die Lehre von den Schöpfungsordnungen findet sich aber vor allen 
Dingen innerhalb der lutherischen Theologie und hatte dort auch ihren Ausgangspunkt. Im 
Gegensatz zum Naturrecht verstand man im Luthertum Schöpfungsordnungen nicht als „Im-
plikationen einer abstrakt-allgemeinen Menschennatur, auch nicht als ideale Vernunftnormen 
im Sinne des Naturrechts der Aufklärung“, sondern als „reale Lebensformen jeder konkreten 
Gesellschaft“ (Pannenberg 1963:3). Somit grenzte man sich von der klassischen Naturrechts-
lehre ab, ohne zu übersehen, dass es eine „unveränderliche Ordnung der menschlichen Bezie-
hungen“ gebe (:3). 
Der Gedanke an Schöpfungsordnungen, ursprünglich zurückgehend auf Luthers Unter-
scheidung verschiedener „Stände“, war im 19. Jahrhundert vor allen Dingen durch den luthe-
rischen Theologen Adolf Harleß (1806-1879; vgl. 1864:475) wieder aufgenommen und aus-
gebaut worden. Mit Paul Althaus und seinem Kollegen Werner Elert (1885-1954) wurden sie 
im „Neuluthertum“ der 1930er Jahre populär. 1934 hatte Althaus eine Broschüre unter dem 
Titel „Theologie der Ordnungen“ herausgegeben, deren Thesen er schon seit 1931 in Vorträ-
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gen und in seinem „Grundriß der Ethik“ (Althaus 1931:97) vertreten hatte. „Ordnungen“ seien 
in Anlehnung an Luther „unerläßliche Bedingungen des geschichtlichen Lebens“, so Althaus, 
die auch außerhalb von Christus von jedem Menschen durch die Vernunft erkannt werden 
könnten (Althaus 1934:7). Sie „dienen dem Leben der Menschen, seiner Entstehung und Er-
haltung“ (:7) und seien „Stiftungen Gottes“ (:8). Die Unterscheidung Brunners zwischen 
„Schöpfungs- und Sündenordnungen“ lehnte Althaus ab (:11). Zwar sei jede Ordnung be-
grenzt und könne von daher auch kritisiert werden (:12, 15), aber von jedem Christ sei Gehor-
sam gegenüber den Ordnungen gefordert (:14). Eine Kritik am nationalsozialistischen Staat, 
der sich als göttliche Ordnungsmacht empfand, war dadurch erschwert. 
Althaus vertrat damit die klassische Sicht des Luthertums. Innerhalb der lutherischen 
Theologie gab es aber auch Unterschiede und Kritiker dieser Sicht. Sie meinten, der Begriff 
sei irreführend, da vor dem Sündenfall einige dieser Ordnungen gar nicht nötig gewesen wä-
ren. Außerdem entstünde dadurch der Eindruck, irdische Ordnungen wie Familie, Beruf oder 
Staat seien sündlos. Althaus hat dagegen eingewandt, dass der Begriff „Schöpfungsordnun-
gen“ trotzdem treffend sei, da die Ordnungen auch Ausdruck des „gegenwärtigen göttlichen 
Schaffens“ seien und von daher nicht zwingend mit der Schöpfung der Welt am Anfang ver-
bunden werden müssten (:10). Sie seien daher auch nicht nur „Erhaltungsordnungen“, ein 
Begriff, den der lutherische Theologe Walter Künneth (1937:28-30; 1954:135-145) verwandte 
und der später von Vertretern der „Ordnungstheologie“ übernommen wurde (Pannenberg 
1963:5). Er sollte ausdrücken, dass diese Ordnungen erst nach dem Sündenfall den Menschen 
von Gott gegeben worden seien. 
Man sieht daran, dass die Debatten auch innerhalb des Luthertums lebhaft waren. Scharfe 
Kritik an dem klassischen Verständnis von Schöpfungsordnungen findet sich interessanter 
Weise bei Helmut Thielicke (1935), was für die Interpretation der Freiburger Denkschrift be-
deutsam ist. Er hatte 1935 in seinem geschichtstheologischen Werk „Geschichte und Exis-
tenz“ zunächst versucht, die Lehre von den Schöpfungsordnungen „von allen geschichtsphilo-
sophischen Ideologien zu befreien“ (:88). Ziel seiner Kritik war in erster Linie wieder nicht 
der Ansatz von Brunner oder Althaus, sondern die Vereinnahmung des Begriffes durch die 
nationalsozialistische Ideologie – analog zur Freiburger Denkschrift. Es gäbe zwar unzweifel-
haft Ordnungen, die Gott durch die Schöpfung zur Erhaltung der Welt gegeben hätte, so Thie-
licke. „Sie gelten für alle Menschen“ (:92). Aber sie seien „verhüllt“ (:90). In der Weltstruktur 
an sich seien Brüche und Konflikte angelegt. Es gäbe deshalb keine neutralen oder „guten“ 
Schöpfungsordnungen. Der Sündenfall habe auch eine institutionelle, nicht nur eine individu-
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elle Dimension. Niemand dürfe deshalb ohne weiteres geschichtliche Ereignisse der Gegen-
wart als besondere Gnadenerweise Gottes apostrophieren. Vielmehr sei es sehr schwierig, 
„konkrete Schöpfungsordnungen zu bestimmen“ (:95). Gerade der Staat sei so mit der Ge-
schichte verwoben und stände immer in der Gefahr, sich „als existentielles Phänomen“ auszu-
geben, dass er unmöglich eine „Schöpfungsordnung“ in Reinformat sein könne (:191).  
Diese verschlüsselte Kritik am nationalsozialistischen Staat führte u.a. zu seiner späteren 
Absetzung als Hochschuldozent (Thielicke 1984:89). Thielicke kam mit diesem Ansatz, der 
sich auch in der Denkschrift widerfindet, auch in Konflikt mit seinem Doktorvater, eben dem 
Neulutheraner Paul Althaus (:96-97). Zugleich kritisierte er auch den Ansatz von Emil Brun-
ner, da er vom „geschichtlich Vorfindlichen“ automatisch auf eine Schöpfungsordnung schlie-
ße, was unzulässig sei, da Schöpfung und Geschichte nie vermengt werden dürften (:104). Die 
Wirtschaft an sich sei z.B. keine Schöpfungsordnung, sondern eine „sündhafte Ordnung“ des 
Irdischen. Sie sei nur ein „Mittel“, um die Schöpfungstatsachen aufrecht zu erhalten, so Thie-
licke (:107). 
Nach dem Krieg nahm Thielicke (1947) diese Fragestellung in seinem Buch „Kirche und 
Öffentlichkeit“ noch einmal auf und wurde hier deutlicher. Er warf den lutherischen Kollegen 
vor, ein reformatorisches Zentralanliegen zu „sabotieren“ (:55), da sie mit den Schöpfungs-
ordnungen die Totalität des „Urfalls“ bei Seite schieben würden. Thielicke kritisierte darin 
auch noch einmal explizit den „Ansbacher Ratschlag“ (:74). Auch hier sei die Lehre von der 
Schöpfungsordnung verbunden worden mit einer aktuellen geschichtlichen Situation, nämlich 
dem Nationalsozialismus. Damit sei die Sündhaftigkeit der gesamten Wirklichkeit geleugnet 
worden. Andererseits gäbe es tatsächlich „Ordnungen der Welt“, die aber nicht schöpfungs-
theologisch, sondern „noachitisch“ abgeleitet werden müssten (Thielicke 1947:61). Sie seien 
„Notverordnungen des gefallenen Äons“ (:61), als menschliche Ordnungen nötig, aber 
„Strukturformen des gefallenen Daseins“ (:61) und von daher zeitlich und relativ. Diese Ord-
nungen seien ein Zwielicht: „Sie sind ‚von oben her‘ und gleichzeitig auch ‚von unten her‘“, 
so Thielicke (:63). Er wandte sich damit gegen die „Eigengesetzlichkeiten“, die gerne als Be-
stätigung der nationalsozialistischen Politik herangezogen wurden. Diese differenzierten Ein-
sichten Thielickes zu den Schöpfungsordnungen fanden direkten Eingang in das Freiburger 
Dokument.  
Nicht berücksichtigt wurde in der Denkschrift Bonhoeffers Ansatz, der nicht von Schöp-
fungsordnungen, sondern von den vier „Mandaten“ Arbeit, Ehe, Obrigkeit und Kirche sprach, 
dabei aber den Auftragscharakter stärker herausstellte (Bonhoeffer 1988:220-226). Den Be-
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griff „Schöpfungsordnung“ lehnte Bonhoeffer genauso wie die Freiburger ab (:220). Die 
Denkschrift orientierte sich aber eindeutig an Thielicke, so auch im Bild vom „Zwielicht“, das 
in der Denkschrift wie erwähnt zum „Irrlicht“ und zum „unsicher flackernden Licht“ wurde 
(In der Stunde Null:59).  
Noch einmal sei herausgestellt, dass man in der Kritik der Schöpfungsordnungen vor allem 
die aktuelle Interpretation der Zeit treffen wollte, die sie auf die konkreten geschichtlichen 
Umstände des nationalsozialistischen Staates bezog. Schöpfungsordnungen im Sinne einer 
Legitimierung aktueller Politik lehnten die Freiburger kategorisch ab, „Notverordnungen“ zur 
Regelung des Lebens im gefallenen Äon seien aber notwendig.  
4.1.6 Wort Gottes als „norma normans“: Die Bedeutung der Bibel 
Die Denkschrift der Freiburger beruft sich in ihrer Argumentation dezidiert auf die Bibel. 
Dabei standen sie in einer biblizistischen Tradition, die die Bibel als autoritatives „Wort Got-
tes“ und „Heilige Schrift“ ansah. Dies lässt sich sowohl aus der Denkschrift, aber auch aus 
anderen Schriften der Verfasser nachweisen.  
4.1.6.1 Die Bibel als „Wort Gottes“: Zur Bibliologie der Denkschrift 
In der Denkschrift wird die Bibel als „Offenbarung“ von Gott verstanden (:55), als „Heili-
ge Schrift“ (:55, 129 u.ö.), als „Wort Gottes (:61). Mehrfach werden Bibelverse erwähnt oder 
zitiert, die direkt auf aktuelle Fragestellungen angewandt werden (z.B.:55: 1Kor 15,28; Rö 
13,1+4; 63: Mt 22,37-40; 65: Rö 13; 91: Mk 8 u.a.). Die Bibel spreche die „sittlichen Be-
wußtseinsinhalte“ im Menschen an (:62) Wolf entfaltete seinen Anhang 1 durch das „Hören 
des Wortes geleitete, vernünftige Einsicht in die Erfordernisse“ (:102), im Hören auf die 
„Richtschnuren des biblischen Wortes“ (:102). Gott selber habe sich „in der Heiligen Schrift 
beider Testamente bezeugt“, so Wolf (:102). Anlage 4 spricht von „Richtschnuren und Gebo-
ten“ des „Wortes Gottes“, die für die Wirtschaftsordnung verbindlich seien (:128). 
Auch in anderen Schriften der Verfasser kam ihr grundsätzliches Vertrauen in die Glaub-
würdigkeit und Autorität der biblischen Schriften zum Vorschein. Besonderes für von Dietze 
war die Bibel die Grundlage des Glaubens: „Jeder Glaube, der nicht auf das Wort Gottes ge-
gründet ist, ist … kein Glaube, sondern ein falscher Wahn“ (von Dietze 1947a:38). Auch für 
Erik Wolf war die Bibel „Gottes Wort“ (Wolf 1951:318). Dibelius hatte sich vorher schon 
öffentlich gegen jede Infragestellung der Bibel als Wort Gottes gewandt (Stupperich 
1989:296). Für alle Autoren war sie eine Art Richtschnur für eine staatliche Nachkriegsord-
nung, ein Dokument mit „Leitlinien-Kompetenz“ (Roser 1998:212).  
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Die Bibliologie der Verfasser rezipierte dabei keine Ergebnisse der historisch-kritischen 
Methode. Sachkritik an biblischen Texten findet sich nirgendwo. Generell kann deshalb von 
einem biblizistischen Schriftverständnis gesprochen werden, wie es in der damaligen Theolo-
gie noch weit verbreitet war. Exemplarisch für diese Haltung war wieder Althaus, der zwar 
die Geschichtlichkeit der Offenbarung und das Recht einer kritischen Bibelauslegung nicht 
generell leugnete, aber der „Schrift“ zugestand, dass sie als „Niederschlag des ursprünglichen 
Zeugnisses den Reichtum und die Reinheit des echten Evangeliums als Quell und Norm für 
die fortgehende mündliche Verkündigung der Kirche aufbewahrt“ (Althaus 1929:26).  
Auffällig ist, dass in der Denkschrift mit einer gewissen Unbefangenheit biblische Texte 
auf aktuelle Fragen der Politik und Wirtschaft übertragen werden. So orientiert man sich in 
der politischen Ethik direkt an Römer 13 (In der Stunde Null:55), bei der Wirtschaftsethik am 
Dekalog (:129-130) und bei der Individualethik an Mt 22,37-40 (:65). Von einer detaillierten 
Exegese kann dabei nicht die Rede sein. Die Texte werden unmittelbar auf die Gegenwart 
übertragen, auch wenn der zeitgeschichtliche Kontext der biblischen Texte erwähnt wird. 
Aber auch wo keine direkten Bibelverse erwähnt werden, ist der Bezug zu biblischen Texten 
offensichtlich, so bei den schon erwähnten Zusammenhängen um die Staatsordnung, das Na-
turrecht und die Schöpfungsordnungen. 31 
Ähnlich haben auch die Freiburger Autoren mit biblischen Texten operiert. Dabei wurde 
aber sehr wohl zwischen allgemeinverbindlichen Textstellen für alle Zeiten und zeitbedingten 
Passagen unterschieden. Außerdem fällt die Herausstellung des Dekalogs auf. Auf diese bei-
den Zusammenhänge muss noch näher eingegangen werden. 
                                               
31 Inwieweit es überhaupt eine Berechtigung hat, religiöse Texte der Bibel für Fragen gesellschaftlicher Wirk-
lichkeit heranzuziehen, ist bis heute umstritten. In neuerer Zeit hat sich zwar Helge Peukert (2007) ausführlich 
und detailliert mit der „Wirtschaft in der Bibel“ beschäftigt. Er umgeht aber die Frage, welche Bedeutung sol-
che Texte für die Gegenwart haben und bleibt bei der rein historischen Beschreibung der antiken Texte stehen. 
Seine einzigen Schlussfolgerungen bestehen darin, dass er in den Texten Jesu „unzweideutig antikapitalisti-
sche bzw. unkapitalistische Züge“ sieht (:52-53). Im Gegenzug unterstellt er Paulus eine Akzeptanz von vor-
handenen Wirtschaftsstrukturen (:54). Für die „Gegenwart und Zukunft“ hat er nur zwei Textseiten übrig und 
sieht den Bezug zur Bibel allein in den USA vorhanden (:56-57). Im Gegensatz dazu hat Lachmann (2006) ei-
nen Alternativentwurf vorgestellt, der schon im Untertitel eine andere Richtung vorgibt: „Maßstäbe wirtschaft-
lichen Handelns aus biblischer und ökonomischer Sicht“. Seine Untersuchung ist der in der Gegenwart einzige 
deutschsprachige Versuch, systematisch „biblische Überlegungen“ ernst zu nehmen und mit ökonomischen 
Zusammenhängen zu verbinden (:XI). Ähnlich wie die Freiburger Denkschrift werden dabei biblische Texte 
auf die Analyse marktwirtschaftlicher Fragen angewandt. Auch bei Lachmann wird der Bibel eine überzeitli-
che Autorität zugesprochen, so wenn Formulierungen wie „Die Bibel sieht…“ (:31) oder „aus biblischer 
Sicht“ (:69) im Text auftauchen. Impliziert ist dabei, dass der Selbstanspruch der biblischen Texte auch eine 
Relevanz für die Gegenwart enthält. 
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4.1.6.2 Der Dekalog: Grenzziehung – für alle 
Die 10 Gebote werden in der Denkschrift mehrfach erwähnt (:61, 112, 130). Sie stecken 
nach Ansicht der Autoren notwendige Grenzen ab, die von Staat und Wirtschaft nicht über-
schritten werden dürfen. Sie enthielten „sittliche Weisungen“ (:61) für alle Menschen. Der 
Dekalog gilt deshalb nicht nur für die christliche Kirche, sondern für alle Gemeinschaften des 
Lebens. Ihre Prinzipien sind wiederum der Inhalt der „Ordnungen“, die alle Gemeinschaften 
der Welt bestimmen sollten (:129). Ihre „Grenzsetzung“ zeige auf, was Unrecht ist, sie stellt 
Verbote auf, um abzuwehren, was „die Entfaltung der christlichen Person und Gemeinschaft 
hindert“ (:102). Konkret werden anhand des fünften Gebots z.B. die Verbrechen an „Lebens-
untüchtigen“ sowie die Versklavung und Ausrottung „freier Völker“ kritisiert (:90, 96).  
In Anlage 4 wird der Dekalog ausführlich in seiner Bedeutung für die Wirtschaftspolitik 
entfaltet. Die Kirche habe dem Staat und der Wirtschaft den Dekalog als Richtlinie vor Augen 
zu führen (:129). Die ersten drei Gebote enthielten ein Veto gegen die „Vergötzung irdischer 
Güter und Mächte“, gegen „Gleichgültigkeit gegenüber dem Namen und dem Worte Gottes“ 
und gegenüber der Behinderung der „Heiligung des Feiertages und des Gottesdienstes“ 
(:129). Das fünfte Gebot widerspreche der Vernichtung und Ausbeutung von Menschen. Au-
ßerdem schütze der Dekalog die Familie, die ihrer wirtschaftlichen Güter nicht beraubt wer-
den dürfe (:129). 
Der Dekalog war damit der biblische Schlüsseltext der Freiburger Denkschrift. Mit der 
Allgemeingültigkeitsthese der 10 Geboten standen die Autoren in der klassischen lutherischen 
Tradition, bei der der Dekalog als allgemeines Sittengesetz für alle Menschen verstanden 
wurde (Deuser 2002:30-35). Diese Sicht geht in Ansätzen schon auf Philo von Alexandrien 
zurück (Köckert 2007:91-92). Unter Martin Luther, der den Dekalog in den „Kleinen Kate-
chismus“ aufnahmen, wurden die 10 Gebote zu den „Handwerksregeln des Christen“ (:113). 
Sie würden an das Gewissen als dem natürlichen Gesetz in jedem Menschen anknüpfen, so 
Luther (:113). In diesem Sinne wird der Dekalog auch in der Denkschrift verwendet. 
Ausführlich wie kein anderer der Autoren hat sich Erik Wolf mit der Gültigkeit biblischer 
Gebote für die Gegenwart auseinandergesetzt. Seine Ausführungen können als Interpretation 
entsprechender Passagen in der Denkschrift dienen und bestätigen den bisherigen Befund. Für 
Wolf (1951) war der Dekalog eine „Grundordnung“, „norma normans“, „Zusammenfassung 
des Ordnungswillens Gottes“ und „Richtschnur aller sozialen Ordnung“ (:330). Entscheiden-
der Urgrund des alttestamentlichen Rechts sei der Dekalog, der als „Grundordnung“, als „Zu-
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sammenfassung des Ordnungswillens Gottes“ zu verstehen sei (:330) 32 . „Jede politische 
Macht bleibt ihnen unterworfen“, so Wolf (:330). „Oktroyieren“ könne man diese biblischen 
Weisungen aber niemandem. Sie könnten nur „verkündigt“ werden (:335). 
Wie schon erwähnt hat sich allerdings Thielicke (1947:98) in der Denkschrift mit seiner 
Überzeugung durchgesetzt, dass gerade die negativen Formulierungen des Dekalogs deutlich 
machten, dass er eingrenze, verbiete, in die Schranken weißt, also keine positive Bestätigung 
einer Naturrechtslehre sei. So spricht die Denkschrift ganz im Sinne von Thielicke von „Na-
tur-Unrecht“. „Mit seiner vorwiegend negativen Fassung (als Verbote) steckt der Dekalog 
gewissermaßen die Grenzen dieser Ordnung ab, so daß er weniger eine Lehre vom Naturrecht, 
als (wenn man so will) von Natur-Unrecht darstellt“ (In der Stunde Null:61). Der Dekalog 
war für die Freiburger vor allem aber „Triebfeder allen sittlichen Handelns“ (:61). Er stehe in 
Übereinstimmung mit der „Sittlichkeit“ jedes Menschen, eine Überzeugung, die wiederum 
eine Brücke baute zum katholischen Naturrechtsdenken.  
4.1.6.3 „Richtschnure“ und „Weisungen“: Zur Hermeneutik der Denkschrift 
Neben der recht unbedarften Verwendung von Bibeltexten enthielt die Bibelauslegung der 
Freiburger eine weitere Besonderheit, die von Bedeutung war. Sie machten nämlich in der 
konkreten Auslegung biblischer Texte sehr wohl eine Unterscheidung zwischen allgemeingül-
tigen Texten und zeitgebundenen Formulierungen. Eine unreflektierte Übernahme von bibli-
schen Texten für die Gegenwart lehnten sie ab. Die geschichtliche Seite der Bibel mit den 
damit verbundenen zeitbedingten Einkleidungen müsse den Exegeten davon abhalten, die 
Texte eins zu eins auf die Gegenwart zu übertragen. 
Schon die verwendeten Begriffe machten diesen Zusammenhang deutlich. Es gäbe in der 
Bibel „Richtschnure“, „Weisungen“, „Leitsätze“, die für eine neue Nachkriegsordnung 
fruchtbar gemacht werden können, so die Autoren. Es handelt sich dabei um positive Grund-
wahrheiten, die allerdings immer in die konkrete Gegenwart transponiert werden müssten. So 
fände man in den 10 Gebote nach Wolf z.B. „Richtschnuren für den Aufbau einer gerechten 
(jeweiligen, nicht ewigen) Rechtsordnung“ (In der Stunde Null:103). Es handle sich dabei um 
positive „Leitsätze“, an denen sich aktuelle Ordnungen des Staates halten sollen, um „die 
Verwirklichung sittlicher Personhaftigkeit und Gemeinschaft“ zu fördern (:103). Anlage 4 
spricht von „Richtschnuren und Verbote, die sich nach unserem Glauben aus Gottes Wort für 
die Wirtschaft und Ordnung ergeben“ (:128). 
                                               
32 Ausführlicher zum Dekalog hat sich Wolf (1963:19-27) geäußert in „Ordnung der Liebe: Gottesgebot und 
Nächstenrecht im Heidelberger Katechismus“. 
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Der Begriff „Richtschnure“ stammte von Erik Wolf. Hollerbach (1982:255) nennt den Be-
griff ein „Lieblingswort“ von ihm. Wolf (1951) hat nach dem Krieg seine Interpretation der 
„Richtschnure“ ausführlich in einer Ausarbeitung für die ökumenische Bewegung dargelegt. 
Der Text wurde im Rahmen eines Arbeitskreises zum Schriftverständnis innerhalb der öku-
menischen Bewegung  veröffentlicht und kann als Interpretationsrahmen für entsprechende 
Ausführungen in der Denkschrift gelten. Der Artikel trägt die Überschrift „Die menschliche 
Rechtsordnung“. Wolf ging darin davon aus, dass die Bibel Gottes Wort sei und christozent-
risch ausgelegt werden müsse (:318). Damit rezipierte er die biblizistische Grundhaltung, die 
wir schon in der Denkschrift gefunden haben. Historistische oder liberale Interpretationen der 
Bibel seien irrelevant, weil sie nicht das Wort Gottes als „göttliche Offenbarung“ berücksich-
tigten. „Nach reformatorischer Theologie gibt es außerhalb der Heiligen Schrift keine Quelle 
göttlicher Rechtsweisung“, so Wolf (:321). 
Trotzdem sei es verfehlt, die Bibel buchstäblich zu verstehen, aus ihrem historischen Kon-
text zu reißen und damit einen „Fundamentalismus“ zu vertreten (:321). Angewandt auf sein 
Fachgebiet, die „Rechtsordnung“, enthalte die Bibel „zeitgenössische Rechtsbegriffe“. Trotz-
dem würden entsprechende Texte der Heiligen Schrift auch heute noch „Wort Gottes“ sagen 
(:319). Es ginge in der Interpretation der Texte darum, die biblischen Rechtsordnung für heute 
auszulegen, „aber keine untergegangenen Rechtsbegriffe und -institutionen künstlich am Le-
ben [zu] erhalten“ (:322), so Wolf.  Die Bibel gäbe für heute „Rechtsgrundsätze“, keine 
„Rechtssätze“, biblische „Weisungen und Richtschnure“ (:329), „Leitgedanken“, „bewegliche 
Richtlinien“, „Grenzsteine“, „Richtschnur und Wegweisung für ein soziales Leben“ (:323). 
Diesen Kern aus den biblischen Rechtstexten herauszuarbeiten, sei die Hauptaufgabe der Aus-
leger, so Wolf.  
Dieser hermeneutische Ansatz, der die „menschliche Gestalt“ der Bibel berücksichtigt und 
ihre historische Gestalt ernst nimmt, aber an der überzeitlichen Gültigkeit der biblischen Prin-
zipien festhält, reflektiert das Schriftverständnis der Freiburger Denkschrift. Die Bibel sei 
kein „Gesetzbuch für weltliche Gemeinschaften“, heißt es gleich zu Beginn des zweiten 
Hauptteils (In der Stunde Null:55). Sie handle vom Heilsweg Gottes mit den Menschen und 
finde darin ihre Mitte und ihr Ziel (:55). „Das Wort Gottes enthält keine Ordnung irdischer 
Gemeinschaft in der Form von Rechtssatzungen… Auch das Gesetz Mosis ist kein Gesetz-
buch mit Rechtsnormen, sondern eine Weisung des Gewissens“ (:61).Trotzdem stelle die Bi-
bel aber „das Gebot des Rechthandelns, die Idee der Gerechtigkeit, als dauernde Aufgabe des 
Menschen in die Verantwortung vor dem lebendigen Gott“ (:61) dar. Sie sei von daher die 
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„allgemeinste sittliche Weisung“ und ihre Prinzipien müssten in die Gegenwart übertragen 
werden. „Alle Auslegung, die das verkennt, lehnen wir evangelische Christen als Schwärmer-
tum ab“ (:55). 
Man kann von daher der Freiburger Denkschrift kein „fundamentalistisches Schriftver-
ständnis“ vorwerfen, in dem historische Bezüge an die Seite gestellt und der Bibelbuchstabe 
wortwörtlich in die Gegenwart übertragen wird. Zeitbedingtes und Überzeitliches bei der Aus-
legung der Bibeltexte sind auseinander zu halten. Man war davon überzeugt, dass die Bibel 
zeitlos gültige Weisungen für alle Menschen enthielte, aber eingekleidet in zeitbedingte For-
mulierungen und Kontexte. Die Herausarbeitung von überzeitlichen Prinzipien, von „Richt-
schnuren und Weisungen“, die dann für die Gegenwart unbedingt gelten sollten, war eines der 
Grundanliegen der Freiburger Denkschrift.  
4.1.7 Sittlichkeit, Verantwortlichkeit und Gewissen: Zur Grundlegung der Ethik 
Neben der „Heiligen Schrift“ als Richtschnur und Norm ethischen Verhaltens wurde in der 
Denkschrift auch an das Gewissen und die Sittlichkeit des Menschen appelliert. Beide Begrif-
fe stehen wieder in Zusammenhang mit der schon behandelten Naturrechtsdebatte. Die Frage 
war hier, ob es eine Art „natürliche Ethik“ des Menschen gibt und wie weit man daran bei der 
Gestaltung der Nachkriegsordnung anknüpfen könne.  
4.1.7.1 „Theologia moralis“: Grundsätze christlicher Sittlichkeit 
Der Schlüsselbegriff „Sittlichkeit“ oder „sittliches Bewusstsein“ durchzieht das gesamte 
Dokument. Generell werden „sittlichen Bewußtseinsinhalte“ in eins gesetzt mit der christli-
chen Ethik (In der Stunde Null:33). Sie habe Gott „dem natürlichen Menschenherz einge-
pflanzt“ (:62). Der Mensch habe die „sittlichen Bewußtseinsbestände“ (:61) auch durch den 
Sündenfall keineswegs verloren, so die Denkschrift. Aber es bedürfe der „Ausrichtung, Klä-
rung, Festigung, Erziehung durch das offenbarte göttliche Gebot“ (:72). Die Bibel enthielte 
„sittliche Weisungen“, die für alle Menschen gelten würden, so die 10 Gebote als „allge-
meinste sittliche Weisung“ (:61). Ziel der zukünftigen politischen Ordnung müsse es sein, 
„die sittliche Freiheit der Person zu retten“ und „ein Stück vernünftiger, sittlicher Weltord-
nung“ aufzurichten (:54). Vor allem habe hier der Staat als „sittliche Ordnungsmacht“ (:55-
56) eine besondere Verantwortung. Die echte Gemeinschaft des Volkes, die die Denkschrift 
erstrebt, wird als „sittliche Gemeinschaft“ bezeichnet (:62; 72). 
Diese notwendige „christliche Sittlichkeit“ sei durch die Weltanschauung der Nationalsozi-
alisten derzeit „ins Wanken“ geraten und „in Verwirrung“ (:33). Die Welt versinke „im Ab-
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grund des sittlichen Chaos“ (:35) und in „Barbarei“ (:36). Schon seit dem 1. Weltkrieg hätten 
„sittlich minderwertige Charaktereigenschaften“ zugenommen (:50). In diesem Zusammen-
hang partizipierte man an der Metapher des „Sittenverfalls“, die für den ethischen Verfall der 
Gesellschaft verwendet wurde. Sie wurde im Rahmen der damaligen Kulturkritik z.B. von 
Ferdinand Tönnies (1909) vertreten. Der „Sittenverfall“ stand dabei exemplarisch für den Ver-
fall der säkularisierten Gesellschaft.  
Eine genaue inhaltliche Beschreibung, was genau unter Sittlichkeit zu verstehen ist, findet 
sich in der Denkschrift nicht. In Anlage 1 wird der Begriff recht vage definiert. Es handle sich 
um den „Willen zur persönlichen Verantwortung vor Gott“ (:102). „Recht, Wahrheit und 
Menschlichkeit“ werden als „sittliche Höchstwerte“ deklariert (:42). Der häufige Rekurs auf 
den Dekalog als Grundschrift der Sittlichkeit wurde schon erwähnt. Bei Ritter ist zusätzlich 
eine Präferenz für das „Heldentum“ und den heroischen Charakter der Deutschen aus den 
Texten herauszulesen, was Ausdruck der Sittlichkeit sei (:50). Der Wunsch nach einer „Nota-
belnschicht der politisch Einsichtigen“ wird sekundiert mit der Beschreibung dieser „Elite“: 
Es müsse sich um „sittlich Zuverlässige“ handeln (:74).  
Insgesamt stehen alle Forderungen der Denkschrift nach einem ethischen Lebensstil unter 
dem Signet der „Sittlichkeit“: „Nur diesen Gewissensappell und diese sittlichen Normen nä-
her auszudeuten ist unsere praktische Aufgabe“, so heißt es in der Einleitung zu den „Prakti-
schen Forderungen“ im zweiten Kapitel des zweiten Teiles der Denkschrift (:73). Und noch 
konkreter formulierte man: „Wir wollen einen Staat aufbauen helfen unter Bindung an die 
Grundsätze christlicher Sittlichkeit“ (:73). D.h. die gesamte Denkschrift mit ihren vielen kon-
kreten Grundsätzen für eine neue Nachkriegsordnung wird als Versuch verstanden, die Sitt-
lichkeit zu heben. 
Konkret verband man die Sittlichkeit mit den allgemeingültigen Weisungen und Geboten 
der Bibel. „Sittlichkeit“ und „Gesinnung“ seien auch Voraussetzungen für die neue Wirt-
schaftsordnung (:130, 135). Die Selbstverantwortung des Menschen für seine wirtschaftlichen 
Güter und die Zurückdrängung des Einflusses des Staates werden damit begründet, dass eben 
jeder Mensch eine „sittliche Persönlichkeit“ sei, der Freiheit für seine Selbstentfaltung gebo-
ten werden müsse (:129). Andererseits könne der Mensch durch ein übermäßiges Ringen um 
irdischen Besitz an seiner „sittlichen Person“ Schaden leiden (:130). Letztlich bedürfe die 
Wirtschaft immer einer „festen sittlichen Grundlage“ (:131). 
Auch der Begriff „Sittlichkeit“ hat eine lange Vorgeschichte (Wannenwetsch 2006:2159-
2163). Gemeinhin wurde darunter eine allgemeine, auf Traditionen beruhende verbindliche 
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Verhaltensnorm verstanden, „verfestigte kollektive Gewohnheiten“, die durch eine Gruppe 
festgelegt wurde (Machura 2006:2157). Insbesondere der deutsche Idealismus verwendete 
den Begriff als Ausdruck eines selbst- und vernunftbestimmten Lebens nach ethischen Nor-
men. Der Begriff wurde innerhalb der evangelischen Theologie seit dem 18. Jahrhundert für 
die „theologia moralis“ verwendet, die im Gegensatz zur Dogmatik generell die praktische 
Seite des Glaubens widerspiegelte (Honecker 1990:25). Im 19. Jahrhundert verwendete man 
dafür allerdings häufiger schon den Begriff „Ethik“, nicht mehr den Begriff „Sitte“ oder „Sitt-
lichkeit“. Trotzdem war die Verwendung in den 1930er Jahren noch Allgemeingut der evange-
lischen Ethik. Emil Brunner (1939:1-94) begann z.B. sein grundlegendes Werk „Das Gebot 
und die Ordnungen“ mit zwei längeren Kapiteln über die „natürliche Sittlichkeit“.  
Die Freiburger Denkschrift betont zwar ebenfalls das sittliche Handeln, verbindet es aber 
mit dem Versöhnungshandeln Gottes in Christus. „Aber wir müßten verzweifeln in solcher 
Lage, wäre uns nicht an einem Punkt der Geschichte der ewige Gnadenwille Gottes ganz ein-
deutig offenbart: in dem Sohne, den er in die Welt gesandt hat, um uns zu erlösen aus der un-
heimlichen Verstrickung in das Gewirr von Schuld und Schicksal, in die wir inmitten von so 
viel Dunkelheit notwendig geraten müssen“ (In der Stunde Null:60). Gerade diese Offenba-
rung Gottes durch Christus sie die „Offenbarung des göttlichen Gnadenwillens am Kreuz“ 
(:60). Sittlichkeit wird gebunden an Gott und seine Offenbarung, sie ist Ausdruck der Gebote 
Gottes für diese Welt. Grundsätzlich abgelehnt wird in diesem Zusammenhang auch der Ge-
danke, man könne schon hier auf Erden das Reich Gottes bauen und mit der Sittlichkeit die 
Welt in ein irdisches Paradies umgestalten (:55). 
Auch die Betonung einer sittlichen Grundlage in den Wirtschaftsprozessen war nicht neu 
und keineswegs ein Alleinstellungsmerkmal der Freiburger. Auch die Vertreter der „Histori-
schen Schule der Nationalökonomie“, z.B. Gustav Schmoller, hatten schon „Tugenden“ ge-
fordert, die sie allerdings ähnlich wie der Kulturprotestantismus als Notwendigkeiten des his-
torischen Prozesses verstanden, weniger als direkten Ausfluss einer religiösen Gesinnung 
(Schmoller 1919:32-76). Die Religion habe zwar das Sittliche geprägt, der Mensch müsse 
jedoch durch sein Wahrnehmen und Denken zu dieser „sittlichen Lebensordnung“ selber 
durchdringen, so Schmoller (Woll 1994:74-75). Auch hier gab es einen deutlichen Unter-
schied zur Freiburger Denkschrift, in der die Autoren die Sittlichkeit wie gesehen eindeutig in 
der christlichen Ethik und in der Offenbarung verorteten und gerade nicht in den wandelbaren 
„Notwendigkeiten“ der geschichtlichen Entwicklung. 
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4.1.7.2 „Verantwortungsethik“ –  Ethisches Handeln vor Gott für die Welt 
Die ganze Denkschrift durchzieht außerdem der Gedanke, dass der Christ in den Turbulen-
zen der Zeit seine innere Freiheit als Verpflichtung zur Verantwortung für die Welt begreifen 
solle. „Handeln aus dem steten Bewußtsein der Verantwortung vor Gott und Handeln aus Lie-
be zu Gott und (was von selbst daraus folgt) zu den Mitmenschen ist die Summe christlicher 
Ethik“ (In der Stunde Null:62). „Sittlichkeit“ wird von daher als „Wille zur persönlichen Ver-
antwortung vor Gott“ verstanden (:102). Die Selbstverantwortung des Einzelnen führe auch 
zur Verantwortung für diese Welt, der man sich nicht entziehen dürfe (:34). Gerade die „Scheu 
vor Verantwortung“ (:32) wird dem Luthertum der Zeit vorgeworfen. Auch die neue Wirt-
schaftsordnung solle „in Verantwortung vor Gott“ gestaltet werden (:130). Außerdem müsse 
sie „aller Welt die Verantwortung für die wirtschaftlichen Nöte der Mitmenschen zum Be-
wußtsein bringen“ (:130). 
Auch der Begriff „Verantwortung“ im Kontext der Ethik war in der damaligen Zeit nicht 
neu. Die Diskussion darüber ging wieder auf Max Weber zurück, der gegenüber einer „Gesin-
nungsethik“ eine „Verantwortungsethik“ forderte (Weber 1988:551). Es ginge in erster Linie 
nicht darum, welche inneren Motivationen hinter den Handlungen der Menschen stehen wür-
den, so wichtig das auch sei. Gesinnungen seien wechselhaft und nicht normierbar, so Weber. 
Entscheidender sei die Folgenabschätzung des Handelns (:552), die „Rücksichtnahme auf die 
voraussehbaren Handlungsfolgen“ (Hengsbach 1992:18). Weber nannte einen solchen Ansatz 
„Verantwortungsethik“ (Weber 1988:551).  
Ob die Verfasser der Denkschrift mit ihrer häufigen Verwendung des Begriffes „Verant-
wortung“ allerdings eine Verbindung zu Max Weber ziehen wollten, ist zweifelhaft, denn We-
ber hatte den Begriff ja bewusst im Gegensatz zu einer religiös geprägten „Gesinnungsethik“ 
eingeführt. Wahrscheinlicher ist, dass die Autoren sich in einer Linie mit Kritikern der Na-
ziideologie sahen. Denn während der Zeit des Dritten Reiches gab es vor allem innerhalb der 
Bekennenden Kirche Vertreter, die aus theologischer Sicht auf die „Verantwortung“ des Chris-
ten für die Gesellschaft hinwiesen, und sich damit der damaligen lutherischen Nichteinmi-
schungspolitik entgegenstellte. Exemplarisch sei auf Dietrich Bonhoeffer (1988:238) verwie-
sen, der die „Struktur des verantwortlichen Lebens“ in einer doppelten Polung verortete, näm-
lich in der „Bindung des Lebens an Mensch und Gott und durch die Freiheit des eigenen Le-
bens.“ „Ohne diese Bindung und ohne diese Freiheit gibt es keine Verantwortung“, so Bonho-
effer (:238). Nur durch die Bindung an Gott und Mensch entstehe echte Freiheit. Verantwor-
tung für sich selbst sei immer automatisch auch Verantwortung gegenüber jedem Menschen, 
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da kein Mensch isoliert leben könne (:239). Zur Verantwortlichkeit gehöre „vollkommene 
Hingabe des eigenen Lebens“, so Bonhoeffer (:240). Er sprach auch von der Verantwortung 
jedes Christen, „in der Welt gegen die Welt Stellung“ zu beziehen (:272).33 Bonhoeffer veror-
tete diese Verantwortung in erster Linie im Beruf. Sie sei eine „Verantwortung vor dem Ruf 
Christi“ (:272). Diese Verantwortung sei bewusst in der Welt zu leben, nicht im mönchischen 
Kloster. „Nur der Ruf Christi… überwindet den Kompromiß und das durch ihn unsicher ge-
machte Gewissen“ (:273).  
Diese christliche „Verantwortung“ sah Bonhoeffer eben nicht wie Weber als Resultat einer 
Folgenabschätzung, sondern allein als Verantwortung „gegenüber Jesus Christus“ (:273). Sie 
könne dazu führen, dass auch über die engen Grenzen des eigenen Berufs hinaus ein „öffent-
liches Eintreten“ nötig sei (:274). Genau so verstanden auch die Verfasser der Freiburger 
Denkschrift ihren Verantwortungsbegriff. Sie sahen es als eine Verpflichtung an, „der Welt zu 
sagen, daß sie sich verantworten muß und diese Verantwortung vor dem Gott geschieht, der 
sich in der Heiligen Schrift beider Testamente bezeugt hat“ (:102). Verantwortung wurde des-
halb theologisch verortet, nicht nur innerweltlich im Sinne der Folgenabschätzung des Han-
delns. 
Hinzuweisen sei noch darauf, dass nach dem Krieg die ökumenische Bewegung den Ver-
antwortungsbegriff aufgenommen hat (Hengsbach 1993:19). Der Leitbegriff wurde hier die 
„verantwortete Gesellschaft“, ein Begriff, der von Oldham geprägt wurde (Kosmahl 1970:58-
60). Die Kirchen wurden angesichts der Erfahrungen mit totalitären Regimen aufgefordert, 
ihre Verantwortung für die Gesellschaft wahr zu nehmen und zu Unrecht nicht zu schweigen. 
Große philosophische Anerkennung erfuhr der Begriff später auf philosophischer Ebene auch 
durch Hans Jonas und sein „Prinzip Verantwortung“ (Jonas 1979). 
4.1.7.3 Das Gewissen in seiner appellativen Funktion  
Zentral für die Freiburger Denkschrift war auch der Gewissensbegriff (vgl. Thielicke 
1951:501-524). Nicht umsonst taucht das Wort schon im Untertitel auf, wenn von einer 
„Selbstbesinnung des christlichen Gewissens“ die Rede ist. Damit hing ein besonderes Ver-
ständnis des Gewissens zusammen, womit wir wieder die Debatte um das Naturrecht streifen. 
Ohne dass der Begriff im Dokument genau definiert wird, kann man festhalten: Die Auto-
ren waren davon überzeugt, dass es in jedem Menschen ein Gewissen gibt, eine Art morali-
                                               
33 Die Ausführungen Bonhoeffers in seiner „Ethik“ sind Fragment geblieben. Ein eigenes Kapitel über „Liebe 




sche Instanz. Im Gewissen jedes Menschen gäbe es die schon erwähnten „vorfindliche sittli-
che Bewußtseinsbestände“ (In der Stunde Null:61), so die Autoren. Daran könne man bei der 
Neuordnung „anknüpfen“ (:61). Die „Stimme des Gewissens“ hätten die Christen „mit allen 
sittlich nicht ganz verkommenen Nichtchristen gemeinsam“ (:60). Konkret werden Christen 
darauf hingewiesen, dass die mosaischen Gebote „Weisungen der Gewissen“ seien (:81). 
Auch die Bergpredigt knüpfe „inhaltlich an die im Gewissen jedes Menschen, ob Christ oder 
Nichtchrist, vorfindlichen sittlichen Bewusstseinsbestände an“ (:81). Gerade die Bezugnahme 
auf den Dekalog als Norm für alle Menschen unterstützte die oben erwähnte Überzeugung, 
dass das Gewissen eine moralische Instanz in jedem Menschen sei. 
Die positive Feststellung der Existenz eines Gewissens in jedem Menschen wurde jedoch 
gleichzeitig eingeschränkt. Denn es gäbe eine Voraussetzung, damit das Gewissen funktionie-
ren könne: die Gottesfurcht. Konkret auf die Situation im „Dritten Reiches“ angewandt muss-
te man nämlich resigniert feststellen: „Ein christliches Gewissen gibt es nur da, wo Gott, der 
persönliche Gott, der Vater Jesu Christi und Endrichter dieses Aeons als eine übermächtige 
Wirklichkeit auch über den größten irdischen Machthabern gefürchtet wird“ (:32). Die politi-
sche Führung sei allerdings mittlerweile so sehr von Gott abgefallen, dass jeder Appell an 
dieses „christliche Gewissen“ nutzlos sei. Da der Staat in der derzeitigen Situation als Adres-
sat des Gewissensappells ausfiele, träte deshalb „das Volk“ an seine Stelle (:32). Es stände 
zwar ebenfalls in der Gefahr, die „überlieferte christliche Sittlichkeit“ zu verlieren (:33). 
Trotzdem dürfe der einzelne Christ nicht schweigen, müsse wiederum aus seinem christlichen 
Gewissen heraus handeln und dürfe den „Bußruf“ nicht verschweigen (:34).  
In diesem Sinne wird das christliche Gewissen nicht nur als handlungsbeurteilende Instanz 
des Einzelnen, sondern als innere Verpflichtung zum öffentlichen Widerspruch interpretiert. 
Dieses „christliche Gewissen“ wiederum sei nichts Irrationales, sondern müsse „zugleich ein 
Wissen um die Sache“ sein, ein Gewissen mit Sachverstand (:34). Dabei hätten alle Christen, 
nicht nur die Theologen, die Verpflichtung, „ihr christliches Gewissen in fortdauernder Ausei-
nandersetzung mit der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wirklichkeit… fortdauernd 
neu zu prüfen und zu bewähren“ (:35). Gerade als eine solche „Selbstorientierung des christli-
chen Gewissens“ verstehe sich die Denkschrift (:35). 
Diese hohe Bedeutung des Gewissens, die Schockenhoff in Anlehnung an die paulinischen 
Schriften als „prüfende Instanz in jedem Menschen“ (Schockenhoff 2003:79) bezeichnet, war 
damals in theologischen Kreisen weithin akzeptiert. Als Beispiel sei wieder Paul Althaus 
(1931) angeführt, der in seinem „Grundriß der Ethik“ dem Gewissen eine ebenso wichtige 
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Rolle einräumte. Neben dem individuellen Gewissen des Einzelnen sprach er von einem Ge-
wissen „im weiteren Sinne“ (:13), das er so definierte: „Gewissen ist das Wissen um eine ver-
pflichtendes Gebot und das Beurteilen menschlicher Handlungen nach ihrem Verhältnis zu 
dem Gebot als ‚gut‘ oder ‚böse‘“ (:13). Es sei ein „Gehör für sein Gebot“, „die ursprüngliche 
Gegenwart des Geistes Gottes in allem Menschentum“ (:15). Es gäbe zwar kein unfehlbares 
Gewissen, da es immer abhängig sei von Gott und unter dem Sündenfall stehe. Aber es gelte: 
„Wir können Gottes Willen nicht anders erkennen als im Gewissen“, das durch den Heiligen 
Geist ständig durch das Hören auf die Offenbarung Gottes erneuert werden müsse (:33). 
Eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem komplexen Gewissensbegriff in der Phi-
losophie- und Theologiegeschichte, wie er sich z.B. bei Augustin, Thomas von Aquin oder 
Immanuel Kant vorfindet, fehlt in der Denkschrift, auch eine klare definitorische Beschrei-
bung. In der Betonung der Verbindung von Sachverstand und Gewissen näherte man sich 
Thomas von Aquin an, der das Gewissen ebenfalls mit dem Verstand verband (Schockenhoff 
& Florin 2009:11). In der Bindung des Gewissens an Gott und sein Wort vertrat man dagegen 
eher die klassisch lutherische Position, wie sie bei Althaus zu finden war. Klar war, dass man 
dem Gewissen keine unfehlbare Relevanz zugestand. Die Denkschrift wollte ja gerade den 
christlichen Lesern Hilfestellung geben, um das Gewissen in den Herausforderungen der ideo-
logischen Verirrung zu stärken. Damit war einer Idealisierung des Gewissens eine Absage 
erteilt worden.  
Andererseits wird auffällig stark die appellative Funktion des Gewissens herausgestellt, das 
Gewissen als „Repräsentant Gottes vor den Menschen“, wie Schockenhoff (2003:87) diese 
Funktion bezeichnet. Gewissen wird hier zu einer Art Verpflichtung, den Willen Gottes einer 
säkularisierten Welt mitzuteilen. Zur Verantwortung vor Gott und seinen Geboten tritt gleich-
zeitig die Verantwortung für die Welt, der die Gebote Gottes bezeugt werden müssen. Die 
Autoren vertraten deshalb nicht nur eine rein individuelle Gewissensverantwortung des Men-
schen für sich und seine unmittelbare Umgebung, sondern sahen das Gewissen in einem grö-
ßeren Zusammenhang – als Quelle einer universalen Verantwortung für die Welt. Dement-
sprechend sei der Christ aus seinem Gewissen heraus aufgefordert, seine Weltverantwortung 
wahrzunehmen. Dazu bedarf es aber wiederum einer klaren Erkenntnis des Willens Gottes 
und eine ethische Überzeugungskraft. 
Ein solcher multipolarer Gewissensbegriff findet sich auch bei Emil Brunner (1939), der 
das Gewissen wie Bonhoeffer mit dem „Verantwortungsbewusstsein“ des Menschen verband. 
Im Gewissen erfahre „der Mensch überhaupt erst seine Verantwortlichkeit“ (:141) und könne 
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deshalb zur Rechenschaft gezogen werden. Das durch den Glauben korrigierte Gewissen 
würde „neu ausgerüstet als die Instanz, die das zu Gott Gehörige und Nichtgehörige ausei-
nander scheidet“ (:143). Bei Brunner fehlt allerdings die daraus folgende appellative Funktion 
des christlichen Gewissens, wie sie sich in der Denkschrift findet. Auch bei Bonhoeffer 
(1988:28) wird diese Funktion des Gewissens nur angedeutet, wenn er in seinen Ausführun-
gen über das Gewissen schreibt: „Das Wissen um Gut und Böse in sich tragend ist der 
Mensch Richter über Gott und Mensch geworden, wie er Richter über sich selbst ist“. Von 
daher war diese deutliche Akzentuierung der Denkschrift auf die „Gewissensverantwortung“ 
außergewöhnlich. 
Die Spannung zwischen dem tastenden und zögerlichen Gewissen, das Ausdruck eines 
auch fehlbaren Erkennens des Willens Gottes in der jeweiligen geschichtlichen Situation war, 
und dem mutigen Eintretens des Gewissens für klar erkannte ethische Prinzipien in der Öf-
fentlichkeit durchzieht das ganze Dokument. Die Stärkung des persönlichen Gewissens des 
Einzelnen und die dadurch möglich werdende korrektive Funktion des Gewissens in der Ge-
sellschaft war das gesamte Ziel der Denkschrift. 
4.2 Die konkreten wirtschaftsethischen Aspekte der Denkschrift und der Anlage 4 
Die generellen theologischen und ethischen Begründungszusammenhänge der Freiburger 
Denkschrift mit ihrer kulturkritischen Zeitdiagnose, ihrem Menschenbild zwischen Freiheit 
und Ordnung, dem Ringen um ein evangelisches „Naturrecht“ und um „Schöpfungsordnun-
gen“, der Hochschätzung der Bibel und des Dekalogs sowie einer sittlichen Verantwortungs-
ethik, die als Gewissensethik vor Gott und den Menschen gelebt werden sollte, führten auch 
zu konkreten wirtschaftspolitischen Forderungen, die hier in Kürze dargestellt werden sollen. 
Sie reflektieren die oben beschriebenen grundlegenden theologischen und ethischen Überzeu-
gungen der Freiburger, die wiederum Grundlage der späteren Sozialen Marktwirtschaft wur-
den. Deshalb werden hier auch vermehrt Bezüge zu den anderen Begründern der Sozialen 
Marktwirtschaft thematisiert, konkret zu Wilhelm Röpke, Alexander Rüstow und Alfred Mül-
ler-Armack. Die Bezüge sollen verdeutlichen, dass in den wirtschaftspolitischen Grundzügen 
und den damit zusammenhängenden ethischen Implikationen es einen großen Konsens zwi-
schen den Freiburgern und den „anderen Vätern“ der Sozialen Marktwirtschaft gab. 
141 
 
4.2.1 „Das Letzte und das Vorletzte“: Zur generellen Bedeutung von Wirtschaftsord-
nungen 
Bei aller Vorliebe der Freiburger für ein marktwirtschaftliches System, wie sie unter dem 
Signet „Leistungswettbewerb“ gefordert wurde, steht am Anfang aller wirtschaftspolitischen 
Forderungen eine fundamentale Relativierung. Über Wirtschaftsordnungen im Allgemeinen 
lautete das Credo: Keine Wirtschaftsordnung habe „einen Wert in sich selbst“, denn alle kön-
nen missbraucht werden (In der Stunde Null:130). Im Gegenteil: „Auch die bestgemeinte 
Wirtschaftsordnung bietet der Macht des Bösen Zugriffsmöglichkeiten“ (:130). Sowohl im 
freien Wettbewerb wie auch im Kollektiv könne der Mensch „Schaden nehmen an seiner See-
le“ (:91), so die Freiburger. Viel wichtiger sei die hinter jeder Wirtschaftsordnung liegende 
Gesinnung des Menschen. „Immer wird die Gesinnung entscheidend sein, welche die Durch-
führung einer Wirtschaftsordnung beherrscht“ (:130). Wenn diese nicht stimme, würde auch 
die beste Wirtschaftsordnung keinen Sinn machen. 
Aus diesem Grundanliegen heraus kam es auch nicht zu einer Verherrlichung der Wettbe-
werbswirtschaft. Sie konnte – bei aller unverhohlenen Sympathie – in der Denkschrift auch 
kritisiert werden, wie wir noch sehen werden. Außerdem wurde man durch eine solche Relati-
vierung nicht blind gegenüber positiven Seiten anderer Wirtschaftssysteme, auch wenn man 
sich eindeutig für die Einführung des Leistungswettbewerbs aussprach. Man war gewappnet 
gegenüber ideologischen Überbewertungen von Formen und Strukturen. Jede Wirtschaft müs-
sen zuallererst „für den Menschen da“ sein (:90), nicht für sich selbst. Das sei der entschei-
dende Maßstab für alle Wirtschaftsordnungen. 
Diese Relativierung aller Wirtschaftssysteme wurde gefördert durch die Überzeugung der 
Autoren, dass der christliche Glaube kein dezidiertes Wirtschaftssystem oder Wirtschaftspro-
gramm vorschreiben würde, genauso wenig eine bestimmte Staatsform. „Wir wollen nicht 
versuchen, eine besondere evangelische oder auch nur allgemein-christliche Wirtschaftsord-
nung zu entwerfen“, heißt es zu Beginn der Anlage 4 (:128). Thielicke hat diese Überzeugung 
später noch deutlicher auf den Punkt gebracht: Der christliche Glaube hätte in erster Linie die 
Aufgabe, „Unrechtsformen“ zu kritisieren und nicht neue Formen aufzubauen (Thielicke 
1947:102). Eine Überhöhung und gar eine christliche Sakralisierung einer bestimmten Wirt-
schaftsstruktur waren damit von vornherein ausgeschlossen. 
Damit war der neuen Wirtschaftsordnung ein Stellenwert zugeordnet worden, der zum the-
ologischen Programm der Denkschrift passte. Gerade die Überhöhung von irdischen Instituti-
onen im Dritten Reich hatte ja dazu geführt, dass die Freiburger die Unterscheidung zwischen 
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„Letztem“ und „Vorletztem“ deutlich markierten. Diese Differenzierung war von Dietrich 
Bonhoeffer eingeführt worden (Bonhoeffer 1998:133), war aber auch schon in der „Barmer 
Theologischen Erklärung“ von 1934 unter dem Einfluss Karl Barths virulent. Dort wurde in 
der ersten These die Lehre verworfen, als „könne und müsse die Kirche als Quelle ihrer Ver-
kündigung außer und neben diesem einen Worte Gottes auch noch andere Ereignisse und 
Mächte, Gestalten und Wahrheiten als Gottes Offenbarung anerkennen“ (Niemöller 
1959:110). Angewandt auf die Wirtschaftsordnung hieß das: Sie hat keinen Offenbarungscha-
rakter, ist fehlbar und kann den Menschen keine letzten Werte vermitteln.  
Neben Bonhoeffer, der seine Unterscheidung zwischen „Letztem“ und „Vorletztem“ aller-
dings nicht auf die Wirtschaftsordnung anwandte, finden wir eine solche Relativierung von 
staatlichen Systemen aber auch bei anderen Theologen der Zeit, so bei Paul Althaus. Der 
Christ müsse zwar wirtschaftliche Systeme untersuchen und sich mit ihnen auseinandersetzen, 
so der Erlanger Theologe. Dementsprechend lehnte Althaus nach einer Analyse ihrer Grund-
lagen die sozialistische Wirtschaftsordnung ab, da sie Freiheit und Eigenverantwortung unter-
drücke (Althaus 1931:116). Aber auch den „Privatkapitalismus“ konnte Althaus kritisieren, da 
er den „Mammonismus“ fördere (:116). Generell gäbe es sowieso kein ‚christliches Wirt-
schaftssystem‘, so der Lutheraner Althaus (:116). Alle Wirtschaftssysteme wären Teil des Irdi-
schen und damit fehlbar und fehlerhaft.  
Ausführlicher als Althaus hat sich Emil Brunner als reformierter Theologe in seiner 
„Ethik“ mit ökonomischen Fragen auseinandergesetzte. Auch er brandmarkte die negativen 
Folgen eines platten Kapitalismus und setzte sich für eine neue Ordnung ein, die von einer 
echten „Wirtschaftsgesinnung“ getragen sein müsse (Brunner 1939:401-419). Am Ende seines 
ausführlichen und engagierten Plädoyers für eine „neue Ordnung“ bemerkte auch er: „Aber so 
wichtig diese Aufgabe ist: die erste und wichtigste ist sie nicht“ (:419). Auch diese neue Ord-
nung sei im Letzten nämlich eine „ungerechte Ordnung“, weil der Mensch in der gefallenen 
Welt nie vollkommene Ordnungen schaffen können. Selbst in der von ihm verworfenen kapi-
talistischen Gesellschaftsordnung könne man ein Christenleben führen, so Brunner. „Es ist die 
Aufgabe des Christen, in jeder Ordnung gegen den Strom zu schwimmen“ (:419). 
Bei aller Relativierung der Wirtschaftsordnungen als das „Vorletzte“ standen die Freiburger 
Ordnungen aber nicht prinzipiell gleichgültig gegenüber, wie wir schon gesehen haben. Im 
Gegenteil: Der Mensch brauche eine „staatliche Wirtschaftsordnung“, um „das Extrem des 
wirtschaftlichen Kollektivs“ und eine „Wirtschaftsanarchie“ zu vermeiden (In der Stunde 
Null:91). Der Staat habe die „Versuchung zum Mißbrauch wirtschaftlicher Macht“ zu ver-
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mindern (:91). Jede Ordnung, auch die Wirtschaftsordnung, müsse sich dabei um ihre „Ver-
antwortung vor Gott“ bemühen und sich von der Kirche an ihre „Verantwortung für die wirt-
schaftlichen Nöte der Mitmenschen“ erinnern lassen (:91).  
Die Denkschrift ging also auch an diesem Punkt ebenfalls wieder einen klassischen Mit-
telweg. Einer ideologischen Überhöhung jeglicher Wirtschaftsordnungen wurde eine klare 
Absage erteilt. Die Erfahrungen des Dritten Reichs lehrten die Autoren, keiner Wirtschafts-
ordnung bedingungslos zu vertrauen oder sich einem bestimmten System zu unterwerfen. 
Diese Haltung eröffnete ihnen einen kritischen Blick auf die Stärken und Schwächen aller 
Systeme. Andererseits forderte man eine Ordnung, denn ohne das „Vorletzte“ könnten Men-
schen nicht in geordneten Verhältnissen leben und würde es zur „Anarchie“ kommen (:66, 
76). Vor allen Dinge müsse aber jede gelingende Wirtschaftsordnung auf bestimmten „politi-
schen und sittlichen Voraussetzungen“ beruhen, auf letzten Werten, die entscheidend seien 
(:134). Diese wiederum könnten nicht durch Wirtschaftsordnungen selber geschaffen werden, 
sondern müssten von außen an den Menschen herangetragen werden, in diesem Falle durch 
die Religion (:142). 
4.2.2 Wettbewerb, Selbstinitiative, Leistung, Konkurrenz: Die marktwirtschaftlichen 
Grundlagen 
Trotz der Relativierung aller Wirtschaftsordnungen ist im Dokument eine klare Präferenz 
für die Wettbewerbswirtschaft herauszulesen. Allein in ihr sahen die Verfasser das Werkzeug, 
um nach dem Krieg die deutsche und europäische Wirtschaft wieder in Gang zu bringen. Da-
bei steht der Wettbewerb in der Denkschrift allerdings nicht isoliert da, sondern wird immer 
mit den Prinzipien der Ordnung, Selbstinitiative, Leistung und der Konkurrenz verbunden. 
4.2.2.1 „Geordneter Wettbewerb“: Die Wettbewerbswirtschaft 
Zentral ist in der Denkschrift das Plädoyer für die „Wettbewerbswirtschaft“. Der Begriff 
wird häufig gebraucht und überall positiv gedeutet (z.B.:132, 135, 139 u.a.). Schon im Haupt-
teil wird angedeutet, dass „wirtschaftlicher Wettbewerb“ gesichert werden solle, um Wohl-
stand zu generieren (:92). Monopolartige Machtstellungen sollten vermieden werden, da sie 
„den freien Wettbewerb unterdrücken“ (:87).  
In der Anlage 4 wird dann ausführlicher auf die Prinzipien der Wettbewerbspolitik einge-
gangen (:138). Man spricht von einem „geordneten Wettbewerb“ (:131) und einer notwendi-
gen „Wettbewerbsordnung“ (:132). Sie allein sei durch ihre Effizienz in der Lage, „die reich-
lichste Gesamtversorgung mit wirtschaftlichen Gütern“ zu sichern (:141). Zwar sei sie auch 
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nicht vor „Versuchungen zum lieblosen Geiz, zum Mammondienst“ sicher. Aber sie schaffe 
keinen Zwang, sei keiner anderen Wirtschaftsordnung „sittlich unterlegen“ (:141). Im Gegen-
teil: sie gebe die Gewähr dafür, dass „die zur sittlichen Erziehung der Menschen berufenen 
Kräfte sich betätigen und der unsittlichen Vermassung“ entgegengewirkt werden könne 
(:141). 
Ein wichtiges Argument für die Wettbewerbsordnung war für die Autoren der Hinweis, 
dass nur durch sie die Wohlfahrt des Staates überhaupt gesichert werden könne. „Sie gewährt 
auf Dauer – im Gegensatz zu vorübergehenden krampfhaften Anspannungen – die reichlichste 
Gesamtversorgung mit wirtschaftlichen Gütern, kann also auch für rein soziale Aufgaben 
mehr erübrigen“ (:141). Man war überzeugt, dass die allgemeine Prosperität durch die Wett-
bewerbswirtschaft steigen und gleichzeitig dadurch auch mehr Geld für die Sozialpolitik zu 
Verfügung sehen würde. Ziel war die Wohlstandsvermehrung für viele, von Ludwig Erhard 
später unter der Formel „Wohlstand für alle“ auf den Punkt gebracht (Erhard 1957). 
Die Vorteile einer Wettbewerbswirtschaft, wie sie in der Freiburger Denkschrift beschrie-
ben werden, sind von Kritikern der Marktwirtschaft allerdings immer wieder bestritten wor-
den, besonders aus der Sicht der Sozialethik (vgl. Dahm 1992:285-286). Von dieser Seite aus 
betonte man, dass es bei jedem Wettbewerb auch Verlierer gäbe, Situationen der Niederlage 
und damit Verdrängung der Schwächeren, Vernichtung der Konkurrenten. Solche Folgeschä-
den der Marktwirtschaft seien nicht hinnehmbar und mit einer christlichen Sozialethik unver-
einbar (:286). Die positiven ethischen Eigenschaften des Wettbewerbs werden in dieser Sicht 
allerdings ausgeblendet. Wie die EKD-Denkschrift „Gemeinwohl und Eigennutz“ (1991) ge-
zeigt hat, fördert gerade der Wettbewerb Alternativen. Er „bewirkt, dass Chancen zur Benach-
teiligung anderer gar nicht entstehen oder jedenfalls verringert werden“ (:37). Wettbewerb sei 
ein „wirksames Entmachtungsinstrument“ (:37) und habe von daher eine wichtige ethische 
Komponente. Er könne allerdings auch „unbarmherzig sein“ und bedürfe deshalb einer ‚Sozi-
alordnung‘“, so die Denkschrift von 1991 (:53). Genau dieses Verständnis, dass die positiven 
Seiten der Wettbewerbswirtschaft verbindet mit dem Prinzip des sozialen Ausgleichs, findet 
sich auch in der Freiburger Denkschrift, die sich ausdrücklich gegen einen „einseitig und 
falsch verstandenen Wirtschaftsliberalismus“ wandte, der nichts anderes sei als „Wirtschafts-
egoismus“ (In der Stunde Null:91).34 
                                               
34 Die Frage nach den negativen Auswirkungen des Wettbewerbs wurde auch in neuerer Zeit immer wieder the-
matisiert. Homann & Lütge (2005) haben mehrere Lösungen des scheinbaren Konfliktes zwischen Moral und 
Wettbewerb vorgestellt. Die „klassische Lösung“ hält den Kritikern der Marktwirtschaft vor, sie würden die 
Ebenen vermischen. Moral sei eine Frage der „Spielregeln“, nicht der „Spielzüge“ (:28): „Wettbewerb und 
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Die Autoren der Denkschrift gingen auch in der Frage des Wettbewerbs einen Mittelweg. 
Einerseits plädierten sie für eine freie Marktwirtschaft mit Leistungswettbewerb, da allein sie 
den Wohlstand der Menschen garantieren könne und die wahre Freiheit des Personseins er-
mögliche. Andererseits müsse Wettbewerb geordnet ablaufen und mögliches Marktversagen 
durch Kartelle und Verwerfungen korrigiert bzw. unterbunden werden. Außerdem forderten 
sie eine damit zusammenhängende Sozialordnung. Es komme von daher auf die richtige 
Wettbewerbsordnung an, auf die Spielregeln. Wettbewerb an sich ist „normativ ambivalent“ 
(Pies 2008:36), Mittel zum Zweck. Geordneter Wettbewerb bietet dagegen die besten Aus-
sichten, ökonomisch erfolgreich und trotzdem ethisch überzeugend zu sein, so die Autoren. 
4.2.2.2 Subsidiarität: Selbstinitiative und Selbständigkeit 
Wie eine rote Linie zieht sich durch die Denkschrift ein weiteres Grundprinzip der Ethik: 
die Betonung der Selbständigkeit und Selbstverantwortung des Menschen. Schon bei der Be-
tonung der Freiheit des Menschen haben wir darauf Bezug genommen. Aber auch in den wirt-
schaftspolitischen Überlegungen spielt das Subsidiaritätsprinzip eine wesentliche Rolle.  
So soll auch in der Wirtschaftspolitik „selbständige Initiative und Freiheit der Wirtschaf-
tenden“ angeregt werden (In der Stunde Null:91). Selbstinitiative und Verantwortungsbe-
wusstsein der einzelnen Bürger müssten in den Wirtschaftsprozessen gestärkt werden (:93). 
Von der Politik forderte man deshalb „wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Förderung selb-
ständiger Initiative der Wirtschaftenden“ (:87). Die „wirtschaftliche Selbständigkeit“ wird 
besonders für die Landwirte erstrebt (:87). Auch die „Selbstverwaltung“ von Gemeinschaften 
wird stark betont, weil sie vor „Uniformierung“ schütze (:87-88). Ziel aller Wirtschaftsord-
nung sei die „Ordnung auf Selbstverantwortlichkeit“ (:138). Die Selbstverantwortung korres-
                                                                                                                                                   
Moral können simultan realisiert werden, indem die Moral wettbewerbsneutral und damit ausbeutungsresistent 
in die Handlungsbedingungen, in die Spielregeln, inkorporiert wird, während der Wettbewerb in den Spielzü-
gen zum Zuge kommt“ (:28; vgl. auch Homann & Blome-Drees 1992:20-29). Fehlentwicklungen seien von 
daher auf Fehler in der Wirtschaftsordnung zurückzuführen. Außerdem bieten Homann & Lütge eine eigene 
„anreizkompatible Lösung“ an, bei der in enger Anlehnung an das Faktische die moralischen Regeln konform 
gehen mit den Eigeninteressen aller Adressaten. Nur die „anreizkompatible Implementierung“ sei die Voraus-
setzung dafür, dass eine solche Moral als normative Gültigkeit überhaupt von den Menschen langfristig akzep-
tiert würde (Homann & Lütge 2005:51-52). „Keine Ethik, am wenigsten eine christliche Ethik, kann vom Ein-
zelnen verlangen, dass er dauerhaft und systematisch gegen seine Interessen verstößt“ (:52).  
Dahm (1992:286) und Lachmann (1988:284) haben zusätzlich darauf hingewiesen, dass eine Wettbewerbswirt-
schaft nicht im Konflikt mit der neutestamentlichen Ethik der Nächstenliebe stehen muss. Paulus habe z.B. die 
Prinzipien des Wettbewerbs in seine ethischen Unterweisungen mit hineingenommen. Gerade er habe immer 
wieder Bilder aus dem Sport und von Wettkämpfen gebraucht, in denen es um einen „Siegeskranz“ oder einen 
„Siegespreis“ gegangen sei. Bei Paulus fände man deshalb eine „unbefangenere Vorstellung von Wettstreit“ 
(Dahm 1992:286). „Das Prinzip des Wettbewerbs resultiert ja aus der Unterschiedlichkeit von Gaben und Inte-
ressen der Menschen“ und sei eine  der „Grundformen menschlicher Beziehung“, so Dahm (:286). Ziel müsse 




pondiert dabei mit dem Freiheitsbegriff. Zentralistische Tendenzen würden gerade die „Selb-
ständigkeit“ unterdrücken (:136). 
Die Stärkung der Selbstverantwortung wird im Dokument auch an praktischen Beispielen 
verdeutlicht. So bestätigt man zwar die Notwendigkeit von Sozialversicherungen, sieht aber 
die Gefahr, dass sie „das Bewußtsein der Selbstverantwortung des Versicherten“ schwächen 
könnten (:90). Konkret fordert man eine Selbstbeteiligung der Versicherten an den Krank-
heitskosten, um „die Versicherten vor Mißbrauch zu schützen“ (:90). „Alle staatliche Sozial-
fürsorge kann zur Gefahr werden, wenn sie der Verantwortungsfreudigkeit der Wirtschaften-
den Abbruch tut“ (:90). 
Damit lehnt sich die Denkschrift an das in der Ethik bekannte „Subsidiaritätskonzept“ an, 
ohne den Begriff direkt zu verwenden.35 Es verpflichtet den Menschen, „erst einmal für sich 
und seine Angehörigen zu sorgen“ (Lachmann 2006:80). Das Subsidiaritätsprinzip, das aus 
der katholischen Soziallehre stammt (Schöpsdau 2006:2422-2426), fordert, dass die Gesell-
schaft dem Einzelnen nicht das abnehmen soll, was er selber leisten kann. „Jedes Individuum 
ist für sein Wohlergehen zunächst selbst verantwortlich“ (Noll 2002:47). Im zeitlichen Kon-
text der Freiburger Denkschrift war das Subsidiaritätsprinzip wieder in die theologische Dis-
kussion gekommen, vor allen Dingen durch die Herausgabe der Enzyklika „Quadragesimo 
Anno“ (Bundesverband der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) Deutschlands  
1976:91-152) 1931 durch Papst Pius XI. Das darin enthaltene „Interventionsverbot“ sollte den 
Einzelnen und die kleine Gemeinschaft vor übergeordneten Einheiten schützen (:120-121; 
Vogel 2006:217). Der Einzelne habe die Pflicht, zunächst für sich und dann für seine Familie 
zu sorgen.36  
Genau diese Gedanken der Selbstverantwortlichkeit und der Verantwortung für die Familie 
werden in der Denkschrift herausgestellt. Die Sorge des Menschen für sich selbst (und seine 
Familie) wird dabei nicht im Sinne eines sündigen Egoismus verstanden, sondern als etwas 
Natürliches, eine Art selbstverständliche Pflicht. Subsidiarität war für die Freiburger die Ant-
wort auf das Allmachtsgebahren des Staates. Aus ihrer Anthropologie mit der Betonung des 
wahren Personseins des Einzelnen entsprang die Gewissheit, dass er auch für sein Leben zual-
lererst selbst verantwortlich sei, auch für sein wirtschaftliches Auskommen. Erst im Notfall 
solle der Staat im Sinne der kollektiven Sozialverantwortung einspringen.  
                                               
35 Andere Vertreter der späteren Sozialen Marktwirtschaft haben explizit den Begriff „Subsidiarität“ benutzt, so 
Rüstow (1955:57, 74). 
36 Ein intensiver Vergleich der Freiburger Denkschrift mit „Quadragesimo anno“ wäre lohnend, da sich manche 
Parallelen in den Texten befinden, kann aber in dieser Arbeit nicht geleistet werden. 
147 
 
In diesem Sinne ist auch die Betonung der Denkschrift zu verstehen, „kleine Einheiten“ zu 
stärken und große Strukturen zurückzudrängen. „Lokale Selbstverwaltungen“ und die 
„Selbstverwaltung engerer Gemeinschaften“ sollten gestärkt werden (In der Stunde Null:87-
88). Gleiches gilt für „Betriebsgemeinschaften“, „Arbeitskameradschaften“, „agrarische 
Kleinbetriebe“ (:88), aber auch für „genossenschaftliche Vereinigungen, Nachbarschaftsver-
bände und Berufsvertretungen“ (:142). Hinter allen diesen Forderungen stand die Überzeu-
gung, dass gerade die Subsidiarität eine Antwort auf die Totalitätsansprüche des Staates sei 
und dem Personcharakter des Menschen entspricht. Vogels Resümee in Bezug auf die ganze 
Soziale Marktwirtschaft gilt deshalb auch für die Freiburger Denkschrift: „Damit ist das Sub-
sidiaritätsprinzip ein unverrückbarer Grundwert der Sozialen Marktwirtschaft“ (Vogel 
2006:217). 
4.2.2.3 „Leistung für das Ganze“: Vom Leistungsprinzip 
Auch das Leistungsprinzip als klassische Komponenten der Wettbewerbswirtschaft kommt 
in der Denkschrift vor. Schon im Hauptteil heißt es über die Aufgaben des Staates, er soll je-
dem Menschen das zukommen lassen, das ihm „nach dem Maß seiner Leistungen“ zustehe 
(:64), eben „jedem das Seine“ (:64). „Der Tüchtige“ müsse „Bewegungsfreiheit“ bekommen, 
um sich entfalten zu können (:86). Auch später heißt es im Dokument z.B. über die Schule, 
dass dort der Jugendliche Gelegenheit finden soll, „seine geistlichen Kräfte im Leistungswett-
bewerb“ zu erproben und zu bewähren (:83). Jeder Mensch solle in der „wahren Gemein-
schaft“ den Platz einnehmen, der „ihm nach seiner besonderen Leistung für das Ganze zu-
kommt“ (:89). Auch in der Anlage 4 heißt es explizit: „Erfolgreiches Wirtschaften muß auf 
leistungsfähigen Kräften und Gesinnungen aufbauen“ (:131). „Die zu verwirklichenden Ord-
nungsgrundsätze sollen den auf Leistung, d.h. auf Dienst an der Gesamtwirtschaft berufenen 
Wettbewerb zur Geltung bringen“ (:137-138). 
Diese positive Sicht der menschlichen Leistung orientierte sich dabei bewusst am ethi-
schen Prinzip der „Gerechtigkeit“. „Die Idee der Gerechtigkeit fordert, daß jedem das Seine 
zuteil werden soll, jedem so viel, als ihm ‚von Rechts wegen‘ zukommt: d.h. soviel wie ihm 
innerhalb einer vernünftig geordneten Gemeinschaft nach dem Maß seiner Leistungen für die 
Gemeinschaft gebührt“ (:64). Schon im Hauptteil der Denkschrift werden davon allerdings 
die Kinder, Alten und „infolge körperlicher Gebrechen überhaupt nicht Leistungsfähigen“ 
ausgenommen (:64). „Sie fallen nicht unter das Prinzip der Gerechtigkeit, sondern der Liebe“ 
(:64), so die Denkschrift. 
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Diese Betonung des Leistungsprinzips findet sich nicht nur in der Freiburger Denkschrift, 
sondern bei allen Begründern der Sozialen Marktwirtschaft. Röpke (1949:42) sah im „Leis-
tungsprinzip“ eine Notwendigkeit erfolgreichen Wirtschaftens. Auch für Müller-Armack 
(1990:104) war der „Leistungswettbewerb“ Grundlage jeder Sozialen Marktwirtschaft. Und 
selbst Rüstow (1960a:9) akzeptierte die „Wirtschaft der Leistungskonkurrenz“ als die einzige 
„modellfähige“ Alternative. Auch die Autoren der Denkschrift haben den Leistungsgedanken 
positiv gedeutet. Sie betonten vor allen Dingen die hilfreichen Seiten der Leistung: Leistungs-
bereitschaft, Leistungsfreude, Leistungsfähigkeit und Leistungskraft sollten zum Wohl der 
Gemeinschaft eingesetzt werden. Keine Wirtschaft könne ohne die Leistungskraft des Men-
schen auskommen, die er als Geschöpf Gottes von ihm mitbekommen habe.  
Der Leistungsgedanke ist allerdings ebenfalls von sozialkritischen Theologen immer wie-
der in Frage gestellt worden, vor allem mit dem Hinweis, dass Leistungsdruck und Überforde-
rung zur Ausbeutung des Arbeitnehmers führen (vgl. Dahm 1992:286). Gerade der „Leis-
tungsmythos“ sei „Kernstück des inhumanen spätkapitalistischen Wirtschaftssystems“ und 
Folge einer problematischen protestantischen Arbeitsethik (:286). Dem Leistungsdenken warf 
man sogar vor, im Gegensatz zur reformatorischen Botschaft von der Rechtfertigung aus 
Gnaden zu stehen. Leistungsgerechtigkeit und Selbererlösung wären gerade das Gegenteil von 
Gnade und Vergebung, den klassischen Erkenntnissen der Reformatoren (:287). Lachmann 
(2006:103-110) hat diesen Tatbestand jedoch zu Recht bestritten. Es ginge zwar tatsächlich in 
der christlichen Soteriologie und „Heiligung“ nicht um die menschliche Leistung. Zu Gott 
käme man nur ohne eigene Leistung, allein aus Gnade (:103). Selbst die Heiligung sei „ein 
vollständiges Neusein, das keine erdrückende Pflicht ist, sondern eine dankbare Antwort auf 
das Handeln Gottes in Jesus Christus, dem persönlichen Erlöser“ (:103-104). Trotzdem gäbe 
es in den biblischen Schriften keine negative Sicht der menschlichen Leistung oder eine 
„Leistungsverweigerung“, da die menschlichen Taten dadurch ihre Bedeutung erlangten, dass 
sie als „Gabe Gottes“ zum „Wohl anderer“ eingesetzt werden (:104). Lachmann wies auch auf 
paulinische Texte hin, in denen die Gläubigen zu hohem Engagement in der Ausbreitung des 
Evangeliums aufgefordert werden und Paulus sich selber als fleißigen Arbeiter hinstellt (:106-
107).37 
                                               
37 In neuerer Zeit haben auch andere Wirtschaftsethiker den Wert der Leistung wieder positiver gewürdigt. 
Exemplarisch sei Suchanek (2001:82) erwähnt, der die persönliche Leistung mit dem ethischen Wert der „Ge-
rechtigkeit“ verbindet: „Das entscheidende Kriterium in einer Marktwirtschaft zur Erlangung gewünschter 
Ressourcen ist die individuelle Leistungsbereitschaft, und dieses Kriterium ist grundsätzlich das produktivste 
bzw. gerechteste – und damit zustimmungsfähig“. Auch die EKD-Denkschrift „Leistung und Wettbewerb“ 
von 1978 setzte sich für eine Bejahung des Leistungsprinzips ein, wenn es mit „menschlicher Solidarität“ ver-
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Genau einen solchen Mittelweg geht auch die Freiburger Denkschrift. Sie bestätigt die 
Leistungsfähigkeit des Menschen als eine Gabe Gottes zur Gestaltung der Schöpfung, die im 
Rahmen einer Wirtschaftsordnung unabdingbare Voraussetzung für die Prosperität einer Ge-
sellschaft sei. Von daher müsse der Leistungsbereitschaft des Einzelnen Raum gegeben wer-
den. Andererseits zeigt die Sozialordnung der Denkschrift, mit der wir uns noch beschäftigen 
werden, dass wiederum die Leistung des Menschen nur im Rahmen einer gesamten Gesell-
schaftsordnung zu sehen ist und auch die Nichtleistungsfähigen getragen werden müssen. 
4.2.2.4 „Machtballungen“: Die Verhinderung von Kartellen und Monopolen 
Die Wettbewerbsordnung hat nach Ansicht der Freiburger einen großen Feind: Die 
„Machtballungen“. Deshalb war die Verhinderung von Kartellen und einseitiger Verteilung 
von Wirtschaftsmacht ein zentrales Anliegen der Freiburger. In fast allen ihren Schriften 
warnten sie vor den Gefahren der Monopole. Gerade die freie Wettbewerbsordnung solle die 
Konzentration von Macht verhindern. Macht müsse immer begrenzt werden, sei es die Macht 
des Einzelnen, der Politik oder die Macht von Konzernen.  
Machtballungen und Kartelle waren für die Verfasser der Denkschrift Ausdruck der „Ver-
massung der Wirtschaft“ (In der Stunde Null:87). Man stellte von daher die Machtkonzentra-
tionen in den Gesamtkontext der verhängnisvollen gesellschaftlichen Entwicklungen. „Wirt-
schaftsballungen“ und „Großunternehmer“ wurden generell kritisch gesehen (:87). „Mono-
polartige Machtstellungen“ müssten verhindert werden, heißt es unter den konkreten Forde-
rungen an eine zukünftige Marktwirtschaft (:92). Jeder Form von „Massenorganisationen“ in 
der Arbeitswelt erteilte man eine Absage (:87). „Dislozierung statt Zusammenballung“ hieß 
die Devise (:87). Nur die Wettbewerbsordnung sei allein in der Lage, Monopolstellungen zu 
verhindern: „Sie bekämpft die Bildung wirtschaftlicher Machtstellungen…“ (:141). Die For-
derung nach dem Verbot von Kartellen und Monopolen war dabei eng verbunden mit der For-
derung nach „freien Preisen“. Die Grundsätze der Wettbewerbsordnung sollten sich u.a. durch 
„freie Preisbindung“ auszeichnen (:139). Eine „künstliche und produktionshemmende Preis-
politik“ sei zu vermeiden (:93). Allerdings forderte man auch „gerechte Preise“ (:139). 
Für Eucken war die Verhinderung von Monopolen ein zentraler Punkt seiner Wirtschafts-
ordnung (Schlecht 1990:67). In seinem Standardwerk „Grundlagen der Nationalökonomie“ 
hatte er sich in einem ganzen Kapitel darüber ausgelassen (Eucken 1989:196-205). Gerade die 
                                                                                                                                                   
knüpft würde (Rat der EKD 1978:82). Leistung sei ein „Beitrag zur schöpferischen Weltgestaltung“ (:38), 
wenn sie „Leistung als Realisierung von Mitmenschlichkeit“ sei (:45). Arbeit und Leistung seien „soziales 




Konkurrenz sei wichtig, um Monopole zu verhindern. „Nur in einer einzigen Marktform tritt 
das Phänomen der wirtschaftlichen Macht ganz zurück: nämlich bei der Verwirklichung der 
vollständigen Konkurrenz“ (Eucken 1989:201). Auch Lampe (1949:21-22) kämpfte gegen 
wirtschaftliche Kartelle. Das Zurückdrängen von Kartellen war eine der wichtigsten Lebens-
aufgaben von Franz Böhm, dem „Vater des deutschen Kartellrechts“ (vgl. 1937:137-160). 
Röpke (1949:42-43) meinte ebenso, Monopolstellungen in der Wirtschaft müsse man be-
kämpfen. Er differenzierte jedoch stark und sprach von „gewissen monopolistischen Elemen-
ten“, die sich auch in einem freien Markt nicht verhindern ließen und die nicht immer dem 
Markt schaden müssten (:201). 
Diese differenziere Sicht findet sich interessanter Weise auch bei Emil Brunner. Er verur-
teilte in seiner damals weit verbreiteten „Ethik“ (1939) auch wirtschaftliche Monopole, unter-
schied aber generell „relative Monopolen“, die durch die Unterschiedlichkeit der Individuen 
schöpfungsmäßig gegeben seien, von „absoluten Monopolen“. Zu den „relativen Monopolen“ 
schrieb er: „Auf dem aktuellen Ausgleich dieser Monopolgefälle beruht die Lebendigkeit der 
Wirtschaft“ (Brunner 1939:397). Die wechselseitigen Bedürftigkeiten des Menschen führten 
dazu, dass solche Monopole relativ blieben, weil es naturgemäß zu einem Ausgleich der 
„Überflüsse“ käme (:397). Wenn aber der Inhaber eines solchen „relativen Monopols“ aus 
egoistischen Gründen das Monopol missbrauche, um den Markt auszubeuten, wird aus ihm 
ein „absolutes Monopol“ (:397). Hierbei unterschied Brunner noch einmal das „Monopol an 
Boden“, das „Monopol an Werkzeug“ und das „Monopol an geistiger und körperlicher Ar-
beitskraft“, die in ihrer Bedeutung und Gewichtung anders zu interpretieren seien (:398). Ge-
rade der „rationale Individualismus“ habe in der Gegenwart dazu geführt, dass sich Monopole 
schrankenlos auswirkten. Die Lösung sei allerdings nicht, im Sinne des Kollektivismus nun 
durch „Ausnivellierung“ jedes Monopolgefälle unwirksam zu machen, denn das führe zu ei-
ner Lähmung der wirtschaftlichen Spannung. Vielmehr sei es die Aufgabe des Staates, „die 
schwachen Monopole ‚künstlich‘ zu unterstützen und die starken zu beschneiden“ (:399). 
Brunner erteilte damit dem „Egoismus der Monopolausnützung“ ebenso eine Absage, wie 
einer egalitären Wirtschaftsdemokratie mit ihrer „Verabsolutierung des Wirtschaftszweckes“ 
(:400). 
Ansätze dieser ausgewogenen Positionierung finden sich auch in der Freiburger Denk-
schrift, auch wenn sie keine detaillierten Ausführungen über Kartelle und Monopole enthält. 
Sie gestand aber z.B. dem Staat zu, in bestimmten sensiblen Bereichen der Wirtschaft wie 
„Verkehrsanstalten, vielleicht auch Bergwerke, Gas- und Stromwerke und dergl.“ selber wirt-
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schaftlich aktiv zu werden und auch Großbetriebe zu bewirtschaften. Es gäbe Bereiche der 
Wirtschaft, da sei „kein echter Wettbewerb“ möglich. Hier seien große „Einzelwirtschaften“ 
notwendig, die vom Staat kontrolliert werden müssten, damit die „Gesamtordnung des Wirt-
schaftslebens“ und dadurch die Preispolitik nicht „vom Eigennutz des Monopolisten“ be-
stimmt würde (In der Stunde Null:138). Außerdem warnte man generell vor „rücksichtslosem 
Niederkämpfen des Konkurrenten mit unlauteren Mitteln“ (:91). 
Die Autoren stimmten aber generell in der Zurückdrängung von Kartellen und Monopolen 
den Grundlagen des Ordoliberalismus zu und sahen deshalb in der Konkurrenzwirtschaft viele 
Vorteile. „Konkurrenz erzwingt Innovationen und technischen Fortschritt, Kreativität und 
Disziplin, sorgt für effiziente Produktion und verteilt Einkommen und Gewinn ausschließlich 
nach Leistungen“ (Schlecht 2009:291). Einer solchen Sicht hätten sich auch die Freiburger 
angeschlossen. 
4.2.3 „Prinzip Liebe“: Die Sozialpolitik der Freiburger Denkschrift 
Die Wettbewerbsordnung der Denkschrift war bewusst eingebettet in eine Sozialordnung. 
Dies ist die vielleicht auffälligste Besonderheit der wirtschaftspolitischen Aussagen der Denk-
schrift, die sie von den klassischen Programmen und Vertretern des wirtschaftlichen Libera-
lismus und teilweise auch des Ordoliberalismus unterscheidet.  
Auffallend ist, dass alle wirtschaftspolitischen Forderungen im Hauptteil der Denkschrift 
schon unter der Überschrift „Sozialpolitik“ abgehandelt wurden (In der Stunde Null: 86). 
Damit sollte deutlich werden, dass Wirtschaft und Sozialpolitik nicht voneinander getrennt 
werden sollten. Der Grund lag darin: Die Autoren waren sich darüber einig, dass keine Wirt-
schaftsordnung, auch nicht die Wettbewerbsordnung, das vollständig gedeihliche, gemein-
schaftliche Leben eines Volkes regeln könne. „Die Societas kann nicht lediglich nach wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten geregelt werden“ (:132). Keine wirtschaftliche Ordnung könne 
„von selbst eine sinnvolle soziale Ordnung“ schaffen (:132). „Sie wird freilich als Wirt-
schaftsordnung nicht von sich aus sittliche Haltung schaffen und gewährleisten“ (:142). Des-
halb gehöre zu einer Gesamtwirtschaftsordnung „vielmehr eine Sozialordnung“, so das Dik-
tum der Freiburger (:132). Sozialpolitische Maßnahmen würden in der Nachkriegszeit „eine 
sehr wesentliche Rolle spielen“ (:86).  
Die Freiburger blieben aber nicht bei allgemeinen Aussagen stehen. Sie forderten konkrete 
soziale Fürsorge für diejenigen, die durch körperliche Gebrechen nicht mehr leistungsfähig 
seien. Die Pflicht zur sozialen Fürsorge gelte „für die noch nicht oder nicht mehr oder infolge 
körperlicher Gebrechen überhaupt nicht Leistungsfähigen“ (:64 Anm. 2). „Sie fallen nicht 
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unter das Prinzip der Gerechtigkeit, sondern der Liebe“ (:64). Es gäbe in Zukunft ein „weites 
Feld sozialer Fürsorgemaßnahmen“ (:89). Zur Sozialpolitik gehöre auch die „Förderung ge-
nossenschaftlicher und berufsständischer Vereinigungen“ (:87), Stärkung jeder Form von 
„Selbstverwaltungsorganen“ (:88). Teil der Sozialpolitik sei die Arbeitslosenversicherung 
(:142), „Bestimmungen über Arbeitsschutz und über Ansprüche der Kranken, der Invaliden 
und Alten“ und die Zurverfügungstellung von „erschwinglichen Wohnungen für kinderreiche 
Familien“ (:142). Vor allem aber müsse die Familie als „natürliche Grundlage jedes organi-
schen, echte Gemeinschaft fördernden Sozialaufbaus“ in den Mittelpunkt der Sozialpolitik 
gerückt werden (:88). 
Die konkrete Anwendung der Sozialordnung sah man zunächst in der Rahmenordnung der 
Wirtschaft verwirklicht, die vom Staat zu schaffen sei. Die Ordnungspolitik habe die Spielre-
geln für die freie Marktwirtschaft, die zum Wohle des Volkes führen solle, zu setzen. D.h. die 
Marktwirtschaft sei auch ein Teil der Sozialpolitik. Sozialpolitik müsse deshalb „im Einklange 
mit den Grundsätzen der Gesamtwirtschaftsordnung stehen“ (:132), dürfe also nicht isoliert 
als Fremdkörper zur Wirtschaftspolitik hinzutreten. Wenn Wirtschaft und Sozialpolitik ausei-
nandertreten, würde am Ende den wirtschaftlich Schwachen geschadet.  
Es ging den Freiburger deshalb nicht um eine „Sozialpolitik gegen den Markt“ (Homann & 
Lütge 2002:63), sondern um eine „Sozialpolitik für den Markt“ (Suchanek 2001:87-90). Da-
mit waren gleichzeitig auch die Grenzen der Sozialpolitik markiert. Jede soziale Fürsorge 
habe dort ihre Grenze, wo sie „die Begehrlichkeit und Unzufriedenheit der Massen“ steigert, 
statt sie zu verringern (In der Stunde Null:89). Es gäbe auch eine „ungerechte Verteilung“, so 
die Freiburger (:131). Außerdem führe eine beliebige Umverteilung zu allgemeiner Enttäu-
schung und würde die Eigeninitiative der Begünstigten abschwächen (:131). 
Auf die Wichtigkeit und Notwendigkeit einer Sozialordnung haben später auch die anderen 
Väter der Sozialen Marktwirtschaft hingewiesen, besonders Alfred Müller-Armack (1990:96). 
Er forderte eine „sozial gesteuerte“ Marktwirtschaft, eine „harmonische Sozialordnung“ 
(:115), die eine völlig freie Marktwirtschaft nicht schaffen könne (:118). Das Wort „Sozial“ in 
„Soziale Marktwirtschaft“ wurde bei ihm bewusst groß geschrieben. Auch Röpke sah es als 
Aufgabe des Staates an, Schwache zu schützen (Röpke 1956:4). Aber es wurde auch an die 
Grenzen des Wohlfahrtstaats erinnert. Röpke warnte davor, dass „Caritas“ auch dem Ganzen 
schaden könne (Röpke 1960:29). Ziel des Gebens und des Umverteilens sollte es immer sein, 
den Bedürftigen „von eigentlicher Wohltätigkeit unabhängig zu machen“ (:29). Es geht nicht 
um „Sentimentalität“, sondern um „verantwortungsbewußte Brüderlichkeit“ (:29). Die Denk-
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schrift kritisierte in diesem Sinne auch eine formale „Sicherung der Arbeitsplätze“, da ein 
solcher Freifahrtschein „die Initiative und das Verantwortungsbewußtsein des einzelnen Ar-
beiters schwächt“ (In der Stunde Null:93). Die Arbeitslosigkeit müsse zwar bekämpft werden, 
aber dazu gehörten Erleichterung des Platztausches und Beweglichkeit der Löhne (:93). D.h., 
Sozialfürsorge müsse im Rahmen des Marktes gestaltet werden. 
Vogel (2006:216-217) hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass in der Sozi-
alen Marktwirtschaft generell nicht auf die Solidarität des Einzelnen gehofft wird, sondern 
Solidarität „institutionalisiert“ werde. Es handelt sich hier quasi um eine „kollektive Solidari-
tät“, die vom Staat „erzwungen“ wird. Die Umverteilung, die durch erzwungene Steuerein-
nahmen finanziert wird, führe zu einem Ausschalten der individuellen Anreize, sich darüber 
hinaus auch persönlich solidarisch zu engagieren (:217). Dieser Problematik entgeht die 
Denkschrift, in dem sie nicht nur die Sozialordnung des Staates fordert, sondern auch den 
Einzelnen zur Nächstenliebe auffordert, insbesondere im Rahmen der Familie, aber auch der 
gesamten „Gemeinschaft“. Die Anlage 4 betont z.B., „daß eine Ordnung bestehen muß, in 
welcher ein Wirtschaftender der Nächste des andern sein kann, also echte Gemeinschaft mög-
lich ist“ (In der Stunde Null:129). Gerade die häufig anzutreffenden Appelle an die persönli-
che Verantwortung des Menschen für seine Mitmenschen zeigen, dass man nicht allein vom 
Staat die Lösung der sozialen Probleme erwartete, sondern von allen Bürgern. Die Denk-
schrift verbindet damit das Prinzip der „kollektiven Solidarität“ durch den Staat mit der „indi-
viduellen Solidarität“ des einzelnen Bürgers (Vogel 2006:217-218). 
Generell sah man sowieso die Sozialpolitik in einem größeren Kontext als nur im Sinne 
von finanziellen Sozial- oder Transferleistungen. Man kritisierte sogar die Sozialpolitik der 
Bismarckzeit, da sie eine Art „zusammenhanglose Fürsorgemaßnahme“ gewesen sei (In der 
Stunde Null:132). Sozialpolitik habe vielmehr die Aufgabe, „die gesamte Societas zu festi-
gen“ (:132), „die einzelnen Menschen zu echten Gemeinschaften und zu einer allumfassenden 
Societas zusammenfassen zu helfen“ (:140). Grundlage dieser Sozialpolitik seien die „sittli-
chen Kräfte“, die der Staat selber nicht schaffe könne (:140). Deshalb ruhe das soziale und 
wirtschaftliche Leben auf einer „rechten Individualethik“ (:140). Der Staat könne und dürfe 
diese Individualethik nicht für die Menschen festlegen. Er solle allerdings auf die „geeigneten 
Bedingungen“ einwirken, um diese Ethik als Grundlage der Sozialpolitik und des Wirtschaf-
tens zur Entfaltung kommen zu lassen (:140). 
Abschließend sei hier darauf hingewiesen, dass auch in den neueren Debatten der Wirt-
schafsethik die Notwendigkeit und Bedeutung der Sozialpolitik bekräftigt wird. In jeder 
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Marktwirtschaft gibt es Probleme, die nicht allein durch Marktmechanismen gelöst werden 
könnten. Seien es die ungleiche Verteilung von Ressourcen, das Auseinanderdriften von Ver-
mögen und Einkommen, mangelnde Chancengerechtigkeit, der Umgang mit Benachteiligten, 
die von sich aus nicht leistungsfähig sind, ökologische Probleme, gesundheitliche Einbrüche 
durch eine Leistungsgesellschaft usw. – gerade in diesen Bereich gibt es bis heute Herausfor-
derungen und Fälle von „Marktversagen“ (vgl. Homann & Blome-Drees 1992:67-91). 
Marktwirtschaft als „Prozeß der schöpferischen Zerstörung“ (Schumpeter 1972:134) hat im-
mer auch Verlierer, die von der Gesellschaft aufgefangen werden müssen. Das sahen schon 
die Autoren der Freiburger Denkschrift. Gerade deshalb seien Korrektur und Ausgleich nötig. 
4.2.4 „Gemeinwohl durch Eigennutz“: Das Spannungsfeld Egoismus / Altruismus 
Zum spannungsreichen Verhältnis von Leistungswettbewerb und Sozialordnung gehört 
auch die Frage nach Egoismus und Altruismus, Eigennutz und Gemeinnutz. Diese Spannung 
war auch den Autoren der Denkschrift geläufig. Im „Dritten Reich“ erlebten sie eine Ideolo-
gie, in der scheinbar Gemeinwohl vor Eigennutz stand. In der Analyse der Wirtschaftspolitik 
des 19. Jahrhunderts erkannten sie allerdings eine zunehmende Egozentrik der damaligen 
Marktakteure, bei dem der Gemeinnutz drohte, unter die Räder zu kommen. Von daher war 
ihnen diese Fragestellung für eine kommende Sozialordnung existentiell. 
Die Denkschrift löst diesen Gegensatz auf, in dem sie irenisch einen Ausgleich formuliert. 
Im zweiten Hauptteil heißt es, dass jeder Mensch wie schon erwähnt in der Spannung zwi-
schen „Selbstbehauptung“ und „Selbstpreisgabe“ lebe (In der Stunde Null:63). Man spricht 
von dem „edlen Ehrgeiz der ihres Auftrags gewissen Charaktere“, durch den der „Personcha-
rakter des Menschen“ begründet sei (:63). An der Seite dieses Eigennutzes stehe aber gleich-
zeitig der Gemeinnutz, die „Selbstpreisgabe“ für den anderen. Noch deutlicher wird die Anla-
ge 4. Hier heißt es: „Zur richtigen Bestimmung der Wirtschaftsordnung müssen die Menschen 
so genommen werden wie sie sind, die wirklich vorhandenen Kräfte müssen richtig eingesetzt 
und genützt werden, so vor allem das Streben der Menschen, für sich selbst und für die Ihri-
gen das Leben möglichst gut zu gestalten. Darin liegt sowohl Eigennutz wie Opferbereit-
schaft… Sowohl der Eigennutz des Menschen wie seine Bereitschaft, zum Besten der eigenen 
Familie zu wirken, können durch einen geordneten Wettbewerb zur Förderung des Gesamt-
wohls nutzbar gemacht werden“ (:131).  
Mit diesem Versuch, die Zielrichtung marktwirtschaftlichen Handelns auf den eigenen Er-
folg mit der Ethik der Nächstenliebe und Verantwortung zu verbinden, wollte man den Vor-
wurf widerlegen, ökonomischer Eigennutz könne nur auf Kosten anderer praktiziert werden. 
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Eine solche Form der Marktwirtschaft lehnte man ab. Eigennutz habe nichts mit Egoismus zu 
tun, so die Freiburger. Die eigenen Interessen zu verfolgen sei keineswegs illegitim und un-
moralisch, sondern zum Überleben notwendig. Die Autoren waren an diesem Punkt jedoch 
realistisch. Sie erkannten, dass es in der Vergangenheit immer wieder Probleme mit der Ba-
lance von Eigennutz und Gemeinnutz gegeben habe. Dieser ursprüngliche Ausgleich, wie er 
noch von den Begründern der Marktwirtschaft intendiert gewesen sei, wäre im 19. Jahrhun-
dert unter die Räder gekommen. „Die Erwartung, daß eine liberale Ordnung von selbst die 
erforderlichen sittlichen Grundlagen schaffen werde, hatte sich als irrig erwiesen. Das christ-
liche Erbe war immer mehr aufgezehrt worden, es verlor an Wirksamkeit“ (:135). Von daher 
müsse der Eigennutz des marktwirtschaftlichen Handelns durch eine sozialstaatliche Rege-
lung mit der Sittlichkeit und moralischen Werten verbunden werden. 
Die Reflektion über das Verhältnis von Eigennutz und Gemeinnutz hat eine längere Vorge-
schichte. Schon Aristoteles sah im eigennützigen Verhalten dann einen Vorteil für die anderen, 
wenn es „tugendhaft“ gelebt würde (vgl. Dietzfelbinger 2004:45). Eigennutz dürfe nicht in 
Gier und Sucht ausarten, sondern müsse durch einen Mittelweg gesteuert werden, dem „aurea 
mediocritas“. Bernard Mandeville (1670-1733) hatte 1705 in seiner „Bienenfabel“ die provo-
kante These vertreten, dass gerade die menschlichen Laster verantwortlich seien für das Ge-
meinwohl (vgl. Kremser 2013:226-227; Riklin 1985). Konsum und Produktion, auch wenn 
durch unsittliche Motive gefördert, würden immer Reichtum und Macht eines Landes ver-
mehren und damit das Wohl der Allgemeinheit fördern. Egoismus sei deshalb die Quelle des 
Gemeinwohls (Riklin 1985:224). 
Wesentlicher wurde dann der Beitrag von Adam Smith zum Thema (vgl. Kaiser 1993:191-
192). Smith hatte in seiner „Theorie der ethischen Gefühle“ (Smith 1949) die Abhängigkeit 
der Menschen untereinander betont und die Tugend der Klugheit, die die eigene Glückselig-
keit zum Ziel habe, mit den Tugenden der Gerechtigkeit und Wohltätigkeit, die das Wohlerge-
hen der anderen im Blick hätten, verbunden (:333). Seine marktwirtschaftlichen Grundgedan-
ken, die er Jahre später in seinem Klassiker „Wealth of Nations“ beschrieb, sind wie erwähnt 
auf dem Hintergrund dieses ersten Werkes zu verstehen. Der Wohlstand der Nationen sei nur 
dann erreichbar, wenn die eigenen Interessen verbunden würden mit „anderen anthropologi-
schen Grundkonstitutionen“ (Dietzfelbinger 2044:46). Smith selber war unter diesen Voraus-
setzungen der Meinung, das Eigeninteresse in der Wirtschaft würde „von einer unsichtbaren 
Hand geleitet, um einen Zweck zu fördern, den zu erfüllen er in keiner Weise beabsichtigt 
hat“ (Smith 1978:371). Gemeint war damit die Steigerung des gesamten Volkseinkommens 
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und damit des „Allgemeinwohls“ durch den eigenen Gewinn, auch wenn der Wirtschaftsak-
teur das ursprünglich gar nicht als Ziel auf seiner Agenda hätte. Dem Selbstinteresse wird bei 
Smith damit eine automatische moralische Qualität zuerkannt (Kremser 2013:228).  
Thomas Malthus (1766-1834) hatte diesem Ansatz widersprochen (vgl. Pies 2008:34-35). 
Eigeninteressiertes Verhalten könne sehr wohl unter bestimmten Bedingungen für andere 
schädlich sein. Es könne Anreize geben, die unbeabsichtigt zu einer „Abwärtsspirale“ gegen-
seitiger Schädigungen führten, auch wenn der Akteur dies ebenfalls gar nicht intendiert habe. 
So könnten Eltern aus Eigennutz genötigt sein, viele Kinder in die Welt zu setzen, was am 
Ende jedoch zu einer Bevölkerungsexplosion und damit zu sinkendem Lebensstandard der 
Kinder führe. Solche „sozialen Dilemmata“ (Pies 2008:34) seien unvermeidlich. Deshalb 
könne man dem Eigennutz keineswegs pauschal unterstellen, dass er in jedem Fall zum Ge-
meinnutz beitrage.  
Die Denkschrift geht deshalb auch in dieser Frage wieder einen Mittelweg. Dass aus Ei-
gennutz automatisch auch Gemeinnutz folgen würde, sei durch die Fehlentwicklungen der 
Vergangenheit widerlegt, so die Freiburger. Diese Korrelation würde nur auf dem Boden der 
„Sittlichkeit“ funktionieren. Schon Ende des 19. Jahrhunderts seien die von Smith postulierten 
Voraussetzungen für den „gemeinnützigen Eigennutz“ nicht mehr erfüllt gewesen. „Aller-
dings zeigten sich schon vor 1914 gewichtige Schwächen und gefährliche Verzerrungen der 
liberalen Ordnung“ (In der Stunde Null:135). Es gäbe von daher keinen Automatismus, wie 
Smith sie noch idealistisch vertreten hätte, sondern es brauche staatliche Ordnungen und eine 
sittliche Grundlage von außen, damit der Eigennutz auch der Allgemeinheit zu Gute käme. 
Der Eigennutz an sich habe nach Ansicht der Freiburger von daher keine „moralische Quali-
tät“ in sich, die von selber den Gemeinnutz steigern würde. Auch die Wettbewerbswirtschaft 
könne nicht aus sich selber heraus in jedem Fall den Gemeinsinn fördern. Sie brauche eine 
Sozialordnung. Dass sich Eigennutz und Gemeinwohl aber nicht unbedingt ausschließen 
müssten, war ebenso Konsens bei den Autoren.  
Auch in anderen Schriften haben die Freiburger Autoren sich mit der Spannung zwischen 
Eigennutz und Gemeinwohl beschäftigt. Als Beispiel sei Franz Böhm herangezogen. Roser 
fasst seine Argumentation so zusammen, dass Böhm Nächstenliebe und Sozialverhalten auf 
der individuellen Ebene fördern wollte. Für die gesamte gesellschaftliche Ordnung schloss er 
ein solches altruistisches Prinzip jedoch aus, da man ein solches Verhalten nicht von allen 
Mitgliedern der Sozialgemeinschaft erwarten könne (Roser 1998:249). Hier müssten vernünf-
tige Regelungen angewandt werden, die für alle Menschen gelten sollten. Das den eigenen 
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Vorteil suchende Nutzendenken des Einzelnen sollte deshalb vom Staat durch Gesetze und 
Ordnungen in die rechten Bahnen gelenkt werden, so Böhm (:249). Rüstow (1957:57-58) hat 
später darauf hingewiesen, dass die Überzeugung des Eigennutzes für den Gemeinnutzen 
auch aus biblischen Texten erschlossen werden könne. Die Aufforderung Jesu: „Liebe deinen 
Nächsten, wie dich selbst“ (Mt 22,39), enthalte eine solche sich ergänzenden Kompatibilität, 
die auch im funktionierenden Leistungswettbewerb angelegt sei (vgl. auch Lachmann 
1988:284; Noll 2002:40). 
An dem idealistisch-anmutenden Ineinander von „Gemeinnutz durch Eigennutz“ ist Kritik 
geübt worden. Friedhelm Hengsbach (1993) hat zu Recht gemahnt, dass mit einem solchen 
Ansatz durch die Hintertür jede Form des Eigeninteresses gerechtfertigt werden könne: „Aber 
solange die ökonomische Ethik das Eigeninteresse, mag es aufgeklärt, wohlverstanden oder 
langfristig definiert sein, zum Maßstab einer Moral erklärt, entgeht es nicht dem Verdacht, 
letztlich das Recht des Stärkeren zu etablieren und denen eine ethische Rechtfertigung zu ver-
schaffen, die sich im Kampf ums Dasein behauptet haben“ (:52). Andere Wirtschaftsethiker 
haben dagegen darauf hingewiesen, dass Moral immer „anreizkompatibel“ sein müsse und 
Moral und Eigeninteresse miteinander sehr wohl vereinbar seien (Suchaneck 2011:33-34). 
Von daher müsse man Adam Smith Recht geben.  
Solche Debatten der Vergangenheit und Gegenwart zeigen, dass die Frage nach dem Ver-
hältnis von Eigennutz und Gemeinnutz von hoher Relevanz ist. Die Freiburger Denkschrift 
hat hier einen wichtigen ausgleichenden Grund gelegt, der auch für neuere Debatten wegwei-
send sein kann. 
4.2.5 „Ausgleich, nicht Gleichheit“: Egalitarismus und Umverteilung 
Leistungswettbewerb führt nicht zu gleicher Verteilung von Vermögen und Einkommen. 
Im Gegenteil. „Wirtschaftliche Ungleichheiten sind also das Normale“, resümiert Lachmann 
über die Wettbewerbswirtschaft (Lachmann 1988:284). Wie sind die Autoren der Denkschrift 
mit dieser ethischen Spannung umgegangen? 
Die Freiburger Denkschrift bestätigte zunächst die Ungleichheit der Menschen. Es ginge 
bei der Neuordnung der Wirtschaft nicht um eine „Nivellierung von Klassen-, Besitz- und 
Bildungsunterschieden“, wie es der Kommunismus wolle, so die Verfasser (In der Stunde 
Null:89). Schon die Kritik am „Massenmenschentum“ der Neuzeit war auch als Kritik an der 
Gleichmacherei zu verstehen. Man kritisierte konkret am Nationalsozialismus, dass er ver-
sucht habe, die Arbeiterschaft durch „Propagandaeffekte“ wie „Erholungsheime, Vergnü-
gungsstätten und Ozeandampfer“ kurzzeitig mit Luxus in Verbindung zu bringen, der nicht zu 
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den sozialen Verhältnissen dieser Schicht passen würde (:90). Vor allen Dingen verwahrte 
man sich gegen die Aufhetzung der Massen gegen die „bürgerliche Intelligenzschicht und 
gegen die besitzenden Stände“ (:90). Auch der Einsatz für eine „Notabelnschicht“ (:74) zeigt, 
dass man sich mit egalitären Tendenzen schwer tat. Unterschiede, auch im Einkommen und in 
den Vermögen, seien hinzunehmen. 
Die Ablehnung einer Nivellierung von sozialen Unterschieden in der Denkschrift war da-
mals nicht singulär. Sie findet sich z.B. auch bei Emil Brunner, der in seinem Werk „Das Ge-
bot und die Ordnungen“ gerade aus der Schöpfung und aus dem „Gliedschaftsgedanken“ des 
Paulus das Prinzip der Ungleichheit ableitete (Brunner 1939:392). Eine Philosophie der 
Gleichheit stamme nicht aus der Bibel, sondern aus der „stoischen Urstandslehre“ (:196), die 
rein individualistisch dachte, so Brunner. Gerade die Schöpfungslehre intendiere dagegen eine 
„ungleiche Individualität“, die ein bestimmtes von Gott gewolltes Ziel habe: Sie mache den 
Menschen „bedürftig“ und führe dadurch zu „Austausch“, „Kooperation“ und „Gemeinschaft 
im Sinne des ‚Miteinandermüssens‘“ (:196). Alle Menschen seien zwar gleichwertig vor Gott, 
aber deshalb nicht automatisch in allen materiellen Dingen gleichgestellt. Im Gegenteil: 
„Vielmehr bedeutet Gleichheit immer Aufhebung der Gemeinschaft“, so Brunner (:197). Ge-
meinschaft sei aber gerade das Ziel aller Schöpfung. In Bezug auf die Wirtschaftsordnung 
hielt Brunner explizit fest: „Gleichmacherei ist Ertötung der wirtschaftlichen Lebendigkeit“ 
(:393). Zwar sei Ungleichheit in vielen Fällen auch Resultat der Sünde und Unterdrückung. 
Trotzdem sei nicht die „Gleichheit“, sondern der „Ausgleich“ „Postulat einer christlichen 
Wirtschaftsethik“ (:393). Gerechtigkeit bedeute deshalb Ausgleich, Angleichung, aber nie 
Gleichheit (Brunner 1943:182).  
Die Frage nach der Ungleichheit der Menschen in wirtschaftlichen Bezügen ist bis heute 
eine der großen Streitpunkte der Theologie und Philosophie (vgl. Gosepath 2004; Dahm 
1992). Die Debatte selber ist alt, wurde insbesondere im frühen Utilitarismus geführt (vgl. 
Noll 2002:59-60). Man argumentierte dort, dass der Nutzen für möglichst alle Gesellschafts-
mitglieder und damit die Umverteilung staatlich zu fördern sei. Deshalb sei eine Einkom-
mensverbesserung der Geringverdiener notwendig, um den kollektiven Gesamtnutzen, das 
„größte Glück der größten Zahl“ (Bentham), zu fördern. Kritiker haben dagegen allerdings 
eingewandt, dass der Nutzen einer Sache eine Frage der persönlichen Präferenzen sei und 
nicht verallgemeinert werden könne (:60). Auch der einseitige Bezug auf die finanzielle Seite 
des Nutzens übersehe, dass Geld und Vermögen allein keine Sicherheit für den höchsten Nut-
zen der größten Zahl seien. Andere haben wiederum darauf verwiesen, dass die „Zustimmung 
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der betroffenen Individuen“ beim Zustandekommen von Wirtschaftsprozessen die Vorausset-
zung dafür sei, dass es „gerecht“ zugehe. Ein solcher „Gesellschaftsvertrag“, der durch eine 
freiwillige Zustimmung der Betroffenen zustande käme, könne auch mit Ungleichheiten vor-
lieb nehmen (:60).38  
Ungleichheit in den Einkommensverhältnissen, aber auch die einseitige Besitzverteilung 
im globalen Maßstab, haben besonders seit den 1980er Jahren innerhalb der ökumenischen 
Bewegung mehrfach zu kritischen Äußerungen gegen die moderne Marktwirtschaft und ihre 
„soziale Ungerechtigkeit“ geführt (Dahm 1992:277). Dabei wurde häufig verallgemeinernd 
die gesamte Marktwirtschaft undifferenziert für alle wirtschaftlichen Probleme der Neuzeit 
verantwortlich gemacht. Auch dabei übersah man, dass „Ungleichheit nicht gleichbedeutend 
[ist] mit Ungerechtigkeit“, wie Noll treffend argumentiert (Noll 2002:56). Die entscheidende 
Frage ist, welche Gründe es für Ungleichheit gibt und aus welchen Gründen und auf welchen 
Wegen die Ungleichheit entstanden ist. Die Freiburger Denkschrift würde sagen: „Auf die 
dahinterstehende Gesinnung kommt es an.“ 
Die Frage nach Gleichheit und Ungleichheit hängt eng mit der Frage nach einem „gerech-
ten Lohn“ zusammen, die ebenfalls in der Denkschrift thematisiert und deshalb auch hier 
thematisiert werden muss. 
4.2.6 „(Lohn)Gerechtigkeit“: Gehaltszahlungen zwischen marktlicher Leistung und so-
zialem Bedarf 
Generell fordert man in der Freiburger Denkschrift eine „gerechte Entlohnung“ (In der 
Stunde Null:90-91), eine „gerechte Lohnpolitik“, bei der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
tretungen in freier Konkurrenz Ausbeutungen verhindern sollten (:92). Das Kernproblem aller 
Sozialpolitik sei die Sicherung des „gerechten Lohns“ (:90), heißt es an einer anderen Stelle. 
Dabei sei die Wettbewerbspolitik das beste Mittel gegen Arbeitslosigkeit und für „gerechte 
                                               
38 In den philosophischen Debatten über eine Umverteilungspolitik hat sich insbesondere John Rawls (1921-
2002) einen Namen gemacht. Seine Form des „Gesellschaftsvertrag“ (Rawls 1979:12) betont im Bereich der 
Ökonomie, dass ähnlich wie im klassischen Utilitarismus durch Umverteilung besonders die schwächsten Mit-
glieder der Gesellschaft gefördert werden sollten. Ausgangspunkt war seine These, dass alle Menschen in ih-
rem „Urzustand“ (:140-220) gleich seien. Seine „Maximin-Regel“ (Rawls 1979:178) war als Option für die 
Armen gedacht und zielte auf eine Maximierung des Minimums an gesellschaftlichen Grundgütern. Wichtiges 
Kriterium der Gerechtigkeit sei die „Fairness“ (:19). „Die vernünftigsten Gerechtigkeitsprinzipien sind nach 
dieser Auffassung der Gerechtigkeit als Fairneß diejenigen, auf die sich Personen unter fairen Bedingungen 
einigen könnten“ (Kelly 2006:9). Gegen Rawls wurde aber eingewandt, dass in der Realität Menschen niemals 
gleich seien, auch gerade nicht im „Urzustand“, sondern in ihren Begabungen und in ihrer Leistungsbereit-
schaft große Unterschiede aufweisen (Noll 2002:63). Außerdem würde eine solche Umverteilungspolitik nur 
dazu führen, dass möglichst viele gesellschaftliche Gruppen für sich eine solche fordern würden. Eine über-
mäßige Umverteilung würde wiederum zu anderen Ungerechtigkeiten eines „Wohlfahrtstaates“ führen, Leis-
tungsmissbrauch fördern und Eigeninitiative ersticken (:67-68). 
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Preise und Löhne“ (:139; vgl. Farmer 2000:132). Die Lohnfindung sollte der Wettbewerbs-
ordnung unterstellt sein. „Auch die Lohnbildung muß soweit wie irgend möglich Wettbe-
werbsgrundsätzen unterstellt werden“ (In der Stunde Null:139). „Sauberer Wettbewerb be-
wirkt auch am ehesten gerechte Preise und Löhne…“ (:139). 
Auch damit stellte man sich zunächst hinter die Wettbewerbsordnung. Die Lohnfindung 
müsse über die Wettbewerbspolitik erfolgen und dürfe nicht von außen festgelegt werden. 
Jeder Lohn muss erst einmal erwirtschaftet werden, so die Freiburger. Eine zu starke Regle-
mentierung von Löhnen könne auch zu einer „rapiden Verminderung der Leistungsanreize“ 
(Noll 2002:66) führen. Man forderte auch „Beweglichkeit der Löhne“, wenn Arbeitslosigkeit 
drohe, und bekannte sich zu einer flexiblen Lohnpolitik (In der Stunde Null:93). 
Dabei blieben die Freiburger aber nicht stehen. Wichtig war den Verfassern auch: Keine 
Seite, weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmern, dürften Löhne einseitig durchsetzen. Das Kon-
kurrenzprinzip wurde hier bewusst auch für Lohnverhandlungen gefordert. Beide Seiten 
müssten bei den Lohnverhandlungen ein „Bewußtsein des gemeinschaftlichen Dienstes am 
Betriebe und an der Volkswirtschaft“ an den Tag legen (:93). Einseitige Machtballungen seien 
zu verhindern, ebenso „Ausbeutungslöhne“ (:139). Der Staat müsse als Ordnungsmacht Mög-
lichkeiten anbieten, damit Arbeitnehmer in diesem Fall entsprechende Stellen anrufen könnten 
(:139). Dem Staat kommt überhaupt beim Durchsetzen von Lohngerechtigkeit eine wichtige 
Funktion zu. Man fordert von ihm ein Aufseheramt: „Der Staat muß die Lohnbildung überall 
überwachen…“ (:139). Allerdings wird nicht gefordert, dass der Staat von sich aus Löhne 
festsetzt. Seine Ordnungsfunktion war von daher wieder begrenzt.  
Wilhelm Röpke hat sich in seinem Standardwerk „Die Lehre von der Wirtschaft“ 
(1949:227-259) intensiv mit der Lohnpolitik und den Einkommensdifferenzen auseinanderge-
setzt. Eine Angleichung des Lohnniveaus würde der Wirtschaft schweren Schaden zufügen, 
meinte Röpke. Es würde die Investitionsbereitschaft der Vermögenden minimieren (:232), 
auch die Kapitalversorgung eines Landes sei dadurch gefährdet (:232). Außerdem würden 
höhere Zwangslöhne sofort die Arbeitslosenzahlen steigen lassen (:233). Zudem dürfe ein 
Unternehmensgewinn, der nichts mit den Löhnen für Angestellte zu tun habe, nicht unter Ge-
neralverdacht gestellt werden, denn gerade aus diesem würden ja Investitionstätigkeiten ver-
wirklicht, die wiederum der Gesamtwirtschaft und damit dem eigenen Arbeiter zu Gute kä-
men (:237). „Läßt man den Unternehmern aber nur die Verluste, während man ihnen die Ge-
winne mehr und mehr durch Besteuerung, Lohnerhöhungen und andere Mittel beschneidet, so 
wird die private Investitionstätigkeit zu einem Spiel, bei dem man schließlich nur noch verlie-
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ren kann“ (:237). Viel effektiver, um unguten „Bereicherungsgewinn“ zurückzudrängen, sei 
die Konkurrenzwirtschaft (:237). Man könne zwar Löhne anheben. Aber das entscheidende 
Kriterium dafür sei immer „die Produktivität“, der „Wertertrag der Arbeit“, so Röpke (:246). 
Die Frage nach einem „gerechten Lohn“ tangiert prinzipiell das große Thema der Gerech-
tigkeit in Wirtschaftsprozessen, das schon im Zusammenhang mit Gleichheit und Ungleich-
heit angesprochen wurde. Die ungleiche Einkommensverteilung wird auch heute häufig kriti-
siert, auch die unterschiedlichen Startbedingungen. Wie wir aber schon gesehen haben, ist 
gerade die Forderung nach „Leistungsgerechtigkeit“ ein erstes Indiz dafür, dass die Soziale 
Marktwirtschaft den Gerechtigkeitsgedanken keineswegs bei Seite schob. „Jedem das Seine“, 
eine Grundaussage der Denkschrift (In der Stunde Null:64), wollte vielmehr gerade ja als Ge-
rechtigkeitspostulat verstanden werden. Die Autoren knüpften dabei an eine alte Definition 
von Gerechtigkeit an, dem „suum cuique“ (Homann & Blome-Drees 1992:66). Es sei gerade 
ungerecht, wenn für unterschiedliche Arbeit, unterschiedliches Risiko und unterschiedlichen 
Einsatz der gleiche Lohn bezahlt würde. Die Freiheit zum unternehmerischen Engagement 
müsse zu unterschiedlichem Einkommen führen. Eine Lohnpolitik, die sich nicht an der Leis-
tung orientiert, sei ungerecht. Außerdem gehe es, wie schon erwähnt, um das Einhalten von 
Regeln. „Gerechtigkeit ist ein sinnvoller Begriff nur ‚within rules‘, setzt also Regeln voraus“ 
(:66). 
Andere haben darauf hingewiesen, dass die Soziale Marktwirtschaft die „kommutative Ge-
rechtigkeit“ stärke, da im Tauschakt nach vertraglicher Vereinbarung eine ausgleichende Ge-
rechtigkeit zu Stande kommt. „Jeder erhält das, was er im Tausch vereinbart hat“ (Noll 
2002:58). Der Tauschakt an sich, wenn er fair und nach den Spielregeln von Statten geht, 
spiegelt eine „Tauschgerechtigkeit“ wider. Der Konsument bezahlt für ein Produkt einen „ge-
rechten“ Preis. Jede Form der staatlichen Preis- und Lohnpolitik dagegen würde dieses Prin-
zip außer Kraft setzen. 
Lampert (1990:75-91) hat als einer der Wenigen die spätere Soziale Marktwirtschaft unter 
dem Aspekt der „Gerechtigkeit“ untersucht. Auch er sieht gerade die damit verbundene „öko-
nomische Wohlfahrt“ vieler Menschen als Förderung der „sozialen Gerechtigkeit“ an. Denn 
nur eine erfolgreiche Marktwirtschaft würde überhaupt die Güter für Umverteilung zur Verfü-
gung stellen können: „Eine dezentrale und wettbewerblich organisierte Wirtschaft produziert 
mehr ökonomische Wohlfahrt als Wirtschaftssysteme, die nach anderen Prinzipien organisiert 
sind. Daher steht in einer Wettbewerbsordnung ein größeres Sozialprodukt zur Verfügung, 
folglich auch eine größere Gütermenge für Umverteilungszwecke, also auch für die Förde-
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rung sozialer Gerechtigkeit“ (:79-80). Denn eine Gesellschaft könne nur das geben, was sie 
auch eingenommen habe. Außerdem fördere gerade ein Einkommen „entsprechend dem pro-
duktiven Beitrag der Produktionsfaktoren“ wiederum die „Leistungsgerechtigkeit“ (:80). Das 
Prinzip der „offenen Märkte“ gebe allen die gleichen Startbedingungen, „freie Preise“ sicher-
ten die „Tauschgerechtigkeit“ (:80). 
Bei aller Berechtigung dieser Argumente der Befürworter der Marktwirtschaft, die auch 
von den Freiburger Autoren vertreten wurden, gingen die Freiburger aber noch einen Schritt 
weiter. Eine soziale Dimension der Marktwirtschaft sei trotzdem für die Fälle notwendig, wo 
die Gerechtigkeitsideale der klassischen Marktwirtschaft an ihre Grenzen stießen. Hier sei 
eine „distributive Gerechtigkeit“ gefragt, eine „Verteilungsgerechtigkeit“, die das Ganze im 
Auge behält (Noll 2002:58). Von daher hätten die Verfasser der Denkschrift selbst eine Sozia-
le Marktwirtschaft nicht als „gerechte Wirtschaftspolitik“ bezeichnet, auch wenn sie von den 
Prinzipien der Marktwirtschaft überzeugt waren. Sie sahen vielmehr auch die Schwächen des 
Systems, das neben der Leistungsgerechtigkeit auch eine Gerechtigkeit durch Ausgleich bein-
halten sollte. 
Was das genau für die Lohnpolitik bedeutet, lässt die Denkschrift offen. Weitergehende 
Überlegungen über das Verhältnis von Leistung oder Risiko zum Lohn oder zum „Marktwert“ 
werden nicht angestellt. Der allgemeine Grundtenor der Denkschrift zeigt aber, dass hier mit 
aller Vorsicht die Ordnungspolitik des Staates gefordert sei. Die Lohnpolitik sollte sich des-
halb an der marktlichen Leistung und am Sozialausgleich orientieren. 
4.2.7 „Gebändigter Besitz“: Zum Eigentumsbegriff 
Eng verbunden mit diesen Überlegungen für eine neue Wirtschaftsordnung war auch die 
Frage nach dem persönlichen Eigentum (vgl. Karrenberg 1960:136-148). Die Denkschrift gibt 
hierauf nur eine kurze Antwort, allerdings in logischer Ableitung zu den vorgestellten allge-
meinen Ausführungen zur Wirtschaftsordnung. 
Die rechtliche Sicherung des Eigentums wird als einer der drei Grundsäulen der neuen 
Wirtschaftsordnung bezeichnet: „Als dritte Voraussetzung für eine befriedigende Stellung des 
Einzelnen in der Wirtschaftsordnung ist schließlich rechtliche Sicherung des Privateigen-
tums… zu fordern“ (In der Stunde Null:93). In der Anlage 1 über die „Rechtsordnung“ heißt 
es: „Das Eigentum ist zu schützen und zu fördern“ (:107). Der Staat müsse sicherstellen, dass 
keine Zerstörung von Ersparnissen durch Währungsverfall und Inflation eintrete (:93). Anlage 
4 ergänzt: Die Gebote Gottes riefen zur „Achtung vor fremdem Eigentum“ auf (:129). Der 
Mensch habe eine „selbstverantwortliche Verfügungsbefugnis“ über die wirtschaftlichen Gü-
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ter, nicht der Staat oder die Allgemeinheit (:129). Auch die Förderung von „Familienbetrie-
ben“ zielte auf die Sicherung des Privateigentums (:139-141). 
Allerdings kommt die Ausgewogenheit der gesamten Denkschrift sofort wieder zum Aus-
druck, wenn eine „möglichst breite Eigentumsverteilung“ erstrebt wird (:93). Und: Eigentum 
verpflichte zum rechten Gebrauch für den Nächsten. Eigentumsmissbrauch sei dagegen 
rechtswidrig (:94). „Auf jedem Eigentum liegt eine soziale Hypothek“ (:94). Eigentum sei 
Verpflichtung an der Gemeinschaft. Konkret sieht man bei den Mittellosen die Gefahr, „in 
Resignation zu versinken“, bei den übermäßig Vermögenden, „verbrecherischen Instinkten 
und Versuchungen zur Beute zu fallen“ (:94). Die Wettbewerbswirtschaft benötige deshalb 
„starke sittliche Gegenwirkungen“, um den „Privategoismus“ zurückzudrängen (:94). 
Dieser ausbalancierte Eigentumsbegriff der Denkschrift findet sich auch in der „Freiburger 
Schule“. Eine der Grundprinzipien der Wettbewerbsordnung Euckens war der Schutz des Pri-
vateigentums (Eucken 1990:270-275). „Privateigentum gehört zu den Voraussetzungen der 
Wettbewerbsordnung“ (:271). Aber auch hier findet sich sogleich die Grenze: Eigentum benö-
tige ein Konkurrenzsystem, damit es nicht zu monopolistischen Machtballungen von einzel-
nen Unternehmern komme (:274). Der Charakter des Privateigentums müsse „wettbewerbs-
konform“ (:274) sein, so Eucken. Nur im Rahmen der Wettbewerbswirtschaft könne Privatei-
gentum gezügelt und somit „soziale Mißstände“ vermieden werden (:275). Umgekehrt sei 
aber gerade das Privateigentum die „Voraussetzung für eine freie Staats- und Gesellschafts-
ordnung“ (:274). Im Gegensatz dazu sei das „Kollektiveigentum“ Ausdruck eines „Beherr-
schungsinstruments einer Führerschicht“, das unlösbare soziale Probleme auslöst (:270). Es 
erdrücke die menschliche Freiheit, der Mensch wird „klein und unselbständig“ (:275). 
Diese Sicht Euckens und der Autoren der Denkschrift, in der Privateigentum gesichert, 
aber Besitzballungen verhindert werden sollten, findet sich auch bei Brunner (1943:175). Es 
gäbe ohne Eigentum überhaupt keine Freiheit, so der Zürcher Theologe. Eigentum sei ein 
„Schöpfungsrecht“ und unbedingt zu sichern (:175). Andererseits müsse Reichtum in einem 
vernünftigen Verhältnis zu Arbeit und Leistung stehen (Brunner 1939: 421-422). Deshalb sei-
en die Warnungen des Neuen Testamens an Reiche ernst zu nehmen. Reichtum sei Verpflich-
tung, der Reiche sei immer nur „Haushalter“, nie Besitzer. Reichtum sei „Dienstmittel“, nicht 
„Genußmittel“, so Brunner (:421). 
Auch die ökumenische Bewegung beschäftigte sich damals mit der Eigentumsfrage, so die 
Oxfordkonferenz von 1937. Hier war man allerdings sozialkritischer eingestellt, als die Frei-
burger Ökonomen. Im Grundduktus stimmte man aber mit der Haltung der späteren Freibur-
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ger Denkschrift überein. Jedes menschliche Eigentumsrecht sei relativ und jede Anhäufung 
von Eigentum sei auf ihre sozialen Folgen zu prüfen (Kirche und Welt in ökumenischer 
Sicht:183). „Verantwortungsloser Besitz“ in den Händen weniger Leute sei dagegen eine Be-
drohung (:173). Konkret hieß es: „Die heutige Eigentumsordnung und -verteilung muss von 
den weithin nicht-moralischen Vorgängen her kritisiert werden, durch die sie entstanden sind, 
und die Kritik muss die Tatsache in Rechnung stellen, dass jedes für das christliche Denken 
gültige Argument zur Verteidigung von Eigentumsrechten immer auch ein Argument für die 
weitestmögliche Verteilung dieser Rechte ist“ (:183). Dabei unterschied man zwischen dem 
direkten Privateigentum und dem Eigentum, das „dem Inhaber Macht über andere Menschen 
verleiht“ (:184). Hier gäbe es eine besondere „sittliche Prüfung“ und Verantwortung (:184).39 
 
  
                                               
39 Die ungleiche Verteilung von Eigentum ist von christlichen Sozialwissenschaftlern immer wieder kritisiert 
worden. Wie aber Lachmann (2006:65-69) zu Recht gezeigt hat, geht die Kritik der „christlichen Soziallehre“ 
häufig am Eigentumsbegriff des marktwirtschaftlichen Anliegens vorbei. Eigentumsrechte seien gesetzlich ge-
schützte Ansprüche über Vermögensgüter, die Menschen gehörten. Verantwortung und Verfügungsmacht über 
Güter müssten rechtlich geregelt und abgesichert werden, um keine Anarchie heraufzubeschwören, so Lach-
mann (:66). Eine Eigentumsordnung sei auch Voraussetzung für den freiwilligen Tausch und die Arbeitstei-
lung der Wirtschaft (:66). Zudem sei gerade die Trennung von Daseinsfürsorge durch die Eigentumsrechte von 
der „politischen Macht“ und ihren Zugriffen für eine freiheitliche Staatsordnung absolut notwendig (:67). Ar-
beitswilligkeit und die Bereitschaft, Unternehmensrisiken einzugehen, seien nur dann zu bewirken, wenn es 
geregelte Eigentumsrechte gäbe. Dementsprechend sei eine ungleiche Verteilung des Eigentums keineswegs 
automatisch Unrecht oder auf eine Ausbeutung der Armen zurückzuführen (:67-68). Ein unerwünschter Ne-
beneffekt einer aus dem Ruder laufenden Marktwirtschaft sei allerdings eine einseitige Vermögenskonzentra-
tion, da sie zu Machtballungen führen würde. Auch aus ökonomischer Sicht sei eine Konzentration von Eigen-
tum problematisch, da sie „ineffizient“ ist, denn die Verwaltung von großem Eigentum kann nicht selbständig 




Die Ausgangsfrage der Untersuchung lautete: Wo hat die christliche Ethik Eingang in die 
Denkschrift und vor allem in den wirtschaftspolitischen Teil gefunden? Damit verknüpft ging 
es um die Frage, ob sich christliche Bezüge in den Viten der Autoren und Bearbeitern finden 
lassen, die die christlichen Thesen des Dokumentes bestätigten. Außerdem ging es um die 
Frage der theologischen Verortung der Thesen der Denkschrift in der damaligen Zeit und um 
den Anteil des Protestantismus an der Denkschrift. 
Die Untersuchung konnte anhand einer detaillierten Inhaltsanalyse der Denkschrift zeigen, 
dass Thielickes rückblickendes Votum über den Herausgeberkreis berechtigt war: „Die Kraft 
zu seinem Widerstand und das Normengerüst für die Konzeption einer neuen Zukunft emp-
fing dieser Kreis aus dem christlichen Glauben“ (Thielicke 1979:5). Auch Philipp von Bis-
marcks Diktum im Nachwort zur gedruckten Denkschrift hat seine Berechtigung, wenn er von 
einem „Ergebnis christlicher Wertentscheidungen“ sprach (von Bismarck 1979:155). Die Be-
stätigung dieses Anspruches zeigte sich anhand von zwei Resultaten: 
Zunächst: Wie anhand der Viten gezeigt werde konnte, verstanden sich alle Autoren und 
Berater als bewusste Christen. Alle waren mit der Bekennenden Kirche eng verbunden. Die 
meisten waren in ihrer örtlichen Kirchengemeinde aktiv. Wie einige Kapitel der Denkschrift 
zeigten kannten sich die Autoren sogar in aktuellen theologischen Debatten der Zeit gut aus. 
Mit Ausnahme von Eucken verstanden alle den christlichen Glauben als Maßstab und Grund-
lage ihrer Wissenschaft. Diese christliche Grundhaltung haben sie dabei nicht nur in der Frei-
burger Denkschrift, sondern auch in anderen Publikationen vertreten, wie unsere Untersu-
chung zeigen konnte. Das gemeinsame Band, das diese so disparate Autorengruppe zusam-
menhielt, war „ihr kompromissloses Bekenntnis zum christlichen Glauben“ (Roser 2001:219). 
Von daher wäre es verwunderlich gewesen, wenn sich diese biographische Verwurzelung im 
christlichen Glauben nicht auch in der Denkschrift selber widergefunden hätte.  
Mehr noch als durch die biographischen Ableitungen konnte jedoch anhand der inhaltli-
chen Analyse der Denkschrift gezeigt werden, dass ihre gesellschafts- und wirtschaftspoliti-
schen Überzeugungen und Forderungen dezidiert Inhalte der christlichen Ethik widerspiegel-
ten und versucht wurde, sie biblisch-theologisch zu begründen. Es konnte gezeigt werden, 
dass die Verhältnisbestimmung von Freiheit und Ordnung (Kap. 4.1.2), Eigeninitiative und 
Regulierung (Kap. 4.2.2), Gemeinwohl und Eigennutz (Kap. 4.2.4) auf der Grundlage des 
christlichen Menschen- und Weltbildes entfaltet wurde. Die Sicht vom Mensch als Ebenbild 
Gottes und Sünder zugleich stand dabei Pate für ein ausbalanciertes Gesellschafts- und Wirt-
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schaftssystem, in dem die Selbstverantwortung des Individuums hervorgehoben wurde, die 
aber gleichzeitig durch staatliche Ordnungen und Regeln eingegrenzt werden sollte. Diese 
anthropologischen Grundüberzeugungen des christlichen Glaubens zeigten sich konkret auch 
im Verständnis der Denkschrift von Wettbewerb (Kap. 4.2.2), Eigentum (Kap. 4.2.7), Lohnge-
rechtigkeit (Kap. 4.2.6) und vom sozialen Ausgleich (Kap. 4.2.3). Im Mittelpunkt der Argu-
mentationslinien standen typisch christlich begründete Prämissen: die Überzeugung vom Per-
sonsein in Gemeinschaft, der Freiheit in Verantwortung, des Widerstandes gegen die sündige 
Natur mit Hilfe von bestimmten Ordnungen des Staates als begrenzte und begrenzende Ord-
nungsmacht sowie der Notwendigkeit einer allgemeinen „Sittlichkeit“ des Gewissens als 
Grundlage der Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik. Dahinter stand ein bestimmtes herme-
neutisches Verständnis der Bibel, die als „Wort Gottes“ und „Offenbarung von Gott“ interpre-
tiert wurde. Durch die detaillierte Herausarbeitung dieser theologischen Propria der Denk-
schrift wurde erstmals deutlich, worin der Selbstanspruch der Autoren bestand, eine Nach-
kriegsordnung zu entwickeln, die „auf christlichem Glauben gegründet“ war (Constantin von 
Dietze 1947:7). 
In der grundsätzlichen Verhältnisbestimmung von Glaube und Ökonomik vertraten die Ver-
fasser dabei keineswegs eine simplifizierende Auffassung, in der die Religion die Wirt-
schaftsordnung von oben bestimmen sollte. Die Denkschrift geht vielmehr einen ausgewoge-
nen Mittelweg. Jedes ökonomische Handeln benötige eine ethische Basis, so die Autoren. Die 
Sittlichkeit sei aber nicht automatisch Teil der Ökonomie und Ökonomie nicht Teil der Sitt-
lichkeit. Die Ethik stehe vielmehr wie eine Art „Spielregel“ über dem wirtschaftlichen Han-
deln und sei von daher auch nicht Spielball marktorientierter Kräfte. Christliche Ethik habe 
ihre Existenz „jenseits von Angebot und Nachfrage“, wie Wilhelm Röpke (2009) es später 
programmatisch im Titel seines bekannten Buches über die Soziale Marktwirtschaft formu-
lierte. Religion sei die „Rahmenordnung eines gesellschaftlichen Gefüges“ (Dietzfelbinger 
1998b:193). Die Strukturen der Wirtschaft würden davon nur indirekt berührt und behielten 
ihre Eigengesetzlichkeit. Zwar sei es auch so, dass diese Eigengesetzlichkeiten sehr wohl 
auch in sich schon gewisse ethische Elemente enthielten und zu einer ethischen Regulierung 
der Wirtschaftsprozesse beitragen könnten. Trotzdem seien Ethik und Marktwirtschaft nicht 
identisch. Die Trennung zwischen Glaube und Wissenschaft, zwischen Ethik und Ökonomie, 
wird in der Denkschrift durch die Trennung von „Richtschnuren und Verboten“ und den 
„Sachnotwendigkeiten des Wirtschaftens“ (In der Stunde Null:128) verbal bestätigt. Es ging 
den Autoren deshalb nicht um eine „christliche Wirtschaftsordnung“.  
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Andererseits findet sich in der Denkschrift aber immer wieder der Appell an das Gewissen 
und die moralische Verantwortung des Menschen in konkreten wirtschaftlichen Prozessen. 
Ökonomie brauche Ethik. Beide Bereiche fänden ihre direkten Berührungspunkte im Men-
schen, so die Freiburger. Das Individuum als Wirtschaftsakteur bekomme die Regeln der 
Marktwirtschaft zwar durch den Staat von außen ordnungspolitisch aufoktroyiert, es sei aber 
selber für die Einhaltung der Regeln verantwortlich. Letztlich sei die notwendige „Sittlich-
keit“ nicht institutionell im Wirtschaftssystem begründet, sondern müsse durch individuelle 
Werte von außen gesichert werden. Sie habe ihre Basis im „Gewissen“ des Einzelnen, konkret 
in den Leitlinien des Dekalogs.  
Die Denkschrift betont also beides: Sie verbindet eine institutionelle Ordnungsethik mit ei-
ner individuellen Tugendethik. Beides sei notwendig, um die neue Wirtschaft des „Dritten 
Weges“ erfolgreich praktizieren zu können. Das „wechselseitige Gefüge“ von Ökonomie und 
Ethik findet sich in der Freiburger Denkschrift.40 Ökonomisches Handeln gehe immer von 
bestimmten weltanschaulichen Voraussetzungen aus und sei nie rein neutraler Zweckrationa-
lismus. Ethische Ökonomie könne aber auch nicht nur im Individuum festgemacht werden, 
sondern brauche die „neutrale“ ordnungspolitische Korrektur von außen, das Korrektiv bei 
Ethikversagen. Genau diese beiden Pole finden sich in der Freiburger Denkschrift.41 
Die Freiburger Denkschrift ist aber auch ein zeitgebundenes Dokument gewesen (Thielicke 
1979:5). In der vorliegenden Untersuchung konnte erstmals gezeigt werden, dass ihre inhaltli-
chen Thesen den damaligen Diskussionsstand der Bekennenden Kirche, der Theologie und 
                                               
40 In neuerer Zeit wurde dieses Wechselspiel auch von Koslowski (1988) und Ulrich (2001) betont. 
41 Die Verbindung von Weltanschauung und Ökonomie ist auch in neuerer Zeit durch den Ansatz einer „Neue-
ren-Institutionen-Ökonomik“ bestätigt worden, ohne dass dabei das Christentum als Basis der Wirtschaft au-
tomatisch vorausgesetzt wurde (vgl. Homann & Suchanek 2005). Dieser Ansatz geht von den Mechanismen 
der Marktwirtschaft aus, erweitert aber den Blickwinkel durch den Hinweis auf unterschwellige Interaktionen, 
ohne die kein Marktgeschehen ablaufen könne. Eine effiziente Marktwirtschaft würde nur funktionieren, wenn 
neben den klassischen Gesetzen der Marktwirtschaft von allen Beteiligten weitere, keineswegs selbstverständ-
liche Aufwendungen geleistet werden, „Transaktionskosten“ genannt, die in den bisherigen marktwirtschaftli-
chen Systemen praktisch nicht berücksichtigt wurden. Es handelt sich dabei z.B. um „Kosten“ der „Aufwen-
dungen für die Errichtung und Unterhaltung des Marktes in physischer und sozialer Hinsicht“ (Herms 
2004:188). Um diese ganzheitliche Sichtweise der Marktwirtschaft, die eben auch andere „Institutionen“ be-
rücksichtigt, genauer zu analysieren, müsste man sich auch um persönliche „Tugenden“ der Wirtschaftsakteure 
kümmern, so Herms (:190). Die beteiligten Personen müssen „die Fähigkeit zur zuverlässigen Interaktion in 
gemeinwohldienlichen Institutionen besitzen…“ (:190). Auch wenn die neuere Institutionenökonomik neben 
den religiösen Grundlagen auch andere gesellschaftliche Mechanismen betont, macht sie klar, dass ohne „pri-
vate virtues“ (:193) kein Gemeinwohl und damit keine Steigerung des Wohlstandes möglich ist. Sie bestätigt 
im Grund genommen die ganzheitlichen Interpretationen der Freiburger Denkschrift wie die parallelen Ansät-
ze von Röpke, Rüstow und Müller-Armack. Ob „Sittlichkeit“ (Freiburger Denkschrift), „Wirtschaftsstil“ (Mül-
ler-Armack) oder „Vitalpolitik“ (Rüstow) – die Ausgestaltung einer Wirtschaftsordnung benötige sozialethi-
sche Basiswerte, ohne die eine menschendienliche und erfolgreiche Wirtschaftspolitik nicht möglich sei. Von 




der wirtschaftspolitischen Debatten widerspiegelt, aber auch klassische Themen der Politik 
und Gesellschaft aufgriff.  
Die Zeitgebundenheit des Dokumentes führte zu positiven und problematischen Ergebnis-
sen. Die Freiburger Denkschrift war z.B. einem damals weit verbreiteten, einseitigen, pessi-
mistischen Geschichtsbild verhaftet, das die Entwicklung der Gesellschaft ausschließlich als 
Verfallsgeschichte interpretierte. Positive Aspekte der „Säkularisierung“ wie die Befreiung 
von Bevormundung und die Sicherung von individuellen Freiheitsrechten wurden trotz der 
eigenen Forderungen nach Selbstverantwortung nicht genügend berücksichtigt. Die Kritik an 
der „Vermassung“, so berechtigt sie angesichts der Manipulationen im Dritten Reich und der 
Betonung der Kollektivwirtschaft war, wurde mit einem elitären Elitedenken verbunden, das 
feudale Züge trug. Im ersten Hauptteil der Denkschrift findet man zudem nationalistische Zü-
ge, verbunden mit einer Heroisierung von deutschen Tugenden. Die Haltung der Neutralität in 
Fragen der Staatsverfassung und negative Erfahrungen mit Demokratien führten zu einer ab-
wartenden Haltung gegenüber der zukünftigen Staatsform und unverhohlener Kritik an demo-
kratischen Strukturen. Die Anlage 5 über die „Judenfrage“ rezipierte eine moderate, aber 
trotzdem verhängnisvolle antijudaistische Haltung. Die Kritik am „Holocaust“ ertönt an kei-
ner Stelle.  
Auch die innovativen wirtschaftspolitischen Vorstellungen waren nicht frei von zeitgebun-
denen Aspekten. Die starke Betonung von kleinteiligen Wirtschaftsprozessen, die kritische 
Einstellung gegenüber der Technik, die völlige Ablehnung von Großbetrieben und die Beto-
nung der bäuerlichen Kleinbetriebe rezipierten auch zeitbedingte Vorstellungen. Einige wich-
tige Fragestellung wie die Nachhaltigkeit oder umweltpolitische Überlegungen finden sich im 
Dokument nicht. Auch werden finanzpolitische Überlegungen und internationale Handelsbe-
ziehungen nur am Rande erwähnt. 
Die Zeitgebundenheit des Dokuments zeigt sich auch noch in einem anderen, weniger 
problematischen Aspekt. Die Denkschrift rezipiert aktuelle Diskussionen der Zeit. Erstmals 
konnte in dieser Untersuchung aufgezeigt werden, dass die großen theologischen Debatten der 
damaligen Zeit, wie z.B. die Auseinandersetzungen um „Schöpfungsordnungen“ und um das 
Naturrecht, im Dokument ausführlich aufgenommen wurden. Gleiches gilt für einige Frage-
stellungen, die in der damaligen ökumenischen Bewegung eine Rolle spielten. Die Autoren 
waren nicht nur mit den wirtschaftswissenschaftlichen, sondern auch mit den theologischen 
Sachfragen der Zeit bestens vertraut und haben sich darüber eine eigene Meinung gebildet. 
Die Denkschrift ist von daher auch ein wichtiges Beispiel für die Rezeption der lebhaften De-
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batten der theologischen Ethik in der damaligen Zeit, ein Zusammenhang, der in den bisheri-
gen Untersuchungen der Freiburger Denkschrift nicht berücksichtigt wurde. Die Denkschrift 
rezipiert von daher Ergebnisse, wie sie sich insbesondere in Auseinandersetzungen zwischen 
verschiedenen theologischen und konfessionellen Lagern der Zeit herauskristallisiert hatten. 
Die Autoren haben hier deutliche Positionen bezogen und dabei je nachdem Anleihen an Emil 
Brunner, Karl Barth oder auch an die lutherische Ordnungsethik gemacht.  
Als weiteres Ergebnis unserer Untersuchung muss das häufig vorgebrachte Diktum in Fra-
ge gestellt werden, als handle es sich bei der Freiburger Denkschrift und vor allem bei der 
Sozialen Marktwirtschaft um ein Produkt des „Protestantismus“ (z.B. Brakelmann & Jähni-
chen 1994). Zwar ist unbestritten, dass die Impulsgeber alle Protestanten waren und viele von 
ihnen auch innerhalb der protestantischen Kirchen eine aktive Rolle spielten. Tatsächlich 
spiegeln auch viele Werte der Denkschrift die damalige protestantische Ethik wieder, so die 
Betonung des Menschen als Sünder oder die Zurückweisung jeglicher totalitärer Einfluss-
nahme auf die Kirche. Auch die Zwei-Regimenter-Lehre als Proprium der lutherischen politi-
schen Ethik findet sich im Dokument. Die inhaltliche Analyse konnte jedoch erstmals zeigen, 
dass sehr wohl auch Elemente aus der Christlichen Soziallehre der römisch-katholischen The-
ologie vorhanden waren, so die Betonung der Personalität, das Ordo-Denken, das Subsidiari-
tätsprinzip und in abgewandelter Form auch naturrechtliche Überlegungen (vgl. Althammer & 
Franco 2014:26-28). Dies ist nicht ganz verwunderlich, da einige Verfasser gute Verbindun-
gen zu katholischen Theologen hatten, die teilweise auch beim „Freiburger Konzil“ mit dabei 
waren. Deshalb sollte man zurückhaltender sein, die Denkschrift bzw. die ganze Soziale 
Marktwirtschaft als Resultat einer protestantischen Gesinnung zu deklarieren. 
Bleibt am Ende die Frage des Einflusses der Freiburger Denkschrift auf die Soziale 
Marktwirtschaft. Sie muss differenziert beurteilt werden. Es war es weniger die Denkschrift 
selber, die Einfluss auf die Entstehung der Sozialen Marktwirtschaft nahm, als ihre Verfasser 
und ihre Ideen. Neben den Freiburgern und den anderen Verfassern der Denkschrift haben vor 
allem Wilhelm Röpke, Alexander Rüstow und die „Kölner Schule“ unter Alfred Müller-
Armack für den Siegeszug der Sozialen Marktwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
gesorgt. Ihr „soziologischer Neoliberalismus“ schuf dazu den Gesamtkomplex eines „gesell-
schaftspolitischen Leitbildes“, ohne den eine solche Wirtschaftspolitik in der Praxis nicht um-
setzbar sei (Meier-Rust 1993:89). An diesen Punkten standen Röpke, Rüstow und Müller-
Armack aber in erstaunlicher Parallelität zur Freiburger Denkschrift. Es ging ihnen wie den 
Autoren der Denkschrift um eine ganzheitliche Ordnung der Gesellschaft, die in alle Seinsbe-
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reiche hineinwirken sollte. Auch bei ihnen standen „überwirtschaftliche Werte“ (Rüstow 
1960a:7) im Vordergrund (Meier-Rust 1993:89). Ihnen allein habe die Wirtschaft zu dienen, 
so Röpke, Rüstow und Müller-Armack. Im Mittelpunkt einer solchen Wirtschaftspolitik sollte 
der Mensch stehen, nicht der Profit. Man kann deshalb aufgrund der oben dargestellten um-
fangreichen Quellenstudien sagen, dass trotz der fehlenden direkten Verbindung zur Abfas-
sung der Freiburger Denkschrift gerade dieser ganzheitliche Ansatz der drei „Einzelkämpfer“ 
der Sozialen Marktwirtschaft sie sogar noch stärker mit der Freiburger Denkschrift verbindet, 
als der rein ökonomische Entwurf eines „Dritten Weges“. Auch Röpke, Rüstow und Müller-
Armack bestätigten die Überzeugung der Denkschrift, dass es keine Wirtschaftspolitik ohne 
eine dahinterstehende weltanschauliche Begründung geben könne. Wie Ritter stellten sie die 
Nachkriegsordnung Deutschland in einen geistesgeschichtlichen Gesamtrahmen. Die Werte-
basis für die Wettbewerbswirtschaft sahen auch sie im Christentum und im Humanismus. Von 
daher bestätigten sie die Überzeugungen der Freiburger Denkschrift von einem „sittlichen 
Bewusstsein“, das in der Bevölkerung wieder erweckt werden müsse. Die Denkschrift, ihre 
Autoren und die „anderen Väter“ der Sozialen Marktwirtschaft eint also nicht nur das Eintre-
ten für die Prinzipien des „Ordoliberalismus“, sondern vor allem die Überzeugung von einer 
ganzheitlichen Wirtschaftsordnung, die auch ethische Wertefragen einschießen sollte.  
Die Begründung der Sozialen Marktwirtschaft mit Hilfe des biblischen Welt- und Men-
schenbildes war zwar bei den einzelnen Vertretern unterschiedlich stark ausgeprägt, wie die 
Untersuchung zeigte, ist aber nicht zu leugnen. Diese Zusammenhänge wurden von daher mit 
Recht auch in neuerer Zeit bestätigt. Starbatty (1986:9) spricht davon, dass „die Architekten 
der Sozialen Marktwirtschaft sich als bewußte Christen empfanden und sich bei ihren ord-
nungspolitischen Vorstellungen nicht zuletzt von ihrem Glauben leiten ließen“. Nutzinger 
(2007:75) fasst ebenfalls treffend zusammen: „Es ist daher nicht von ungefähr, dass gerade 
die ‚Gründerväter der Sozialen Marktwirtschaft‘ und bedeutende ‚Ordoliberale‘ wie Alfred 
Müller-Armack, Franz Böhm, Walter Eucken und Wilhelm Röpke sich als Christen verstan-
den oder wie Alexander Rüstow sich ernsthaft mit dem Christentum auseinandergesetzt ha-
ben. Denn eine Soziale Marktwirtschaft, die eine sinnvolle Balance zwischen dem ‚Men-
schengerechten‘ und dem ‚Sachgemäßen‘ anstrebt, kann bei aller Unvollkommenheit und 
allen schwierigen Abwägungen und Kompromissen doch auch als eine wirtschaftliche Ord-
nung verstanden werden, die vieles von den ethischen Intuitionen des Alten und Neuen Tes-
taments aufnimmt“.  
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Goldschmidt kann generell Recht gegeben werden, wenn er über den Einfluss der Freibur-
ger schreibt: „Die Entwürfe der Freiburger Ökonomen für ein freiheitliches Nachkriegs-
deutschland haben in erheblichem Maße die gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Vorstel-
lungen nach 1945 geprägt. Das Modell ‚Soziale Marktwirtschaft‘ ist zu einem guten Teil auch 
eine Frucht des Freiburger Widerstands; das ‚Freiburger Erbe‘ ist bis heute lebendig“ (Gold-
schmidt 2005c:VIII). Auch Klump resümiert ähnlich: „Nach dem heutigen Forschungsstand 
sind es gerade die Freiburger Kreise, in denen die Plattform für die Renaissance marktwirt-
schaftlichen Denkens in Deutschland schon während der Kriegszeit geschaffen wurde. Erst 






Vorbemerkung: In der Bibliografie werden die Erstauflagen in eckigen Klammern vor die 
benutzte spätere Auflage gestellt, nicht wie üblich dahinter, um die historische Zuordnung der 
Quellen in der zeitlichen Sequenz besser sichtbar zu machen. 
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